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-Zur Tarifrunde bei Post, Bahn und Öffentlichem Dienst- 


Der Tarifkampf *74 im Öffentlichen Dienut ii "beigchegt‘, nachdem im 


Hchmitt 40 Pronunt der un der weisen Ursbettenroung betediguem 
vo ÖTV, DAG, DFG und GdED dem fanlen 


Polizei stand zum Räumen‘ 
bereit 


Hunderte streikende Arbeiter 
und Angestellte besetzten am 
Mittwoch, den 13.2.1974, kurz 
nach sechs Uhr das Kasseler Rat- 
haus. Sie riegelten alle Eingänge 
ab und versperrien den Haupt 
eingang. „Selbst Stadtverordne- 
ten wurde der Zutritt verwehrt“ 
(Hessische Allgemeine, 14.2.) 
Das Rathaus blieb für den Rest 
des Tages geschlossen, weil „kein. 
Bediensteter mehr da war" (HA). 
Zuvor hatten streikende Arbei- 
ter des technischen Personals 
den gesamten Telefonbetrieb des 
Rathauses für knapp drei Stun- 
den lahmgelegt. „Die Lage ist 
völlig unübersichtlich”, hieß «x 
in einer Meldung der Stadtpres- 
sestelle, „deren Mitarbeiter sich 
zum Telefonieren in ein nahege: 
Negenes Geschäft begeben muß- 
ten.” 

Die Polizei bereitete sich vor, 
Die Lage hatte sich schon am 
Morgen so zugespitzt, daß das 
Polizeipräsidium um 7.30 Uhr 
eine ‘zentrale Einsatzstelle we 
gen der Rathausbesetzung‘ bilde: 
te. „Vorsorglich waren zusätzl 
che Kräfte mobilisiert worden.” 
HA 14.2) 

Bürgermeister Hille sprach 
schon am Mittwoch von ‘rechts 
widrigen Handlungen’ und am 
Donnerstag leitete Oberstaatsan- 
walt Hafke ein Ermittlungsver 
fahren gegen Unbekannt, wegen 

‚Sabotage von Fernmeidcania- 
pen, Verdachis der Nötigung und 
versuchter Nötigung” ein und 
denachrichtigte „sein politisches 
Dezernat" (HHA, 15.2.1974). 
Vorgogangen werden soll ge 
inlich gehan- 
als auch gegen die 


(au KVZ, A774) 


Ge 


bei der ÖTV 61,8%, bei der DPG 
'% und bei der GEED 66,3% Ja- 
Stimmen (bei einer insgesamt gese- 
hen schwachen Beteiligung). Die DAG- 
Führung erhielt sogar nur 51,5% Ja- 
Stimmen, während 48,5% ihre Zu- 
stimmung verweigert hatten. 

Bei dieser Gesamtrechnung ha 
man jedoch nur die halbe Wahrheit. 
Zu einer Wertung der 2. Urabstim- 


IE: einzelnen ergab die Auszählung 


der Kollegen, die ihre Ablehnung be- 
kundeten. 

Daß die 2, Urabstimmung im Öf- 
fentlichen Dienst zu einem "Mißtrau- 
ensvotum! für die Gewerkschaftsfüh- 
rer geraten könnte, deutete sich be- 
reits unmittelbar nach Bekanntgabe 
des Verhandlungsergebnisses an: Aus 

its unmittelbar nach Bekanntgabe 
des Verhandlungsergebnisses an: Aus 
zahlreichen Bezirken wurden Prote- 
ste gegen den als unzureichend em- 
pfundenen Abschluß gemeldet. 
„Die Arbeitskampfleitung der OTV 
für den Bezirk Wolfsburg und den 
Bezirk Gifhorn lehnte ... einstim 
mig das Ergebnis der Verhandlun- 
‚sen ab...” und „ empfahl, bei der 
‚neuen Urabstimmung gegen das Er. 
kebnis zu stimmen... In Hessen kan: 
es zu massiven Protesten der Arbeit- 


In vielen Städten legten die Müllarbeiter mit ihren Wagenkolonnen. 


den Verkehr lahm 


mung kann nur gelangen, wer sich die 
regionalen Ergebnisse genauer ansieht 
$o stimmten in Hessen 54,9 Pro- 
zent der Kollegen (der OTV) mit 
NEIN, Im Bereich Nordrhein Westfa 
len 2 der ÖTV (Ruhrgebiet und Ost 
westfalen Lippe) lehnten rund 46 
Prozent der Gewerkschafter den 
'Kompromiß ab. Mehrheitlich 
stimmten auch die ÖTVier in Essen, 
Oberhausen, Bochum, Bottrop, Reck 
Yinghausen und Duisburg gegen den 
Abschluß, Bei den Kassier Verkehrs 
betrieben waren es gar 83,4 Prozent 


Lieber Lese 
Wegen eines Defekts unserer Mascht 
ne haben einige Artikel in dieser 


‚Nummer ein ungewöhnliches äuße- 
vos Bild, Wir bitten, das zu entschul 
digen AK - Red, 


'nehmerschaft...Nach Angaben der 
OTV drohten Im Offenbacher Rat 
haus Arbeiter... Streikleitern sogar 
Pre en. In Wisbeden nahmen ie 
ver die Arbeit erst um 10 uhr 
auf” (nich ER 192.7) 

Die Vertrauensleutevollvernamm 
lung der Hauptabteilung Gemeinde 
Frankfurt der ÖTV forderte in einer 
Entschließung „alle Arbeiter und An 
gestellten auf, bei der Urabstimmung 
„gegen das bisher erzielte, vor- 
Iäufige Verhandlungsergebnis zu stim 
men.” Die Frankfurter Gewerkschaft 
ler, die in ihrer Erklärung auch für ei 


| ne Protestkundgebung „gegen das un- 


zureichende Resultat” eintreten, vor 
langen vom ÖTV-Kreisvorstand bei 
einer mehr heitlichen Ablchnung des 
11%-Abschlusses „sofort mit den Ar 
beiigebern in Frankfurt Verhandium 
Forts. nächste Seite 
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| derts,als der rasch expandierende Za- | 


VOR FÜNF JAHREN: 


Sowjetrevisionistische 
Militärprovokationen 


am Ussuri 


Anfang März werden es fünf Jahre 
sein, seit es zu den sowjetrevisionisti- 
schen Provokationen an der chinesi- | 
schen Grenze und den folgenden mi- | 
tärischen _Auseinandersetzungen | 


Ische Grenze entstand in den letz- 
n Jahrzehnten desvorigen Jahrhun- | 
rismusChina mehrere „Verträge“ auf- 
zwang und dadurch große Teile Chi 
nas, insgesamt über eine Mio. qkm. 
annektierte, 

Über diese imperllistischen „Ver- 
träge“ und Eroberungen hinaus 
versuchte (und versucht) der Sowjet 
revisionismus, der VR China weitere 
Gebiete zu entreißen, 

Als die Sowjetrevisionisten - nach 
einer Reihe vorausgegangener Provo- 
kationen — am 2. März 1969 starke 
militärische Verbände in Marsch setz- 
ten, um die im Grenzfluß Ussuri 
(chines. Wussuli) gelegene chinesische 
Insel Dschenbao zu besetzen, wurden 
sie von gut vorbereiteten Einheiten 
der chinesischen Volksbefreiungsar- 
mer (VRA) empfangen und in die 

der chinesischen Volksbefrelungsar- 
mee (VBA) empfangen und in die 
Flucht geschlagen. Es folgten weitere 
militärische Auseinandersetzungen af 
der chinesisch-sowjetischen Grenze. 
Um dassowjetische Volk gegen die 
VR China zu mobilisieren, verbreiten 
die Sowjetrevisionisten bis heute die 
Lüge, die VR China habe ingendwel- 
che „territorialen Forderungen“ an 
‚die Sowjetunion. Tatsächlich hat die 
VR China jedoch immer wieder ihre 
Bereitschaft erklärt, die durch die 
„ungleichen Verträge" des 19. Ih. 
entstandene _ chinesisch-russische 
(bzw. sowjetische) Grenze als Grund- 
lage einer endgültigen Grenzregelung 
zu akzeptieren. Die VR China verlan, 
allerdings von den Sowjetrevisionk- 


IM NAMEN DER BOURGEOISIE 


Die RAF vor Gericht 


ler (12 Jahre) orientieren dürften. 


Voraussichtlich Mitte dieses Jahres 
soll der Hauptprozeß gegen die 1972 
verhafteten Ulrike Meinhof, Gudrun 
Ensslin, Andreas Baader, Holger 
Meins und Jan-Carl Raspe beginnen, 
die Mitglieder der 'RAF! („Baader. 
Meinhof-Gruppe”) gewesen sein wi 
len. Es sind sehr lange Freiheitsstra 
fen zu erwarten, die sich zumindest 
an der Verurteilung von Horst Mah- 


Faschisten mit 


In AK_39 berichteten wir über den 
Versuch der Faschisten, in der Klein 
stadt Stade (nahe Hamburg) mit 
pseudo-„revolutionären” Parolen an 
den Schulen Fuß zu fassen. Hinter 
dem Firmenschild „Republikanischer 
Schölerbund” stehen die „Jungen 


Nationlademokraten” (Jugendorganı 
sation der NPD) sowie Faschisten 
wie Win. 
stischen 


(Merausgeber der fascht 
Zeitschrift „Mut“) und 


nischen Studentenbunden” 


burg) 


1 Wussuli 


sten, daß sie den „ungleichen“, d.h. 
imperialistischen Charakter der da 
mals vom Zarismus gegenüber China 
erzwungenen „Verträge" anerkennen 
sollen, wie es schon Lenin getan hat 
ie 

Dazu sind die Sowjetrevisionisten 
aber durchaus nicht bereit. Sie fäl 
schen im Gegenteil schon seit länge 
tem die russische Geschichte unter 
der Herrschaft des Zarismus im Sinn 
des „großrussischen‘“ Chauvinismus. 
um. Aus der gewaltsamen Expansioı 


des zaristischen Reiches machen die 


sowjetrevisionistischen Fälscher eine 
segensreiche und beglückende „Kul- 
tat, wofür die vom Zarismus un 
terjochten und ausgebeuteten Völker 
womöglich noch. nachträglich dank- 
bar sein sollten (vgl. den Artikel „Wie 
die ‚neuen Zaren‘ den alten Zarismus 
rechtfertigen“, in UNSER WEG 19). 
Die Sowjetrevisionisten haben seit 
1969 ihre Kriegsvorbereitungen ge- 
gen die VR China noch erheblich ver- 
stärkt. Riesige sowjetische Verbände, 
sind an der chinesisch sowjetischen 
Grenze und in der vom Sowjetrevisio- 
nismus faktisch okkupierten VR Mon- 
SUeLENtRTEAhtENL „nn ne nsehiermer 
nismus faktisch okkupierten VR Mon- 
golei aufmarschiert. 

Um eine „politische Rechtferti- 
nung“ für einen Angriff auf Chiha zu 
Schaffen(so wie 1968 gegen die CSSR) 
sind die Sowjetrevisionisten - bisher 
immer vergeblich — seit Jahren be- 
müht, unter den Parteien der revisio- 
nistischen „Weltbewegung” eine Ver- 
dammung Chinas durchzusetzen, die 
dann Vorwand sein könnte, durch 
einen Überfall „den Sozialismus in 
China zu retten", „brüderliche Hilfe 
zu leisten“ etc. 

Besondere Aufmerksamkeit ver- 
dient die sowjetrevisionistische Hetze 
Über die Lage der nationalen Minder- 
heiten in der VR China, speziell in 

Forts. Seite 17. 


;k. über die bisher 
gelaufenen Prozesse gegen angebliche 
Mitglieder der „RAF”, des Heidel 
berger SPK, der Westberliner „Bewe 
gung 2. Juni” u.&. zu geben. 


Forts. Seite 27 


‚linker’ Masche 


Dieser lokale Vorgang wirft mur ein 
allgemet 
m Versuch. der Faschisten, Ihre 
Ware mit „linken” Phı 
ser zu verkaufen. Nicht zufällig sind 
die Faschisten zu radikaler Demago- 
He übergegangen, nachdem die NPD 
mit ihren alten Parolen vorermt ge 
scheitert ist und nachdem Im Vol 


| 
| schenden Zuständen wächst. 
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‚Arbeiterkampf Nr, 40/Februar 1974 


West-Berlin 


„Am 11.2.1974 war im ÖTV- 
Haus eine Mitgliedervollversamm- 
lung der westberliner Abteilung 
Sozialarbeit angesetzt. Als die 
Kollegen um 19.30 Uhr anka- 
men, standen sie vor herunterge- 
lassenen Scherengittern, daran 
oin Schild „Haus geschlossen 
Funktionäre der Abteilungsgrup- 
pe Sozialarbeit erklärten den 
Kollegen durch das geschlossene 
Gitter, die Versammlung könnte 
nicht stattfinden: Es ige eine 
Bombendrohung gegen das Haus 
vor, weiter eine Morddrohung 
gegen Kettlitz (Bezirksleitung 
der ÖTV Bin.) und der Sohn von 
Hinz (ein ÖTV-Funktionär 

‚Anm. der AK-Red.) solle ent- 
führt werden, Die Lächerli 
keit dieser „Angumente” wurde 
allen klar, als man zur gleichen 
Zeit die Pförtner im Haus Dienst 
machen sah, die Funktionäre 
wollten sich scheinbar auch in 
die Luft jagen lassen, sie blieben 
such im Haus, Empört zogen 
dann die Kollegen zur Technk 
schen Universität, wo man sich 
einen Raum erbat und ihn auch 
bekam. Die Kollegen, die schon 
öfter durch kurzfristig abgesag- 
te MV’s daran gehindert wurden, 
sich zu versammeln, resignierten 
jedoch nicht, 170 Kollegen wa- 
ren anwesend und man beschloß 
für den Mittwoch eine Demonstra- 
tion — einstimmig! 

Als einzige vom Abteilungs- 
vorstand — insgesamt sind es 17! 
— war Heide Pflanz anwesen. 
Ingo Hinz hielt es nicht für nö- 


INN 


Westberlin: Hier kommt keiner durch 


, vor den Kollegen zu spre- 
chen — was hätte er ihnen auch 
schon zu sagen gehabt! Man dis- 
kutierte Kampfmaßnahmen, wo- 
bei wieder mal die schwierige 
Situation gerade bei den Erzieh- 
ern deutlich wurde (Gemeint ist 
offenbar die breite Streuung der 
Kollegen über zahlreiche Heime, 
Kindergärten u. und die damit 
verbundenen _ Verständigungs- 


INN 


INN 


TRAUN 


schwierigkeiten — Anm. d. Red.) 

Umso weniger hatte man Ver- 

ständnis dafür, daß vom Vorstand 

nicht eine einzige präzise Infor- 
mation zu erhalten war außer 
der, daß man nicht streiken solle! 
1 zeigte sich Jedoch bei vie « 

len Kollegen die Bereitschaft, et- 
was zur Erfüllung der Forderun- 
gen zu tun, auch streikten Kit 
in Spandau, vom Streik der 
Schulheizer in Neukölln erfuhr 
man gleichfalls. Aus einigen Be- 
reichen der Verwaltung wurde 
bekannt, daß Vorgesetzte die 
Kollegen zwingen wollten, anzu- 
geben, was sie für einen Wagen 
fahren, um sie sozusagen dienst- 
zuverpflichten, andere Kollegen 
mitzunehmen und so als Streik- 
recher zu funktionieren! 

Der _ÖTV-Bezirksvorstand 
wurde. also aufgefordert, zusam- 
men: mit allen anderen streiken- 
den Kollegen (Post, BVG, usw.) 
für den Mittwoch eine gemeins 
me Demonstration durchzufüh- 
sen, entsprechende Telegramme 
an die Streikleitungen zu schik- 
ken. Die Kollegen beschlossen 
aber auch: Egal — mit oder ohne 
ÖTV-Spitze: Mittwoch wird de- 
monstriert! 

Mit übergroßer Mehrheit wur- 
de die Aufforderung an den Be- 
zirksvorstand formuliert, sich für 
folgende Forderungen einzuset- 
zen: 

D Volle Bezahlung aller Streik- 
und Ausfallzeiten! 

D Keine  Disziplinierung von 
Kollegen, die gestreikt haben- 
zumal die Funktionäre durch 
ihr Verhalten selbst Schuld 
hatten, daß eine Hand nicht 
wußte, was die andere tut! 


11111) 


Forts. Tarifrunde OTV 


‚gen über die volle Durchsetzung der 
‚Forderungen, insbesondere Urlaubs 
‚geld, aufzunehmen und den Streik 
bei Einbeziehung aller streikwilligen 
Betriebe forzuführen.” 


Gewerkschaftsführer - von 
Anfang an für Lohnleitlinien- 
Abschluß 


Die Vorbereitungszeit (Aufstel- 

Yung der Forderungen) mit eingo- 

rechnet, hat diese Tarifrunde im Of 

fentlichen Dienst Insgesamt rund 

wier Monate gedauert! Die erste Ver 

bereits am 13, Dezem- 

or des vergangenen Jahres statt 

dann wurden die 'Gespräche' der Ta- 
partner auf dem 8, Januar "74'ver 

tagt." 

Die Gewerkschaftsführungen ha 
ben dabel von Anfang an einen Kurs 
verfolgt, der auf einen Abschluß im 
Rahmen der von der Bundesregierung 
für ‘möglich’ erklärten Lohn - und 
Gehaltserhöhungen hinauslief (nach, 

"Gutachten vom 


siche da 


Das fing damit an, daß die von der 
Basis aufgestellten Forderungen syste- 
matisch gestutzt wurden, sodaß die 
ÖTV-Führer schließlich mit Ausgangs- 
forderungen von 15%, mindestens 
185,- DM, 600,- DM Existenzlohn 
für Lehrlinge und 300,- DM Urlaubs- 
geld in die Verhandlungen einstiegen 
(siehe dazu den Kasten: „Ein Kapi 
tel innergewerkschaftlicher Demokr 


Das ging weiter mit einer system. 
tischen Verzögerungstaktik. Den Ge 
werkschaftsführern machte es offen- 
bar gar nichts, daß die öffentlichen 
Arbeitgeber bei der 1. Verhandlung 
mit einem Null- Angebot’ aufkreuz- 
ten und beim 2. Treffen der Verhand- 
Tungsdelegationen mit einem "Angebot 
von 7,5% provozierten (Gescher: 
„Die Örenzen des Möglichen sind de. 
mit erreicht!”). 


Forts. Seite 10 


TrotzSchikane und Sabotage durch ÖTV-Führer 
-selbständige Aktionen durchgeführt ! 


Obwohl kritsiert wurde, daß 
die S-Bahn (ist im Besitz der 


DDR - Anm. AK-Red.) erst 
am Montag gegen 13,00 Uhr den 
Betrieb einstellte, gin re 
adreme an die Kollegen der 
Reichsbahn, die das ja auch nicht 
zu verantworten hatten. Erst als 
die Versammlung schon in der 
Auflösung war, bildete sich spon- 
tan ein Vorbereitungsausschuß, 
der Transparente malen und ni 
hen sollte, da man sich ja auf die 
ÖTV-Funktionäre nicht. verlas- 
sen kann 

Am nächsten Vormittag gab 
Kettlitz über den SFB („Sender 
Freies Berlin” - Anm. AK.Red.) 
in einem Interview an, daß es 
bisher „keine besonderen Vor 
kommnisse gegeben hätten... 
also keine Bombendrohung und 
kein Demonstrationsbeschluß ! 
Ein Kollege von der "hez’ (Heim 
& Erzieher-Zeitschrift — Anm. 
AK-Red.) rief dann bei der ÖTV- 
Streikleitung an und bekam zu 
hören, daß man über die Demon- 
stration noch nicht beschlossen 
habe. Der hez-Kollege berichtete 
weiter, daß er daraufhin von 
sich aus in sämtlichen Streikloka- 


Am, Mittwoch versammelten 
sich ab. 15.00 Uhr die ersten 
Kollegen auf dem Wittenberg 
platz. Die ÖTV-,Sureikleitu 
hatte vorher über Rundfunk 
gerufen, nicht zur Demo zu 
hen. Einer Kollegin, die sich 
in der ÖTV telefonisch nach 
der Demo erkundigte, wurde ge- 
gt: „..wenn sie daran (ei 
nehme, könne sie geich ihr M 
glledsbuch abgeben.” Man muß 
dazu sagen, daß sich schr viele, 
Kollegen dadurch haben abhal 
ten lassen, aber viele kamen 
auch. Ein Kollege aus dem Bezirk 
Reinickendorf berichtete, daß 
das ganze BA- Reinickende 
(BA = Bezirksamt — Anm. AK 
Red.) streikt, auch ohne den Se. 
gen der ÖTV. Dann gegen 16.00. 
Uhr kamen auch Kollegen. aus 
‚den Krankenhäusern, die berich- 
teten, daß im UrbanKrankenhaus 
auch Vertreter der SEW(westber- 
iner Schwesterpartei der DKP) 
gegen die Demonstration ge- 
stimmt haben. 

Aus einer anderen Dienststelle, 
wurde berichtet, daß Kollegen, 
von denen man weiß, daß sie 
mit. der SEW sympathisieren, 
selbstgemachte Plakate, die zur 
Demo aufriefen, von der Wand 
gerissen haben. Die Kollegen des 
Paketpostamtes Luckenwalder - 
str. und des Busbahnhofes Hin- 
denburgdamm solidarisierten sch 
und liefen auch mit. Die Demo 
ging dann ca. 16.00 Uhr los 
über Tauentzien, Kudamm, Uh- 
landstr., Joschimstalerstr, zurück, 


Wertberlin 


len der BVG (städtische Bahn 
Anm.AK-Red.) anrief und die 
Kollegen zur Demonstration auf 
forderte. Von der Streikleitung 
hatte er erfahren, daß man über 
die Bombendrohung noch nichts 
berichten wolle. Den streikenden 
Kindergärtnerinnen und Schul- 
hausmeistern wurde per Radio 
mit Gewerkschaftsausschluß und 
Entlassung gedroht, was man 
hinterher teilweise zurücknahm. 


Überhaupt glich der ÖTV- 
„Streikrat” cher einem. aufge- 
cheuchten Wespennest, es ka- 
men die widersprüchlichsten 
Stellungnahmen, 

Auch. daran konnte man ab- 
Iosen, daß die Berufsgewerk- 
schaftler Angst hatten, daß ihnen 
der „dosierte”Streik aus den 
Händen gleitet, Am Dienstag 
abend malten 20 wütende Kin 
dergärtnerinnen die Transparen- 
te. Andere hatten mit Kollegen 
aus dem Gesundheitswesen Kon 
takt aufgenommen, die gleich. 
falls für die Demo mobilisieren 
wollten. Gegen 19 Uhr fuhren 
Kollegen von uns, vom Gesund 
heitswesen und von der BVG 
zum OTV-Haus um dort die 
Stellungnahme des. Bezirksvor 
tandes einzuholen. Ein Kollege 
berichtete, daß die Funktionäre 
verscht hätten, eine Kette au 
bikden, um die kampfwilligen 
Kollegen nicht ins Haus zu las 
sen. Vor allem die BVGler hiel 


ten mit Ihrer Wut nicht hinterm 
Berge. Sie forderten von der 
ÖTV-Führung die Domonstr 

und nannten sie einen Haufen 
von Verrätern. Es wäre beinahe 
zu Handgreiflichkeiten gekom- 
men, zumal die Funktionäre die 
Kollegen. anpöbelten. Glelchzei 
tig  fotoprafierten Spitzel mit 
Blitzlicht die ganze Szenerie, 


zur Gedächtniskirehe, Am ÖTV- 
Haus waren die Rollos runterge- 
nd das Gitter vor der Tür 
‚ollte also der zentrale 
sitzen! Prompt kamen 
jprechchöre auf: „Kluncker 
heißt er, uns bescheißt er” und 
„Genacher und Kluncker, ab in 
jen Bunker, 

Auf den selbstgemalten Trans- 
parenten standen folgende For- 
derungen: 185.00 DM minde- 
stens mehr für ALLE! 300.00 DM 
Unaubsgeld! Gegen politische 
Entlassungen und Gewerkschafts- 
ausschlüsse! usw, Während der 
‚ganzen Demo wurden die Parolen 
"185.00 DM, weniger ist Ver- 
nat!” und “Streik gegen Lohn- 
raub und Preistreiberei” gerufen. 
Am Vormittag hatten wie am 
Montag schon Demos der Post« 
er mit je einmal 2.000 und 300 
Postiern stattgefunden. Ein Kol- 
lege faßte noch einmal die Situ 
tion zusammen, indem or mein- 
te, daß die Gewerkschaftsfüh. 
fung gerade dabei sein, uns zu ver 
Inden, Es sprachen welter Ver 


treter der KPD, der ko 
Gruppe Westborlin (? ) und von 
Spartacus (eine trotzkistische 
Gruppe — Anm. AK-Red,).Von 


‚der SEW sprach keiner, was viele 
erstaunte. Wenn man auch noch 
keine gründliche Einschätzung 
zu diesem Zeitpunkt, wo wir den 


Bericht schreiben, vornehmen 
kann, sprechen wir doch sicher 
für viele Koll wenn wir 


feststellen: Die organilerte ge 
werkschaftliche Arbeit muß wer 
stärkt worden, damit die da oben 
nicht mit uns machen können, 
was sie wollen. 


Zwei Kindergrtnerinnen‘ 


(Dieser Bericht ist entnommen 
westberiner Heim & E 
ber Zeitschrift, Febr. 74) 


‚Arbeiterkampf Nr. 40/Februar 1974 
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Wohin steuert die IG- Metall? 


Der Vorstand der IG Metall hat Im zurückliegenden Jahr eine Reihe bedeuten“ 
der, LT. satzungsändernder Beschlüse gefaßt, die von den Restbeständen in- 
nergewerkschaftlicher Demokratie noch welteres abtragen und den prokapita- 
Jistischen Kurs der Gewerkschaftsführer noch deutlicher unterstreichs 
Ganz im Sinne der faschistischen Devise: „Wan Recht ist, bestimme ich! 
(Göring) hat der IGM-Vorstand os für unvereinbar" er k 1A , Mitglied der 
Gewerkschaft und gleichzeitig Mitglied einer kommunistischen Organisation 
zu wein (bzw, such mur sich an Aktivitäten der Kommunisten zu ‚beteiligen‘ 
oder diese zu ‚unterstützen‘). 
Eine Begründung für diese Verordnung haben die Gewerkschaftsführer bis beu- 
(e nicht vorgelegt. Warum auch 7! Wer als Vertreter dieser Ordnung noch so 
festim Sattel sitzt und noch auf oine Vielzahl von Leuten seines Vertrauens in 
den Reihen der Arbeiterschaft selbst vertrauen kann, kommt nicht in die Not, 
für seine Entscheidungen ernstzunehmende Begründungen liefern zu müssen. 
Natürlich ist dieser Zustand nicht von Dauer, aber auch in der 1G Metall dnd 
‚Rechtsfragen Machtfragen® — und die ‚Macht’ halten gegenwärtig ganz unzwei- 
felhaft die Führer unserer Gewerkschaft in Händen! 
Natürlich hätten die bisherigen Bestimmungen der IGM-Satzung (die Para- 
gm .4,, sowie 30.1.11) mehr als ausgereicht, um die ‚Linksextremisten‘ 
ausder Gewerkschaft herauszudrängen — ein ‚Argument‘, das gelegentlich von 
‚linken‘ Soziaklemokraten und DKP-Revisionisten ‚gegen‘ den Beschluß de 
IGM.Beirats vorgebracht wird. 
Was diese Leute in ihrer notorischen Blindheit nicht sehen wollen, ist, daß 
die SPD-Politiker in der Gewerkschaftsspitze mit diesem Extremisten-Erlaß 
ihr Recht‘ auf willkürliche Disziplinierungen und Säuberungen großen 
Stils ausgebaut und die ‚Gegner' (bzw. ‚Gewerkschaftsfeinde') ganz be- 
wußt s0 vage bezeichnet haben, daß prakusch jeder Opponmen« deruf- 
en Politik ‚ohne Verfahren‘ rausgeschmissen werden kann (sofern 1.8. 
tigen Parteilinie, konsequent für die Interes- 
Tallen sie selbstverständlich auch unter den 


Extremisten-Erlaß!). 
Diejenigen Organisationen, die meinen, dem zunehmenden Ausschlußterror 
in unseren Gewerkschaften durch Distanzierung von den ‚Chaoten' entgehen 
zu können (wie die Erfahrung zeigt, verfährt die DKP in der Regel so!), ver- 
kennen ‚den Ernst der Lage‘ — und verwechseln (mutwillig?) Ursache 
und Wirkung! 
Nicht die super-linke‘ (in Wahrheit „links“revisionistische) ‚KPD/ML' und 
uch nicht die „KPD' haben die Gewerkschaftsführer ‚reranlaßt‘, gegen die 
Kommunisten und andere Oppostionelle in den Gewerkschaften schärfer 
vorzugehen, sondern der wiederbelebte ‚Anti-Kommunismus' (der gelegentlich 
sogar (aschlstoide Formen annimmt) ist einfach begründet im Vorgehen der 
Bourgeolslo und ihres Stasten gegen die Rechte und Lebensbedingungen der 
Arbeiterklane. 
Ernst Thälmann hat 1929 vor der Exekutive der Kommunistischen Internati- 
omalo klar belent, daß in dem Maße, wie die Bourgeoisie die faschistische For- 
mierung von $taat und Gesellschaft durchfü 
in demselben Maße wird sich auch zur gleichen Zeit der Prozeß zur Besiti- 
fung der Organisatlonsdomokratle in der Gewerkschaftsbewegung vollziehen. 
Die Gewerkschafisbbrokratie wird zu einer größeren Aggressivität gegen die 
tevolutionäre Front und zur verstärkten Faschisierung der Gewerksc 

nen schreiten.“ (Thälmann, Über Gewerkschaften, KAB-Druck, 8. 10; 
EMMEN dee Arheisachuch 
mierung von Staat und Gesellschaft durchführt, 
in demselben Maße wird sich auch zur gleichen Zeit der Prozeß zur Beseiti- 
Zung der Organisationsdemokratie in der Gewerkschaftsbewegung vollziehen. 
Die Gewerkschafubürokratie wird zu einer größeren Aggresivität gegen die 
revolutionäre Front und zur verstärkten Faschisierung der Gewerkschaften im 

nen schreiten.“ (Thälmann, Über Gewerkschaften, KAB-Druck, S. 
erhältlich im Arbeiterbuch!) 
Diese These wird u.E. nicht mur von Thälmann für die Bedingungen der Wei- 
merer Zeit bewiesen, sondern wir schen sie auch bestätigt in den unmittelba- 
en Angriffen der herrschenden Klasse und in der gesamten Nachkriegsent- 
wicklung Westdeutschlands! 
Ant-Kommunismus war in der deutschen Gewerkschaftsbewegung |m mer 
‘vom Abbau der Organisationsdemokratie bazleitet. Das war in der Weimarer 
Zeit so, das bestätigt die Entwicklung im Nachkriegsdeutschland (wie wir im 
Folgenden zeigen werden) und das erleben wir gegenwärtig wieder: 
Nicht einmal drei Monate nach der Verabschiedung des ‚Extremisten-Erlasses © 
durch den Beirat des IG Metall-Hauptvorstands haben die SPD-Gewerkschafts- 
führer im Juli des vergangenen Jahres neue ‚Richtlinien für die Vertrauensleu- 
tearbeit‘ verordnet, die die gewerkschaftliche Betriebsarbeit nach stärker re- 
alementieren, indem sie praktisch alle Handlungen der ‚einfachen‘ Funk: 
’ondre an die Entscheidungen der Führungsgremien binden. Der rigorose büro- 
kratlsche Zentralismus der IG Metall wird weiter gestärkt, indem die Entschei, 
dungskompetenzen der ‚Hauptamtlichen® bedeutend er w eite r t,die ele- 
mentarsten Rechte der Arbeiter aber bedeutend be schnitten werden. 
Durch eine Untersuchung der neuen ‚Richtlinien® und den Vergleich mit den 
bisher 
Im ersten Teil dieses Artikels wenden wir jedoch zunächst den Kampf der west- 
deutschen Arbeiterklasse (im besonderen den Kampf der Metallarbeiter) nach 
1945 um kampfstarke Gewerkschaften darstellen. Dieser Kampf ging für die 
Arbeiter ebenso verloren, wie der Kampf um eine grundsitzliche Neugestal- 
tung der geselischaftlichen Verhältnisse 
Die Weichen für die gesamte Nachkriegsentwicklung in Westdeutschland (ein- 
schließlich die der Gewerkschalten!) wurden in den ersten zchn Jahren nach 
der Kapitulation des deutschen Imperialismus gestellt — in die falsche Rich- 


tung! 


de Vertrauen der Arbeiterschaft ist 


Programmatik des 
anti-faschistischen Widerstands 


Der deutsche Faschismus hatte, 
auf für die Arbeiterbewegung Furcht 
bare Weise, die Theorien von ‚Wirt- 
schaftsdemokratie" und ‚Arbeitspe- 
meinschaft‘ mit den Kapitalisten wi- 
derlopt — und diese kleinbürgerlichen 
Iilusionen zusammen mit den Gewerk- 
schaften beseitigt 

Diejenigen Gewerkschafter, die 
sich dem antifaschistischen Wider 
stand angeschlossen hatten, entwik- 
kelten daraus Konsequenzen für eine 
Neuordnung der gesellschaftlichen 
inisse nach dem Zusammen 
h des faschistischen Regimes. In» 
‚dere sollten diese programmalı- 
chen Vorstellungen bestimmend sein 
für die wiederaufzubauenden Gewerk 


malige Vorstandsmitglied 
‚larbeiterverbanden, Schlie- 
stedt, akizzierte diese Vorstellungen 
während der illegalen Arbeit in einer 
nicht datierten Niederschrift nach "33 

‚Ernstgenommen wird nur noch 
der, der „selbst wfrlohtigen Willens 
etwas dazugelern! hat; denn das biin- 


des Mei 


fort und man wird in Zukunft nichts. 
unbesehen hinnehmen, was gesagt 
und getan wird.“ Gefordert werden 
„Menschen, die denken und handeln, 
ind nicht Denkmaschinen oder em- 

Apparate." . 

„Es besteht die Überzeuguni 
die” sozialistische Arbeiterbewegung 
ihre Kräfte nicht wieder in der Oppo- 
aition wird entfalten können, daß ak 
so nicht eine parlamentarische Epo- 
che auf die faschisische Diktatur fol- 
gen wird, sondern daß die Kämpfe 
um die Staatsmacht mit dem Siege 
der sozialistischen Bewegung enden 
werden.” 

Dieser Kampf verlangt neue For- 
men der Organisation: „Wo aber ein 
Vertrauen auf die Kraft der Arbeiter 
geweckt ist, da glaubt man, dab we- 
der die KPD noch die SPD noch eine 
andere der früheren Organisationen 
der Arbeiterbewegung die Führung 
im Kampf um die Stantsmacht und 
den sozialistischen Aufbau überneh 
men kann, sondern daß die neue Be- 
wegung, welche die Führung der Ar- 
beiterklase übernehmen wird, aus 
dem klaren Willen zum Sozlalı 
now geschaffen und vom sozlaliati 


schen Kampfgeist getragen sein muß. 
@it, bei, M, Heer, Burgfrieden oder 
Klassenkampf, Neuwied 1971, 8 
109/110) 

Schliestedt selbst konnte nach der 
Kapitulation des deutschen Imperia- 
Hismus wie tausende seiner Genossen) 
nicht mehr für die Verwirklichung 
dieser Programmatik kämpfen: 

Er starb im Kampf gegen die fa- 
schistische Diktatur! 


hindert wird — „da es.den Kommunk- 
sten die Möglichkeit geben würde, die 
‚Gewerkschaften zu beherrschen (1)* 
(Tarnow). 

„Daher“, so formulierten die pi 
teren DGB-Führer, „müssen wir jetzt 
mit. den britischen und amerikani- 
schen Siellen die geeigneten Vorkeh 
rungen wreffen, damit wir so schnell 
wie möglich zurückkehren können, 
um die Entwicklung anti-kommunt- 


ten — immerhin vertrat ja sogar die 
CDU in ihrem Ahlener Programm die 
Meinung, daß „das kapitalistische 
Wirtschaftssystem ... den staatlichen 
und sozialen Lebensinteremen des 
deutschen Volkes nicht gerecht pe 
sei und erhob die Forderung 

Vergesellschaftung“ der 
Schwerindustrien — nein, die Gewerk- 
schaftsführer tischten ein weiteres 
Mal das Programm eines „dritten 


Bar 


‚= 


aan: 


Deutscher Gewerkschafts-Bund 
Arbelter, Angestellte und Beamte in Tin Wirshafspei. 


Zur Demonstration 


des gewerksehaftlichen Willens ruht die Arbeit am 


Freitag, 12. November 1948 von 00 bis 24 Uhr 
im gesamten Wirtschaftsgeblet der vereinigten Zonen. 


Frankturt 2.M., 6. November 1948 Der Geworkschaftsrat des Vereinigt. 


HANS 


Britische Zone 
und das Land 
‚Bremen 


BOCKLER 


Der sogen. „Generalstreik” am 12. November 1948 war durch zahlreiche regionale und betriebliche Kämpfe von den 
‚Arbeitern vorbereitet worden — immer gegen den Willen und die Sabotage-,Arbeit” der reaktionären Gewerkschaffts- 
führer, Gefragt, warum der selbsternannte Gewerkschaftsrat die spontane Militanz der Kämpfe zu (eridrossein ver- 
suchte, sprach der spätere DGB-Vorsitzende Willi Richter von der Furcht der Geworkschaftsführer, „den Russen und 
ihren kommunistischen Hilfskräfte durch solche Kämpfe in die Hände zu spielen“. 


Nach der Niederlage des deut- 
schen Faschismus 1945 — 

der Zug fährt wieder in die 
falsche Richtung 


Nach der Niederlage des deut- 
schen Faschismus 1945 — 
‚der Zug fährt wieder in die 
falsche Richtung 


Nicht die aktiven Kämpfer gegen 
die Nazi-Diktatur waren es, die maß- 
seblich den Wiederaufbau der Ge- 
werkschaften in denwestlichen Zonen 
bestimmen konnten, sondern jene 
Gewerkschaftsführer des ADGB aus 
der Weimarer Zeit, die die Faschisten 
aus Dankbarkeit für ihre „‚Koopera- 
tionsbereitschaft"“ hatten laufen las 
denen sie zum Teil sogar 
zu den Amerikanern 
oder Engländer behilflich waren 
(letzteres gilt u.a. für Tarnow) 

Da kamen sogar solche Vögel wie 
der zu Amt und Würden, die seiner. 
zeit bruchlos vom ADGB-Apparal zu 
den Faschisten übergegangen Waren, 
Hier seien nur kurz zwei Beispiele 


maßgeblichen 

„übernehmen“ 

die Nazis in ein Ressort des Aus- 

wärtigen Amts, wo er während des 

Krieges als „Orientalist“ tätig war. 

ch 45 jeitete Furtwängler drei fah- 

Te lang die wiederaufgebaute 

„Akademie der Arbeit“! 

Pahl: „.., der während des „tausend- 
jährigen Reiches“ Artikel und Bü- 
‚cher im Sinne der Nazi-Großraum- 
politik verfaßt hatte, wurde beim 
DGB als Chefredakteur des Iheore- 
tischen Gewerkschaftsorgans „Ge- 
werkschaftliche Monatshefte "will- 
'kommengeheißen! 

Zu Leuten dieses Schlages gesell- 
ten sich die ADGB-„Emigranten“ , 
die genug Zeit gehabt hatten, sich 
vom CIA oder anderen Institutionen 
des „freien Westens“ für ihr Come- 
back ausbilden zu lassen. 

Wihrend zig Millionen Menschen 
durch den Aggressionskrieg des deut- 
schenImperlallsmus dahingerafft wur- 
den, tausende von soziakdemokrali- 
schen und kommunistischen Arbei- 
tern (darunter nicht wenige Gewerk- 
schaftsfunktionäre unteren Rany 
in den KZs ermordet oder m 
zerbrochen wurden, während Kom 

jemokraten ge- 
meinsam, unter Einsatz ihres Lebens 
den illegalen Kampf gegen die (achi 
atische Diktatur geführt hatten, war 
die einzige Sorge der Tarnows, dab 

(ie Ring von Kunhslsggwerkschaf 

(damit ist hier der Zusammen 

Mhlus ‘von Kommunkten und So 

zialdemok: 

tion some) 


stischer Gewerkschaften (1) zu leiten. 
Wir dürften auf die Mitarbeit der 
Militärbehörden rechnen können, da 
es ebenso in ihrem (!) wie in unserem 
Interesse (1) liegt.” (F. Tarnow: zit, 
bei Whesler. „Die amerikanische Po- 
stischer Gewerkschaften (!) zu leiten. 
Wir dürften auf die Mitarbeit der 
Militärbehörden rechnen können, da 
es ebenso in ihrem (!) wie in unserem 
Interesse (1) liegt.” (F. Tarnow: zit. 
bei Wheeler, „Die amerikanische Po- 
litik in Deutschland“, Berlin 1958, 
S. 390 iM). 

Um der Einheitsfront von unten, 
die bereits in den Betriebsräten und 
zahlreichen anti-faschistischen Ak- 
ionsausschüssen indenGroßbetrieben 
konkrete Gestalt angenommen hatte 
und sich bereits in einigen Bezirken 
überbetrieblich zu organisieren be- 
gann (z.B. in Hamburg) einen Riegel 
vorzuschieben, begannen die „ameri- 
kanischen Gewerkschaftsführer“ (wie 
die KPD diese Kerle seinerzeit schr 
treffend bezeichnete) mit dem Auf- 
bau zentralisierter Verbände, 


Weges“ (weder Kapitalismus noch 
Sozialismus) auf, um 0, wie schon 
‚einmal, die Arbeiterklasse ideologisch 
zu spalten. 

Die durch den Faschiamus endgük- 
tig diskreditierte Polik der „Wirt: 


| Weges“ (weder Kapıtalısmus nocn 


Sozialismus) auf, um wo, wie schon 
einmal, die Arbeiterklasse ideologisch 
zu spalten. 

Die durch den Faschismus endgül- 
ig diskreditierte Poltik der „Wirt- 
schaftsdemokratie" und der „Arbeits- 
gemeinschaft“ wurde, neu "lackiert, 
wieder zum Progrmm erhoben: 
„Im Vordergrund (!) der gesam - 
Ten wirtschaftspolitischen Agbeit 
der neuen Gewerkschaftsbewegung 
steht die Demokratisierung der Wirt- 
schaft“, erklärte der spätere DGB- 
Vorsitzende Böckler, 

Hauptforderungen sollten se 
Überführung der Grupdstoffindustrien 
in „Gemeineigentum“ und paritäli- 
sche Vertretung der Gewerkschafis- 
führer in den „gesamtwirtschaftlichen 
Lenkungsorganen und in. den Lei- 


Eine der zahlreichen „Hungerdamonstrationen” der Jahre 47/48. Die Erklä- 
rung von Fritz Tarnow, einos bedeutenden Gewerkschaftsführers jener Tage, 
dazu gegenüber General Clay markiert aufs deutlichste den Kisssenstand- 
punkt der späteren DGB-Führer: „Wir möchten Sie daher bitten, nicht uns da- 
für verantwortlich zu machen, wenn die Arbeiter ungeduldig werden, obwohl 
wir unser bestes getan haben, sie so ruhig wie möglich zu halten. Wir werden 
alles, was nur möglich ist, tun, die Leute weiterhin an ihrem Arbeitsplatz zu 
hab ik erde al un, va In unsre Mat Mast. di Aal ru N 0 
zu halten” 


tungen der großen Kapitalgesellschaf 
ten." 

Daß die nachmaligen DGB-Führer 
tatsichlich nicht die „Vergesellschaf- 
"oA, sondern nur ein großange- 
legtes Täuschungsmanöver im Blick, 
hatten (‚ein Programm, dazu auser 
schen, den Sozlallımus zu verhin 
dern“, wie ein CDU-Vertreter für 
seine Partei unumwunden zugab), er- 
heliten alsbald alle wirtschaftlichen 
und politischen Auselnanderetz, 
zwischen Kapital und Arbei 
um die Montan-Mitbostimmuny 


„Schon beiätigten sich fählge Ar- 
beiterführer (1) wie Schleicher, Rich- 
ter. Hagen und Schäfer (später auch 
Tarnow) als demokratische Führer 
und setzten sich mit den Kommuni- 
sten In den Reihen der Arbeiterschaft 
", lobte der Hochkommis 


schon unmittelbar nach Kriegsende. 
(L.D. Clay, „Entscheidung in Deutsch, 
land“, 9.3 

Natürlich konnten die Tarnow und 
Co, nicht ausdrücklich anti-soziali 
stisch dem demokratischen Zusam 


menschluß der Arbeiter entgenentre 
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Forts. Wohin steuert die IG-Metall 


Iriebwverfassungsgesetz, Wiederaufrü: 
stung, Notstandsgesetzgebung ...) 
"wo die Kampfbereitschaft der Arbei 
terklasse von den Gewerkschaftsfüh 
tern gebremst, pfkraft durch 
die verschiedensten Manöver gespal 
ten und geschwächt und spontan ent 
standene Kämpfe offen sabotiert wur 
den. 

Um ihre Aufgabe erfüllen zu kön: 
nen, die wieder aufsubauenden Ge 
werkschaften voll in den Dienst der 
Bourgeoise, zur Restauration der al 
ten Besitz- und Herrschaftsverhält 
nisse zu stellen, mußten die Gewerk 
schaftsführer Ihre programmatische 
und ideologische „‚Arbeit”* durch ent- 
sprechende organisatorische Schritte 
absichern. Der beträchtliche Einfluß 
der KPD in den Betrieben und ge- 
werkschaftlichen Baslsorganisationen 
mußte gebrochen werden. 

„Ein Beispiel für die Methode, 
mittels organisatorischer Neuordnun 


unvermeidliche Folge, 
Die Hauptarbeit besorgten freilich 
die Bourgeoisie und das CDU-Re- 
gime selbst: Verbot von KPD-Zeitun 
rufsverbot im Öffentlichen 
1951), Ver 
bot der FDJ, zahllose politische Pro- 
zese gegen führende Funktionäre 
der KPD seit 1950 und schließlich 
das Verbot der Partei der Arbeiter- 
klasse, das die Adenauer-Regierung 
bereits 1951 beim Bundesverfassungs- 
icht angestrengt hatte: 1956! 
Dem weiteren Aufbau „anti-kom- 
münistischer Gewerkschaften“ stand 
zunächst nichts mehr im Wege. 


Das reaktionäre Betriebs- 
verfassungsgesetz (Betr. VG) 


Die Rechte, die sich die Arbeiter 
unmittelbar nach dem Krieg in den 
Betrieben erkämpfen konnten und 
die ihnen sogar für einige Zeit durch 
die Verfassungen einzelner Länder 


1948: Schon sitzen die alten Anti-Kommunisten wieder beisammen, natürlich 
in führender Funktion: Der sogen. „Gewerkschaftsrat” der Bizone (von rechts 
nach links vom Hoff, Karl, Richter, Böckler, Rosenberg, Tarnow und Hagen. 


‚gen den Einfluß der kommunistischen 
Opposition zü verringern, bieten die 
vom Vorstand der IG Metall seit 
1947 eingeleiteien Bemühungen, das 
Ortsstatut der Gewerkschaft zu än- 


dern. Bekanntlich waren nach dem 
Zusammenbruch vor allem die Be- 
triebe die Basis der örtlichen Ge 
werkschaftsorganisationen, und im 
allgemeinen waren die Gewerkschaf- 
ten auf Betriebsgruppenbasis organi 
siert. Auf Vorschlag einer Statutenbe- 
ratungskommission, die auf dem er 
sten Verbandstag der IG Metall (brit 
Zone) 1947 in Peine eingesetzt wor- 
den war, beschloß der Vorstand 

statt der bisherigen Betriebsgruppen 
nur noch Stadtieilgruppen oder In 
dustriegruppen als organisatorische 
Grundeinheiten anzuerkennen und 
‚statutenmäßig zu verankern.“ „(E 


(wie z.B. in Hessen) garantiert wur 
den, sollten durch eine neue „Be 
triebsordnung““ abgelöst und dami 
endgültig aufgehoben werden. 

Dieser Schlag, den die Bourgeoisie 
durch das Adenauer-Regime für das 
Jahr 1952 vorbereiten ließ, sollte 
die Gewerkschaften, endgültig zu 
einem Anhängsel der restaurierten, 
kapitalistischen Ordnung machen. Im 
Gegensatz zu den Gewerkschaftsfüh- 
rern ließen die bürgerlichen Politiker 
keinen Zweifel über die Bedeutung, 
die sie der Auseinandersetzung um 
das Betriebsverfassungsgesetz (Betr, 
VG) beimaßen. 

„Die Zähmung der Gewerkschaf- 
ten konnte nach dem Willen der Bun- 
desregierung mur durch ihre de - 
monstrative Unterwer 
fung unter die Grundsätze der re- 


statutenmäßig zu verankern.” _(E 
Schmidt, „Eine verhinderte Neuord 
nung“, Frankfurt 1970, 5. 121) 

Diese Organisationsstruktur wurde 
von den IG Metall-Führern sodann in 
allen Bezirken gegen den Widerstand 
der KPD-Genossen (und auch sozial 
demokratischer  Gewerkschafter) 
durchgesetzt. 

Mit dem „zerseizenden Treiben 
der KPD in den Gewerkschaften 
beschäftigten sich die führenden Ge 
werkschaftsinstanzen im Jahre 1948 

und bereiteten Maßregelungen ge 
gen diejenigen Gewerkschafter vor, 
die „die absolute Unabhängigkeit der 
Gewerkschaften den politischen Par 
teien gegenüber" durch die Zusam 
menarbeit mit der KPD mißachte‘ 
(eit. bei Schmidt, 5.0.) 

Dann ging es Schlag auf Schlag; 
1950: Der IG Metall-Beirat beschlo 
am 21. März, die Verteilung von 
Druckschrifien aus der DDR in den 
Gewerkschaften mit dem Ausschluß 


1951 
legte allen Mitgliedern, die der KPD 


Der Vorstand der IG Metall 


angehörten, ein Reverse vor, in dem 
sie sich von der These 37 des im 


März veranstalteten KPD-Parteitages 
distanzieren sollten, Diese These ver 
verpflichtete jeden Kommunisten, 
„sorgfältig Lenins und Stalins Me 


nungen und Ratschläge über die deut: 
sche Gewerkschafisbewegu 


Arbeit der Kommunisten in den 
werkschaften zu studieren und in der 
täglichen Arbeit anzuwenden.” Die 
IG Metall-Führer verlangten von den 
Kommunisten, daß sie ihrer Über 
teugung Öffentlich abschwörten, an 


derenfalls würden sie ausgeschl 
das ZK der KPD den 
lindern die Unterzeichnung di 
Reverse generell untersagie, waren 


Ausschliise größeren Umfangs die 


fung unter die Grundsätze der re- | 
präsentativen Demokratie und der 
freien Unternehmerwirtschaft (!) er 
folgen.“ (zit. bei Pirker, „Die blinde 
Macht“ Bd. 1,5. 242) 

Während große Teile der Arbei 


terklasse ihre Bereitschaft, die Ge 
setzesvorlage zu Fall zu bringen, 
Streiks und Demonstrationen zuf 
Ausdruck brachten, 


sabotierten die 
diesen Kampf 


und gaben elementare Positionen der | 
Arbeiter für die dümmliche Spekula 
tion auf „noch mehr Mitbestim 
mung” preis 

‚um Wohl des Betriebs und sei 


und unter Be- 
Gemeinwohl 


ner Arbeitnehmer 
rücksichti des 
($ 49 des Betr.VGs) — das sollte fort. 
an die Richtschnur des Handelns für 
die Betriebsräte sein, die bis 19° 
die Vertreter der Gewerkschaften in 
den Detrieben waren 

Als maßgeblich für die Stellung 
derGewerkschaftsführer zum Betr. VG 
und zur kapitalistischen Ordnung 
insgesamt, kann die Erklärung des 
IG Metall-Vorsitzenden Freitag ge 
‚nommen werden, die er auf dem 2 
Verbandstag seiner Organisation im 
September $2 abgab: 

Wir haben die Haltung eingenom- 
men, alle zusammen, wie sie nur ein 
genommen werde ie: Das Pr 
lament rochen, und der En 
scheidung des Parlaments müssen wir 
uns beugen.“ (Protokoll, 8. 169) 


und die „Aktion 
Vertrauensleute ” 1956 | 


Immerhin entstand durch die Ver- | 
abschiedung des Betr.VGs für d 
Gewerkschaftsspitze das Problem, 
ren Kinfuß auf die Arbeiterk, 
nun noch zu bewahren und weiter | 


ne | 


auszubauen. Da die Betriebsräte nun 
mehr durch das Recht des k 
stischen Staates von den Gewerkschaf. 
ten getrennt waren, stellte sich die 
Notwendigkeit, zumindest formal un 
abhängige gewerkschaftliche O) 
in den Betrieben aufzubauen: dj 
trauenskörper 

Es gingen jedoch noch einige Jahre 
ins Land, bis sich diese „Einsicht 
auch bei den Führern der IG Metall 
durchgesetzt hatte und konkrete 
Schritte in diese Richtung unter 
nommen wurden, In den Jahren 
1952-56 hatten sich die Ortsverwal- 
tungen (auf Weisung des IGM-Haupt 
vorstandes) schwerpunktmäßig. auf 
die: Beeinflussung der Betriebärkte 
‚konzentriert - während nennenswer- 
te Anstrengungen in Richtung auf 
‚den Aufbau gewerkschaftlicher Or. 
ganisationen unterblieben. (In einer 
Art Rückblick wird dieser „Fehler‘ 
auch von der IGM‘Spitze gesehen, 
siche „Ergebnis der Vertrauensleute- 
wahl 1962 und 1964“, Vorwort) 

Erst durch die a b so lut rück- 
läufigen Mitgliedszahlen (von 1952 
bis 1954 traten allein aus der IG Me- 
tall 113 000 Mitglieder aus 11!) wur- 
den die IG Metall-Führer veranlaßt, 
die Schlappe durch verstärkte politi 
he Initiativen (u.a. mit dem Ak- 
jonsprogramm von 1954/55) und 
Anstrengungen zur Reorganisation der 
weitgehend am Boden liegenden ge- 
werkschaftlichen Betriebsorganisation 
(1956 und ff. „Aktion Vertrauens- 
leute") auszuwetzen. 

Auf diese Weise gelang es, verlo- 


renes Terrain zurückzugewinnen 
zumindest, was die zahlenmäßige 
Stärke der Organisation angeht. In 


den vier Jahren von 1955-59 konn- 
ten 318 000 Kollegen neu (oder 
auch wieder) für die IG Metall ge- 
wonnen werden (siehe hierzu auch! 
„Der Gewerkschafter”, 3/73, 8. 114) 

Daß dieser „Aufschwung“ ohne 
die Vertrauensleute undenkbar gewe- 
sen wäre, liegt auf der Hand (und ist 
zudem längst durch empirische Un- 
teruschungen belegt, siche dazu „Ge- 
werkschaftliche Monatshefte“, Juni 
1970, 5.341) 

Es war unschwer vorauszuschen, 
daß die Vertrauensleute, einmal zu 
Trägern gewerkschaftlicher Politik in 
den Betrieben geworden, größeres 
Selbstbewußtsein und mehr Eigen- 
initiative entwickeln würden, als den 
Führern ihrer Organisation lieb sein 
konnte. Einerseits zur sachten Mobi 
lisierung der Arbeiter gezwungen, um 
Mitglieder und Beiträge zu kassieren, 
konnten die IG Metall-Führer doch 
nicht soweit gehen, die Hierarchie in 
der Organisation (d.h. ihre Allein- 
herrschaft) dadurch zu gefährden, 
daß sie den ehrenamtlichen Funk: 
tionären satzungsmäßige Entschei- 
dungsrechte garantierten. 


AUFRUF 


des Deutschen Gewerkschaftsbundesi;; 


Dieser Entwurf darf nicht Gesetz werden! 


Haltet Euch bereit! Ubr DI 


Duurscnen orwinnse 


1962: Plakat des DOB zum arbeiterfeindlichen Betriobsverfauungsgene‘ 


ziplint 
Folgt den Weisungen Eurer Gewerkschaften! 


Stattdessen wurden die Vert 
ensleute von Anfang an „außen vor 
schalten und in ihrer Arbeit nach so- 
genannten „Richtlinien" des IC 
Metall Vorstandes reglementiert 

In der IGM-Satzung werden die 
Vertrauensleute (die heute immerhi 
auf eine Zahl von 125.000 ! ange 
wachsen sind) nur als Objekte 
der Ortsverwaltungen erwähnt. Dort 
heißt on 
„Aufgaben der Ortsverwaltung” 
6) Bildung von Vertrauenskör- 


ern in den Betrieben nach den 
Richtlinien des Vorstandes, 
.d)..Schulung und Beratung von 


Vertrauensleuten... (Satzung,$. 28) 

Satzungsgemäß garantierte Rechte 
und Entscheidungskompetenzen hı 
ben die einfachen Funktionäre in der 
1G Metall n | c ht, obwohl sie sogar 
nach offizieller Lesart „im Betrieb 


das gewerkschaftliche Fundament 
(bilden)! (Vorwort zu den Richt- 
inien). 


Dieser offenkundige Widerspruch, 
konnte freilich erst in dem Augen- 
blick zum Tragen kommen, als der 
westdeutsche Imperialismus nach der 
Rezession 66/67 in eine neue Phase. 
seiner Entwicklung trat — und die 
Unzulänglichkeit der offiziellen Poli 
tik (der Gewerkschaftsführer) wieder 
stärker empfunden wurde. 


SEPTEMBERSTREIKS 1969 
UND DIE KONSEQUENZEN 


Inden Septemberstreiks von 1969 
wurde die gewerkschaftliche Tarif- 
politik punktuell durchbrochen, 
Die Krise 66/67 war nicht zuletzt 
durch einen erheblichen Lohnabbau 
1967 und durch Lohnstop 1968 in 
eine Gewinnexplosion von bis dahin 
einmaliger Höhe übergegangen. 

In ihrem Bestreben, die Lohn- 
kosten möglichst gering zu halten, 
überspannten die Kapitalisten den 
Bogen, und die Folge war, daß sich 
die Arbeiter einiger Bereiche (Me- 
tall und Bergbau) auf eigene Faust 
einen größeren Anteil sicherten, in- 
dem sie ohne gewerkschaftliche 
Führung in spontane Streiks traten. 

Damit war mehr gefährdet als nur 
der ungeschmälerte Profit: einen 
Knacks erlitten hatte die Kontrol- 
le der Gewerkschaftsführung über 
den Lohnkampf überhaupt. Die Er- 
fahrung war da, daß sich die Arbei 
ter in einer bestimmten ökonomi- 
schen und politischen Situation mehr 
geholt hatten, als die von der DGB: 
Führung praktizierte Tarifpolitik 
ihnen eingebracht hatte 

In dieser zusammenhängenden Be 
wegung»spontaner Streiks, die sich 
bereits in den ersten" Monaten von 
1969 durch zahlreiche betriebliche 
Sonderbewegungen angekündigt hat- 


arssun 
DIR BUNDISVORSTAND 


te, haben Teile der gewerk 
schaftlichen. Vertrauenskörper eine 
hervorragende Rolle als Organisator 
ren in den gewählten Streikleitungen 
und auf den Versammlungen der 
Streikenden gespielt 

Der Erfolg kämpferischer Sol 
ritht führte bei denjenigen Funktios 
ren zu größerem Selbstbewußtsein, 
die in den Streiks in Verantwortung 
vor ihren Kollegen gehandelt hatten, 
Die Forderung nach größerer Eigen 
ständigkeit der Vertrauenskörper und 
nach mehr Einflußmöglichkeit auf 
die Politik der Gewerkschaft über: 
haupt wurde von den klassenbewuß- 
ten Vertrauensleuten nach den Sep- 
temberstreiks entschiedener vorge 
tragen. 


ren die Erfahrungen der September 
streiks und die sich daraus ent- 
wickelnden _ "innerorganisatorischen 
Spannungen‘... Anlaß zur Einschät- 
zung der Lage - und zu Konsequen: 
zen, um derartige ‚Pannen’ in Zu 
kunft zu vermeiden. 

Die Führung der IG Metall wandte 
sich unmittelbar nach den Septem 
berstreiks (nachdem die Vorstands. 
position in einer Klausurtagung fest 
gelegt worden war) mit einem 
Rundschreiben an die Verwaltungs 
stellen und Bezirksleitungen 

Darin wurde eingeschätzt, daß „in 
der IG Metall und in den Gewerk- 
schaften seit geraumer Zeit ein Gefühl 
des Unbehagens und des Mißmuts zu 
verspüren“ ist. Während früher die gro- 
BeMasse der Arbeiter „passiv mehr 
‚oder weniger apathisch Gewerkschafts- 
politik über sich ergehen ließen‘ 
seit den Septemberstreiks eine „Wand- 
hung dieser Grundgegebenheit bisheri 
ger gewerkschaftlicher Praxis“ festzu- 
stellen — möglicherweise im $ 
einer „neu entstehenden aktiven 
Kampfbereitschaft breiterer Arbeit- 
nehmerschichten‘ 

Sie, die Gewerkschaftsführer, müß- 
ten in Zukunft stärker darauf ach- 
ten, „ob man nicht hinter dem ge- 
gebenen Kampfwillen zurückbleibe” 

Wenn auch noch nicht von einem 
Abrücken breiterer Teile der Gewerk- 
schaftsmitglieder von der Politik der 
Gewerkschaftsführer gesprochen wer- 
den könne, so verdiene doch die Kri- 
tik aus den Reihen der Funktionäre 
Aufmerksamkeit. Hier gebe es 
gen, wie die nach dem riesigen Ver 
mögen ‚der, Gewerkschaften der in- 
nergewerkschaftlichen _ Mitbestim 
mung” und Kritik am Abbau inner 
gewerkschaftlicher Demokratie , 
„Routineveranstaltungen, die man 
einst als selbstverständlich hinnahm, 
werden jetzt als leer empfunden. Be- 
schlüsse, die früher ohne Wimpern- 
zucken akzeptiert wurden, bedürfen 
nun einer glaubhaften Begründung”. 

Direkt auf die Streiks bezugneh- 
mend, wurde ‚selbstkritisch” erklärt 
„Zum Nachdenken muß uns veran- 
„Zum Nachdenken muß uns veran- 
lassen, warum nicht unsere Organise- 
tion überall und sofort an Ihrer Stelle 
stand (damit können die IGM-Führer 
nur ihre Rolle als ‚Ordmungsfaktor 
meinen, denn kein Arbeiter hat in 
den Streiks die Unterstützung der 
Gewerkschaft zurückgewiesen, viel 
mehr wurde diese immer wieder an 
wefordert, Anm. d. Red.). Hier muß- 
ten wir erkennen, daß die Kontakte 
und Informationen zwischen unse 
ren Mitgliedern und ihren Verrat 
ensleuten und Betriebsräten sowie 
den hauptamzlichen Punktionären 
nicht ausreichend waren... Wir müssen 
noch mehr tun, um unsere Ver! 
ensleutekörper noch fester In den 
Griff zu bekommen und ihnen 
4as Gefähl (1) geben, daß sie auch 
echt (1) die Vertrauensleute und 
Funktionäre unserer Organisation in 
den Betrieben und” 

Als taktisches Mittel wird empfoh 


len: Mehr Urabstimmungen, mehr 
Sitzungen mit Betriebsräten und Ver- 
irauensleuten (damit die Gewark 
schaftsführer eher und beser Infı 

mationen über die Stimmungen der 
Arbeiter erhalten und exakter ein 


schätzen können, was diesen zuge 
mutet werden kann!) - aber anderer 
wits eine noch stärkere Zentralisie 
rung des Apparats, um die ‚Vertrau 
ensleute‘ noch (ester 
den Griff zu beka 

In den Worten des IGM 
Yiest sich das so 

„Die Gefahr besrchr, daß Be 
schlüsse und Weisungen des Vo 
stands im Sande verkmfen. Deu 
lat der Ansatz ‚mehr Demokratie‘ in 


Vorstands 


Fragen der Inneren Organisatl 
mifverständtich (!}. Die gewerk 
schaftspolitische Willensbildung, wie 


» 
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Forts. Wohin steuert die IG-Metall 


le in der Heschickung und Beschluß- 
fassung der Gewerkschaftatage Ihren 
soll lokal, 

und zentral von einem 
Maximum an Demokratie geirugen 
werden. Das int durchaus vereinbar 
mehr Ausführungsdissiplin. in 
der Organisationshierarchie, Der mei 
ang der Gewerk 

schaft {von unten nach oben) müßte 
werden, 2,U, durch mehr 
Vertrauensleute- und Betriebirdte- 
konferenzen zu wichtigen Fragen. 
wobei der Aussprachecharakter (1!) 
vordergründig sein sollte. Der hierar- 
chische, d.h. hauptamtliche Strang 
stärker ventralisiert 


Ausdruck findet (17), 
regional 


mir 


nungsbildende 


kentärkt 


sollte dagegen 
werden (1). 


‚September 1949: Honsch streikt | 
ri 
Saptember 1969: Hossch streikt I 


‚RICHTLINIEN’ und 
‚LEITSATZE' 1973 


Hauptvorstand neuerdings zuständ, 
für das Ressort. Vertrauensleut 
beit, möchte in der Juli-Ausgabe des 


'WERKSCHAFTER glauben ma 
chen, daß die IGM-Führung sich bei 
der Neufassung der ‚Richtlinien" an 


den Anträgen zum letzten Gewerk- 
schaftstag orientiert hätte: „Dem 
Wioxbadener Gowerkschaftstag lagen 


Anträge „ zur Vertrauensleutearbeit 
vor, Sie wurden zum großen Teil 
‚dem Vorstand als Material überwie- 
sen (!). Bei der Neufassung der 
‚Richtlinien wurde Ihr Inhalt be 
rücksichtigt (1). Die neuen ‚Richt- 
linien‘ werden der Vertrauenaleute- 
arbeit weitere Impulse (? ) geben.” 
An den letzten Satz möchten wir die 
Bemerkung anschließen: Ohne Frage! 
Nur, wem zum Wohl? } 


Wenn ‚man mit der Delegierten- 
mehrheit vom Wiesbadener Gewerk- 
schaftstag davon ausgeht, daß der 


eigentliche, Sinn aleı Anträge zu 
ler 


Um die Aufgabenbestimmung und 
die Stellung der Vertrauensleute in 
der 1G Metall hat es, wie gesagt, von 
Anfang an und in den zurückliegen- 
den Jahren verstärkt, Auseinander- 
setzungen gegeben. 

Erstmals gelang es den fortschni 
lichen Kräften in unserer Gewerk- 
schaft auf dem 10. ordentlichen Ge- 
werkschaftstag der IGM, der 1971 
in Wiesbaden stattfand, eine Mehr- 
heit der Delegierten für einen An- 
trag zu gewinnen, der die Vertrau- 
ensleute mit allen Rechten und 
Pflichten in der Satzung verankern 
sollte (Antrag Nr. 279), eingebracht 
von der Verwaltungsstelle Düssel- 
dorf). 

In der zum Teil heftigen Ausein- 
andersetzung gerade um diese Frage 
wurde von den Kritikern vorgebracht 
„Wer unsere Satzung sieht, muß den 
Eindruck haben, daß unsere Basis 
im Vorstand, im Bezirk und in den 
Ortsverwaltungen, nicht aber in den 
Vertrauenskörpern in den Betrieben 
Hiegt.” Und Kollege H. Spaeth, Dele- 
gierter aus Darmstadt, versicherte, 

‚daß die Geduld der Vertrawensleute 
am Ende ist, wenn mit den Vertrau 
ensleuten weiter m» verfahren wird, 
wie es jetzt..der Fall it, 

Die 16 Metall-Führer versuchten 
zunächst wegen der Brisanz dieser 
Frage, den Antrag auf kaltem Wege 
zu erledigen: Er sollte zusammen 
mit zahlreichen anderen Anträgen 
als ‚Materal zur weiteren Bearbei- 
tung’ an den Vorstand übergeben 
werden. Das würde von 212 Delegier- 
ten abgelehnt, während sich nur 209 
der Delegierten für dieses Verfahren 
aussprachen. 

In der dann erzwungenen Abstim- 
über den Antrag selbst stimmte 
awar die absolute Mehrheit der De- 
kegierten für die Aufnahme der Ver 
trauensleute in die Satzung der IG 
Metall. Die für Satzungsänderungen 
erforderliche 2/3 Mehrheit wurde 
jedoch nicht erreicht (siehe & 22/46 
der IGM-Satzung) 

Knapp zwei Jahre nach dem Wies 
t Gewerkschaftstag nun legte 


der IG MetalbHlauptvorstand neue 
Richtlinien‘ für die Vertrauemileute: 
x. In Nr, 2/93 des Funktio- 


närsorgams DER GEWERKSCHAT 


TER werden die ‚Richtlinien” ange 
kündigt. und bereits im April dieses 
Jahres vom Vorstand weitere 
Konsulsationen der Mitglieder und 
Vertrasensleute beschlomen 

Lutz Diekerhoff, beim IGM: 


mehr Rechte und größere 


Einflußmöglichkeiten in der IGM 
durch eine Satzungsänderung zu 
garantieren, so kann keine 
Rede davon sein, daß die Gewerk- 
schaftsführer °d i e se Zielsetzung 
bei ihrer eigenmächtigen Neufassung 
der ‚Richtlinien” berücksichtigt hät- 


Das genaue Gegenteil ist der 
Fallt 
Nitht nur, daß die Vorstands 


Strategen an dem arbeiterfeindlichen 
Prinzip festhalten, die Stellung der 
125.000 IGM-Vertrauensleute a u # 
serha!b der Satzung durch 
‚Richtlinien’ willkürlich. festzulegen. 
im Vergleich zu den '66er und ’69er 
‚Richtlinien’ sind eine weitere Ein- 
schränkung des  Spielraums der 
Funktionäre und eine noch stärkere 
Orientierung auf den ‚hauptamtlichen 
Strang‘ unverkennbar. 


Vertrauensleute — wer 
verantwortlich ? 


Von prinzipieller Bedeu 
tung für die Arbeit ‚jedes Gewerk- 
schafters ist die Frage: Für wessen 
Belange arbeite ich und wem gegen- 
über bin ich in erster Linie 
verantwortlich? 

Die  ‚Richtlinien" des IGM-Vor 
standes stellten und stellen darum 
völlig zu Recht diesen Punkt an die 
erste Stelle, Beantwortet wurde diese 

frage Jedoch sehr unterschiedlich. 

Während noch in den ‚Richtlinien" 
von 1966 (!) die Aufgaben dex Ver 
trauensmannes an den Interessen der 
Arbeiter und Angestellten orientiert 
wurden 

„Die Vertrauensleute nehmen die 
Interessen der Arbeiter und Ange 
stellten Ihres Wirkungsbereiches wahr 
{"} und wind diesen gegenüber (!) 


die Verireier des Vertrauenskörpers 
des Beirieben“, 
Iautet die entsprechende Passage 


in der jetz’gen ‚verbesserten’ Fassung 
‚der ‚Richtlinien' (1973) 

Vertrauensleute sind die Reprd 
sentanten der IG Metall im Hetrich 
(9. Die urbeiten Im Rahmen der Sat 
zung (}} und der Beschlüsse (!) der 
1G Merall an der Gestaltung, Fett 
gung und dem weiteren Ausbau der 
Organisation 

Zwar ließen auch die 66er ‚Richt: 
Union’ durch andere Bestimmungen 


‚den Vertrauensleuten nur begrenzte 


essen der Arbeiter und Angestellten’ 
zu vertreten — immerhin ist aber 
durch die heutige ‚Überarbeitung' 
eine andere Orientierung verbindlich: 


Die Vertrauensleute sind in erster 
Linke andie Satzung und die B 
schlüsse der IGM-Führer gebunden 
und nur in diesem vorgegebenen Ra 
men (auf demen Festlegung und 
Kontrolle weder ‚Mitglieder noch 
Vertrauensleute nennenswerten Ein- 
Muß nehmen könneı 
ständigen’ Handeln 
leute ‚gewerkschaftstreut 

Eine derartige Konzeption setzt 
voraus und produziert zugleich einen 
Typos von Vortnasenänann, den die 

werkschaftsführer einmal mit dem 
bezeichnenden Satz charakterisiert 
haben: „Die Betriebsräte und Ver 
trauensleute sind Mund und 
Ar m der Gewerkschaft im Be- 
irieb.” 

(aus: „Welt der Arbeit“, v. 2.11.73) 

Das Monopol des Denkens 
bw. der Entscheidung liegt natürlich 
bei den Führern selbst. 

Diese _arbeiterfeindliche Grund- 
orientierung findet sich in jeder ein- 
zelnen ‚Richtlinie® des IGM-Vorstan- 
des zur Arbeit der Vertrauensleute 

Wir wollen im Folgenden zeigen, 
weiche konkreten Unterschiede die 
neuen ‚Richtlinien” von 1973 (NR) 
ım Vergleich zu den alten Richt 
linien von 1969 (AR) aufweisen 
und welche Konsequenzen sich aus 
diesen Änderungen ergeben 


trauensleute, von ihnen genummel 
und ausgewertet (1). geben de m 
triebsrat handfestes Mate- 

für seine beiriebsverfassungs 


B 
al 
rechtliche (111) Arbeit.” 

(Die Quelle, Oktober 1973, 8. 421) 


Darüber hinaus wurde in Ab- 
schnitt 1 die verbindliche Festlegung 
der AR über ‚die Größe des Wir- 
kungsbereichs' für jeden Vertrauens 
mann gestrichen (AR: auf $ - 20,Be- 
schäftigte kommt ein. Vertrauens- 
mann!), 

Die Gewerkschaftsführer haben 
sich damit die Möglichkeit zur Ma- 


nipulation erweitert — denn die Er- 
fahrung zeigt, daß sie lieber 


keinen Vertrauensmann in einer 
bestimmten Abteilung haben als ei 
nen „unsicheren” oder gar oppositio- 
nellen; in anderen Abteilungen 
klucken dann wieder ein halbes 
Dutzend ‚loyaler' Funktionäre her- 
um, obwohl einer ausreichtel 


Abschnitt 2.: Wahl der Vertrau- 
ensleute und der Leitungen der 
Vertrauenskörper 


Welche ‚persönlichen Vorausset- 
zungen’ muß ein Vertrauensmann 
mitbringen? 

Dazu die AR: „Als VL können 
nur Mitglieder der ]G Metall kandi 
dieren und ıdtig sein, die mindestens 
52 Wochen Gewerkschaftsmitglied 


kind. Sie müssen die für eine solche 


‚Abschnitt: 1. Aufbau des Ver- 
trauensleutekörpers 

oder: Wie die Vertrauensleute 
zur Hilfstruppe der BR’s ge- 
macht werden 


In die NR ist unter Punkt 1 fol- 


In die NR ist unter Punkt 1 fol- 
gende ‚Erweiterung aufgenommen 
worden: In der IG Metall organisier- 
te Betriebsratsmitglieder, Jugendver 
treter und Beitragskassierer sind Ver 
trauensleute der IG Metall” (S. 5). 
Nach den AR ‚bilden" gewerkschaft- 
lich organisierte BR’s, JV's und Ver- 
trauensleute den VK (8. 7). 

Zum Verhältnis Vertrauenskörper 
- Betriebsrat hieß es in den AR 
„VK_ und BR arbeiten eng zusam- 
men”, und „Die Vertrauensieute 
wirken in kollegialer Weise mit den 
gewerkschaftlichen BR — Mitgliedern 
zusammen...”($. 16) 

Dagegen in den NR: „Die IG Me- 
tal-Mitglieder im Betriebsrat und in 
der Jugendvertretung sind Vertrau- 
ensleute. Dadurch (!) ist die Voraus- 
setzung für eine wirkungsvolle Zu- 
sammenarbeit aller Vertrauensleute 
im VK gegeben” (8. 15). Im VK sok 
len die Beiriebsräte berichten und 
der Vertrauenskörper soll dem Be- 
triebsrat Vorschläge und Forderun- 
gen unterbreiten (NR, . 15). 

Während also die AR dem unter- 
schiedlichen Charakter der zwei Gre- 
mien (BR und VK) in gewisser Wei- 
se Rechnung trag und doch mehr 
die Betonung auf eine » 
‚gewerkschaftliche Arbeit Iegte, sind 
die NR deutlich me hr auf die Er- 
fordernisse der BR-Arbeit zuge- 
schnitten - und die Position der an 
das reaktionäre Betr.VG gebundenen 
Betriebsräte wird in den NR über 
mäßig hervorgehoben. 

Daß der Vertrauenskörper von 
den Gewerkschaftsführern tatsächlich 
als eine Art Unterbau’ des BR ange- 
schen wird und entsprechende Auf- 
gaben gestellt bekommt, hat L. Die- 
kerhoff (IGM-Hauptvorstand) un- 
längst ‚in der DGB-Zeitschrift DIE 
QUELLE (vermutlich) unfreiwillig 
zugegeben 

‚Der loyale, überzeugte und ge- 
‚hulte Funktiondr ıritt dem Be- 
triebrat mit den Forderungen und 
Vorstellungen der Vertrauensleute 
offen gegenüber, ist steis konstruk- 
tie () und frei von Wtopischen 
Träumereien (}} 

Die betriebliche Schlümelstellung 
der Berriebwäre {N}, 
durch eine — micht zul 
uns {MM} - ertorste (N 
verfassung, müssen wir fördern und 
in gewerkschaftlicher Kapiıal um 
senen!" 

Und dann die völlig ent 
Passage: „Dabei gilt es zu bedenken 
daß sich allein auf den Betrieben 
stützen und ihm schlechthin alles au 
überlassen hieße, für die notwendige 
Betriebsarbeit (1) eine ungenägend 
breite Grundiage (!) zu geben.” Also 

Erst die Erfahrungen, die praxis 
bezogenen Erlebnisse unserer Ver 


Tätigkeit erforderlichen persönlichen 
und gewertsehaftichen Faenicha 
fen mitbringen." (5.8) 

Dagegen halten die IGM-Strategen 
nach den NR solche Kollegen für 
geeignet, „..die mindestens ein Jahr 
Gewerkschaftsmitglied sind und sat- 

;mäße Beiträge leisten.” 75.7) 


ung des Wahltermins und bei der 
tellung des Wahl-Ausschussen mit 
iensleuten oder der VK» 
beraten‘. (8. 8/9). 
soll die Ortsverwaltung 


Nun 
nicht nur die ‚Durchführung‘, won“ 


dern auch noch die Vorbereitung 
der Wahl übernehmen. Darum legen 


die NR fest: „Sie (OV) legt insbe 
sondere die technischen Einzell 
ten (der Wahl fest” (8, 7). 
Also auf der einen Seite eine klare 


Einenzung des Spielraums der Ver: 
Irauensleute! 


Andererseits 


möchten sich die 
IGM-Führer natürlich zu nichts 
verpflichten, um die ‚technischen 
Einzelheiten’ je nach den konkreten 
Umständen festlegen zu können. Da 
rum heißt es: „Die Wahl der Vertrau- 
ensleute ist an keine bestimmte 
Form gebunden” (NR,8.9). 

‚Der Manipulation werden Tür und 
Tor geöffnet! 

Nicht nur, daß sich die Gewerk- 
schaftsführer" völlig unangemensene 
Kompetenzen bei den VK-Wahlen 
Zugeschanzt haben, sie mischen sich 
auch in die s der V 
und heben tatsächlich das Recht der 
Gewerkschaftsmitglieder, ‚Versager" 
durch Abwahl abzulösen, auf, indem. 
sie die AR durch folgende Bestim. 
mung. ‚erweitern‘: „Die Orisverwak. 
tung kann die von ihr berufenen Ver- 
trauensleute abberufen...” (NR, S.8). 

Weiter! Während die AR noch die 
Möglichkeit vorsah, die VK-Leitung 
(die gemeinhin als direkter Kontakt 
der _Ortsverwaltung im Betrieb 
gilt!) durch einen Mehrheitsentscheid 
der Vertrauensleute abzuwählen (AR 
5. 10), it dieses Recht nach den 


NR picht mehr garantiert, Diese 
Richtlinie wurde einfach ‚vergessen’! 


AR6L Rey 
In diese 
führer 
[organisierten M as 


‚ORGANISATION" ist 


'r grafischen Darstellung wird von den IG-Metall-Führern (vermut- 
lich ungewollt) sehr gut deutlich, was in den Augen der Gewerkschafts 
und welche Rolle die gewerkschafilich 
in den Entscheidungsprozessen der ORGANISATI- 
'ON' spielen: K EINE ! (aux:Industriegewerkschaft Metall, Werbebroschüre) 


nn 
Organisatorischer Aufbau der IG Metall 


es 
Urganısatorıscner AuiDau aer Iu Metall 


EN 


Eine bemerkenswerte ‚Verbeuse 
rung’; Hier bei den Hamburger Stahl- 
werken (HSW) haben wir unlängst 
erlebt, wie die IGM-Ortsvorwaltung 
‚den Vertrauenskörper mit Meistern 
und_Vorarbeitern (darunter CDU: 
Reaktiondre) aufgefüllt’ - hat, um 
die Mehrheitsverhältnisse: zu Ihren 
Gunsten zu gentalten (siche dazu den 
Artikel „Ieleidigt und gefeuert” im 
AK 30) 

‚Aber bitte! Alle hatten ‚satzungs- 
‚nemäße Beiträge‘ geleistet! 

Um in Zukunft möglichst nur 
noch Vertrauenskörper mit der ge 
wünschten Zusammensetzung zu ha- 
ben, wurden die Bestimmungen Ober 
Yerantwortlichkeiten und die Ver 
Tahrensweise. bei der Wahl neu Tesı 
gelegt 

Nach den AR war die Orten 
waltung für die Purshführung der 
Vertrauensleutewahlen _verantwort 
lich; sie hatte sich bei der Restle 


Die Abschnitte 3, 4 und 5 
Die Aufgabe der Vertrauens 
leute, des Vertrauenskörpers 
und der VK-Leitung 


Der schon welter oben erwähnte 
Dieckerhoff-Artikel aus „Der Gewerk 
schafter” trägt den Titel: „Neue 
Richtlinien betonen die Rechte" 
Tatsächlich ist unter dem Ab- 
schnitt ‚Rechte und Aufgaben der 
Vertrauensleute' kein einziges 
Recht enthalten — außer dem, die von 
den Führern festgelegten Auf 


erfüllen. Danach sind die Vertraw 
erläutern ..i 


ensleute angewiesen 
bekanntzugeben 

daß. diskutiert 
folgt wird 


Forts Seite 


‚Arbeiterkampf Nr. 40/Februar 1974 


Machen wir die Gewerkschaften zu 
Kampforganisationen der Arbeiterklasse ! 


Verschiedene in der Organisation geführ 
haben gereigt, daß in der Frage der Arbeit in den Ge- 
werkschaften und der Gewerkschaftsopposition bei eini- 
en Genossen noch keine ausreichende Klarheit besteht, 
obwohl en Stellungnahmen der Organisation zu diesem 
Them gibt. Genannt und gegebenenfal 


Diskussionen 


zur Lektüre | 5.23. 


‚empfohlen seien die folgenden: „Zentrale Arbeiterkonfe- 


renz der KPD/ML“ in KAB/AZ 4 (im Nachdruck Bd.l, 
8. 17 und 18); „Über welche politischen Differenzen 


Lenin die 
„linke Kinderkrankheit” 


Die kommunistische Bewegung 
hatte sich 1919/20 mit einer pseudo- 
„linken“ Fehlströmung aus den eige- 
nen Reihen auseinanderzusetzen. Von 
besonderer Bedeutung ist in diesem 
Zusammenhang die Schrift Lenins 
„Der ‚linke‘ Radikalismus, Kinder- 
krankheit des Kommunismus“, die 
Lenin im Frühjahr 1920, vor dem II. 
Kongreß der Kommunistischen Inter. 
ationake, schrieb. 

Im Abschnitt VI. dieser Schrift 
antwortet Lenin auf die Frage, ob 
Kommunisten in den reaktionären 
‚Gewerkschaften arbeiten sollen. Dies 
war von den „Linken“, vor allem der 
von der KPD abgespaltenen KAFD, 
abgelehnt worden. Diese „Linken 
bestanden vielmehr darauf, „neue“, 
„eigene" Gewerkschaften zu grün- 
den. Um diese Versuche gegenüber 
den heutigen _Pseudo-,Linken“ 
„KPD“ und „KPD/ML“) im richt 
gen Licht zu schen, muß man erwih- 
nen, daß die damals von der KAPD 
gegründete „eigene“ Gewerkschai 
die „Allgemeine Arbeiterunion”! 
(AAU) auf dem Höhepunkt. ihrer 
Stärke, Anfang 1921, etwa 200.000. 
Mitglieder zählte. 

Lenin Ichnte den Aufbau 
blanker Arbeiter-Unionen‘ 
ironisch sagte, als „besonders dumm 
und „lächerlicher, kindischer Un- 
sinn“ ab. Kommunisten müßten „un- 
bedingt dort arbeiten, wo die Massen 
sind”, dh. in den bestehenden Ge- 
werkschaften. „Nicht in den reakti- 
‚ondren Gewerkschaften arbeiten, 
heißt, die ungenügend entwickelten 
oder rückständigen Arbeitermassen 
dem Einfluß der reaktionären Fih- 
rer, der Agenten der Bourgeoisie zu 
überlassen.“ Kommunisten müßten 


und die größ- 


—— er di 


„jedes Opfer bringen, und die größ- 
ten Hindernisse überwinden können, 
um systematisch, hartnäckig, beharr- 
lich, geduldig gerade in allen denjeni- 
gen - und seien es auch die reaktio- 
märsten — Einrichtungen, Vereinen 
und Verbänden Propaganda und Agi- 
!ation zu treiben, in denen es prole 
rlsche oder halbproletarische Massen 
be.“ 


Gegenrevolution geworden sind, Ist 
keine Organisationsfrage. Sie ist ledig- 
lich aus dem Widerspiel der Tatsache 
entstanden, daß das Proletariat in sei- 
‚nen weiten Schichten sich über seine 
Klassenlage und über die Mittel zu 
deren Änderung, kurzum, über Wesen 
und Ziel der Revolution noch nicht 
im klaren ist. Diese Änderung der gei- 
stigen Konstitution des Proletariars 
würde auch nicht dadurch herbeige- 
führt werden, wenn man die Proleta- 
Tier aus der einen Organisation hinaus- 
nähme und sie einer anderen zuführte, 

Dieser Umwandlungsprozeß kann 
vielmehr mur durchgeführt werden 
einerseits durch unermüdliche Agita- 
tion und Aufklärung in den Massen 
und innerhalb der Organisation, 
dererseits aber - und im wesentli- 
chsten = durch die praktische Schule 
des Kampfes...” 


Der Il. Kongreß der KI (1920) 


‚Auf dem Il. Kongreß der KI wur- 
den Leitsätze zur Gewerkschaftsar- 
beit beschlossen, in denen erneut 
die Notwendigkeit kommunistischer 
Arbeit in den Gewerkschafteh betont 
wurde, „um aus ihnen bewußte 
Kampforgane zum Sturze des Kapita- 
lsmus und für den Kommunismus 
zu machen“. „Jedes freiwillige Fern- 
bleiben von der Gewerkschaftsbewe- 
gung, jeder künstliche Versuch der 
Schaffung von besonderen Gewerk- 
schaften, ohne dazu entweder durch 
außergewöhnliche Vergewaltigungs- 
akte seitens der Gewerkschaftsbüro- 
kratie (Auflösung einzelner revolu- 
tionärer Ortsgruppen der Gewerk- 
schaft durch die opportunistischen 
Zentralen) oder durch ihre engherzi- 
kearistokratische Politik, die den gro- 
‚Ben Massen der wenig qualifizierten 
Arbeiter den Eintrit in die Organisa- 
tion versperrt, genötigt zu werden, 
Het eine riesine Gefahr für din.kom- 
tion versperrt, genötigt zu werden, 
stellt eine riesige Gefahr für die kom- 
munistische Bewegung dar. Er droht 
die vorgeschrittensten, die klassenbe- 
wußtesten Arbeiter von den Massen 
zu trennen, die sich auf dem Wege 
zum Kommunismus befinden, ünd 
diese Massen an die opportunistischen 
‚Führer auszuliefern, die der Bourgeoi- 
Sie in die Hände arbeiten.“ 

Aus der hier gemachten Einschrän- 


1932 — Streik der Arbeiter und Angestellten der Berliner Verkehrsgesellschaft 


(BVG) unter Führung der RGO 


Lenin orientiert in der Schrift ge 
gen die „linke Kinderkrankheit“ ein 
deutig auf die Vertreibung 
der Ayenten der Bourgeoie nus den 


Aufbaus neuer Organisationen. 

Dies entspricht 1.B. auch den vom 
I. Parteitag der KPD (20, bis 24, Ok 
tober 1919) angenommenen Richtli 
nien zur Gewerkschaftsarbeit, in de- 
nen es ua, heißt:,„Die Tatiache, daß 
die Gewerkschaften heute zu einem 
Werkzeug der Bourgeoisie und der 


kung (durch uns hervorgehoben) wird 
klar, daß nicht auf eine „Einheit um 
jeden Preis” orientiert wird. In der 
Tat heißt es im weiteren:,.Da die 
‚Kommunisten Ziel und Wesen der 
Gewerkschafisorganisation höher sel: 
len als die Form, dürfen sie in der Ge 
werkschafusbewegung nicht vor einer 
Spaltung der Gewerkschaftsorgunise: 
tionen zurückschrecken, wenn der 
Verzicht auf Spaltung gleichbedew 
fund wein würde mit dem Verzicht 
uf die revolutionäre Arbeit in den 
Gewerkschaften, mit dem Verzicht 
‚auf den Versuch, aus diesen ein Werk 


muß diskutiert werden? “, Punkt V in KAB/AZ 6 (im 
Nachdruck Bd. 1, 8. 44); 
KAB/AZ 7 (im Nachdruck Bd. 2, 8. 2 bis 15, vor allem 
5. 3 und 4); „Zur Frage der Gewerkschaftsopposition“ in 
AK 27; „Gewerkschaftsausschluß besiegelt” in AK 39, 


Zur weiteren Klärung unserer Position soll dieser auf Ini- 
iative der Leitung geschriebene Artikel dienen. 


„Zur Gewerkschaftsfrage“ in. 


zeug des revolutionären Kampfes zu 
machen, und mit dem Verzicht auf 
die Organisation der am meisten aus- 
‚sebeuteten Teile des Proletariats. 
Aber selbst wenn sich eine solche 
Spaltung als notwendig erweisen soll- 
fe, darf sie nur dann durchgeführt 
werden, wenn es den Kommunisten 
gelingt, durch unausgeserzten Kampf 
‚gegen die opportunistischen Führer 
und ihre Taktik, durch lebhafteste 
Anteilnahme am wirtschaftlichen 
Kampf die breiten Arbeitermauen 


wurden dabei getötet. 
wurden dabei getötet. 


davon zu überzeugen, daß die Spal: 
tung nicht wegen der ihnen noch un- 
verständlichen fernen Revolutionszie- 
le, sondern wegen der konkreten 
‚nächsten Interessen der Arbeiterklas- 
se an der Entwicklung Ihres Wirt 
schaftskampfes vorgenommen wird. 
Die Kommunisten müssen im Fall 
der Notwendigkeit einer Spaltung 
ununterbrochen aufmerksam prüfen, 
‚ob die Spaltung nicht zu Ihrer lnolie- 
rung von der Arbeitermasse führen 
wird. 

Dies steilt nach unserer Einschät- 
zung die kommunistische Gewerk 
schaftspolitik richtig dar: einerseits 
die Möglichkeit einer Spaltung, ande- 
rerseits die Warnung, an den Aufbau 
„neuer“ Organisationen leichtfertig 
ünd von den Mawsen losgelöst heran- 
zugehen, 


Essind die Gewerkschaftsführer, 
die die Gewerkschaften spalten 


nt auf der Hand, da 
ien nicht „aus Prinzi 
Spaltung der Gewerkschaften anstre- 
ben, Da die Kommunisten ohnehin 
das Ziel haben — als Voraussetzung 
einer wirklichen proletarischen Revo- 
lution — die Mehrheit der Arbelter- 
klasse zu gewinnen, haben sie von 
sich aus keinen Grund, sich von den 
Arbeiter-Massenorganisationen abzu 
spalten. Das Entscheidende ist je- 
doch, daß die Gewerkschaftsführer 
lieber die Gewerkschaften spalten und 
zerschlagen, als sie „den Kommuni- 
sten zu überlassen“, Die wichtigsten 
Mittel der Gewerkschaftsführer sind 
dabei die Verfälschung des Mitglie 
derwillens und Mamsenausschlüsse, 
Wie dies zu Anfang der 20er Jahre 
vor sich ging, soll hier an einigen Bei 
spielen gezeigt werden (Angaben nach 
R. Reitig, Die Gewerkschaftsarbeit 
der KPD von 1918 bis 1925, Ham 


burg 1954), 


Zum Verbandstag der Metallarbei- 
terGewerkschaft 1921 wurden 38% 
der Stimmen für kommunistische De- 
Iegierte abgegeben;jedoch saßen dann 
auf dem Verbandstag 113 kommuni- 
stische Delegierte 667 anderen Dele- 
gierten (vor allem Sozialdemokraten) 
gegenüber, d.h, nicht einmal 15% der 
Delegierten waren Kommunisten. 

Zum Verbandstag der Metaller 
1923 wurden sogar 50% der Stimmen 
für die Kommunisten abgegeben. 
doch hatten diese dann nur 138 Dele- 
Bierte gegenüber 257 anderen Dele- 
werten, also nicht viel mehr als ein 
Drittel, 

Zum Verbandstag der Textilarbei- 
ter-Gewerkschaft 1923 wurden auch 
etwa 50% der Stimmen für die kom- 
munistischen Delegierten abgegeben; 
auf dem Verbandstag aber saßen nur 
118 kommunistische Delegierte ge- 
‚genüber 211 anderen, also ebenfalls 


nicht viel mehr als ein Drittel. 

Auf dem Leipziger ADGB-Kongreß 
1922 sa6 die SPD mit 463 Delegier 
ten und die USPD mit 138 gegenüber 
nur 90 Kommunisten, obwohl in den 
Gewerkschaften 30 bis 40% der Stim- 
men für-die Kommunisten abgegeben 
worden waren, 

Auf dem ADGB-Kongreß 1925 
schließlich waren ganze drei kom- 
munistische Delegierte vertreten, 

Diese Beispiele zeigen, daß eine 
demokratische Auseinander- 
setzung im Rahmen des ADGB wer. 
hindert wurde durch die von der 
Bourgeoisie gekauften _Gewerk 
schaftsführer, die die innergewerk 
schaftliche Demokratie und den Wil 
ken der Mitglieder mit Füßen traten 
Selbst wenn die Kommunisten die 
Mehrheit in den Gewerkschaf. 
ten erobert hatten, bildeten sie durch 
die undemokratischen Manipulatio- 
nen der Gewerkschaftsführer doch 
immer nur eine Minderheit auf den 
politisch. entscheidenden Gewerk 
schaftskongresen. Und die Verte- 
hung. der führenden gewerkschaftll- 
‚chen Funktionen machten die Agen 
ten der Bourgeoisie ohnehin weilge- 
hend unter sich al 

Dieses System ist seither noch 
weiter entwickelt und „verfeinert“ 
worden. Ein Schulungsleiter der IG 
Metall in Sprockhövel erklärte offen, 
Kommunisten könnten auf keinen 
Fall in den Apparat der DGB-Führung 
gelangen, Denn erst müßten ja alle 
Bewerber Schulungen durchlaufen, 
und dabei würden Kommuniste 
„durch politisches Interesse schon 
am ersten oder zweiten Tag (muffal 
Non), Sozialdemokraten nach oin oder 
zwei Wochen, CDU-Anhänger in der 
Regel überhaupt nicht.” („Kölner 
Stadtanzeiger" $,12.73), Merke: den 
Kommunisten erkennt man am pol 
tischen Intereme! 

Die Mißachtung des Mitgliederwil 
die Diskriminierung der Kom- 


ie 


munisten auch dann, wenn ale nen- 
nenswerte Teile der Mitgliederschaft 
fopräsentieren, wird ergänzt durch 
“eine scharfe Ausschlußpolitik. 

Schon 1921 wurde 2.B. die gesam- 
te Chemnitzer Ortsgruppe des Bauar- 
beiterverbandes ausgeschlosen, insge- 
samt 4.300 Mitglieder, Bis Januar 
1923 waren insgesamt etwa 22 
Bauarbeiter ausgeschlossen worden, 
und ebensoviele Eisenbahner. Ähnli- 
che Massenausschlüsse — wenn auch 
nicht im selben Ausmaß — gab es 
z.B. bei den Bergarbeitern, den Land- 
arbeitern, den Metallern und Textil- 
arbeitern 

1924 war der Höhepunkt di 
tikommunistischen „Säuberung““ der 
Gewerkschaften, Reitig schreibt 

.» , um das Ausschlußverfahren zu 
beschleunigen und zu. vereinfachen, 
jumte der Verbandstag der Textila 
er dem Vorstand Rechte ein, die 


darauf hinausliefen, daß dieser oppo- 
sitionelle Mitglieder ohne Angabe von 
ründen und ohne die Durchführung 
eines ordentlichen Verfahrens, das 
den Beschuldigten Gelegenheit zur 
Verteidigung gegeben hätte, ausschlie- 
Ben konnte. Die zu einer solchen Sta 
tutenänderung notwendige 2/3-Mehr- 
heit wurde erst erreicht, indem kurz 
vor dem Verbandstag rund die Hälfte 
der 117 gewählten oppositionellen 
Delegierten aus dom Verband ausge- 
‚In Hamburg 
wurde sogar die von der Generalver- 
sammlung neugewählte Ortsverwal 
tung der Nauarbeiter durch Polizei 
den Iüroräumen_ hinausgewor 
8. 196.98) 


‚ginge möge man die Demagogie sol- 
cher „Kommunisten“ würdigen wie 
die „Gruppe Arbeiterpolitik“, die 
behaupten, die KPD habe durch „ih- 
re dilottantische Gewerkschaftspoli- 
tik“ den Gewerkschaftsführern „die 
willkommene Handhabe (geliefert), 
die Kommunisten in den Augen der 
disziplinierten Gewerkschaftsmitglie- 
der als Spalter der Gewerkschaftsein- 
heit anzuklagen und massenweise 
auszuschließen.” (Waldemar Bolae, 
Der Weg der Gewerkschaften, 8, 4}, 
hrg, von „Gruppe Arbeiterpoluik), 
Allerdings hat eine falsche Politik 
der Ende 1923 in die Führung der 
KPD berufenen „ultralinken“ Ci 
pe um Fischer-Maslow den Gewerk- 
schaftsführern ihr Geschäft noch er- 
leichtert, Tatsache ist aber, daß die 
Gewerkschaftsführung lange vorher 
die Kommunisten bei den Delegier« 
wahlen zu den Vorbandstagen dis- 
kriminierte und zu Massenausschlüs- 
sen übergegangen war. Als weiterer 


Faktor ist zu berücksichtigen, daß. 
die Mitgliederzahl der Gewerkschaf- 
ten von September 1923 bis Ende 
Mira 1924 von 7,04 auf 4,80 Mio, 
sank und daß es gerade die am mei 
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Forts. Gewerkschaften 


sten verelendeten Teile des Proletar- 
is waren, die keinen Sinn mehr de- 
n, von ihrem Hungerlohn oder 
Yon der" Arbeitonen Untentützung 
auch noch den Gewerkschaftsbeitrag 
für eine derart arbeiterfeindliche Po- 
itik zu bezahlen. Dadurch wurde aber 
gerade den Kommunisten ein be- 
trächtlicher Teil ihrer Basis in den 
Gewerkschaften entzogen. 
„Pl einige ‚Dartelung: der 
'ruppe Arbeiterpolitik“ geht dage- 
‚gen in die Richtung, die Dinge nicht 
in ihrer Gesamtheit zu beleuchten, 
‚sondern der ‚ultradinken‘ KPD-Füh- 
rung (die Ende 1923 die Arpo-Helder 
Brandier & Thalheimer ablöste) die 
Hauptschuld andengewerk- 
‚schaftlichen Rückschlägen zuzuschic- 
ben und damit zugleich den Eindruck 
zu erwecken, als hätten solche Rück- 
schläge durch eine „geschicktere“ Po- 
litik weitestgehend vermieden werden 
können; dies dient der „Gruppe Ar- 
beiterpolitik“ offenbar "auch dazu, 
jetzt ihre eigene Politik der Anpas- 
sung in den Gewerkschaften histo- 
risch zu „rechtfertigen“. 


Heute wieder: 
‚Ausschluß-Welle rollt an 


Die Ausschlüsse aus den Gewerk- 
schaften haben heute ein, vor allem 
‚gemessen am tatsächlichen Stand der 
kommunistischen Bewegung und ih- 
rem Einfluß in den Betrieben, schon 
relativ großes Ausmaß erreicht. 

Ein entscheidender Hebel sind die 


kerweile allgemein für ajle Gewerk- 
schai 


ndung politik 
Jcher Art verzichten, sondern In der 
Art eines päpstlichen Erlasses mit 
dürren Worten eine Anzahl von Orga- 
nkationen für „gewerkschaftsfeind- 
lich” erklären. Diese Behauptung wird 
mit keinem Wort begründet, Außer- 
dem werfen die „Extremisten-Be- 
schlüsse“ der Gewerkschaftsführer 
verschiedene Organisationen mit dem 
Begriff der „RGO” (= Revolutionäre 
‚Gewerkschaftsopposition) zusammen, 
‚die damit nichts zu tun haben — wor 
Pay ae ABG München (die sich 
sehr dr lich und demagogisch gegen 
‚die „RGO“-Politik ‚abgrenzen‘; aber 
auch den KB und den KBW,die eben- 
falls mit der von „KPD/ML“ und 
„KPD“ propagierten „RGO“ nicht 
unter einen Hut zu bringen sind. 

Das zeigt, daß die „Extremisten- 
Beschlüsse“ selbst nach den Maßstä- 
bem bürgerlichen Rechts nackte Will- 
kür sind. 

Den Gewerkschaftsführern geht es 
überhaupt nicht um die „RGO“, son- 
‚dern darum, die Kommunisten (und 
ihre Sympathisanten') möglichst voll- 
ständig aus den Gewerkschaften zu 
schmeißen, und wenn dabei im Ein- 
zelfall die ganze gewerkschaftliche 
Arbeit in einem bestimmten Betrieb 
zum Teufel geht. 

Wo es nicht anders geht, schrek- 
ken die Gewerkschaftsführer natür- 
lich auch vor einer Spaltung und 
Ruinierung der Gewerkschaft nicht 
zurück. Beispiel dafür ist die Spak- 
tung der Bremer GEW durch die 


„Extremisten-Beschlüsse“, die mitt- 


Rechten. Dies zu einer Zeit, wo der 


beiterbewegung noch am Anfang der 
Entwicklung steht. Bei einer Ver- 
schärfung der Klassenkämpfe werden 
Massenausschlüsse und Spaltung von 
Gewerkschaften sich noch verstärken. 

Selbst wenn die Kommunisten in 
‚den Gewerkschaften die Mehrheit der 
Mitglieder gewonnen haben werden, 
werden die von der Bourgeoisie ge- 
werkschaftsführer lieber 
die Gewerkschaft spalten als daß sie 
den Willen der Mitglieder respektie- 


nicht deshalb, weil die Kommunisten 
nicht in der Lage und bereit wären, 
die Mehrheit der gewerkschaftlich 


„demokratischen Spielregeln“, son- 
dern nur den ihr von der Bourgeoisie 
erteilten Auftrag anerkennt. 

Darsus folgt aber auch, daß sich 
die Bildung gewerkschaftsoppositio- 
neller Gruppen und Organisationen 


‚langfristig zwingend als Aufgabe 

stellt; unmittelbar heute schon dort, 
wo Mitglieder ausgeschlomen werden 
‚oder wo die Gewerkschaftsführung 
die Gewerkschaften spaltet. 


Dieser Aspekt ist in unserer Agi- 
tation und Propaganda bisher nicht 
ausreichend berücksichtigt worden. 

Wir wollen nun klären, worin sich 
unsere Politik zu-unterscheiden hat 
von der „RGO“-Politik, wie sie von 
der „KPD“ und der „KPD/ML“-Füh- 


Einfluß der Kommunisten in der Ar- 


Fung propagiert wird. 


Zur Ergänzung des Artikels und zum besseren politischen Verständnis 
kommunistische Gewerkschaftspolitik drucken wir hier einen Abschnitt 


Iutionsren Opposition bedeuten 


Objektiv ist die Lage heute so, daß 
die Gewerkschaftsführer mit ihrer 
Ausschlußpolitik eine Spaltung der 


Ikratie würde nicht nur die Diskreditierung, sondern auch die Zerschlagung der revo- 


‚der Gewerkschaften und der organi- 
sierten Arbeiterschaft begonnen ha- 
ben. Subjektiw stellt sich das 
im Bewußtsein vieler Kollegen aber 
noch nicht so dar. 

Die Gewerkschaftsführung „secht- 
fertigt“ ihre Spalter-Politik gerade 
damit, daß sie demagogisch die Din- 
se auf den Kopf stellt und den Kom- 
munisten vorwirft, sie wollten die 
Gewerkschaften spalten. 

Dan Gawerberhzfrefühunn 

Den Gewerkschaftsführern kann 
es nur recht sein, wenn ihnen „KPD“ 
und mehr noch „KPD/ML“ behilf- 
lich sind, bei den Kollegen dieses 


"Auf den Ausschluß ganzer Gewerkschaftsorganisationen muß geantwortet werden. 
mit der aktiven Fortführung der Arbeit und der Stärkung dieser Organisationen, bei 
eichzeitigem Kampf um ihre Wiederaufnahme in die Gewerkschaft unter der Lo- 
ung der Einheit aut dem Boden des Klassenkampfer. Diese augeschlomenen Ge-, 
werkschaftsorgenisstionen dürfen nicht zu Sarımeizentren der aus anderen Gewerk- 
schaftsorgenisationen eusgeschlossenen Arbeiter werden. Bei Einzelsusschlüssen 
volutionärer Arbeiter sind alle Kräfte zur Mobilisierung der Massen im Kampf gegen 
de Spaltungspolitik der Reformisten aufzubieten. Der Kampf um die Wiederaufnah- 
ma der Ausgeschlossenen muß unter der Losung der Eroberung der noch unter dem 
‚Einfluß der Reformisten stehenden Arbeiter für die revolutionäre Opposition vor 
sich gehen. 


aus den Thesen des 10. Plenum des Exekutivkomitees der Kommunisti- 
‚schen Internationale (Juli 1929) nach. 


falsche Bild von den Kommunisten 
durchzusetzen. Dies genau ist näm- 
lich der Fall, wenn durch eine zwar 
Iautstarke, aber inhaltlich seichte Agi- 
tation für die „RGO“ der Eindruck 
würden die Kom- 
munisten von sich aus die Spaltung 
der Gewerkschaft anstreben. Das eben 
ist ja nicht der Fall! Sondern die 
Kommunisten tragen der Tatsache 
Rechnung, daß die Spaltung der Ge- 
werkschaften durch die von der Bour- 
geoisie gekauften Ge werk. 
schaftsführer wlbst unver 


UNTER WELCHEN BEDINGUNGEN IST DIE BILDUNG 
NEUER GEWERKSCHAFTEN NOTWENDIG ? 


4, Der neue Charaktar des gewerkschafulichen Reformimu, das offene Verwach“ 
san den ıwformistischen Geworkschaftsapparates mit dern bürgerlichen Stast haben 
erneut dia Frage unserer Taktik innerhalb der reformistlschen Gewerkschaften bren- 
end aktuell gemacht. Das X. Plenum des EXK1. bestätigt nochmals, daß die von 
der vorsifanchistlschen Gewerkschaftsbürokratie betriebene Politik der Spaltung 
dar Gewerkschaftsbewegung (Ausschluß der Kommunisten und der Mitglieder der 
molutionären Opposition aus den reformistischen Gewerkschaften, Revers um.) 
U keinen Fall zu einer Abschwächung der Arbeit zur Eroberung der Gewerkschaft, 


massen und erıt recht nicht zur Aufforderung der Arbeiter zum Austritt aus den re- wformistischen Gewerkschaftsbürokratie. Das Verwachsen des reformisischen Ge- 5 meidlich ist. 
E Kormistischen Gewerkschaften führen darf. Im Gegenteil, diese Arbeit muß. noch Werkschaftsaparats mit dem burperlichen Stastsapparat einermits und der zuneh, Dies wird aber verdeckt durch Par 
mahr verstärkt werden. „Um den „Massen“ zu heiten, und die Unterstützung, die Tmande Einfluß der kommunistischen Parteien auf die Arbeitermassen und in den 1 rolen, die zum jetzigen Zeitpunkt - 


eformistischen Massengewerkschaften andereraits erweitert nicht nur die Möglich. 
keit den Kampfes gegan die reformistische Diktatur. vondern ‚macht auch die Mobali- 
erung der Massen zur Durchbrechung der Gewerkschaftsstatuten und zum Bruch 
mit dem Legaliumus der reformistischen Gewerkschaften notwendig, 


6. Die rewolutionäre Opposition darf auch keine Zerspfitterung der in immer grö- 
Larer Zah aus den retormistischen Gewerkschaften zum Ausschluß gelangenden Mit 
Jeder der revolutionären Opposition zulassen. Infolgedessen ist ie aktivsı Verbin. 
Sung der revolutionren Opposition mit allen aus den Gewerkschaften augenchloum. 
(nen Mitgliedern der Opposition notwendig. Das darf aber nicht zur Bildung neuer 
Orgeninsuionen führen (z.B. durch die Erhebung spezieller Mitgliederbeiträge von den 
Aumgeschlossenen und die Herausgabe wpezieler Mitgliedsbücher unw.), die a 
künstliche „„Übergangsformen” zu neuen Gewerkschaften dienen könnten. 

77. Aber die Kommunisten können nicht prinzipiell gegen die Spaltung der Ge- 
werkschaften sein. Die Resolution des I}, Kongrenses der Komintern verwies auf die 
Bedingungen, unter denen die Kommunisten verpflichtet sind, zur Spaltung zu grei- 
en, und zwar heißt es dort: „Die Kommunisten dürfen nicht ...haitmschen vor der 
Spaltung der Gewerkschaftsorgsnisationen, falı der Verzicht auf die Spaltung den 
Verzicht auf die revolutionäre Arbeit in den Gewerkschaften, den Verzicht auf die] 
Orgeniierung des am meisten sungebeuteten Teiln de Proietariats bacuten würde.” 
Das Anschweilen der Streikbewegung seit dem VI. Kongrel der Komintern und der 
eröitterte Kampf der sozialimprilisischen Gewerkschaftsbürokratie, die zu den 
Methoden des Ausschlusses und der Auflösung ganzer Organisationen greift (ADOB) 
und mit Hilfe von Zunftschranken den Kreis des gewerkschaftlich organinierten 
Prolstariat künstlich einangt (das kramssnte Beispiel bietet die „American Federation 
of Labor“), ihr offenes Streikbrechertum hatanı in einer Reihe von Ländern die Vor: 
aumetzungen geschaffen, unter denan in einzeinen Fällen die Bildung neuer, revolu- 
tondrer Gewerkschaften notwendig wer, Das IX, Plenum den EKKI. und der Vi. Kon- 
groß der Komintern Vegten font, daß die amerikanische Kommunistische Partei neue. 
Gewerkschattsverbände in erıter Linie in jenen Produktionszweigen schaffen müme, 
wo en überhaupt keine gewerkschaftliche Organihation gibt, ferner aber auch in jenen 
Fällen, wo die Arbeiter nach einer revolutionären Aktion, infolge des Verraten 
turn der Gewerkschaftsbirokratie, In Mauen aus den Gewerkschaften austraven und 
die Gewerkschafubewegung zerschlagen wurde. Diese Arbeit hat die Pariwi sul: 
nommen ur muß si mit Auflerter Energe führen und die Riesarmnassen der Un. 
Srpaniwerten der Vereinigten Staaten in die neuen Gewerkschaften hineinziehen. 
Danatte war in England der Fall, wo eine raue Schneidergewerkichaft und die neue 
Schortische. Bergerbeiterpewerkachaft gebildet wurde. Dass war auch in Polen, 
der Fall, wo eu aut Grund der Mausensteiktsewegung in Lodz und der Spaltung der 
IPPS, notwerhg war. die Frage der Dikdung einer neuen einheitlichen Texularbeiter- 
gewerkscheft (in Lodr) nufturoilen, die nun much bei den Bergerbeitern (m Dom. 
Browser Bezirk) steht. Damit wer auch in Mexiko der Fall, wo auf Grund der Re- 
Sikalmerung der Arteitermassen sowie der mektionkren Entartung der CROM, ein 
neuer revolutiondrer unitärer Cewerkachaftataund gebildet wurde, der etwa 100.000 
Mauer zanıt 

'8. Aber che Kommunisten müssen begreifen. daß die Spattung der Gewerkuchst 
ven nicht eine Frage der machenlschen Bildung neuer Gewerkschaiten st Es mul, ent 
schieden gekämpft werden gegen die Einsteitung auf die Spaltung der Omwar kschaft 
Um jeden Preis Die Bildung neuer Gewerkschaften in nur möglich bei einem Auf 
Achwung der Streikweile, nur dort, wo der politische Kampf eine starke Zupitzung 
etahren hat, wo bedeutende Massen den Proletarieis das sozialimperialntische We 
ken der retorminischen Gew kachaftaburokratie bereits begriffen haban und wo die, 
= Massen die (iidung einer neuen Oewerkschaft aktiv unterstützen, Abs ib 


nicht” dem Bewußtsein der gewerk- 
schaftlich organisierten Arbeiter und 
dem innergewerkschaftlichen Diffe- 
renzierungs-Prozeb entsprechen — 
„Vorwärts zur Revolutionären ©; 
Werkschaftsopposition" („KPD/ML“ 
bzw. „Bauen wir eine stärke revolu- 
tionäre _Gewerkschaftsopposition 
auf!“ („KPD“), 

Speziell die „KPD/ML" hat je- 
doch ihre eigenen Vorstellungen wom 
Zustand der Arbeiterbewegung in der 
BRD: „Immer mehr Kollegen erken- 
‚nen, daß ein klarer Trennungsstrich 
zum arbeiterfeindlichen DGB-Appa- 
rat gezogen werden muß, daß die re- 
volutionäre Gewerkschafislinie unse- 
ver Parıei dem Kampf gegen den 
DGB-Apparat „ , , die einzige Per- 
ipektive_ bietet; züsammenschließen 
und den Aufbau der revolutionären 
Gewerkschaftsopposition  voranırei- 
ben! Der von den Nonzen entfachte 
Ausschlußterror ist also nichts ande« 
res als der verzweifelte Versuch, sich 
dieser Tendenz entgegenzwsiemmen... 
Diese Taktik stößt bei den Mitgiie- 
dern auf breiten Widerstand.” („Ro- 
ter Morgen“, 26.1.4, 8. 4) 

Diese falsche Einschätzung ist die 
Grundlage dafür, die geduldige kon- 
krete Überzeugungsarbeit unter den 
werktätigen Massen über die Rolle 
der Gewerkschaftsführer zu vernach“ 
lässigen, die überhaupt erst eine Vor- 
aussetzung wäre, um die Massen von 
der Notwendigkeit des Hruchs mit 
diesen Agenten der Bourgeoisle zu 
überzeugen. 

Die „KPD/ML“ nimmt auch eine 
geringschätzige Haltung _pegenüber 

m demokratischen Kampf in den 
bestehenden Gewerkschaften ein, 
Dieser Kampf wird im Grunde für 
aussichtslos erklärt, weil die bester 
henden Gewerkschaften ja doch nicht 
zu reformieren seien, und well der 


‚Sympathie, den Anhang der „Massen” zu erwerben, darf man nicht die Schwierig“ 
keiten fürchten, dar! man keine Intrigen, keine Tücken, keine Schikanen, Beleic- 
Jungen, Verfolgungen mitens der „Fiher” fürchten (die alı Opportunisten und So- 
Zsichsuviniten in der Mehrzahl der Fälle direkl oder indirekt mit der Bourgeoisie 
und der Polizei verbunden und verbündet sind) und muß unbedingt dort arbeiten, 
wo die Masse it." (Lenin: „Die Kinderkrankheiten des „Rasikaliumus” im Komm 
Namun." Kapitel „Sollen Revolutionäre in resktiondren Gewerkschaften arbeiten? "1 

72. Der nahende Aufschwung der Arbeitertuwegung und die anschwailende Krise 
in dan retormistischen Gewerkschaften haben gefährliche Tendenzen zum Verzicht 
ut die Arbeit ın den reformistischen Gewerkichsfien zutage weten lassen. Diesen 


kondern den Kampf um die Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklame — sowohl in 
800 reforminischen Gewerkschaften, als auch in dan sich auf breitere Massen stür- 
enden Orpanınatlonen (Kampfteitungen, Detrisbaräte]. die ein und dieselben Aufos- 
ben verfolgen wie die revolutionäre Gewerkachaftsbewegung. die jedoch an die Ver- 
wirktichung esar Aufgabe auf ihre eigene Art und Weine herantreten. 

(4. Gleichzeitig wäre es eine schädliche opportunatische Illusion, anzunehmen, 
daß wir unter den heutigen Verhältnimen - sitat warn ww die Mitglndermassen. 
Gewerkschaften hinter uns haben — den retormimischen Üewer kachattuaoner et 
/obern können. Das bedeutet jedoch heinemwegt, da die Kommunisten und che revo- 


werden 

"5 im Zusammenhang damit steht der Kamwl gegen che Spaitungspoltik der so2: 
itmehiutinchen Ormerkuchattubrokratie. Diener Kampf gegen Auschlünse und ande. 
I Spattungsme@nahmen muß ein Kampf win gegen cie reformintinche Poiiik den 
Induntriefriedens, um die Einheit auf dem Boden des Kiassenkampter, um die pro 
ariche Demakranie in den Gewerkschaften. Die Spaltungnarbait der reformininchen 
Führung vertoigt den Zweck, die orpaniskerte Kraft der Arteitermanen in Ihrem 
Kampf um die wirtschaftlichen und politischen Forderungen zu schwächen und die 


Kommunisten sowie die revolutiondre Opposition von den organisierten Arbeiter 
Imansen zu intieren. Kine der wichtiguten Aufgaben ist infolgedensen die Mobiine Warn alle diese Bedingungen gegeben sind, darf die Bildung neuer Gewerkschaften in 5 Kampf um dio innergewerkschaft: 
‚en Arbeiter messen gegen die Spaltunguerbeit der vonisitaschiischen Landen, we en bin jetzt keine selbständige revolutiondre Gewerkschafisbewegung | liche Demokratie nur den ‚Verrat der 


Ing der 
a Yan Ya me an onichledene Kampf anie. | 9 1ER: In Deutschland), nur von Fall Fl tagen, un Berüchlenugung dr 


ers Kapitulantentum geführt werden. Bine Kapıtulstlon vor dar Gewerkıchaftubiro. gesamten objekulven Situation, 
HEHE 


Bonzen‘ verschl 


lu RM", 26.1.7, 


» 


Forts. Gewerkschaften Bewegung and 
ie zent 


‚Anzeige 
ie Parole, unter der wir 
pf um die Mitgliede 


Ernst Thälmann 


ÜBER 


8. 4) Die „KPD/ML" warf dem Kb 


vor, weil der Hamburger 
CHEMIEARBEITER geschrieben hat 
to, daß wir zwar gegen die E 
um jeden Preis sind, daß Kom 
sten aber solange wie möglich in den 
bestehenden gewerkschaftlichen Or 
ganisationen kämpfen müssen und 
daß die Gewerkschaften wieder zu 
nen der Arbeiter 
werden müssen, Die 
‚int, diese Politik des 
‚KB unterscheide sich im wesentlichen 
nicht von der DKP. („Roter Beiers 
‚dorfer", Hamburg, Okt. 73) 
ir wollen diesem „trradikalen“ 
Unsinn zum Vergleich die Meinung 
won Ernst Thälmann gegenüberstel- | nen der 
len, Auf dem 10, Plenum des Exe- 
kutivkomitees der Kommunistischen 
Internationale (EKKI) im Jahr 1929 
sagte Thälmann: „Die Tatsache, daß 
in den reformistlschen Gewerkschaf 
ten große Massen organisiert sind, 
zwingt uns, diese proletarischen Ma: 


Das bedeutet bei 
Kampf um-eine mehr an den Arbeis 
terinieressen orientierte Politik, 
Kampf um die innergewerkschaftli 
che Demokratie, Kampf um die be 
triebliche Gewerkschaftsorganisation. 
(Vertrauensleute), Kampf gegen die 
von der Bourgeoisie gekauften Ge 
werkschaftsführer, Kampf gegen die 
Ausschlüsse, Organisierung von Aus 
geschlossenen, Kampf um die Ge 
werkschaftseinheit gegen die von der 
Bourgeoisie gekauften Führer 
Die Parole „Machen wir die Ge- 
werkschaften zu Kampforganisatio- 
Arbeiterklasse!" bedeutet 
nicht die Illusion, dieses Ziel inner- 
halb der bestehenden DGB-Gewerk- 
schaften zu erreichen, Es ist aber o 
fensichtlich, daß zum jetzigen Zeit- 
punkt für dieses Ziel vor allem in 
nerhalb. der bestehenden Ge 
werkschaften zu kämpfen ist. Die 


jetzigen Stand, 


BEITRÄGE AUF DEM 
Ernst Thälmann hielt auf 


schen Parteien‘ 


der Klassenkäi 


schaften in Deutschland erteilte. E 


100 Seiten 


haitlich im 


2 Hamburg 13 
Grindeihot 45 


Türkische Kollegen an der Spitze des Ford-Streiks (1973) 

Türkische Kollegen an der Spitze des Ford-Streiks (1973) 

sen hinter uns zu bringen, den Kampf | K1 und die KPD haben die Notwen- 
‚gegen die reformistische Bürokratie | digkeit einer zähen Überzeugungsr. 
in den Gewerkschaften mit äußerster | beit in den bestehenden Gewerk- | schaftsführer die Spalter sind 
Entschlossenheit fortzusetzen. Aber | schaften immer wieder betont, und | Der Kampf um die innergewerk 
wir sehen In unseren eigenen Reihen | zwar in einer Situation, wo die Mit- | schaftliche Demokratie, gegen einzel 
gewisse Tendenzen des Zurückwei- | gliedschaft der KPD nach Zehntau-| ne von der Bourgeoisie gekaufte Ge 
chens, wir sehen die Kapitulation | senden und ihre Wähler nach Millio- | werkschaftsführer usw. kann natür 
einzelner Funktionäre, die vor dem | nen zählten, Erst recht gilt ex hei 

Vorgehen der Reformisten zurück- | wo die kommunistische Hewegung 
schrecken. Dieser Kampf in den Ge- | ungleich schwächer ist, der Entwick 
werkschaften erfordert von uns die | lung nicht mit schr „zrradikal“ klin 
größte Zähigkelt, die größte revolu- | genden, aber der Situation nicht ent- | 
fiondre Kalıblärigkeit, und such die 

Fähigkeit, die Massen zu überzeugen, 
daß nicht wir, sondern die Reformi 
sten die Spalter der Gewerkschaft 


Massen klar machen, daß nicht die 
Kommunisten, sondern die Gewerk 


Reformierung“ des DGB hervorbrin 
‚gen oder bestätigen, Dies gilt ja für 
Jeden Kampf im Rahmen des Ka- 
pitalismus (z.B. Lohnkampf). Ge 
lingt es 2.B. den Kollegen, ein be 

en aufyustellen, | sonders übles Subjekt aus der Ge 
die tatsächlich eine klärende und or- | werkschaftsführung zu verjagen, so 
die den | wird er in der Regel durch einen an- 


I en vorauszueilen, | 
| 


| ganisierende Funktion habeı 


Tätigkeit und die einzusetzenden Mi- | tungsstelle zu einer Konferenz einzu- 


tel stein dem Organisationszweck (den 


Forts. Wohin steuert die IG-Metall| 


laden. wären, 


heißt es in den NR 


fen ..;zu werben ...;uu verhindern der Vorstand selbst natürlich festlegt, | „Mindestens 

entgegenzuwirken „..;unverzöglich zu | Anm. d. Red.) dienen”. hinaus aus aktuellem Anlaß, hat die 

melden _; weiterzuleiten ..; zu un Diese für die Vorstandspolitik | Ortsverwaltung zu einer Vertrauens 

terstätzen .." ‚funktionsfähigen Leitungen’ berufen | Ieutekonferenz einzuladen.“ 
Schöne ‚Rechte‘ sind das! Für 


Sitzungen ein, legen die 
fest etc. — natürlich nicht, ohne vor 
her „mit der Ortsverwaltung Mittel 
und Formen künftiger Arbeit beraten“ 
in der Vergangenheit bereits mit Vor- | Yu haben wie es Inden NR heißt. Im 
babe unter den Betriebarkten und den | Untenchied zu den AR Int dieser aus- 
VK-Leitungsmitgliedern Funktionäre | 4rückliche Hinweis(in Absprache od 

Si rıe,0 "Yortsenens zeuuchl Zusammenarbeit mit der OV) in 


Zwar hatten die Vertrauensleute 
konferenzen auch nach den AR kei 
nerlei Entscheidungsbefupnisse, aber 
immerhin boten.sie Möglichkeit, über 
die Grenzen einzelner Betriebe hin 
weg die gemeinsamen Belange zu dis- 
kutieren, Erfahrungen auszutauschen 
und direkte Verbindungen zwischen 


Mund und Arm der Gewerkschaft" 
reichts freilich! 
Hatten sich die IG Metall-Füh: 


diese Leute in entsprechende Funktk | praktisch jede Aufgabenstellung ‚oin- | den Gewerkschaften der verschiede 
‚onen gehleyi!), »o betonen die neuen | gearbeitet‘ worden. (Wo das in der | nen Betriebe herzustellen. 
‚Richtlinien® die besonderen Bezie | Praxishinführt, zeigt sehr anschaulich 


Diese Möglichkeiten sind durch die 
INR weiter eingeschränkt worden! 
Dagegen legen die IGM-Führer 
mehr Gewicht auf ‚Beratungen’ zwi 
schen den VK-Leitern und Funktiond 
ren des Apparatsin sogen 
schüssen‘ (bei der Ortaverwaltung. der 
Bezirkaleitung und auch beim Haupt 
0° | vorstand). Nähere Hostimmungen fin 
9.) zum Ausdruck den sich zwar nicht in den ‚Richtlini 
jend die AR verbindlich fest- | an’, aherunsere Erfahrunge 
ab ‚einmal im Vierteljahr‘ | Vertrauensieute-Ausschuß bei der 


hungen zwischen den VK-Leitungen 
und den Hauptamtlichen, L- Diecker 
hoff unterstreicht in dem schon ge 
nannten „Gewerkschafter"-Artikel 
Besonderer Wert wurde auf die Wahl 
iner funktionsfähigen Leitung gelegt 
und erläutert an der gleichen Stelle 
Wert und Wirksamkeit eines Gremi 


jeschäfts 
Ham 


de: Artikel über die ‚VK 

‚rdnung bei Biohm & Vom 
burg’ in AK 39) 

Die ‚enge und bevorzugte Bezie 

n VK-keitung und den 

jen unserer (je 

t auch in den f 


hung’ zwise ten ‚Aus 


übergeond 
werkschaft kom: 
genden Abschnitten der ‚Richtlin 


ums hängen (für die IG Metallführer, | (7 
Anm, d. Red.) wesentlich von seiner | WA 
Leitung ab. ... Die Leitung ... muß ... | \egten, 


lich Illusionen über eine mögliche | 


GEWERKSCHAFTEN 


10. PLENUM DES EKKI, Juli 
10, Pleı 

‚der Kommunistischen Internationale ein Referat 

schaftskämpfe, unsere Taktik und die Aufgabı 


1929 
des Exekutivkommii 

über „Die Wirt 
der Kommunisti 


Thälmann zeigte in diesem Referat, welche Aufgaben die Zuspitzung 

pfe stellte; den Kampf um die revolutionäre Klassen: 
linie und die revolutionäre Einheit in den reformistischen Gewerk 
schaften, Den Plänen zur Gründung neuer „revolutionärer” Gewerk 


nst Thälmann eine Absage 


gerade der Kurs der Reformisten auf Spaltung der Gewerkschaften 
erfordere im gegenwärtigen Moment die Aufbietung der größten 
Zähigkeit und Ausdauer durch die Kommunisten, um für die Ein- 
heit der Gewerkschaftsbewegung zu kämpfen. 


ARBEITERBUCH 
Politische Buchhandlung 


285 Breme, 
Sonnenstraße 8 


deren ersetzt, der sich vom ersten 
nur dadurch unterscheidet, daß er es 
geschickter anfängt. Trotzdem ist 
auch ein. solcher Kampf wertvoll für 
die Formung des Proletariats als po 
tisch selbständige Klasse, 

Natürlich müssen die Kommuni 
sten gegen Ilusionen kämpfen, die 
sich aus solchen „Erfolgen“ oder aus 
bestimmten demokratischen Forde 
rungen innerhalb des DGB ergeben, 
Dies muß aber im richtigen Verhält- 
nis zueinander stehen. Bei der 
„KPD/ML“ z.B. kann man sagen, daß 
sie sozusagen mit dem kleinen Fin 
ger der linken Hand um die innerge- 
werkschaftliche Demokratie kämpft, 
und mit den übrigen Fingern, und 
zusätzlich mit den Füßen, gegen die 
Ilusionen kämpft, wobei dieser 
Kampf nicht einmal in konkreter 
Überzeugungsarbeit, sondern wesent 
lich im fortwährenden Wiederholen 
von Behauptungen und Beschimpfun- 
gen besteht. 


Was für eine 
Gewerkschaftsopposition ? 


„KPD“ und „KPD/ML“ fordern 
eine „revolulionäre Gewerk- 
schaftsopposition“. Dies entspricht 
auch dem von der KPD Ende der 
2er — Anfang der 30er Jahre ver- 
wendeten Namen. 

Trotzdem halten wir den Begriff 
der revolutionären * Gewerkschafts- 
opposition gegenwärtig für falsch, 
weil einengend. 

Erinnern wir uns, daß der II, Kon- 

alt ü Tnndeiee 
greß der KI 1920 gefordert hatte, 

„Ale breiten Arbeitermassen davon 

Zu überzeugen, daß die Spaltungnicht 

wegen der ihnen noch unverständli- 

chen fernen Revolutionsziele, son- 
dern wegen der konkreten nächsten 
| Interessen der Arbeiterklasse an der 

Entwicklung ihres Wirtschaftskamp- 
fes vorgenommen wird. 

Dies halten wir für richtig. Di 
Arbeiter geraten natürlich zunächst 
nicht deshalb in Widerspruch zur Ge- 
werkschaftsführung, weil diese gegen 
die proletarische Revolution ist, son 
dern wegen des Verrats in den Tagen 
kämpfen der Arbeiterklasse. Daran 
und nicht an der Frage der Revolu 


Metall zeigen, daß die Gewerkschaft 
führer sich auf diese Weise einen ‚har 
‚en Kern' vön Funktionären heranbil 
den, die gehorsamst den offiziellen 
Kurs gegenüber den einfachen Ver 


trauensleuten und Mitgliedern ver 
fechten. (Darüber soll später an ande 
rer Stelle berichtet werden.) 


Zusammenfassung 


Die Kührung der IG Metall hat die 
innergewerkschaftliche Demokratie 
durch die Neufassung der ‚Richtlin 


en’ noch weiter abgebaut. Dagegen 
hat sich bisher kein nennenswerter 
Protest erhoben, 


Die sozialdemokratischen Gewerk 
schaftsführer haben somit heute Ihr 
Instrumentarium, die „Vertrauensleu 
tekörper noch fester In den Griff 
zu bekommen“ (Brenner 
vollständigen können 
ihre Konsequenzen 
liegenden Klamenaı 
won (wa. auch aus d 
stroike' v 


den zurück. 


Inanderwetzun. 
n ‚September 
n 1969) unbehelligt ziehen 


dafür sorgen, daß die Sırukrur, die | #116 Vertrauensleute der Verwal] Hamburger Ortserwaltung der IG 


können 


entwickelt sich zunächst die 
ische Differenzierung in den Ge- 
werkschaften, 

Im Begriff der revolutionären G 
werkschaftsopposition liegt die G 
fahr, daß getrennt wird zwischen 
einer vorläufigen Minderheit revolu- 
tionärer Arbeiter und einem größeren 
Teil, der mit einzelnen Erscheinun- 
gen der DGB-Politik oder auch mit 
dieser insgesamt unzufrieden ist, ohne 
‚daß er schon für die proletarische 
Revolution und den. Sozialismus 
kämpft 


Statt zur Organisierung der gesam- 
ten Gewerkschaftsopposition beizu- 
tragen, wird die „RGO“-Paroke so zu 
einer reinen "Partei-Parole. Die 
PD/ML“ hat früher offen ausge- 
;prochen, daß sie sich eine „RG 
(bzw. ähnliche Vorläufer-Projekte) 
nur „unter Führung der KPD/ML“ 
vorstellen kann, Inzwischen ist man 
schlauergeworden.und sagt dies nicht 
mehr so offen. Trotzdem ist die 

RGO"-Propaganda so angelegt, da 
äine sektiererische Organisation von 
Betriebsgenossen der „KPD/ML' mit 
einigen Sympathisanten, nicht aber 
eine breite gewerkschaftsoppositio- 
nelle Organisation angestrebt wird. 
Ähnlich verhält es sich mit der 
„RGO“ der „KPD“, wie u.a. in der 
sektiererischen Kampagne um den 
türkischen Kollegen Baha Targün, 
Streikführer bei Ford Köln, deutlich 
wurde, der von der „KPD“ auf ziem- 
lich widerliche Weise durch die Uni 


„KPD" deutlich zu machen. 


Die Frage, wer Inder „Gewerk- 
schaftsoppasition" organisiert werden 
soll, d.h. auf welcher politischen 
Grundlage diese stehen soll, it von 
zentraler Bedeutung. Hier sicht die 
Alternative, tatsichlich den Aufbau 
einer breiten Gewerkschaftsop- 
position anzugehen, oder aber ein 
schmaler „Vorfeld“ dieser oder jener 
‚ich geprüften Partei der Arbeis 
terklame zu bilden, das m och 
nicht einmal eine kommuni- 
stische Gewerkschaftsfraktion wäre 
(weil die kommunistische Bewegung 
heute schon viel breiter ist al 
eine oder andere „Partei 


Wenn wir für eine ko 
Politik im Interesse der Arbeiterklasse 
auch in die bestehenden Gewerk 
schaften eintreten, so muß die Propa- 
werung proletarischer (d.h. demokra- 
tischer!) Or sprinzipien fe 
ster Bestandteil unseres Kampfes sein. 
Das. geschieht 
konkreten Ausl zung 
dem undemokratischen Organisa 
tionsaufbau der heutigen Gewerk 
schaften, . 


sequente 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 
A 


kung: Kigentlich war vorgese 
Boneta Kehmen die Artkalı ch 
die meuen ‚Leitsätze‘ des IGM-Vor- 
stands zur Vertrauensleutearbeit un 
ter die zu nehmen. Das wird je 
doch erst später geschehen, weildie 
Gewerkschaftsführer immer noch 
nicht mit der ‚Undfassung‘ rüberge 
kommen sind. Bisher sind bereits drei 


ien, die je 


intwürfe bekannigewor 
doch nach kurzer 2, 
gründung (allengelamen wu 


Seite 


ichtet 


Die diesjährige Tarifrunde bei der Post war wie Im gesamten übrigen Öffendi- 
‚chen Dienst gekennzeichnet durch eine in diesem Ausmaß bisher noch nicht 


dagewesene Verschärfung des Tarifkonfük tes. Zum erstenmal in der Geschich. 
te der Bundespost fanden hier Arbeitwniederlegungen und Streiks statt. 


allgemeinen zeigten die Poskollegen eine große Bereitschaft, ihre materiellen 


Interessen auch mit echten Kı 


‚rchzusetzen. Doch diese Be- 


wegung besaß überaus spontanen Charakter, was sich deutlich in ihrer Ent- 


wicklung zeigt. 


Bezirk Hamburg der DPG ind. 

‚die Tarifrunden der vergangenen 
Jahre jeweils ohne größeren Knga- 
gement von den Kollegen zur Kennt- 
nis genommen worden. In dieser Ta- 
rifrunde ist dies zunächst nicht anders. 
gewesen. Im Bereich der Ortsverwak- 
tung (OV) Hamburg, die aus etwa 
50 gewerkschaftlichen Amtsgruppen 
besteht, haben nur ganze fünf Amts- 
gruppen eigene Tarifforderungen auf- 
gestellt, Im ganzen Bezirk Hamburg, 
‚der ein Gebiet umfaßt von Lübeck bis 
Cuxhafen einschließlich der OV Ham- 
burg, Waren es insgesamt nur neun 
Amtsgruppen, die innerhalb der vom 
Bezirk gesetzten Frist Forderungen 
aufgestellt und diskutiert hatten. Hin- 
zu kommt, daß selbst in diesen weni- 
gen Fällen die Diskussion der Tarif- 
runde praktisch ohne Beteiligung der 
Kollegen geführt wurde. An den Ver- 
sammlungen ihrer Amtsgruppe nah- 
men weniger als 10% der in diesen 
Ämtern gewerkschaftlich organisier 
ten Kollegen teil, und eigene Diskus- 
sionsbeiträge leisteten noch weniger. 
Allgemein war es so, daß die Funk- 
tionäre der DPG ihre Forderungen in 
die Versammlungen hineintrugen, 
und dort stimmte marf ihnen zu. 

Infolgedessen standen die Kollegen 
auch. nicht kampfbereit hinter den 
„Mindestforderungen”“ der Gewerk- 
Schaft, sondern mußten von der Füh- 
rung erst mühsam im Verlaufe der Ta- 
nifrande mobilisiert werden. Für den 
Bezirk Hamburg gilt, daß das gewerk- 
schaftliche Bewußtsein der Postkok- 
legen überaus niedrig ist, daß eine 
kontinuierliche gewerkschafliche Ar- 
beit an den einzelnen Ämtern kaum 
entfaltet ist, daß Resignation und in 
der Enttäuschung entstandene anti- 
srwerkschaftliche Einstellungen noch 
feat verankert sind. Tagträumer vom 
Schlage der „KPD“ schen diese Sach- 
tage allerdings anders: 

„Die Taktik der Gewerkschafts- 
bonzen ist ebenso klar. Wortradikales 
Geschwätz, weil ihnen die kampfbe- 
reiten Kollegen im Nacken sitzen. 
'n Tricks versuchen sie. die 


Mit allen Tricks versuchen sie, die 
Kämpfe unter Ihrer Kontrolle zu hal 
ten, um sie - nachdem erwas „Dampf 


abgelassen“ int - desto schneller ab- 
würgen zu können” (Aus einem 
Flugblatt der „KPD“, das sie unter 


‚der Überschrift „Sofortiger Streik!“ 
auf der Hamburger Postler-Demon- 
stration verteilten.) 

Tatsächlich jedoch war das Gegen- 
teil der Fall. Durch ihr wortradikales 
Auftreten mußten die Gewerkschafts- 
führer die spontane Bewegung unter 
‚den Postkollegen über! 
heizen. Die Berichterstattung in der 
Presse tat ein übrigen, Mi 
die Kollegen in der 24 


rung, daß sie 
ja schon kampfbereit auf der Straße 
ständen. Dadurch wurde natürlich 
Unruhe 


STRAUSS, KEIN FASCHIST 


Beim dritten Versich hat CSU-Chef 
Strauß jetzt endlich ein Gericht ue- 
funden, das bereit war, Ihm in seiner 
Fehde gegen die Münchner ‚Arbeiter. 
basingruppen‘ (jetzt „Arbeiterbund 
für den Wiederaufbau der KPD") Ge- 
augtuung zu geben. Genomin Som- 
merrock, Preseverantwortliche der 
ABG, wurde kürzlich zu 1.200 Mark 

afe (ersaizweine 60 Tage Hafı) 

teilt wegen einer Karkkatur, die 
‚8 mit einem Hitler Kopf im Maul 


m ersten Prozeß war das Gericht 


‚nicht bereit, sich die beleidigte 
„Ehre“ von Franz-Josef Strauß zu ei 
gen zu mache Sommerrock 


begann einen zweiten Pro 
I wegen verbotener Ver 
naistischer Kennzeichen 
$-Zeichen in der Schreibung des 
Namens Strauß), In erster Instanz 
fand sich oin Gericht, das bereit war, 


eine »0 Irre „Argumentation“ Zu ak- 


tan weiterentwickelte, Doch die In- 
ative lag auf der Seite der Gewerk- 
schaftsführung, sogar die meisten 
Streiks waren von ihr bestellt gewe- 
sen. Sie entsprachen zwar der spon- 
tanen Bewegung unter den Kollegen, 
Beichzeitig trugen sie jedoch zu ihrer 
Demobilisierung bei. Den Kollegen 
wurde nämlich in diesen Streiks die 
Schwäche ihrer spontanen Bewegung 
deutlich gemacht. Es wurde auch of- 
fenbar,daß die Gewerkschaftsführung 
sowohl politisch als auch organisato- 
risch nichts zum Gelingen der Streiks 
beitrug. 


Die Taktik der Gewerkschafts- 
führung wurde nur einmal 
durchbrochen 


Die Frage Sieg oder Niederlage 
hing entscheidend davon ab, ob es ge- 
lung, die Beamten in den Streik mit 
einzubeziehen, also die Einheit unter 
den Kollegen praktisch herzustellen. 
Die Gewerkschaftsführung sabotierte 
alle Versuche in dieser Richtung. Sie 
war es, die in den Diskussionen stän- 


dig auf das Streikverbot der Beamten 


hinwies, Sie ıraf während der Streiks. 
organisatorische Vorkehrungen, die 
eine indirekte Beteiligung der Beam- 
ten am Streik auschließen sollten. 
Dadurch verurteilte sie den Kampf 
der Kollegen Arbeiter und Angestell 
ten von vomherein zur Niederlage. 
Nur in einem einzigen Fall hatte 
sie keinen Erfolg. Am Dienstag, den 
12.2. wurde im FA 1/PA 13 ein ein- 
täpiger Volistreik durchgeführt, in 
‚dem verhindert werden konnte, daß 
die Beamten an ihre Arbeitsplätze 
gelangen konnten. Von den dort stäm 
dig beschäftigten 1 100- Kollegen 
konnten nuretwa 30durch die Streik- 
absperrungen in das Amt gelangen, 
Morgens um 5 Uhr wurde das Amt 


Durch diese von den ABG publizierte, 
Karikatur wird Strauß nach Meinung, 
‚eines Münchner Gerichts beleidigt. 
Urteil; 1.200 Mark Strafe. 


zeptieren der Sinn des Geset 


vollständig von Streikposten abge- 
egelt. An den vorhergehenden Ta- 
gen war unter den Kollegen das Be 
amtenproblem bereits ausführlich dis- 
kutiert worden, und die Streikposten 
waren entschlossen, memanden durch- 
zulassen. Sie ließen wich auch nicht 
‚durch die Einschüchterungsversuche 
der DPG-Punktionäre beirren, selbst 
‚dann, nicht,.als sogar der Bezirksvor 
sitzende Willy Mendel vor Ort er 
schien und diese Art der Streikdurch- 
führung scharf angriff. Von der örtl- 
chen Streikleitung waren Listen vor- 
bereitet worden, in die sich die Be- 
amten nach ihrem erfolglosen Ver- 
such, das Amt zu betreten, eintragen 
konnten. Diese Listen waren keine 
Streiklisten, sondern Anwesenheitali- 
sten. Sie dienten ausschließlich dem 
Schutz der Beamten vor möglichen 
späteren Repressalien. Diese taktische 
Maßnahme trug wesentlich zum Ge- 
lingen des Streiks bei. 


Provokation vom KBW 


In diesem Zusammenhang muß 
einmal auf den KBW eingegangen 
werden. Einen Tag nach dem erfolg 
reichen Streik verteilten diese Leute 
ein Flugblatt, in dgm sie folgendes 
schreiben: 

„Es wurde erreicht, daß fast alle 
Beamten sich solidarisch erklärten, 
tich in Streiklisten eintrugen und dem 
Dienst fernblieben”. Auch weı 
sonst die KBW-Presse keine große Be- 
chtung unter den Kollegen findet, 
dieser eine Satz fand sie. Die Ge- 
werkschaftsrechte nämlich konnte 


jetzt verbreiten, daß die Beamten 
von der linken Streikleitung, der 
übrignes niemand vom KBW angehör- 


te, unter Vorspiegelung falscher Tat 
sachen widerrechtlich am Streik be- 
worden sind, Dadurch sei der 
gesamte Streik ülegal geworden, was 
bedeutet, daß jetzt mit scharfen dis 
ziplinanischen Maßnahmen gegen die 
Beamten zu rechnen sei. Und das al 
les hätte man nur den „Roten” zu 
verdanken, die die Beamten gezielt 
ans Messer geliefert hätten. 

Obwohl die Streikleitung diesen 
Sachverhalt sofort klarstellte, konnte 
sie nicht verhindern, daß mehrere 
Kollegen „pontan aus der Gewerk 
schaft austraten und die Rechten dies 
zum Anlaß nahmen, eine massive 
Hetzkampapne gegen „die Kommu- 
nisten” zu starten. Es muß außerdem 
‚dem KBW unterstellt werden, di 


...? 


Im Revisionverfahren wurde Helge 
Sommerrock freigesprochen. 
te nun Anklage wegen 
Diesmal 
hatte er das rechte Gericht gefunden, 
dassich um die von der Genossin Som- 
merrock vorgetragene Beweisführung 
ar nicht kümmerte. Der Richter er 
klärte, Karikaturen hätten gefälligst 
zu sein, diese aber sei 
ft" und daher „beleidigend“ 
(was soll man da über die von der bür- 
gerlichen Presse z.B. gegen Araber 
und Studenten verbreiteten höchst 
„liebenswerten“ Karikaturen sagen?) 
Dies ist ein weiterer Versuch, die 
Presefreiheit einzuengen, denn die 
Bourgeoisie rechnet natürlich begrün 
det damit, dab die Kommun) 
nicht reich genug sind, um langf 
jedesmal ein paar Hunderter springen 
zu lassen, wenn sie einen Faschisten 
beim Namen nennen, 


diese Lüge bewußt verbreitet hat, dis 
dieses entscheidende Problem währ 
rend der Durchführung des Streiks 
seinen anwesenden Vertretern klar 
gewesen sein muß. 

Hier zeigte sich erneut; wie ver- 
antwortungslos und provokatorisch 
sich diese Gruppe gegenüber den 
Kämpfen der Arbeiterklasse verhält 
und welchen Schaden diese Leute 
dabei anrichten. 


Streik nach Geschmack der 
Gewerkschaftsführung 


Nach dem erfolgreichen Streik am 
Dienstag wurde die Fortsetzung des 
Streikes am Mittwoch von der Ge- 
werkschaftsführung nicht mehr ge- 
nehmigt. Lediglich zwei Stunden soll- 
ten die Kollegen von FA 1/PA 13 
streiken dürfen, „zur Warnung”, Doch, 
di lehnten die Kollegen als Zirkus 
au und wollten unter diesem Umstand 
gar nicht streiken. „Entweder richtig 
und dann den ganzen Tag, oder 
überhaupt nicht!” Eine Stunde nach 
Arbeitsbeginn am Mittwoch gab dann 
doch noch der Bezirk grünes Lich 


m 12. führten die Kollegen der 
tensburger  Schiffsbau-Gesell- 
schaft (FSG) und der Ullrich KG 
zwischen 10,00 und 11.30 Uhr eine 
Demonstration mit anschließender 
Kundgebung düfch. Organisiert wurde 
die Aktion von der VKL der Werft; 
die Direktive dazu kam — wie gleich“ 
zeitige Streiks in Lübeck (Flender- 
Werft) und Kiel (Mak und Hagenuk) 
zeigen — von der Bezirksleitung Ham- 
burg. Den Gewerkschaftsführern ging 
es darum, ihr angeschlagenes Image 
aufzupolieren und sich an die Spitze 
der Bewegung zu setzen, um so der 
wachsenden Kampfbereitschaft der 
Kollegen Genüge zu tun. 


Schon im Januar hatten sich die 
VK-Leitungen mehrerer Flensburger 
Metallbetriebe zusammengesetzt, um 
über die Möglichkeit einer gemeine- 
men Demonstration zu beraten. Da- 
beisprachen sich außer der FSG-VKL 
alle übrigen dagegen aus. Die Kolle- 
gen wurden wie immer erst gar nicht 
alle übrigen dagegen aus. Die Kolle 
Den wurden wie immer erst gar nicht 
darın eingeweiht, was man mit Ihnen 
orhatte”. Ähnlich verlief dann auch, 
ie „Einleitung” der Aktion. 
Eist ein bis zwei Tage vorher ging. 
das Gerücht (!) um, es solle am 1.2. 
demonstriert oder gestreikt wenden. 
Am 1.2. fanden dann VK:Vollver- 
sammlungen im Bereich Keiten-Kfz- 
und Werft-Betrieb statt. Der Streik 
Beschluß wurde tedweise regelrecht 
urchgepeitscht (Ketten-Kfz-Betrieb). 
Hier kam vereinzelt von Vertrauens. 
Ieuten Kritik am Vorgehen und an der 
Vorbereitung der Aktion durch die 
KL. Dem entspricht sowohl die 
Unsicherheit der Kollegen über den 
Sinn der Aktion als auch die Ent 
täuschung von manchen nach der 
Aktion, Auf der Kundgebung im 
Stadtzentrum hielten ei 
SPD-Gewerkschaftsführer teils 
apende, teils „rmdikale” Reden. 

Was waren o die Mängel der 
Aktion? 

Der Streik war nicht in der Heleg- 

schaft und unter den Vertrauens- 
leuten vorbereitet worden. 

Es war nicht klar, wie diese Bin 

zelaktion der FSG- und Ullrich- 
Kollegen mit dem Kampf der Metal 
ler ingeramt verbunden werden konn- 
te und wie nach diesem Streik 
weitergekämpft werden soll. 

Deshalb hat ein sicher Streik 
such keine nachhaltige Wirkung. 
sondern verpufft genauso schnell, 
wie er aufgeflammt (worden) It. 
Diese Mängel sind beabsichtigt: Wie 
Statisten sollen die Kollegen auftre 
ten - zur Legitimation der sozialde 
mokratischen Gewerkschaftspolitik, 


Tarifrunde 74: 
Gewerkschaftsführer 
keilen nach links aus 


Zu einer Wende im negativen 
Sinne wurde diese Tarifrunde. Im 
September eröffneten die Ortsver 
waltung (OV) und simtliche Vor- 


für einen weiteren Volistreik. Damit 
hatten die Gewerkschaftsführer das 
Beamtenproblem umschifft: die Ber 
amten waren bereits am Arbeitsplatz 
und konnten jetzt nicht mehr weg. 
Nur die Arbeiter und Angestellten 
konnten das. Um die Kollegen noch 
weiter zu zersplittern, erhält nur das 
PA 13 die Genehmigung zum Streik, 
das FA I jedoch nicht. Beide Ämter 


berfahre 


trauenskörperleitungen Flensburgs 
die Tarifrunde mit einem „Informa 
tionsflugblatt”, das zwei Sätze zur 
Tarifrunde beinhaltete, im übrigen 
gegen linke Kollegen hetzte. Man 
warnte vorden „Jinksextremistischen 


VKL des größten Flensburger Metall- 
betriebes, Danfoss, zwei Vertrauens- 
leute aus dem VK aus. Aufgrund der 
nur schlecht kaschierten Unterdrük- 
kung oppositioneller Politik wurde 
dadurch bis zum 5.2. (also über vier 
Monate!) sämtliche gewerkschaftliche 
Arbeit in diesem Betrieb gelähmt — 
nicht zuletzt deswegen fiel eine Teik- 
nahme der Danfoss-Belegschaft am 
Warnstreik am 1.2. ins Wasser. Kurz 
vor Weihnachten leitete die OV dann 
ein Ausschlußverfahren gegen die bei- 
den Kollegen ein, Auf einer ebenfalls 
kurz vor Weihnachten stattfindenden 
Betriebsversammlung der FSG reitet 
der Betriebsratsvorsitzende der FSG 
auf der antikommunistischen Tour. 
Während der Aktion am 1.2. warnt 
die VKL die Vertrauensleute und 


Während der Aktion am 1.2. warnt 
die VKL die Vertrauendeute und 
Kollegen ausdrücklich vor den „links- 
extremen Umfunktionierern“, Abge- 
schen von diesen Aktivitäten hält die 
Gewerkschaftsspitze am Ort sich vor- 
nehm zurück, 


Aus dem Verlauf der 
Tarifrunde Lehrenziehen! 


Die gegenwärtige Hetze der Kapı 
talisten gegen die Forderungen der 
Kollegen, gegen die Tarifautonomie 
der Gewerkschaften, pegen das 
Streikrecht und das Volkagemeln- 
schaftsgerede der Kapitalisten mi 
‚chen deutlich, wie man der sorlal- 
demokratischen Gewerkschaftspolitik 
gegenüberzutreten hat: Wir müssen 
lernen, in solchen Kämpfen. se 
ständig aufzutreten, mit einem klaren 
Blick 

für die Beschränktheit einer sol 

chen Aktion; s 

dafür, daß einzelne sporadliche, 

‚Aktionen verpuffen, wenn wir 

un s nicht über unsere Poltik auf 

längere Sicht im Klaren sind; 

dafür, daß wir jede Kampfmaß- 
nahme bewußt verarbeiten, um 
aus Fehlern zu lernen, 
für die Stärke unseres Gegners; 
dafür, welche Absichten die Ge- 
werkschaftsführer mit so einem 

Steik verfolgen. 

Kirfolg oder Niederlage entschek 
det sich z.B. daran, ob die Kollegen 
wie „geprögelte Hunde” enttäuscht 
Streik verfolgen. 

(„Streiken hat ja doch keinen 
Sinn”), ober ob es uns gelingt, ob 
wohl so ein Streik kein greifbares 
Ereignis ner , mehr Kollegen 
in die innergewerkichaftliche Aus 
einandersetzung, die gewerkschaft 
liche: Arbeit, in die Planung von 

nahmen. usw. einzube- 


KB-Gruppe Flensburg “ 


een 2 9 0 to DD a 


Forts, Tarifrunde OTV 


Anstatt spltestens zu diesem Zeit- 
punkt die Verhandlungen für gescht 
‚tert au erklären und unverzüglich mit 
‚der Organisierung des allgemeinen 
‚Streiks zu beginnen, erklärten 
handlungsmatadoren ihre Bereitscı 
weiterzuverhandeln. 

‚Vom 11. Januar an wurden schließ» 
lich die Mitgliedermassen mobil ge- 
macht — 'zur Stärkung der gewerk- 
‚schaftlichen Verhandlungsposition‘, 
wie es hieß. Eine Serie von Warn- 
streiks, Kundgebungen und Demon- 
strationen setzisein — von den Ge- 


Ver 


- werkschaftsführungen nicht nur to- 


leriert, sondern in den meisten Fäl- 
len auch organisiert. Wobei man in 
den Gewerkschaftszentralen peinlichst 
‚darauf bedacht war, daß die Dinge 
nicht aus dem Ruder liefen. 

Das gelang freilich nicht immer! 

Nachdem die Verhandlungen am 
22. Januar wiederum keine Einigung 
brachte (Bund, Länder und Gemein- 
den boten 9% (1) an), wurde erneut 
verzögert. Ein “Ultimatum”, befristet 
bis zum 28. Januar, wurde ausgespro- 
‚chen und ein 'realistisches Angebot’ 


verlangt, Zeitpunkt“ erscheine („FR“, 23.11, 
Natürlich verstrich auch dieser 74). 
Termin ohne die erhoffte ‘Einigung’ 
Das „Jahresgutachten” 
Streikurabstimmung gerufen. „Status quo” 


Die organisierten Kollegen des 
‚Öffentlichen Dienstes, der Post und 
der Bundesbahn sprachen sich mit 
überwältigender Mehrheit für Kampf- 
maßnahmen aus (im Schnitt 90 %). 

‚Von den Millionen Kollegen des 
Dienstleistungsscktors wurden nur 
etwa 10 Prozent in den am 11. Feb- 
ruar beginnenden Streik einbezogen 
(maximal 250.000) — eine Verhöh- 
nung des erklärten Kampfwillens der 
Arbeiter! 

Dann begann das, was die Hambur- 

Arbeiter! 

Dann begann das, was die Hambur- 
‚ger Morgenpost den ‘Poker um Prozen- 
te’ nannte: 

1. Streiktag, 11.2.: Das Angebot der 
“Arbeitgeber wird von 9,5 auf 10% 
‚erhöht (mindestens 160,-DM) 

— Die Gewerkschaftsführer lehnen ab. 
2. Streiktag: Wieder wird ein halbes 
Prozent draufgelegt: 10,5% 

3. Streiktag: Einigung bei 11% 
(mindestens 170,00 DM). 

Während weit über 200.000 Kol- 
legen für die volle Durchsetzung der 
‚sewerkschaftlichen Forderungen 
Streikten, rücken die Gewerkschafts- 
führer nicht nur von der Ausgangsfor- 
‚derung ab, sondern lassen im Sinne 
‚der Einigung’ auch noch die Rege- 


tellung des US-Imperialimus auf 

"dem Erdölsektor erlaubte diesen eine 
Steigerung der Profite um bisher 
nicht gekannte Prozentzahlen, Die 
ung des Öls“ hat (wie heu- 

von bürgerlichen Zei- 
tungen und Politikern _zugene 
ben wird) mie stattgefunden, 
woniger) goichickt inszenlerter Trick, 
bei dem die Lakalen des US-Imperia- 
lismus im Mittleren Osten („die 
Scheichs“) bereitwillig die ihnen zu- 
gedachte und bezahlte Rolle des 
„agent provokateur“ spielten. 

Gegen Ende der „Ölkrise“ ge- 
rieten die Währungen bekanntlich 
wieder {ns Rutschen — diesmal in 
umgekehrter Richtung: Währendsich 
der US-Dollar „etwas erholt” hat, 


verlor die DM 'einiges von ihrer 
sprichwörtlichen „Härte“. 
Das war etwa jener Zeitpunkt, wo 


die „Fünf Weisen“ den wirtschafts- 
politischen Orientierungsrahmen des 
westdeutschen Monopolkapitals. für 
das Jahr 74 vorlegten. SPD-Kanzler 
Willy Brandt äußerte bei der Ent- 
gegennahme des sogenannten „Jah- 
resgutachtens“, daß die „Untersu- 
chung“ zu einem „sehr interessanten 


sierung und Tarifpartner abzuleiten. 


Während und nach dem Streik demonstriert die Tagespresse der SPD, (hier 
gewerkschaftsteind- 


mit Serien von Arbeiter- und 


„Hamburger 
Ärtikeln ihr Verhältnis zur Arbeiterklasse. 
tegie-Entwürfe 


Die praktische Erfahrung der ver- 


* auf den Teil des 
„Gutachtens“ beschränken, der sich 


Die namhaften bürgerlichen Wirt- 
schaftswissenschaftler geben vor, mit 
ihrem „Gutachten“ (das nach dem 
Stabilitätsgesetz von 1967 einmal pro. 
Jahr vorgelegt werden muß) die vor- 
aussichtlichen Daten der „wirtschaft- 
lichen Entwicklung" des jeweils fol- 
‚genden Jahres zu prognostizieren 
und daraus „Empfehlungen“ für Re- 


gangenen Jahre indes belegt unzwei- 
deutig, daß die von den Konjunktur- 
propheten ausgegebenen Orientie- 
rungsdaten nur für die Löhne (,„Leit- 
linien“) verbindlichen Charakter ha- 
ben — während die Prognosen über 
Gewinn- und Preisentwicklung i m - 
m e r von der realen Entwicklung 
überholt wurden. Das zeigt, daß 
auch den „Fünf Weisen“ das „Raten“ 
in des Wortes doppelter Bedeutung 
ellufig ist. 

Im Folgenden können wir uns da- 
um bei der Darstellung der „Stra- 


— CHRONOLOGIE DER WARNSTREIKS BIS ZUR URABSTIMMUNG 


mit Fragen der Tarifpolitik befaßt. 


Der gesamten Konjunktur-,Prog- 
nose“ ist die Annahme vorausgesetzt, 
daß „die Tarifparteien in der Lohn- 
‚politik den Resıriktionskurs „.. als 
‚gegeben nehmen, sich also bewußt (1) 
Sind, die Folgen von Fehlverhalten 
tragen zu müssen.” Bemerkenswert, 
daß diese Bourgeoisstrategen die Po- 
tik der Gewerkschaftsführer voll in 
ihre Planung einbezichen können: 
„Unserer Status-quo-Prognose liegt 
ine solche Strategie zugrunde.“ 

Allerdings wird eingeschätzt, daß 


— CHRONOLOGIE DER WARNSTREIKS BIS ZUR URABSTIMMUNG 


‚m Vormittag des 11.1. kamesin | schaftliche Konflikte zu verschleiern 
Frankfurt zu ersten Arbeitsnieder- | und Ihr Stabilirätsprogramm mit den 
egung im Rahmen der Tarifrunde von | Opfern der Arbeitnehmer aufzupolie- 


Post, Eisenbahn und Öffentlichem 
Dienst. 

In drei Frankfurter Postämtern 
mit insgesamt 6,000 Beschäftigten, 


sowie in drei Außenstellen, ruhte die | nicht länger mit“ Orisverwaltung der ÖTV, die sich zu- 
Arbeit. Rund 1.000 Kollegen versam- | Hatte schon am Vortag der Vorsit- | nächst angeblich von dem Warnstreik 
melten sich in einer Pakethalle zum | zende der Postgewerkschaft, Breit, | „übertascht“ gezeigt hatte, ebenso 


Protest gegen das Angebot von 7,5%. 
Der Ortsverwaltungsvorsitzende der 
DFG (Deutsche Postgewerkschaft) 
Rudi.Müller führte das Wort. Er ver- 
teidigte die Forderung von 185,- DM 
als eine „absolut notwendige waiale 


hung der Urlaubsgeld-Frage ganz un- | Komponente“ und wertete als „aus- 
ter den Tisch fallen. gesprochen positiv“, daß „die meisten 
ÖTV-Chef Kluncker befindet Gewerkschaftmitglieder erkannt ha- 
„Wir haben einen fairen Kompromiß | den. daß in unserer Wirtschaftsord- 
reicht. Ex gibt keinen Sieger und _|nung Lohn- und Gehaltsfragen zu- 


keinen Besiegten.” 

Daß hier mit Hilfe der sözialdemo- 
kratischen Gewerksch: 
kapitalistische Staat sein 
politisches Ziel’durchgesetzt hat - 
gegen die Interessen der Arbeiterklas- 
se — brachte Willi Brandt vor der Be- 
Negschaft der deutschen Lufthansa in 
Hamburg zum Ausdruck, 

Den provokatorischen Verhand- 
Nungsstil und seine persönlichen 
zahlreichen Eingriffe verteidigend, 
sagte der Kanzler: 

„Wenn wir nicht hart gegengehal- 
tem hätten, wären wir nicht bei der 
Grenze stehengeblieben, die ge ra- 
denoch zu vertreten 


Im Vergleich zu seinen imperialisti- 
schen Konkurrenten in Europa 
(Frankreich und England), vor allem 
‚gegenüber dem US-Imperialismi 
hat sich die Position des westdeut 
schen Monopolkapitals in den letzten 
Jahren deutlich verbewsert. 

Vor allem die Verschiebungen im 
internationalen Währungsgefüge sie“ 
nalisierten diese Kräfteyerschiebung: 
Proportional zur Abwertung des US- 
Dollars wurde die Deutsche Mark 


gleich Machtfragen sind, die allein 
‚auf dem Verhandlungrweg nicht zu 
lösen sind”. 

Kollegen brachten in der Diskus- 
sion zur Sprache, daß sie das herr- 
schende Wirtschaftssystem als unso- 
zial betrachten und die ihnen als An- 
gehörigen des Öffentlichen Dienstes 
darin zugedachte Rolle als „Prüge- 
knabe“ ablehnen. Ein Kollege kriti- 
sierte die Aufforderung der Bundes- 
regierung, angesichts der „‚Energiekr 
se" Opfer zu bringen. In einer Resolu- 
tion forderten die Postler den Kampf 
um die Durchsetzung der Forderung 
nach 185,- DM und einem Urlaubs- 
geld von 300,- DM sowie die Urab- 
stimmung über die in den Verhand- 
lungen erzielte Rinigung. 

Im gleichen Sinne verlief eine Ver- 
sammlung von weiteren 500 Postkol- 
Iegen in einem anderen Stadtteil von 
Frankfurt. 

Vier Tage nach diesem Auftakt, 
im Anschluß an das Scheitern des 
zweiten Tarifgesprächs, drohte der 
Vorsitzende der Eisenbahner-Gewerk- 
schaft (GdED), Seibert, mit Warn- 
streiks, 

Weitere vier Tage später legten er- 
eut 2.000 Frankfurter Post-Kollegen 
die Arbeit nieder und demonstrierten 
für ihre Forderungen. Damit hatten, 
sich in Frankfurt die Arbeitaniederle- 
‚wongen auf elf Ämter der Post ausge 
weitet, 


(DM) aufgewertet (entsprechend das | _Abormals wurde von dem Vertre 
Tauschverhältnis DM +Frane/Pfund). | ter des DPG-Bezirksvorstands Bacher 
Darüberhinaus haben sich die | nicht mit starken Worten gesparti,,As 


westdeutschen Imperlalisten in der 
sogenannten „Dollar-Krise“ selbst 
Spekulationsgewinne in Milliarden- 
höhe ergaunert, die für sie ein beacht 
liches und beruhigendes Polster für 
‚die nächste (überschaubare) Zeit be- 
deuten. 
Die sogenannte „Ölkrise” hat di 

gegen in erster Linie die US-Impe 


Aalisten. beyünstigt, Die Monopol- 


‚genügt nicht, den Funktionären ıu se 
‚gen. seht zu, was Ihr erreicht..." Er 
kritisierte die SPD-Regierung mit Ar- 
‚gumenten von inks(-sozialdemok; 
tisch) Preistreibend wirken nicht die 
Löhne der Arbeitnehmer, sondern die 
Profitnucht der Arbeligeber .. 

14. „daneben steht eine Bundewregie 
rung, die darauf bedacht Isı, den ‚so- 
sialen Frieden’ zu erhalten, gerell: 


ren!“ Dazu, betonte er, hätte man 
diese Regierung nicht gewählt, und er 
rief unter lautem Beifall der Anwesen- 
den: „Dieses Spielchen machen wir 


Warnstreiks für die ganze BRD ange- 
kündigt, rief jetzt auch die ÖTV-Zen- 
trale in Stuttgart zu einer Demonstra- 
tion vor dem Verhandlungslokal auf 
und das Vorstandsmitglied, Jacobi, 
drohte mit dem Scheitern der Ver- 
handlungen und in der Folge mit 
Streiks. 

Auch die DAG-Führung ließ zu 
Beginn der folgenden Woche von sich 
hören. Vorstandsmitglied Grotegut 
erklärte:,Die Konjunkturentwicklung 
lasse sich ganz offensichtlich nicht 
‚mehr als Abwehrwaffe gegen berech- 
tigte Arbeiinehmerforderungen miß- 
Brauchen 

Nachdem zu Anfang der gleichen 
Woche zwischen 200 und 300 Kolle- 
gen der Post und des Öffentlichen 
Dienstes in Karlsruhe, Heidelberg, 
Dortmund und Stuttgart in teilweise 
mit Demonstratiohen verbundenen, 
kurzfristigen Warnstreiks ihre Haltung 
gezeigt hatten, kam es am 24.1. in 
Dortmund zu einem ersten Höhe- 
punkt. 10.000 Kollegen der drei Ge- 
werkschäften demonstrierten durch 
die Stadt. Sie riefen Losungen wie 
„Macht den Arbeitgebern Dampf, wir 
Wollen jetzt den Arbeitskampf!“ 
FAZ”, vom 24.1.) 

Ein Beispiel zeigt die gute Stim- 
mung der Kollegen auf dem morgend- 
lichen Weg (10 bis 13 Uhr) zur West- 
falenhalle: Die „Verkehrsregelung be- 
sorgten die Kollegen aus der Demon- 
stration heraus. Busse und Straßen- 
bahnen wurden, nachdem ihen Insas- 
sen kura die Parolen zugerufen wor- 
den waren, durchgelassen, ebenso La- 
ster und Mitteklasse-Wagen. Dicke 
Schlitten mußten eine längere Pause 
einlegen und ein Mercedes 300 mit 
einer Nummer der Stadtverwaltung 
wurde gerwungen, bis zum völligen 
Vorbeimarsch der Demonstration zu 
warten.” (Nach „Rote Fahne“) Auf 
‚der Versammlung legten sich die Red- 
ner der Gewerkschaftsführung, wie 
auch schon in Frankfurt zu beobach- 
mit beachtlicher Entschlos- 

leg 

Am gleichen Tag kam es zu orsten 
„Diskussionspausen” von knapp 200 
Fostkollegen während der Arbeitszeit 
in Hamburg. Schon drei Tage vorher 
hatte die Hamburger Postjupend Ak- 
tionen angekündigt 
Tag (24.1.) gehörte 


triebe BVG. Sie legten den U-Bahn-. 
Bus- und Straßenbahnverkehr zwie 
schen 4 Uhr und 6 Uhr in der Frühe 
still und hielten außerordentliche Be- 
triebsversammlungen ab, Als es zu 
Versuchen kam, den Ausstand über 
6 Uhr hinaus auszudehnen, war die 


wie DPG und GaED einen Tag ıpk- 
ter, sofort zur Stelle und gab über 
Rundfunk die Parole aus: „Arbeit 
wieder aufnehmen“. Zugleich hetzte 
sie, man solle sich nicht „vor den Kar- 
ren einzelner Abenteurer und Chao- 
ten spannen lassen, die ganz etwas 
anderes wollen als die Kollegen ..." 

An diesem Tag, Ende der dritten 
Woche seit die Warnstreiks begonnen 
hatten, kam es in Wiesbaden zur er- 
sten Demonstration von 200 Kolle- 
gen der DB. ÖTV-Chef Kluncker hat- 
te die Tarifgespräche für gescheitert 
erklärt 

In der folgenden Woche begannen 
die Arbeiter in der Hamburger Müll 
abfuhr mit einer dreiviertelstündigen 
„‚Diskussionspause“. Ebenfalls in 
Hamburg demonstrierten 200 Post 
Lehrlinge zur Oberpostdirketion mit 
dem Transparent: „Werden wir be- 
schissen — wird die Arbeit hinge- 
schmissen!“ 

In Mainz demonstrierten 2.000 
OTV-Kollegen. 

Jetzt nach dem Scheitern der Ta- 
rifverhandlungen nahmen die Arbeit 
niederlegungen und Demonstrationen 
weiter zu. 

23.1.: 4.000 Postarbeiter und «Ange 
elite demonstrieren in Hamburg; 
10.000 ÖTV-, Post- und Bahnkolle- 
gen demonstrieren in Nürnberg; Warn- 
streik der Verkehrsbetriebe in Mann- 
heim, Warnstreik von ca, 600 Postar- 
beitern in Württemberg, desgleichen 
in Hamburg und Hannover, 

31.1: 8.000 Postkollegen demonstrie- 
ren in Wuppertal, 5.000 Postier und 
Eisenbahner demonstrieren in Nürn- 
berg, 300 Postkollegen In Ulm auf 
der Straße, Warnstreiks in Postämte 
in Hildesheim, Uelzen, in Mannheim 
lagen Straßenbahnen und Dune kurz- 
fristig sl 

L2.: Warnstreik der Solinger Husfab- 
ver. Demonstration und Vermmmlung 
in der Stadt. Warnstreik von Postar- 
beitern in Heilbronn, Göppingen, TO 
bingen, Celle und Hamburg 

In München Massendemonstration 
von 13.000 Mitgliedern der ÖTV, 
DPG und GaLD die „ao organisiert 
war, daß der Verkehr, die Stromver- 
sorgung und die Hehördenarbeit nieht 
beeinträchtigt wurden". („Kölner 
Sudtunzeger‘ vom 22.1) 

Den Montag begannen die Bus 
Straßenbahnfahrer von Köln und 
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„die Lohnpoliik jedenfalls zu Be- 
Kinn des Jahren (!) noch nicht zu 
Tarifabschllusen finder, die kosten: 
neveauneutral genannt werden dürfen. 
Die Folge wäre, daß... die Unterneh: 
men „. stärken, als eı die Wirtschafts 
‚politik wünschen muß, die Produktion 
und damit die. Beichäftigung ein- 
‚schränken (würden). 

Allerdings wird im Folgenden die 
Hoffnung geäußert, daß die Gewerk- 
schaftsführer von sich aus „Lohn- 
‚size vereinbaren,zu denen der Markt 
(1) schon drängt, die er bei späteren 
(1) Absehllssen aber erzwingen (111) 
wird, dann aber bei ungünstigerer 
‚Entwicklung von Beschäftigung und 
Verbraucherpreisen.“ 

So oder so: Die Gewerkschaften 
vor allem müssen gezwungen werden, 
„Ihre Ansprüche mit Besonnenheit 
Zu vertreten.“ 

Dabei ist der Bundesregierung als 
öffentlicher „Arbeitgeber" die Auf- 
gabe gestellt, „mit der Härte die 
‚Löhne auszuhandeln, die sie von pri- 
vaten Unternehmen erwartet." 

‚Gelänge es, schon zu Beginn des 
Tarifkamj 74 im Öffentlichen 
Dienst „kostenniveauneuträle“ Ab- 
schlüse (also zwischen 9 und 10%) 
auszuhandeln, so wären mehr Gelder 


für eine „großzügigere“ Investitions- 
politik flüssig — d.h. die Kapitalisten 
kämen verstärkt in den Genuß verbil- 
igter Kredite, 


‚Alternative „Strategien 


Die „Empfehlung“ der Wissen- 


schaftler ist brutal und einfach zu- 
gleich: 


Hannover mit der Weigerung, ihre Ar- 
beit aufzunehmen. Auch Müllabfuhr 
und Straßenreinigung unterblieben in 
Köln. 

Müllfahrer von Hannover spert- 
ten mit ihren Fahrzeugen den Rat- 
hausplatz, wo sich etwa 4,000 Kolle- 
en des Öffentlichen Dienstes sam- 
melten und zum Landtag demon- 
srierten, 

Die „FAZ“ weiß am 5.2. zube | 
richten, die Verkehrstreiks sehen. 
„straff organisiert” worden. Auch in 
Wolfsburg kam es zu einer Protest- 
versammlung von 1,000 Kollegen des 
Öffentlichen Dienstes während der 
Arbeitszeit in der Stadthalle (1); in 
Stutigart legten 1.500 Postarbeiter 
und „Angestellte die Arbeit für mehr 
als eine Stunde nieder. 

Für den Abend waren in mehreren 
Städten Baden-Württembergs Proi 
kundgebungen der ÖTV angekündigt, 
für Heidelberg, Konstanz, Freiburg, 
Ravensburg und Tuttlingen waren 
Demonstrationen angekündigt und für 
Dienstag und Mittwoch waren schon 
weitere Protestveranstaltungen in 
Mannheim, Ulm, Ludwigsburg, Stutt- 
garı und Karlsruhe angekündigt wor- 
d 


In Bremen versammelten sich et- 
wa 2.000 Mitglieder der drei Gewerk- 
schaften zu einer Kundgebung vor 
dem Haus der Bürgerschaft gegen das 
‚Angebot von 9,5%, 
$.2.: In Düsseldorf marschierten noch 
einmal 7.000 Kollegen durch die 
Stadt. Verkehrsstroik für vier Stunden 
in Bielefeld; die „Asch-Laute" von 
Harburg und Bergedorf machten noch 
einmal eine Stunde „Pause 

Am gleichen Tag begann die Urab- 
stimmung in Hamburg mit einer „De- 
mönstration" der Müllfahrer. Sie ka- 
men mit 67 Sperrmüllwagen vorgefah- 
ron und formierten sich nach der 
Stimmabgabe zu einer Fahrt durch 
die Stadt 

Die Urabstimmung in den folgen- 
‚den Tagen bringt überall eine sehr ho- 
Me Betellgung. Hamburger Müll: 


bei DAG und DGB-Gewerkschaften 
bei rund 90%. Das endgültige Urgeb- 
nis bringt bei der DAG 83,4% für 
Streik 

Weitere Teilergebnisse für Streik: 
Steuerverwaltung Hamburß: 80% ja 


Post Südbaden von ja 

Polizei Niedersachsen 

und Bremen 0% ja 

Polizei Hessen. imja 
’ FE ETWER" 
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LESERBRIEF EINES POSTKOLLEGEN 


1) Es gelingt, von Anfang an, Lohn- 
abschlüsse' auf ein Minimum von 
9-10 Prozent zu drücken... danı 
kann schrittweise die Pollilk des 
knappen Geldes zugunsten verstäik« 
tor Investitionen aufgehoben worden, 
2) Gelingt der Lohnstopp (baw. der 
‚Abbau der Resllöhne!) nicht so- 
fort, so wird unbedingt das 
zuröckgehalten, um die oh- 
'hon. einsetzende Entwick- 


Abschluß ins Haus, dachte ich mir. 
Dann hat die Geworkschaftsführung 
noch ein kämpferisches Bild abgege- 
ben und den „Dampf abgelassen“, 
soweit der an einzelnen Punkten vor“ 
handen ist, Ähnlich verlief cs überall 
im Bundesgebiet — der „Mittwoch 
war ein Tag der Post“, wio die Zei- 
tungen meldeten, Ja, die Gewerk- 


unserem Postamt 2 in Ham- 
rg (Paketpostamt am Kalten- 
kirchener Platz) sind rund 3 100 Kol- 
legen beschlftigt. Etwa 2 200 davon 
sind in der DPG organisiert (unsere 
Amtsgruppe ist die größte in der 
BRD). Zur Amtsgruppenhauptver- 
‚sammlung jedoch, mitten in der Ta- 
Afrunde, kurz vor dem Strei 


Tung zu Massonentlamungen und Kurz- schienen ganze 70 Kollegen. Di schaftsführung hatte die Sache voll in 
arbeit sodaß beträgt allein die Zahl der Mitarbei- | der Hand, Das abgekartete Spiel, das| 
„der die gewünschten Lohn- tor (Vertrauensleute) etwa 100, sie und ihre (Partei- und Gewerk- 


Es sind also zwar relativ viele Ar- 
beiter und Beamte organisiert, akti- 
ven Einsatz jedoch zeigt nur eine ver- 


schafts-)Freunde im Bundespostmi- 
nisterum den Postiern vormachen, 
wurde übrigens auch durch folgenden] 


Fran ‚dann. „erzwingen“ kann 
(10). 
Die „Fünf Weisen“ empfehlen da- 


rum eine „Politik des kalkulierten 
Risikos“, wobei sie für Tarifabschlüs- 
se eine Bandbreite von vier Prozent- 
punkten annchmen — 


3 1! stimmten für Streik. Am Dienstag, | ter Tag der Urabstimmur ‚Ernst 
12 Fragen! Derası wurd sie ‚Auch der prominente Gewerkschaftskarrikaturist Wolter übt sich in arbaiter- | den 12.2. fand dann eine Gewerke | Mir Fr, 
zent „ermittelt”, feindlichen Zeichnungen. schaftsversammlung statt, um die an- | Gewerkschaftshaus zur Tarifsituation 


Die „Schlüsselposition“, die das 
Jahresgutachten der Lohnpolitik für 
die „Stabilisierungschancen“ zuweist, 
besagt im Grunde nichts anderes, als 
daß die Abschlüsse in den Tarifrun- 
den s0 niedrig wie möglich gehalten 
werden müssen, 

— damit die Kapitalisten nicht in- 
vestitionsunlustig werden; 
— damit die  Profite,nicht unter 

Druck geraten); 

— damit (wie &s im Gutachten wört- 
lich heißt) die „Exportanstren- 


nungen „. (nicht) weniger aussichts- | Welt, die bis zur Kriegshetze gestei- | im kommenden Jahr nicht so schlimm leicht hinausgekommen, wenn nicht 
teich (würden).” (alle Zitate bzgl. | gert wurde („Eine Intervention könn. | werden kolltewiezuerstbefürchtet (), | Als ich am Mittwochmorgen dann | cin Trupp von etwa 30 Lehrlingen. 
Jahresgutchten sind entnommen | te in den wenig bewölkerten Gebieten | müssen wir dennoch (!) mit unseren zum Amt komme, höre ich, daß auf | yom Fernmeldeamt erschienen wäre, 


‚einem Abdruck in der „FR“, 23.11. 
73). 
Diesen „Jahresgutschten“, daß 
rognosen"‘, „Zielprojektion“ und 
„Handlunganweisung“ in einem sin 
will, wurde, wie gesagt „ausgearbei- 
tet" als von der „Ölkrise” noch nie- 
mend sprach — und vorgelegt, als der 
‚Buff damit soeben begonnen hatte. 
Die Regierung Brandt hat dieses 
arbeiterfeindliche Machwerk ausdrük- 
klich begrüßt und ihre Zustimmung 
mit den darin entwickelten „Strate- 
gien“ erklärt. Einschränkend wurde 
lediglich geäußert, daß „das Gutsch- 
ten darunter (leidet), daß die fünf 
Professoren „.. die Ölkrise nicht mehr 
nee konnten.“ („FR“, 


dieser 
Kampagne der westdeutschen Bour- 
‚geoisie sind wir schon mehrfach an 
anderer Stelle in dieser Zeitung ein- 
gegangen — wobei wir vor allem die 


langfrtigen Ziele hervorgehoben ha- 


n. 

In diesem Zusammenhang geht es 
vor allem darum, zu untersuchen, in- 
wieweit sich die Inhalte der Öl-Kam- 


Dieser Mangel wurde nachträglich 


durch ein Zusatz-Gutachten‘“ beho- 
ben, das sich vom ersten lediglich 
dadurch nennenswert unterscheidet, 
daß die Lohnleitlinie 

nach unten „korrigiert“ wurde. 


noch weiter 


Der Bluff mit der „Olkrise” 


‚Neben der offen chauvinistischen 


Hetze gegen die Länder der Dritten 


Libyens und der arabischen Halbinsel 
am kostengünstigsten sein,“ das wa- 
ren laute Überlegungen der „Wirt- 
schaftswoche"‘), bildete die faschisti- 
sche Formierung von Staat und Ge- 
sellschaft den Kern bürgerlicher Poli- 
(ik während der „Ölkrise“. 


‚Auf die verschiedensten Aspekte 
(seit 1945) umfassendsten 


‘ ee tät. | Jetzt schon der 24-stündige Streik Streiktag heute!“ 
(nach der offiziellen Beend, ee Bee ee 
rung nach mehr Freizeit (1). 


REVERSE GEGEN STREIKRECHT 


Das _ Bundespostministerium 
hat die verschiedenen Angriffe 


Maßnahme, der Zusammenhang 
mit anderen Angriffen klar wur- 


Drunnchen Algeimeimen Sonninaharı 


‚gung dieser Notstandsübung) in der 
Tarifpolitik der Bourgeoisie und ihrer 
SPD/FDP-Regerung wiederfinden. 

Quasi das, „Bleibende“ aus der 
„Energickrise"" zusammenfassend, 
veröffentlichte die großbürgerliche 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ 
(„FAZ®) am 29.12.73 einen here 
ausgehobenen Artikel mit der Über- 
schrift:,,Wir müssen alle bescheidener 
werden" - in dem es hieß: 

„Auch wenn die Ölverknappung 


Ansprüchen bescheidener werden 
Notwendig’ sind Umsicht, Vernunft 
und Mäßigung, also jene Tugenden, 
die in diesem Land in der Nach. 
kriegszeit (1) viele Jahre hindurch 
Geltung hatten ..." 

Infamerweise wird im gleichen Ar- 
ikel „das üppige Leben” gescholten, 
das „, „.. für die meisten Menschen (!) 
„. machgerade zu einer Selbstver- 
Sländlichkeit geworden“ sei. 

Daß mit der „Faulenzerei“ und 
der _„maßlosen Forderei“ endlich 
Schluß sein müsse, finden auch die 
Springer-Journalisten: 

„Wir haben alle zu hohe An- 
sprüche gestellt ... Das begann bei 

Löhnen und Gehältern (!), setzte 


Fusammannnfoßt: Mar mAnhte hai 


: Man möchte bei 


burger Abendblatt‘, 29.12.73) 


schwindend 
Urabstimmung beteiligten sich in un- 
serem Amt z.B. bei den Arbeitern 
98% der Organisierten, über 94% 


stehenden Kampfmaßnahmen noch 
technisch zu organisieren — die Art 
der Maßnahmen war vorgegeben: 

1) Zwei Stunden Warnstreik am 13.2. 


gebiet - vom Hauptvorstand „Ak- 
tion Paukenschlag“ getauft; fast alle 
Kollegen meinten jedoch, daß davon 
niemandem die Ohren dröhnen wür- 
den. 

D 24stündiger 


Postamt 
„Schwerpunktämter“ sei 


einmal schon ab sofort 2 
gestreikt. werden soll. So die Verfü- 
gung desHauptvorstandes, Auch wenn 
die _ vorher abgemachte „Pauken- 
schlagaktion'“ nichts war, so ist es 
ja wohl nicht schr schön, daß so 
über Nacht über die Kollegen hinweg. 
hin und her verfügt wirt 
Gewerkschafter“ sind nach Meinung 
des Vorst 
es bleiben, Sie dürfen natürlich auch 
nicht selbst über Kampfmaßnahmen 
beschließen — auch nach der gelaufe- 
nen Urabstimmung wären das „wi 
kürliche Streiks“, die nicht 
schaftlich unterstützt würden, 
ser Amtsgruppenvorsitzender mitteil- 
e. 


Zahl, An der 


morgens wie im ganzen Bundes- 


Streik vom 13.2. 
abends ab Nachtschicht, da unser 
eines der ausgewählten 


tunden 


„Einfache 


ıdes Statisten und sollen 


erk- 


lus” seien vor allem die Jugendlichen, 
mit denen „Maßlosigkeit, Fanatis- 
mus und ideologisches Sendungsbe- 
wußtsein” in die Gewerkschaften ge- 


Regiefehler deutlich: Bei uns hing) 
schon lange vor dem Scheitern der 
Tarifgesprche eine Mitteilung am 
Schwarzen Brett, daß am 8.2. (zwei- 


sprechen werde, 
Der Streik am Mittwoch lief denn 
auch nur bis zum Abend. Die Beam- 
ten wurden hineingelassen (im Ge- 
gensatz zum Postamt 13 übrigens, 
dort kamen auch die nicht hinein bis 
auf zwei Reaktionäre, die die Pali- 
zei holten). Sie führen aber nicht 
raus zur Zustellung, da die Streik- 
posten das Tor geschlossen hielten, 
Irgendwelche „Durchbruchsversuche““ 
wurden von der Amtsleitung nicht 
veranlaßt, Trotzdem wären sie viel- 


die sich schr aktiv bei der Sperrung 
des Amtes einsetzten und sich auch 
kaum von unserer Streikleitung an 
die Seiten der Zufahrtsstraße verwei- 
sen ließen. 

Die Arbeiter gingen größtenteils 
gleich wieder nach Hause, als sie den 
Streik sahen, nur wenige hielten sich 
‚noch vorm Tor auf und hatten z.B. 
Interesse daran, die Beamten nicht 
rauszulassen. Ins Amt hinein gingen 
nur ganz vereinzelte Arbeiten 

Die große Mehrheit meiner Kolle- 
gen (Arbeiter wie Beamte) sah den 
Streiktag als willkommenen freien 
Tag an und am Freitag, zwei Tage 
später, als. schönes. Frühlingswetter 
War, meinten denn auch viele: „Rich- 


ansprüche und endete bei der Forde- ht heute abend wohl der | 
rung nach mehr Freizeit (1). 
Zusammengefaßt 


Das bisher zitierte Ist nur ein 


meet, de mpecwäti nochwner. | Wemmakfriigwlögisehtaten. | Di pp) Kommen sion. (Ziste,BamS) | virziger Ausschnitt der \ ncasen 
and as ennchen Ebene | a en han. | Die „höhere Vernunft” und "Ansteckungsgefahr” wittert ch | Dreck s, der in den ktzten Wo- 
geführt werden, mit einer neuen | für den Boykott-Aufruf wurde an- der „Streik als Krankheit” das „Hamburger Abendblatt" vom | chen auf die werktätigen Massen 


Variante ergänzt. Mitte Januar 
erhielten alle Post- und Feramel- 
‚deimter ein Fernschreiben des 


TER 

m, 

schuldhafte _Fernbleiben vom 
Verlassen 


Dienstes ohne Genehmigung des 
Dienstvorntzenden_ rechtswidrig 
ur 


Die Kollegen bei der Post soll 
ten also per Unterschrift anerken- 
nen, daß sie nur mit Genehmi- 
tzten — das 
heißt gar nicht — streiken dürften. 
Die Empörung über diese Maß- 
nahme war groß. Nachdem gleich 
zu Beyinn der Revers-Aktion auf 
allen Amtern Plakate der DPG 
‚ng „Nicht un 
‚fiauchten, war 
das Schicksal der Reverse besie- 
gelt, kaum ein Kollege unter- 
schrieb. Nach einer Woche wurde 
die Aktion vom BPM wieder ab- 
geblasen. Ein Erfolg für die Ar- 
beiter, Angestellten und unteren 
Beamten bei der Post 

‚Aber: Ebenso wenig wie dieser 


gegeben, daß der „Hauptpersonal- 
rat der Bundespost nicht zuge- 
stimmt” habe, deshalb sei die Un- 
terschrift zu verweigern. Für „.in- 
teremierte” Kollegen kursierte 
auf einigen Ämtern ein seitenlan- 
ges Juristisches Gutachten über 
die Reverse, in dem Haarspalterei 
betrieben wird, die Frage des 
Streikrechts dagegen überhaupt 
nicht auftaucht, Auch in den of. 
fiziellen _Verlautbarungen der 
DPG wird dieser Zusammenhang 
nicht sichtbar. % 

In einom Handzettelzur Urab- 
stimmung, in dem nebenbei auch 
über den Abbruch der Revers-Ak- 
tion informiert wird, läuft die Sa 
‚che unter der Bezeichnung „Un 
terschrifte Begriff, 
in Kampfmittel der Ar- 
beiter erinnert als an Klamen 
‚kampf von oben, 

In der „Deutschen Post", dem 
Organ der DFG, vom 5.2.74 
schließlich wird In einemi kurzen 
Kommentar — dem einzigen Bei- 
trag. der sich überhaupt mit den 
Reversen beschäftigt — den Ver. 
antwortlichen im Postminiteri 


Der sorialemokratische Bundes- 
kanzler hat im November des ver- 
angenen Jahres in seiner Erklärung 
zur Energielage die bekannten Worte 
gesprochen 

„Damit das Ganz e (das kapits- 
istischeSystem nämlich) nicht leider, 
muß der einzelne (der Arbeiter, 
Angestellte eic.) sich in seiner Be: 
quemlichkeit etwas einschränken.“ 
(ait. in „ER“, 26.11.23) 

Bei den Nazis hieß dieser Spruch 
schlicht „Geimeinnutz geht vor lügen- 
nutz“, Nach dieser Ideologie gibt es 
ich keine Klassen und natürlich 
auch keinen Klassenkampf zur Durch“ 
setzung von Klasseninteressen. Wer 
dennoch für die Interessen seiner 
Klasse eintritt, nilt als „Schädling”, 
ist „bönwillig” — oder kurz; „krank", 

Diesen it faschistisc 
Argumentationsmuster Tindet sich in 
mehr oder weniger ausgeprägter Form 
in a Ilen bürgerlichen Zeitungen 
(einschließlich der SPD-eigenen oder 
ihr nahestehenden Presse) während 
der zurückliegenden Streik wocher 


das Waller meiden, 


30.1.74: „Wenn die Gewerkschaften 
nicht zur- Vernunft (!} kommen, 
haben wir bald englische Zustände 

auch bei uns...” 
‚Ein Musterbeispiel an Demagogie 
lieferte auch der „Kölner Stadt An- 
7A unter der schon 


allessagenden Überschrift „Im Zahlen- 
rausch”‘. Auf die (zu dieser Zeit nicht 
die BRD nun 


seltene) Frage: „Wi 
etwas englisch 
als bisher? ”, wird gea 

„Die Seuche (1) der Inflation mag 
einen Zahlenrausch (!) begünstigen. 
Aber es sind auch überall rigoroser 
Egoismus (!) und Fluglotsenmenta- 
Yitäcl!) im Spiel. . - Gruppenegois- 
mus (!) ohnegleichen!” 

Die „FAZ”, die es in einer späte- 
ren Ausgabe sogar fertigbringt, die 
Verleumdung der englischen Arbei- 
terbewogung („Englische Krankheit”) 


in England; 

„Des Menschen Wahn (!} und Ver- 
biendung (f} — hier werden sie zur 
Tragödie - und für uns zum Lehr 
sick.” Und sogleich hat der Ar- 


Riedergegangen it. 
Nach unserer Auffassung wird mit 

dieser Seite der bürgerlichen Ta- 

nifpolitik vor allem zweierlei ber 

zweckt 

1. Die (unverhält) faschistische For- 
mierung der kleinbörgerlichen Be- 

völkerunpschichten pegen die Arbel- 

terbewegung — und 

2. Die Zerstörung der sich in den 

Kämpfen herausbildenden. Kiss 
sensolidarität — oder allgemeiner — 
die Zerstörung des  proletarischen 
Klassenbewußtseins. 

Daß von diesen Zielen keines (vor 
allem nicht die Demoralisierung der 
Arbeiterschaft) erreicht wurde — 
hr zum Mißvergnügen der 
'n Propagandisten - hat 
seine Ursache wohl wesentlich da- 
ein, daß der offizielle Streik km 
‚Öffentlichen Dienst wo rasch abge- 
wörgt wurde, 

Die arbeiterfeindliche publiristi- 
sche Kampagne war gende ent. auf 
Touren gekommen . 


‚Angriffe auf das Koalitions- 
und Streikrecht 


Angriff auf das Streikrecht iso- vorgeworfen, sin hätten .. — 
iirt von den anderen Versuchen | Jen Aufen der Foutgewerkichaf. | | Hw/en Wr den Bezilen (1) Europas | ikelchreiber die Verbindung zum | Der Venweh, die Arbalter und 
‚der Kapitalisten, das Streikrecht | \er einen kapitalen politischen hinterher", hetzte Oberdemagoge | ÖTV-Vorsitzenden Kluncker ge20 | ihre Gewerkschaften als nicht zu- 
zu unterhöhlen und abzuschaffen Bock geschomen" Kein Wort von Boenisch in der BamS, vom 27.1.74; | gen, dessen Verhalten durch eine | rechnungsfähig, krank und von Emo- 
betrachtet werden kann, Wßtsich | den Angriffen auf das Strikrecht, | | Die „Krankheit” ließe man am besten | „Unverfrorenheit...sondergleichen” | {onen getrieben zu verunglimpfen, 


‚der Erfolg allein daran messen,0b | kein Wort dazu, daß dieser An. natürlich durch einen Arzt kurieren. | fekennzeichnet sei und jeden „Re- | hat neben der unmittelbar berweck: 
dieser Angriff abgeschlagen wer- | griff aus einem Ministerum der I | Pech für die Deutschen, daß sie mit | alitätssinn ... vermissen lasse’ ten Herabsetzung (politisch — Meolo- 


‚den konnte. Die Frage ist viel- 
mehr, inwiefern der Unterschrif- 
tenboykott dazu beigetragen hat, 
die Kollegen gegen zukünftige, 
weitaus massivere Angriffe auf 
das Streikrecht zu wappnen. 

Die DPG-Nühnung hat im Ver- 


SPD-Regierung kam. 

Die Gewerkschaftsführung hat 
‚diesen Angriff verharmlost und 
entpolitisiert, und damit die An 
griffe auf das Streikrecht inmge- 
samt heruntergospielt und den 
ımpf dagegen auf die Juristische, 


Brandt nur einen „Sanitätsgefreiten‘ 
haben, der kein „Rezept" gegen die 
Krise hat, 

Boenisch glaubt, das Wirken 
„Bazillen” auch schon in den DGI 
Gewerkschaften ausgemacht zu har 
ben. Früher seien sie „vernänftig” 


Die zur SPD gehörende „Ham 
burger Morgenpost” steigerte ihre 
antigewerkschaftliche Hetzkampagne 
unmittelbar vor der Urabstimmung 
Im Öffentlichen Dienst noch um ein 
‚ner. Die Bundesregierung habe für 
jeden, hioß es da am 8.2,74 „der 


‚Bsche Funktion) vor allem natürlich 
die Funktion, handfeste politisch: 
militärische Schritte anzuschließen, 
um der „Vernunft” den Weg zu 
bahnen, 

Angriffe auf das Streik und so- 
war das Koalitionsrecht waren die 


auf der Aktion systematisch dar- lagert gewesen — „Jedoch: Mil der Macht | einsichtrwillig und einsichtafählg ut, 5 
Auf ingearbenet,daß den Koll: | KB-Gruppe Bremerharen much suche jaut (1) nach Immer | Bei, wo die Gnsen der Mach: Doalacen  Eolen =>" VOBO Man) der 
mehr Mach, iger dieses „axii- | baren liegen.” .) 


ng 
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‚Am Beispiel Frankfurt; 
Ein Kapitel innergewerk- 
schaftlicher Demokratie 


a de Pos Kollegen in Frankfurt frderten - und war di höheren Geweikuchaftagreman 
Here dena mchuen 

In allen Diskumionen sullen die Frankfurter Mitglieder einen hir: „... wir wohn keine 
‚einen Proseni, be demen die nnd ieran Einkommen schischer achraulen 5 kamen 


Holen hntare Forderungen zusammen! FAZ. 300 DM für ae 
Dy ROM Faa 300 0M fr il 
maa 300 0M für ae FA Tau 200 DM für ale 
rar DM tie paa 180 DM fr ale Into) 


Nur Orr Amter lite gembchte Forderungen - Kiar und prorentust — auf 
Am 12.11.1073 wurden a ener yernaintemen Migiederversammhung nach drentundier 
Oiskunon toyand Forderungen verabschiedet 


200. 0m ale 
100m Kindergek1.Z1. 0 DM 

1000 0m Urli #200 DM pro Kind 

Danstan noch metwere andere Forderungen. 2.8. Verringerung der Laufzeit der Taritvertud 

1 und 6 Wochen Erhobunguurtau. 

Dar arte Sich, 


Am 13. November werden diem Forderungen von den „Aybaitr: und Angentlltensuschüs 
ar!“ er Bezirkoverwaitung „korrigiert, nach einem Referat über Ölkrie ee.; was an Ford 


Fungen hermunkommt 
= 16%, mind aber 240 0M 
Der write Stich 


Der Dezirksvortand „kortigiertän am 10. 1. 1973 aberma: 


= + 1BOM firae 
Der arme Barich: 


Der Hauptvorstand der DPO entscheidet sich am 28. 


= 18%, mind. aber 186 DM 


1973 noch ein biichen bescheid 


= 300 DM Urlatngei + 80 DM fü jdn Kind. 
aunmmengestllt mu: Poster. Into Nr. 5, Frankfurt) 


Forts. Tarifrunde OTV 


„Öffentliche Dienst” besonders gut 
für diese Attacke zu elgnen schien. 

„Wenn Gewerkschaften ihre 
Macht mit so wel Un vernunf, 
ausnutzen, geraten sie in Mißkredit. 
Gegenkräfte werden auf den Plan 
gerufen, die Tarifautonomie wird un- 
vermeidlicherweise in Frage gestellt) 
schrieb. die „FAZ" vom 20.2,74, in 
einer abschließenden Bewertung des 
Tarifkampfes im Öffentlichen Dienst, 
Der Autor des Artikels empfindet es 
als. einen „höchst unbefriedigenden 
Zustand, daß „die Bundesregierung 
nicht die Macht (hat), Kluncker an 
völlig unvernünftigen Forderungen zu 
hindern.” 

Die „FAZ" ist der Meinung, daß 
‚man ... . nicht immer nur auf den 
uten Willen von Gewerkschaftsfüh- 
Tern hoffen (kann)”, und daß „die 
Streikwaffe: hier, (im Öffentlichen! 
Dienst, Anm. - Red.) ein geradezu 
Mb. ta ak van 
ist) 

Was liegt näher, das Streikrecht 
abzuschaffen oder zumindest noch 
weiter einzuschränken? 

In der Logik der „FAZ": „Wenn 
im Öffentlichen Dienst die Kontroll- 
Instanz des Marktes fehlt, wird man 


nach Surrogaten (Krsatamitiel) nu: 
chen müssen, die auch die Gewerk- 
schaft , „.. awingen, wirtschaftliche 
Gesichtspunkte (gemeint: die Inter- 
‚essen der Kapitalisten, Anm. - Red.) 
zu berücksichtigen ««." 

Die Kapltalistenzeitung „Handels- 
blatt” geht in ihren „Lehren aus dem 
und wird in 
Ihren „Vorschlägen" an die staatli- 
‚chen Stellen noch konkreter 

„Der Staat müßte jetzt aus seinen 
Erfahrungen lernen und zumindest 
Im Öffentlichen Dienst die Bedin- 
‚gungen herstellen, die erst eine Ta- 
Fifautonomie, die das Streikrecht ein- 
schließt, möglich machen. 

Dazu gehört als erstes, daß ein 
brauchbares Schlichtungsverfahren (!) 
eingeführt wird , 

Und zur Schlichtung gehört dann 
zumindest auch noch die Einfüh- 
rung einer gesetzlichen „Anstandı- 
pflicht” zwischen Urabstimmung und 
Streikausbruch, in der sich die be- 
troffene Bevölkerung auf den Ar- 
beitskampf einrichten kann (1)". 

„Um die Verhältnismäßigkelt 
zwischen Streikziel und den einge- 
setzten Streikmitteln zu erzwingen”, 
schlägt das „Handelsblatt” die Ein- 
führung eines Antistreik-Gesetzen 


‚nach der Art der amerikanischen 


Der Kampf der Lehrer um die innere 
Verfassung ihrer Gewerkschaft (GEW) 


Der Vorstand der Hamburger Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft hat 


‚Januar beschlossen, daß „die Tätigkeit für oder die Unterstützung von | greifen („HL 


linksextremen Parteien, Vereinigungen oder Gruppierungen unvereinbar mit 
der Mitgliedschaft in einer DGB-Gewerkschaft" sei. Dies bedeutet faktisch 


eine 


Übertragung der im öffentlichen Dienst bestehenden Berufsverbote auf 
die innere Verfassung der Gewerkschaft und entlarvt den scheinbaren Protest 


‚der GEW-Führer gegen die Ministerpräsidentenbeschlüsse als pure Heuchelei. 
Dieser „Unvereinbarkeitsbeschluß" des Vorstands wird von einer großen Zahl 
von GEW-Mitgliedern abgelehnt, was in vielen Resolutionen und Beschlüssen 
auf derunteren und mittleren gewerkschaftlichen Ebene zum Ausdruck kommt. Durchführung einer Demonstration 
Dagegen versucht der Vorstand fünf (!) Wochen nach seinem selbstherrfichen 


Beschluß, unter allen Umständen Stellungnahmen der Mitglied. 


zu dieser 


Frage zu verhindern. Das wurde besonders deutlich auf der Hauptversamm- 
hung (oberstes Organ der Hamburger GEW) vom 18. Februar. Gegen den Wil- 
len der großen Mehrheit auf dieser HV verhinderte der Vorstand durch stun- 
denlange Geschäftsordnungsdebatten eine Behandlung dieses Tagesordnungs- 
punktes. Mit dieser unverschämten Methode versucht der Vorstand gleichzei- 
üg, die Funktion der Hauptversammlung in Frage zu stellen und erneut die 
Abschaffung dieses Organs der innergewerkschaftlichen Demokratie in die 


Wege zu leiten. 


ist die Art und Weise, 
der der Vorstand diese Politik 
in der Gewerkschaft durchsetzen will. 
‚Schon im letzten Jahr hatte der Vor- 
stand den Ausschluß zweier vom Be- 
rufsverbot betroffener SSG-Mitglieder 
aus der GEW betrieben. Dieser An- 
griff war durch die Solidarität vieler 
Gewerkschafter und durch einen Be- 
schluß der (zuständigen) Vertrauens- 
leuteversammlung zurückgewiesen 
worden. Ungeachtet dieses klaren Vo- 
tums gegen eine solche Ausschlußpo- 
litik und ohne jede weitere Diskussion, 
in der Mitgliedschaft ‚ohne jede 
demokratische er 
der Vi rei. 
keitsbescı 
noch, wenn der Vorstand — natürlich 
im Namen der Gewerkschaft — in 
Springers „Welt“ (18.1.) gegen 
„Linksfaschisten“ und „Antikdemo- 
raten“ hetzt, bevor.er es für not- 
wendig befindet, die eigene Gewerk- 
schaft über seine Beschlüsse auch nur 
au informieren (22.1.). $o also sieht 
nach Auffassung des Vorstands eine 
„demokratische“ Beschlußfassung in 
iner „Kinheitsgewerkschaft 
Dann ist es natürlich auch „demo- 
kratisch”, wenn die Mitglieder auch 
gear dic vu Wort kommen dür- 
fen: In einem Vertrauensleute-Info 
‚vom 7. Februar meint der Vorstand, 
sei „verfrüht",jetat seinen 
„Unvereinbarkeitsbeschluß“ auf der 
Hauptversammlung zu behandeln, 
erst müsse eine „intensive Diskussion 
in der Mitgliedschaft über diese wich- 
tige (11) Frage“ stattfinden. Nicht un 
geschickt wendet sich der Vorstand 
In diesom Zusammenhang gegen 
Dringlichkeitsanträge auf den HV’s, 
die immer wieder ellenlange und er 
mödende Geschäftsordnungsdebatten 
zur Folge hätten. Pech nur für den 
Vorstand, daß im Verlauf der weite“ 
ron Entwicklung sehr anschaulich 
klar wurde, wer diese ellenlangen 
und ermödenden Geschäftsordnungs- 
debatten amzettelt und warum, 


In der Folgezeit wurde es immer 
offensichtlicher, daß die Forderu 
nach Ablehnung des „Unvereinbar 
Seitsbeschlusses” durch die HV inner 


dieser Forderung ließen sich die de- 
mokratischen Lehrer auch dadurch 
nicht abbringen, daß der Vorstand 
ganz konkrete Drohungen an die 
Adresse derjenigen richtete, die die 
„Solidarität der Linken” praktizieren 
Würden. 


‚Schamloses Spiel mit den 
Interessen der Lehrer ns 

In dieser Situation versuchte der 
Vorstand, der anstehenden HV eine 
gänzlich andere Stoßrichtung zu ge- 
ben, Die HV war seit langem zum 
Thema „Berufsverbote“ angesetzt 
und wäre damit genau die richtige 
Plattform gewesen, auch über die 
„Extremistenerlässe” in den DGB- 
Gewerkschaften zu sprechen. Kaum 
ein Lehrer teilte die Auffassung des 
Vorstands, beides hätte absolut nichts 
miteinander zu tun. Man sieht daran 
nur, daß dem Vorstand wirklich die 
dümmsten „Argumente“ ut genug 
waren für die Unterdrückung der 
Diskussion. 

Also landete der Vorstand einen 
‚p; In der Untersuchung 
‚VG (eine Gesetzesvorlage, 
zur Vereinheitlichung der Lehrerbe- 
soldung auf Bundesebene) habe sich 
eine „neue Lage" ergeben (.GEW-ak- 
well“, 13.2.). Für einen Teil der 
Hamburger Volks- und Realschulich- 
rer bestünde die Gefahr, zurückge- 
stuft zu werden. 

Der Hamburger Senat (der gule!!) 
wolle dies im Bundesrat verhindern, 
und die GEW müsse jetzt unbedingt 
Kampfmaßnahmen einleiten (um un 
seren Freunden im Senat den Rücken 
zu stärken . . „im Bürgerschaftswahl- 
kampf). Unbestritten ist, daß das 2 
DosVNG ein wichtiges Problem für 
die Lehrer ist, sowohl hinsichtlich 
‚der Desoldungs-Einstufung, als auch, 
wegen der darin enshaltenen Verhin- 
derung der unbedingt notwendigen 
Reform der Lehrerausbildung. Die 
Gesetzeworlage int jedoch vom Sop- 
tember (1)73. Auf einer HV vom 12 
November 73 waren dazu bereits ein 
Heutige Beschlüsse gefaßt worden. Ex 
wurde gefordert, jede Verschlecht 
rung für die Hamburger Lehrer au 


all) der GEW an Boden gewann. Von 


verhindern und für diesen Ziel no 


tigenfalls Kampfmaßnahmen zu er 
19/73), 

Das einzige „Neue“ an dem Dring- 
Jichkeitsantrag, mit dem der Vorstand 
dann selbst das Thema und den Ver- 
lauf der HV veränderte, war die 
Empfehlung, als mögliche Kampfmaß- 
nahmen eine Unbstimmung über 
einen Warnstreik im März und die 


einzuleiten. (Mehr als „empfehlen“ 
kann die HV nicht, zuständig dafür 
ist die Versammlung der Vertrauens- 
leute.) 
‚Aber dem Vorstand gelang es da- 
durch, die Hälfte von der Zeit, die 
‚der HV am 18.2. zur Verfügung stand, 
„über die Runden zu bringen“. Wie 
Wenig es dem Vorstand dabei wirk- 
lich um die Interessen der Lehrer 
geht, wird vor allem an der Stoßrich- 
geht, wıra vor allem an ver Stonnen- 
tung deutlich, die Gewerkschaft müs- 
se ihre Kampfkraft dafür einsetzen, 
jer Senat (!) die Rückendeckung 
erhält, um für die Hamburger Lehrer 
Verschlechterungen zu verhindern. 

Beim Hamburger Senat sind die 
Interessen der Lehrer ja bekanntlich 
so gut aufgehoben, daß er als erste 
Landesregierung die Berufsverbote 
beschlossen hat, als erster den tota- 
ien Numerus Clausus an der Uni 
durchgesetzt hat usw. 

Wer sind die „Chaoten ?. 

Das Thema Besoldungsfragen wur- 
de auf der HV noch vor Eintritt in 
die Tagesordnung diskutiert, und der 
Vorstand hätte dies gern noch ein 
wenig ausgedehnt, wenn nicht 
nach einiger Zeit der Antrag auf 
Schluß der 


worden wäre. Daraufhin wurde die 
Forderung erhoben, den „Unverein- 
barkeitsbeschluß“ zu diskutieren. Bis 
auf den engsten Vorstandskreis und 
den harten Kern der DKP-Revisioni- 
sten (zusammen etwa 30) sprachen 
sich alle Versammelten dafür aus (es. 
waren etwa 1.600 Mitglieder anwe- 
send, davon 1.100 Stimmberechtigte). 
Dennoch schaffte es der Vorstand 
mit Hilfe einiger DKP-Häuptlinge, in 
den Geschäftsordnungs-„Diskussio- 
nen“ (1. ob dieser Punkt in die Ta- 
gesordnung aufgenommen wird; 2, 


dr )etwa zwei 
tunden (1) Zeit zu schinden und 


die 22 Uhr-Marke zu erreichen (bis 
dahin ist die Versammlung beschluß- 
fähig). Eine „tolle Leistung) aber 
wie wir meinen, ein echter Pyrrhus- 


Sieg 

Seit langem betreibt der Vorstand 
die Abschaffung der HV unter dem 
Vorwand, dieses Gremium sei „nicht 
arbeitsfähig" und werde von linken 
„Minderheiten manipuliert“. Nach 
dem jetzt geleisteten Ganoven-Stück- 
chen dürfte es der Vorstand allerdings 
schwer haben, dem Vorwurf der Mit- 
nlieder entgegenzutreten, daß gerade 
er esist, der gezielt versucht, die Ar- 
beit der HV lahmzulegen, ihren Ver- 
lauf zu manipulieren und zu „chaoti- 
sieren“ und ihre Funktion zu unter- 
graben, um schließlich zum dritten 
Mal ihre Abschaffung zu beantragen. 

Diese Praktiken geben auch einen 
Vorgeschmack auf die „wirkliche De- 
mokratie“, die der Vorstand nach 
Liquidierung der HV verspricht 

Man kann daraus, daß wir erst un- 
zureichend verstehen, demokratische 


WIE SICH DIE DKP DIE „UNVEREINBARKEITSBESCHLUSSE“ 
VORSTELLT — RESOLUTIONSVORSCHLAG FOR DIE HV 


VON PETER GOHL 

Die Einheitsgewerkschaft ist 
‚ein bedeutender Fortschritt in 
der deutschen Gewerkschaftsbe- 
wegung. In ihr sind alle Arbei- 
ter, Angestellten und Beamten 
organisiert, die die grundlegen- 
‚den gewerkschaftlichen Beschlüs- 
se anerkennen - unabhängig von 
ihren parteipolitischen und welt- 
anschaulichen Bindungen. Die 
Einheitsgewerkschaft ist eine 
wichtige Voraussetzung für die 
erfolgreiche Vertretung der so- 
zialen und politischen Forderun- 
‚nen der Arbeitnehmer gegen die 
zunehmend konzentrierte wirt- 
schaftliche und politische Macht 
der Unternehmer. 

Die Hauptversammlung weist 
entschieden alle Versuche der 
KPD/ML, „KPD“, KBW, KB 

und ihrer Untergruppen 


zurück, ihre 
gewerkschaf ichen, "die 
Eioheit der Gewerkschaft ge 


fährdenden Ziele in die GI 
Hamburg hineinzutragen. 
Diese, der Gewerkschaftsbe 
wegung fremden Gruppen nut 
ten rücksichtslos Jede Schwäche 


der Gewerkschaftsarbeit für ih- 
fe eigenen, gruppenegoistischen 
Ziele aus, Je stärker die Gewerk- 
schaft, je konsequenter Ihre Ar- 
beit ist, desto. schwerer ist es für 
ihre gewerk- 
Tarigkeit zu 


entfalten. 
Da die Gewerkschaftsfeind- 
lichkeit dieser Gruppen aus ih- 
ren Programmen und ihren Pu- 
blikatlonen eindeutig hervor- 
geht, weist die Hauptversamm- 
hung alle Kollegen die derartige 
Zielsetzungen in der Gewerk- 
schaft vertreten, _ausdrückli 
daraufhin, daß sie 
Satzung wegen gewerkschafts- 
schädigendem Verhalten ausge- 
schlossen werden können, 
Pauschale Regelungen sind 
dagegen überflümig und neflähr 
lich, weil ihre notwendigerweise. 
allgemeinen Formulierungen die 
Gefahr des Mißbrauch einschlie 
Sen und der weiteren Entwick 
hung der innerverbandlichen De 
mokratie abtränlich sein. köm 


Taft-Hartdey-Aet vor, Danach kann 
die Regierung zur „Entschärfung von 
exessiven Streiks” („HB") und zum 
Schutz der „natlonalen Gesundheit 
‚oder Sicherheit” („HB") einen von 
den Gewerkschaften beschlossenen 
Streik für 80 Tage (1) „einfrieren“, 

„Dieses Gesetz muß nun nicht 
in allen seinen Einzelheiten imitiert 
werden”, schreibt das „HB“. „Er 
wire für deutsche Verhältnisse neu 
zu erfinden, z umindest/!) für 
den Öffentlichen Dienst, 

Daß man nicht gewillt it „nur 
hier durchzugreifen, macht das „HB" 
mit der Bemerkung klar, daß auch 
In der privaten Wirtschaft verhindert 
werden müsse,...daß die Tarlfawıono: 
Pre zur Wilken harter. 

Und zum Schluß des Artikels die 
Ansage des Generalangniffs; „Wen 
die privatrechtliche Freiheit (der K: 
pitalisten), die die Tarlfautonomie 
sesellschaftlichen Gruppen gewährt, 
nicht angebunden wirdan die 
‚Ökonomische Vernunft (die Inter- 
essen der Kapitlisten) , . . dann 
muß eben das Gesetz der Ver: 
nunft zu ihrem Recht verhelfen, 
Sonst werden wir ein Volk von 
Fluglotsen!”(18.2.74) 
Leitung des ÖTV-Berei 
KB/Gruppe Hamburg 


Rechte wahrzunehmen und auszu- 
Üben, nicht den Schluß ziehen, darauf 
zu verzichten. Im Gegenteil. Man 
wird für die Erhaltung der HY ebenso 
kämpfen müssen wie für die Erfüllung 
ihrer politischen Aufgaben. In beidem 
hat man den gleichen Gegner: Wasch- 
schte Antidemökraten, wie sie im 
Vorstand sitzen. 


DKP: Hosen runter ! 


Einer der ersten Plätze im „Zeit- 
Reden“ gebührt sicherlich der DKP! 
Ungeachtet der teilweise empörten 
Zwischenrufe aus der Mitgliedschaft 
spulten ihre Redner ihre Tagesord- 
nungs-Beiträge ab, die den Vorstand 
unterstützten. 

Für den Fall, daß die „Unverein- 
barkeitsbeschlüsse" — bei deren Ver- 


abschiedung im Vorständ sich die Re- 
visionisten der Stimme enthalten (!) 
hatten — dennoch von der HV behan- 
delt worden wären, war ein anony- 
mer (!) Resolutionsvorschlag verteilt 
worden, für den sich nach Anfragen 
einer der DKP-Sprecher verantwort- 
lich erklärte (siehe Kasten). 

Zunächst „ergänzt“ der Herr von 
der DKP die Liste der im Vorstands- 
beschluß genannten „gewerkschafts- 
feindlichen“ Organisationen um eini- 
ge weitere — 2.B. der KB, der im Vor- 
standsbeschluß nicht genannt wird — 
die seiner Meinung nach „hinzugehö- 
ren“. Ohne den geringsten Beleg da- 
für, weshalb die Ziele dieser Grup- 
pen „gewerkschaftsfeindlich” seien, 
wird dann das besonders demagog- 
sche „Argument angeführt: Diese 

nutzen rücksichtalos jede Schwä- 
che der Gewerkschaftsarbeit . ..“ 
Man möchte meinen: Direkt bei Ko- 
dolitsch und Co, (Hamburger IG-Che- 
mie Führer) abgeschrieben (und wo 
die abschreiben, Ist ja bekannt). O N» 
ne die „Zielsetzungen“ der Kom- 
munisten zu benennen, schreibt der 
Verfasser der Resolution: „Alle Kolle- 
gen, die derartige (=ähnliche? teilwei 
se ähnlic ) „Zielsetzungen in 
der Gewerkschaft vertreten... kön- 
nen ausgeschlomen werden“, 

Ex braucht wohl nicht weiter er 
äutert zu werden, daß diese bewußt 
schwammig gehaltene Gummi-For- 
mulierungen letztlich die Auschl 
drohung gegen alle konsequenten 
mokraten und Sozialisten beinhalten, 
wie es ja auch von der Gewerk 
schaftsführung gewollt ist. Bes 
‚ders dämlich (7 ) scheint es, daß die- 


se „Forderung” ausgerechnet von 
DKP-SOit 


kommt, dia nach Auffas- 


en kanmmunlschen) 


Linse zuneigt (siehe „IILZ", 6/73). 
Am Schluß der Resolution bedauert 
der Verfasser gerndezu, daß „pauscha- 
ie Regelungen“ überflüssig (1) 
weien, weil we leider „notwendiger. 

weise” allgemein gehalten wären und 
mißbraucht werden könnten. Was int 
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‚Arbeiterkampf Nr. 40/Februar 1974 


EN 


Berufsschulkampf 


DIE ENTWICKLUNG DER LEHRLINGSARBEIT AN DER GEWERBESCHULE 


FOR MASCHINENBAU (6 1) IN HAMBURG 


Im ersten Teil des Artikels, der Im AK 


‚denen Punkten aufgezeigt, welche Fragen und Probleme 


9 erschienen Ist, wurde an verschle- 


kampf” von Bedeutung sind, wie wir den Kampf um die unmittelbaren Belan- 
ge in diesem Bereich organisiert haben und inwieweit die Verbindung zum all- 
‚gemeinen Klamenkampf hergestellt werden konnte. 

Dabei haben wir auf der einen Seite die Politik der Schulbürokratie und das 
Verhalten der Lehrer dargelegt — und auf der anderen Seite, wie die Schüler den 


Kampf dagegen um ihre Interessen. 


haben, in die Hand zu nehmen, 


begonnen 
Im Rahmen der Geschichte der Schülervertretung (SV) sind wir dabei näher auf 
folgende Fragen eingegangen: Schulverein, Blockunterricht, Lehrmittelfreiheit, 


‚Sportunterricht, Lehrerkonferenz, Kantinenpreise, politische Information, 


Beim letzten Punkt geht es um die Auseinandersetzungen bei der Einführung 


des neuen Schulverfasungsgesetzes (8 VG). 


Zusammenarbeit 
‚Schule — Betrieb 

ie Zusammenarbeit zwischen 

ISchule und Betrieb ist recht 
intensiv, findet jedoch meist schr 
verdeckt statt und ist für die meisten 
Überhaupt nicht offenkundig. Die al- 
‚gemeine Ausrichtung der Ausbildung 
und Koordinierung findet auf höherer 
Ebene statt vAchulbehörde, Industri 
und Handelskammer, Landesschulbei- 
rat, Senat usw.). Hier worden auch 
die zentralen Entscheidungen gefällt 
und über deren Durchsetzung ge- 
wacht, Der gemeinsame Brfahrungs- 
austausch dient auch dazu, bestimmte 
Kampagnen einzuleiten, der Kntwick- 
hung. von Widerstand gegen Hehör- 
denmaßnahmen vorbereitet entgegen- 
zutreten, 

Deutliches Beispiel ist die Ein- 
führung des Miockunterrichten. Nach- 
dem sich von hier aus ein nicht er- 
warteter spontaner „Widerstand eine 
gewisse Zeit entwickelt hatte, wurden 
von mehreren Seiten Versuche gr- 
macht, darauf einzugehen und die 
Bewegung in den Griff zu kriegen, 
Die Betriebe übernahmen bel ihrem 


Kampf gegen die für sie zu 
Einführung des ZH 
SEmagogisch Schülerargumente, 


Schulsenator Apel setzte die Rat- 
haus-Diskussion mit den ‚Jugendver- 
tretern an; die IGM führte die In- 
formationsveranstaltung durch; in 
der Schule wurde auch von vielen 


Dr 
tretern an; die IGM führte die In- 
formationsveranstaltung durch; in 
der Schule wurde auch von vielen 
Lehrern und der Schulleitung aktiv. 
in die Diskussion eingegriffen. 

Zu den Beziehungen zwischen 
Schulbehörde und Betrieben — ein 
verkleinertes Abbild des Verhältnis- 
ses Staat - Kapitalisten — gehört 
auch, daß nicht nur eine gemeinsame 
Richtung darin besteht, daß die Ka- 
pitalisten ihre Interessen durchsetzen, 
- im Betrieb direkt, in der Schule 
über den Umweg Schulbehörde — son- 
dern daß zwischen diesen beiden 
Seiten auch Widersprüche bestehen. 

Während zwischen den Einzelka- 
pitalisten Konkurrenzkampf besteht, 
auch im Bereich der Berufsausbil 
dung, vertritt der Staat die Inter- 
essen der Kapitalistenklasse insge- 
samt - als ideeller Gesamtkapitalist, 
D.h, für den Bereich der Berufsaus- 
bildung, daß er für eine zukunfts- 
orientierte Gestaltung der Ausbildung 
Interessen 


zeiner, meist Kleiner, _Kapitalisten 
seht, Daß dabei innerhalb der Kapita- 
listen die Großkonzerne das Sagen 
haben — entsprechend der allgemei- 
nen Tendenz zur Monopolisierung 
zeigt sich auch an der Einführung 
des Mockunterrichts, 

Da dieser als Schritt hin zur Ein- 
führung allgemein des Stufenplana 
au verstehen ist, wird der Block“ 
unterricht auch im allgemeinen von 
den Kapitalisten befürwortet, beson- 


die schon zum 1.8.72 geplante Ein- 
führung organisatorisch noch nicht 
genügend vorbereitet waren, verzö- 
gerten sie diesen Schritt um ein 
hafbes Jahr, indem sie aus formalen 
Gründen vor dem Verwaltungsgericht 
kagten und der Schulbehörde in 
einer einstweiligen Verfügung die Ein- 
führung zum 1,8, verbieten ließen, 
Diese Klage wurde von sechs Be- 
irieben der Hamburger Großindu 
sirie_ betrieben, Daher konnte der 
Biockunterricht erst. mit. halbjähri- 
ger Verzögerung am 1 

zu dem geschlck 
zwischen Schule und 
die Schule 
besonders bei un 
feindlichen Haltungen Inter 
essenvortroter einer guten Ausbildung 


und meistens auch noch direkt 
Interessensvertretung der Schüler 
bärdet, die man dem Unternehmer 
mühsam abringen müsse, Die Schul- 
behörde sei dafür genau der richtige 
Partner. Besonders deren entschei- 
dende Vertreter - wie z.B. die Schule 
leitung — beherrschen diese Methode 
vorzüglich, 

Die Zusammenarbeit Schule - Be- 
trieb macht sich auch in Einzelfällen 
klar bemerkbar, Zum einen ist die 
gegenseitige Informierung zwischen 
den jeweils entscheidenden Leuten 
recht gut. In konkreten Fällen, bei 
‚nen gegen bestimmte Schüler oder 
inze Klassen vorgegangen wird, 
läuft es wie geschmiert: innerhalb 
kürzester Zeit sind schon die Be- 
triebe angerufen, Oft werden sie auch 
noch schriftlich benachrichtigt, so 
daß Betrieb und Schule gemeinsam 
Sepen die Schiler vorgehen können, 
jeder in seinem Bereich. Das Zu 
summenspiel ist perfekt. Wenn der 
Schüler, der sich schon in der Schule 
einen Verweis eingehandelt hat, das 
‚nächste Mal in den Betrieb kommt, 
muß er auch hier noch einmal mit 
entsprechenden Maßnahmen rechnen, 
Daher ist die Information der De- 
triebe eine beliebte Drohung und 
Sırafmaßnahme gegen „aufmüpfige" 
Schüler. 


Stand des politischen 
Bewußtseins 


2.Teil 


wird von seiten der Schule in der 
Weise sogar schon in den reinen 
Volksschulklassen gearbeitet, in de- 
nen die Kollegen später doch wohl 
nicht. etwa „Katastrophenschlosser“ 
bleiben wollen. 

Diese Spaltungsversuche haben 
einmal Auswirkungen auf das politi- 
sche Bewußtsein der Schüler und sind 
andererseits eine wichtige Vorausset- 
zung, pm den Leistungsdruck zu ver- 
stärken und die Konkurrenz zu für- 

iern. 

Ergänzt wird dies durch die fort- 
Iaufende Erschwerung, in der Bil- 
dungskarriere eine Stufe weiter zu 
kommen (numerus clausus inzwi 
schen schon an der Fachoberschule! 
Gleichzeitig werden aber immer mehr 
Kollegen auf diesen Weg gelockt. Das 
Sieb wird immer voller gepreßt, die 
Maschen aber immer enger gestellt 
die Auslese wird folglich auch immeı 
besser. 

Schon jetzt kann man sagen, daß 
die meisten Kollegen, die sich heute 
noch Karriereillusionen machen und 
vom großen Aufstieg träumen, dies 
Ziel nicht schaffen werden. Ihnen 
dies und die Gründe dafür klar zu 
machen, sie vor Resignation zu be- 
wahren und möglichst dazu zu brin- 
gen, gemeinsam die Ursachen dieser 
Misere zu bekämpfen, ist eine wichti- 
ge Aufgabe, 


Zunehmende Disziplinierungen 


In der letzten Zeit haben sich die 
‚Auseinandersetzungen in der Schule 
erheblich verschärft. Je mehr die 
Schüler selbständiger werden und 
nicht mehr bereit sind, jeden Druck 
von oben. unwidersprochen. hinzu“ 
nehmen, geht die Schule dazu über, 
immer mehr ihr liberales Mäntelchen 
fallen zu lassen und zu härteren Maß- 
‚nahmen zu greifen. 

Dabei macht sie mehr und mehr 


vorgesehen (was durchaus nichts un- 
bedingt Besonderes ist), wurden s0- 
fort vom Lehrer alle Betriebe be- 
nachrichtigt. Einige Kollegen wur- 
‚den daraufhin von Ihren Firmen ge- 
zwungen, die versäumte Unterrichts- 
zeit dort nachzuarbeiten. Darüber- 
hinaus werden in „dringenden Für 
len” die Betriebe von der 
Schule zu bestimmten Maßnahmen 
aufgefordert. 

Vor kurzem wurde ein Schüler, 
bei dem erhebliche Mängel bei Lei 
stungen und Unterrichtsmitarbeit 
aufgetreten waren, nicht nur auf Be- 
schluß der Klassenkonforenz mit #0- 
fortiger Wirkung in eine andere Klas- 
se versetzt, sondern darüberhinaus 
wurde die Ausbildungsleitung seines 
Betriebes in einem Brief der Schul 
leitung dazu aufgefordert, das „Aus- 
bildungsverhältnis zu überprüfen“. Es 


ler nicht. allen Angriffen schunalon 
ausgeliefert sind und sich auch wehr 
ten können, 

Eine andere Klasse aus dem glak 
sten Block wolle um vorktz 
ichultag um |} Uhr zum 
‚gehen, Dies wurde von dı Schule 
tung abgelehnt, Stattdessen sollte 
vorher ein Marsch durch den Sach- 
senwald. veranstaltet werden. 
muß ja schließlich auch gewan 
werden!“) Die Klasse setzte 
trotzdem ihren Willen durch: Alle 
Schüler erschienen an diesem Mon- 
tag ohne Schultaschen und gingen 
zum bowliny 

‚Konsequenz: Der gesamten Klasse 
wurde durch Beschluß der Rlassen- 
konferenz die Erteilung eines schrift- 
lichen Verweises angekündigt, Und 
dies, obwohl einer anderen Klasse 
des weichen Blocks, die ebenfalls 


Lehrmittel reichlich vorhanden. 


ist wohl kein Zufall, daß dieser Kol- 
lege — kurz vorher als Jugendvertre- 
ter wiedergewählt — auch im Betrieb 
von Geschäftsleitung und Betriebsrs 
heftig bekämpft wird, da er sich aktiv 
für die Interessen seiner Kollegen ein- 
setzt und sozusagen auf der „schwar- 
zen (Abschuß-) Liste“ mit Sicher- 
heit einen der vorderen Plätze ein- 
‚nimmt, Dabei ist dieser Brief für die 
Geschäftsleitung eine herrliche Vor- 
lage, um einen Vorwand zu haben, 
mit dem sie den Kollegen rausschmei- 
Ben kann. 

Das Zusammenspiel klappt ausge- 
zeichnet. Inzwischen hat sich in die 
Front der Kapitalisten und ihrer 
Handlanger in der Schulbürokratie 


‚Stand des politischen 
Bewußtseins 


Innerhalb der Schülerschaft gibt 
es in dieser Hinsicht sehr große Un- 
terschiede. In ein paar Klassen ist das 
Niveau der Diskussion und die Bere 
schaft der Schüler, sich für ihre Inte- 
tessen einzusetzen, recht, weit ent- 
wickelt. Dies sind aber nur wenige, 
klar begrenzte Bereiche, nämlich 
meist Mittelschulklassen. 

In den übrigen Klassen ist das Be- 
wußtsein der Schüler noch nicht so 
weit entwickelt. Sie haben auch noch 
große Schwierigkeiten, ihre unmi 
baren Interessen in der Schule zu ver- 


autoritäre Lehrer zu wehren. Dort 
besteht verständlicherweise kaum In- 
teresse, sich für Dinge zu engagieren, 
die über den Bereich der Klasse hin- 
ausgehen oder sich an den Aktivitä- 
ten der SV zu beteiligen. 

Ein wesentlicher Umstand, der 


mus, der bei vielon Schülern sowieso 
schon auf fruchtbaren Boden fällt, 
Fast alle Schüler der Berufsaufba 
ile, Fachoberschule und Techni- 
kerschule haben im wesentlichen nı 
ihren späteren „Ing.“ oder Techniker 
im Kopf und welche Positionen sie 
‚damit erreichen können. Für sie ist 
die Schule nur ein  notwendiges 
Durchgangsstadium auf dem Weg 
nach oben. 

Ähnlich sieht es. bei den Mittel- 
schulklassen der Berufsschule aus. 
Hier werden die Schüler schon von 
jarauf getrimmt, daß 
sie später doch alle mal Ing. oder 
ähnliches machen wollen. Der ganze 
Unterricht wird schon daraufhin auf- 
‚gebaut, direkt zur Berufsaufbauschu 
le bzw. Fachoberschule überleiten 
zu können, 


Aber entscheidend ist vor allem 
der ideologische Einuß, der durch 
die Orientierung darauf, später ein- 


Is nur „einfa- 
zu sein und die damit 
verbundene Förderung des Konkur 
renzdenkens unter den Kollegen sel 
ie Schüler ausgeübt wird. 
wird dies dadurch, dab 
sowieso schon von selber 
„Höherex“ im Sinn haben. Zum Tail 


PER Mech 
SEE En 
fallen zu lassen und zu härteren Maß 
Aahmen zu greifen. 

Dabei macht sie mehr und mehr 
von ihren vielfältigen Möglichkeiten 
‚der Disziplinierungsmaßnahmen Ge- 
brauch. Der der Schal dafür zur 
Verfügung stehende recht umfang- 
reiche Katalog reicht von 'mündli- 
Chen bzw. schriflichen Verwamun- 
Sen und Verweisen über Onlvenet- 

In andere Klasen "die 


zungen 


AT, 


zum vierwöchigen Ausschluß vom 
Besuch des Schulunterrichts. Sogar 
ein endgültiger Rausschmiß von der 
Schule ist möglich. Schon, eine „nur“ 
vierwöchige,Zwangspause' würde 2.B 
während eines Blockunterrichts nicht 
nur zum Verlust praktisch des gesam- 
ten Schulhalbjahres führen, sonder 
auch für Lehrlinge entsprechende 
Konsequenzen im Betrieb bedeuten 

is hin zur Auflösung des Lehrer“ 
hätten. 

Ergänzt wird dies Strafregister 
durch die zahlreichen Möglichkı 
von Schule und Betrieb, ihr Vorgehen 
aufeinander abzustimmen und sozu 
sagen in „konzertierter Aktion“ ge 
gen. die Schüler vorzugehen. Allein 
die reine Information über bestimm- 
te Vorkommnisse zieht manchmal 
schon Strafen nach sich 

Alsz.D,eine Klasse am letzten Tag 
vor den Ferien geschlossen früher 
nach Hause ging, als im Stundenplan 


auch die Gewerkschaftsführung ein- 
var eusammenspiet 
zeichnet. Inzwischen hi 
Front der Kapitalister 
Handlanger in der $ 
auch die Gewerkschi 
gereiht. Nur wenige Tage 
de seinen vier Kollegen in der Jugend 
Vertretung von der Ortsverwaltung 
der IG Metall in einem Schreiben der 
Ausschluß aus der Gewerkschaft an- 
gedroht. Er selber hat in kürzester 
| Zeit mit ähnlichen Maßnahmen zu 
rechnen. 

Um das Ausmaß der allgemeinen 
Verschärfung aufzuzeigen, hier nur 
die wichtigsten Vorfälle aus der jüng- 
| sten Vergangenheit 
In einer Klasse ging es wieder ein- 
1 um heftige Auseinandersetzun- 
gen im Unterricht zwischen den Schü- 
lern und einem Lehrer, der wegen sei- 
nes autoritären und den Schülern ge- 
‚genüber oft geradezu unverschämten 
Verhaltens schon eine gewisse „Be- 
rühmtheit“ erlangt hat. Schließlich 
warf ein Schüler wütend seine Sachen 
auf den Tisch mit der Bemerkung 
„Leck' mich doch am Arsch!” Der 
hrer eilte sofort zum Schulleiter, 
um Maßnahmen gegen diesen Schü- 
ler zu fordern und sich dabei die Un- 
terstützung des Schulleiters zu holen 
Daraufhin wurde der betreffende 
Schüler mit sofortiger Wirkung vom 
Schulleiter in eine andere Klasse ver- 
setzt. 

Als dies an den geschäftsführen- 
‚den Schülerrat herangetragen wur 
de, bemühte sich dieser, sofort ein 
‚gemeinsames Klassengespräch statl- 
finden zu lassen (Teilnehmer: 
Schüler und Lehrer der Klase, Ver- 
bindungslehrer und Schülerratsvertre- 
ter), damit solche Unterrichtsmetho- 
‚den, die au derartigen Zusammenstö- 
Sen führen, einmal offen auf 
Tisch gepackt werden. So kann 
lich in einer Diskussion, an der sich 
alle Schüler beteiligen können, di 
Verhalten solcher Lehrer offen 
siert werden. Schließlich war dies 
kein Binzelfall, sondern nur ein Vor 
fall in einer ganzen Reihe von Maß- 
nahmen, der das Faß einmal zum 
Überlaufen bringt 

Kurze Zeit später, noch bevor ein 
derartigen Gespräch stattfinden konn 
die Strafversetzung diesen 
in eine andere Klasse zurück“ 


‚der Kollegen, der zeigt, daß die Schü: 


zum bowling gehen wollte, dabei 
keinerlei Schwierigkeiten gemacht 
wurden, 

Für die betroffene Klasse war 
dies nichts Neues, sondern fast schon 
„Tradition“, da sie es war, die ein 
Paar Monate vorher schon einmal 
eigenmächtig den Unterricht Verlas- 
sen hatte (um zwei Stunden Sport 
zu treiben) und sich dabei schon 
einen mündlichen Verweis eingehan- 
delt hatte 

Inzwischen fand nach dem „Wan- 
dertag“ ein Klassenabend stalt, zu 
dem der Schulleiter alle Eltern, Leh- 
er und Schüler eingeladen hatte, um 
Über diesen Vorfall und seine Konse- 
uenzen zu diskutieren 

Dies stellteinen Versuch der Schul- 

gem ger »enuncıer aus zawen, 

rer und Schüler eingeladen hat 
Über diesen Vorfall und seine Konse- 
quenzen zu diskutieren. 

Dies stellt einen Versuch der Schük 
leitung dar, die Eltern als Verbündete 
zu gewinnen und gegen ihre Kinder 
aufzuhetzen, nachdem sich gezeigt 
hat, daß die relative Geschlossenheit 
und Einheit der Klasse bisher noch 
nicht zu durchbrechen war. Mit dem 
Hinweis auf die Ungesetzlichkeit 
der Schülerhandlungen und die mög: 
lichen Konsequenzen (bis hin zum 
Ausschluß vom Schulbesuch) wurde 
versucht, Eltern und Schülern massiv 
einzuschüchtern. Damit soll ein Keil 
zwischen diejenigen getrieben wer 
den, die trotz dieser verschärften 
Angriffe entschlossen sind, weiterhin 
für ihre Rechte einzutreten und die- 
jenigen, die dazu angesichts dieser 
Drohungen nicht mehr bereit sind, 

Dabei fallen solche Drohungen er 
fahrungsgemäß besonders bei Eltern 
auf fruchtbaren Boden. Wenn es der 
Schulleitung erst einmal gelingt, die 
Geschlosenheit der Schüler (bzw. 
auch der Eltern) zu durchbrechen, 

sie leichtes Spiel, da sie nun die 


fenen wesentlich davon ab, ob en ge- 
lingt, diese Spaltungsversüche zum 
Scheitern zu bringen und dariber- 


hinaus diese Angriffe zum Anlab zu 
nehmen, die Kollegen noch enger 
zusammenzuschließen. 

Gleichzeitig zu dem oben geschil- 
derten Vorfall war es an diesem lata- 
ten Schultag des Blocks in einer an- 
‚deren Klasse vorgekommen, daß sich 
einige Schüler während der Unter- 
richtszeit verdröckt hatten, gegen Ein- 
de den Unterrichts aber wiede: 
send waren. Daraufhin weigerte sich 
der Lehrer (dieselbe autoritäre Per- 
son wie oben schon erwähnt), diesen 
Schülern die Zeugnisse aussuhändi- 
gen und verlangte, daß nie von den 
Eltern persönlich eine Woche später 
in der Schule abgeholt werden. 
die Klasse entschieden prote 
wurde nun der ganze Apparat in Be- 
wegung gesetzt; Eingreifen des Kchul- 
leiter Iefonische Benach- 
richtigung jetriebe, sofort 
Einberufung einer Klassenkonforena, 

Da sich die Klasse dadurch nicht 
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einsehöchtern ließ, kam es zu lang 
wierigen Verhandlungen zwischen 
Schülervertreten, Lehrern und dem 
Schulleiter, die sich bis in den Nach 
mittag hineinzogen. Parallel dazu 
fanden Verhandlungen mit Schüler 
yertretern der anderen Klasse statt, 
die tags zuvor eigenmächtig zum 
bowling gegangen war (wie schon 
oben geschildert) 

Nach langen Verhandlungen - die 
Unterrichtszeit war schon längst vor- 
bei, fast alle Schüler schon zu Hau- 
se - wurde erreicht, daß die Zeug- 
nisse doch noch am gleichen Tag al 

‚Schülern nad eher Int wurden 
Erfolg war nur möglich, da 

die Schüler entschieden für ihre In- 
teressen eingetreten sind und vor ak 


Ion Dingen gemeinsam diesen Angriff 
zurdchgewitsen haben. So haite wäh: 


Vi 
or fell der Kollegen ausber: 


den betroffenen Klassen vor dem 
Schulbüro ausgeharrt und damit ih- 
en Vertretern, die drinnen die Ver- 
'handlungen führten, entschieden den 
Rücken gestärkt. Dies hat bestimmt 
zum Erfolg wesentlich beigetragen. 
Am 29.11. bekam der geschäfts 
führende Schölerrat vom Schulleiter 
einen Brief, in dem Beschlüsse des 
Schülerrats beanstandet werden, „weil 
diene Beschlüsse mit den Rechisvor- 
schriften des SVG nicht vereinbar 
sind“. Es ging dabei um die Wahl 
des Delegierten des SR (Schülerrates) 
für die Schulkonferenz und deren 
Vertreter, Dabei ist dem Schülerrat 
ein formaler Fehler unterlaufen: ein 
Schüler wurde zum Delegierten ge- 
wählt, obwohl er nicht Klassenspre- 
cher ist und damit nicht Mitglied des 
SR, während aber dies auf die zu sei- 


SR, während aber dies auf die zu sei- 
ner Stellvertreterin Jewählten Schü- 
kerin zutraf. Da ein Delegierter laut 
SYG Mitglied im SR sein muß, be- 
schloß der R, daß beide die Plätze 
tauschen: er wählte die Schülerin 
jetzt zum Delegierten und den Schö- 

Außerdem 
Fall für einen 
Kollegen, der von seinem Amt als 
Delegierter zurückgetreten war, ein 
anderer Kollege neu gewählt. Jedoch 
sind Neu- oder Abwahlen von Dele- 
‚gierten nach dem SVG verboten. 

In seinem Brief wies der Schullei- 
ter auf diese gesetzlichen Bestimmun- 
‚gen hin und erklärte für einen Fall, 
„daß der Platz von Herrn... in der 
Schulkonferenz unbesetzt bleiben 
muß“. (Da keine Ersatzmitglieder ge- 
gewählt worden waren, konnte auch 
keiner direkt nachrutschen.) Für den 
zweiten Fall schrieb er;,Da es un- 
zweckmäßig wäre, wegen dieses Ver- 
schens die ganze Wahl anzufechten 
(nachdem die gesetzten Fristen ver 
strichen sind), andererseits ein Tausch 
zwischen Mitgliedern und Stellvertre- 
tern nach dem SVG nicht zulässig ist, 
Ersatzmitglieder aber nicht vorhan- 
den sind, muß auch dieser Platz nach 
dem SVG unbesetat bleiben”. Weiter 
hin bat er um eine Stellungnahme 
bzw. Aussprache „und für die Zu 
kunft um Beachtung der bestehenden 
Rechtsvorschriften.” 

Der Schülerrat schickte dem Schul- 
leiter einen Antwortbrief, in dem sei- 
ne Beanstandungen entschieden zu 
tückgewiesen werden, Sie würden be 
deuten, daß die Vertretung des Schö- 
lerrats in der Schulkonferenz von vier 
auf zwei Mitglieder halbiert werden 
Würde und die beiden Iearen Plätze 
st wieder bei der nächsten regulären 
Wahl ein Jahr später besetzt werden 
könnten (!). Weiterhin wurde in dem 
Brief gefordert, die Delegierten und 
ihre Vertreter für die Schulkonferenz 
‚ohne Ausnahme so anzuerkennen, wie 
sie vom Schülerrat gewählt worden 
waren. 

In einem längeren Gespräch einer 
Schülerrats-Delegation mit der Schul- 
keitung und durch Einbringen dieses 
Punktes auf der darauffolgenden Sit- 
zung der Schulkonferenz konnte die- 
se Forderung voll durchgesetzt wer- 
‚den, Obwohl bei der Wahl einige Be- 
stimmungen des SVG verktzt wur- 
den, sind jetzt ohne Ausnahme die 
Delegierten als rechtmäßge Vertreter 
anerkannt, die vom Schülerrat (SR) 
kgwählt worden sind. 


Die Betriebe greifen ein 
Di 


allgemeine Verschärfung der 
Kontrolle über die Lehrlinge wird 
nicht nur durch die Schulleitung und 
‚den größten Teil der Lehrer getragen, 
sondern die Betriebe gehen Immer 
mehr dazu über, auch in der 
Schule einzugreifen. Dahinter steht, 


daß trotz des härteren Winder, der 
jetzt weht, die Schule für die Lehrlin 
ke immer noch einen gewissen Frei 
raum darstellt, 

Während man Im Betrieb oft noch 
nicht einmal am Arbeitsplatz mit ei- 
nem Kollegen diskutieren kann, ohne 
daß einem gleich der Vorarbeiter oder 
Meister dazwischen fährt, hat man in 
dieser Hinsicht in der Schule viele 
Möglichkeiten. Außerdem kann man 
2.B. auch im Politikunterricht mei 
stens recht offen über die Unterneh- 
mer und überhaupt über die Politik 
der Kapitalisten diskutieren, Das wis- 
sen diese natürlich sehr genau, 

‚Obwohl die Ausrichtung des Bil- 
dungswesens nach den Interessen der 
Kapitalisten schon sehr weit fortge- 
schritten ist, geht es ihnen doch nie 
weit genug. Und auch diese Freiräu- 
me, die noch bestehen, sind ihnen ein 
Dorn im Auge. Daher versuchen sie, 
diese Freiheiten einzuschränken, be- 
sonders dort, wo sie von den Schülern 
im Kampf um ihre Rechte ausgenutzt 
werden, 

An der G 1 ist dabei der Schulbei 
rat führend beteiligt (je drei „Arbeit 
geber“ — und „Arbeitnehmer"-Ver- 
freter). Am 10.12.73 fand in.der Aula 
auf seine Einladung hin eine Diskus- 
sionsveranstaltung über die Erfahrun- 
gen des Berufsschulunterrichts, be- 
sonders des Blockunterrichtes, statt. 
Es ging dabei darum, die Zusammen- 
arbeit zwischen Schule und Betrieb. 
zu verstärken. 

Eingeladen waren die Ausbilder 
aus den Betrieben und alle Berufs- 
schullehrer der Schule, Vertreter der 
Schüler, die ja immerhin von allen am 
meisten betroffen sind, wurden von 
vorne herein ausgeschlossen, obwohl 


sie mehrmals darum gebeten hatten 
se mehrmals darum gebeten natren 
und dies sogar von der Lehrerkon! 
renz der Berufsschule dem Schulbei- 
rat gegenüber mit großer Mehrheit be- 
fürwortet worden war! Auf die Forde- 
rung einiger Lehrer nach Teilnahme 
von Schülervertreterh auf dieser Sit- 
zung wurde von einem Ausbildungs- 
leiter geäußert, er hätte ja gar nichts. 
dagegen, sofern da keine „Politrok- 
ker" (kämen! 

Ein entsprechender Antrag wurde 
mit knapper Mehrheit abgelehnt (die 
Lehrer überwiegend dafür, die Vertre- 
ter ausden Betrieben überwiegend da- 
gegen). Immerhin konnte in einer 
nochmaligen Abstimmung am Ende 
der Konferenz erreicht werden, daß 
die SV.Vertreter wenigstens zum näch- 
sten Treffen eingeladen werden (dies 
mal fast einstimmig). 

Insgesamt ging es darum, die Schu- 
e noch mehr nach den Interessen der 
Betriebe auszurichten, d.h.: weniger 
„Allgemeinbildung”, dafür mehr fach- 
bezogener Unterricht, was nur mit 
höherem Leistungsdruck’ zu erkaufen 
ist, der nicht nur die Schüler, sondern 
auch die Lehrer betrifft. Dahinter 
steht das Idealbild des politisch un- 
mündigen, aber fleißigen und gehor- 
samen Lehrlings. 

Daneben geht es um die Verschär 
fung der Kontrolle über die Schüler 
auch in den Punkten, die mit dem 
Unterrichtastoff selber nichts zu tun 
haben: Allgemeines Verhalten in der 
Schule, Aktivitäten in der SV, pol 
tische Betätigung, Überprüfung der 


ten usw, 
Fe Uekem Zusammenhang wurden 


von Vertretern der Betriebe u.a. For 

derungen erhoben wie z.B, 

— vollständige Abschaffung der Fi 
cher Deutsch und Politik, 

— Verlängerung der Schülstunden 
von 45 auf 60 Minuten, 

— Wiedereinführung des Schulunter- 
ichtes am Samstag, 

— Kürzung der Schulferien. 

— Das Recht der Schule, in eigenem 
Ermessen Entschuldigungen für 
Fehizeiten anzuerkennen, soll er- 
setzt werden durch eine Regelung, 
daß nur das anerkannt wird, was 
auch der Arbeitgeber anerkennen 
würde, D.h. bei dessen allgemein 
sehr enger Auslegung, daß schon 
für. geringe Fehlzeiten ärztliche 
Arbeitsunfählgkeitabescheinigun- 
gen vorgelegt werden müssen usw. 
Im Zweifelsfall, wurde gefordert, 
sollten die Fotokoplen der schfft: 
lichen Entschuldigungen den Be- 
trieben zur Nachprüfung vorgelegt 
werden! 

Diese Veranstaltung sowie die an- 
deren geschilderten Disziplinarfälle 
sind keine zufälligen Erscheinungen, 
sondern dahinter verbirgt sich eine 
allgemeine Linie: Vershärfung der 
Angriffe gegen die Lehrlinge, 

Um darüber alle Schüler zu infor- 
mieren und die Diskussion darüber in 
ang zu bringen, wurde von einer 
Jasse ein entsprechendes Flugblatt 


erstellt und verteilt, Darin wurde die- 
se Entwicklung an einigen Beispielen 
erläutert und es wurde dazu aufgeru 
fen, dies Thema auf der nächsten Voll- 
versammlung zur Sprache zu bringen 
und gemeinsam zu diskutie 
Diese Vollversammlung 
schule (3. Block) fand am 18.12, satt, 
um entsprechend dem neuen SVG den 
Blocksprecher und seine Stellvertre- 
ter zu wählen. Neben der Wahl selber 
wurde diese Vollversammlung vom 
Schülerrat dazu genutzt, die Schüler 
umfawsend über die wichtigsten Ent- 
wicklungen an der Schule zu infor- 
mieren und zu entwickeln, wie die 
Schüler dabei — gestützt auf ihre eige- 
ne Kraft und mit Hilfe ihrer Vertreter 
— ihre Rechte verteidigen können, 
Dabei waren weitere Schwerpunkte 
neben den Disziplinierungen: die ho- 
hen Kantinenpreise, die Erkämpfung 
des Sportunterrichtes, die Kampagne 
um die Bezahlung der Lehrmittel und 
eine Darstellung des neuen SVG, 
Außerdem wurde von einer Klasse 
initiativ ein Solidaritätsschreiben für 
die 13 Kollegen der Reichhold-Al- 
bert-Chemie AG zur Abstimmung vor- 
gelegt, die aus der IG Chemie ausge- 
schlossen werden sollen (siehe Artikel 
in AK Nr. 38). Gleich am Anfang der 
Vollversammlung wurde ein Beitrag 
gehalten, in dem die konkreten Vor- 
gänge bei Reichhold geschildert wur 
‚den und darüberhinaus auch die allge- 
meine politische Entwicklung, die zu 
diesen Ausschlußanträgen geführt hat 
und die auch in anderen Bereichen zu 
verzeichnen ist. Danach kam es zur 
Abstimmung: etwa 100. Kollegen 
stimmten dem Schreiben zu, bei etwa 


15 Enthaltungen und ohne Gegen- 
stimme. 


mit Brot 
mit Salat 


Weiterhin wurde auf dieser Voll 
versammlung (mit Orts- und Zeitanga 
be) bekanntgegeben, daß noch am sel- 
ben Abend eine Solidaritätsdemon- 
stration gegen das beantragte Verbot 
des KSV (Kommunistische Studen- 
tenverband) stattfinden werde. In ei 
‚nem lingeren Wortbeitrag wurde der 
politische Hintergrund dieses Verbots- 
antrages erläutert und er wurde in ei- 
nen Zusammenhang gestellt mit den 
allgemeinen Angriffen der Kapitali 
sten und ihres Staates auf die Rechte 
des Volkes, von den Berufsverboten. 
der Lehrer bis hin zu den Rausschmis- 
sen kommunistischer und anderer 


klassenbewußter Arbeiter aus Betrieb 
und Gewerkschaft. 


htet werden, da 
es eine ausgesprochen politische Wahl 
war, Bei allen drei Wahlgängen (Spre- 
‚cher, 1, und 2, Stellvertreter) kandı 
‚dierton jeweils zwei Schüler, die je- 
weils awei verschiedene Auffassungen 
(Linien) verkörperte, wie eine Inter 
essenvertretung der Kollegen auszuse- 
hen hatz 


a) die Arbeit der SV ausschließlich 


an den Interessen der Kollegen 


orientieren, diese umfassend mitein 
beziehen und mit. ihnen game 
vorgehen; dabei nicht auf eine part 
nerschaftliche Zusammenarbeit mit 
der Schulbehörde und ihren Vertre- 
tern vertrauen, sondern die Interessen 
der Kollegen konsequent und_ke- 
schlossen vertreten; die SV einordnen 
in den gewerkschäftlichen und damit 
auch den politischen Kampf für di 
Rechte der Arbeiter und Angestell- 
ven; 
b) die Arbeit der SV beschränken 
auf den ihr von Schulleitung 
und SVG gesteckten Rahmen, d.h. 
keine politischen oder gewerkschafili- 
chen Probleme „in die Schule tragen“; 
mit der Schulleitung vertrauensvoll 
und partnerschaftlich zusammenarbei- 
ten; konsequente Schülervertreter in 
ihren Aktivitäten behindern; unter 
den Schülern selber für „Ordnung 
sorgen („Auf der einen Seite werden 
von den Schülern Gardinen herunter 
gerissen und dann wollt ihr noch For- 
derungen stellen!“), 

Bei allen drei Wahlgängen siegten 
die Kandidaten der ersten Auffassung. 
Sie bekamen - mit geringen Unter- 
schieden — jeweils etwa 2/3 der Stim- 
men, während das restliche Drittel 
auf den reaktionären Block entfiel. 
Ungültige Stimmen oder Stimment- 
haltungen waren kaum vorhanden, 

Die Bedeutung dieser Vollversamm- 
lung läßt sich auch daran messen, daß 
‚der Schulleiter die meiste Zeit anwe- 
send war — im Gegensatz zu den Voll- 
versammlungen der ersten beiden 
Blöcke. Er hielt es sogar für notwen- 
dig, selber das Wort zu ergreifen, ob- 
wohl er „eigentlich überhaupt keine 
Zeit hätte“. Dazu ließ er sich am En- 
de extra aus einer „ganz wichtigen 


Konferenz“ herausholen, Sein Beitrag 
lief darauf hinaus, anhand einiger her- 
ausgepickter Punkte, die aber enorm 
aufgebauscht wurden, _ der SV vor 
zuwerfen, sie arbeite mit falschen Be- 
hauptungen und unfairen Methoden. 
In der Tat waren durch Schwierig- 
keiten in der Vermittlung der Infor 
‚tionen einige Fehler in der Dar- 
stellung aufgetreten, die jedoch schon 
korrigiert worden waren und am Wı 
sen auch sowieso nichts Anderten, 
Dabei ging es dem Schulleiter darum, 
die SV als unglaubwürdig zu werleum- 
‚den und einen Keil zwischen sie und 
die Masse der zwar „falsch informier 
ten“, aber sonst wohl. gutwilligen 
Schüler zu treiben, Im übrigen appel- 
lierte er eindringlich, sich an die 
Spielregeln“ zu halten (SVG, Parla- 
ment, Grundgesetz eic.) und 
mit allen Beteiligten zusammenzuar 
beiten. Nur auf diesem Wege könn 
ten die Schüler etwas erreichen, 
Ein wesentlicher Erfolg dieser Voll 
versammlung bestand darin, daß e 
gelang, politische, über die reinen 


Schulprobieme ‚insumehends Ti 
men breit zu behandeln, Das betrifft 


besonders die Solldartät mit den 


Reichhold-Kollogen und die Demon- 

stration gegen das KSV-Vor! 
Bemerkenswort Ist dies besonders 

deshalb, weil die Behandlung derarti- 

ger Themen durch 

ist, (I 


der Schule" vertreten, Jede politische 
Betätigung ist dabei verboten.) Darauf 
haben auf der Versammlung sowohl 
ein Vertreter der SV als auch der 
Schulleiter (mit. unterschledlicher 
Stoßrichtung in der Argumentation) 
noch einmal ausdrücklich hingewie- 
sen, Trotzdem wurde dies während 
seiner Anwesenheit so durchgeführt 

Zum einen zeigt dies noch einmal 
den Charakter des SVG auf, das die 
Rechte der Schüler einschränkt und 
eine umfassende Interessenvertretung, 
die sich in den politischen und ge- 
werkschaftlichen Kampf einordnet, 
verhindert, 

Zum anderen 
wie man  dage. 
durch 


eigt dies Beispiel, 
vorgehen. kann: 


ie wissen, 
worum es geht und auch bereit sind, 
aktiv dafür einzustehen. Nur dann 
sind auch Aktionen möglich, die vom 
Gesetz nicht mehr gedeckt werden, 
Außerdem ist es gerade bei solchen 
Aktionen moglich, der Masse der 
Schüler den reaktionären Charakter 
des SVG zu verdeutlichen 

in weiterer Erfolg dieser Vollver- 
sammlung liegt darin, daß sie einfach 
solange dure) nurde, wie die 
Schüler dies für notwendig hielten 
und _wie_noch_Diskussionsbeiträge 
vorhanden waren, Obwohl sie um 10 
Uhr angesetzt war und der Unterricht 
eigentlich um 12 Uhr wieder begin- 
nen sollte, dauerte sie bis 12.45 Uhr. 

Damit wurden für acht Klassen zu- 

sätzlich Unterrichtseninden in An- 


sätzlich. Unterrichtsstunden in An- 
spruch genommen, ohne daß die 
Lehrer oder der anwesende Schullei- 
ter versuchten, dies zu verhindern, 

Am nächsten Tag fand wegen 
planter Klassenverlegungen eine Voll- 
versammlung der Berufsaufbau- und 
‚Fachoberschule statt, auf der eben- 
falls die Solidaritätserklärung für die 
13 Reichhold-Kollegen vorgelegt wur- 
de. Auch diese Vollversammlung 
stimmte der Protestresolution mit et- 
wa 50 Jastimmen bei einer 
stimme und etwa zwölf Enthaltungen 
zu. Außerdem beschloß auch der 
Schülerrat der Gewerbeschule insge- 
samt einstimmig, diese Aktion zu un« 
terstützen. , 

Praktische Solidarität mit den vomi 
Ausschluß bedrohten Kollögen heißt 
nicht nur, Protestschreiben zu schik- 
ken, Unterschriften zu sammeln, son- 
dern heißt vor allen Dingen, anhand 
dieser Vorfälle Klarheit über die An- 

(e der Kapitalisten un 2 
a 
Hekaften der Arbeiter und Anna 
ten zu schaffen und darüber, wie wir 

dagegen organisieren kön- 
nen — jederin ‚onen Bereic 
GI stellt deswegen ein posit)- 
ves Beispiel dar, weil hier versucht 
wird, anhand dieser konkreten Soli- 
daritätsmaßnahmen eine allgemeine 
Diskussion um die zunehmenden po- 
tischen Angriffe zu führen und dien 
auch mit der konkreten Entwicklung 
an der Schule zu verbinden. 


Weiterhin ist hervorzuheben, daß 
durch das Verschicken der Solldarı- 
tätserklärungen nicht nur an die Be- 
troffenen selber und die 1G Chemie- 
‚Führung, sondern auch an alle Ham- 
burger Berufsschulen und die Jugend« 
vertretungen der wichtigsten Chemie- 
und Metallbetriebe versucht wird, eine 
möglichst breite Bewegung der Soli- 
darität mit den Detroffenen, aber auch 
der Diskussion über diese politischen 
‚Angriffe auf die Rechte der Arbeiter 
und Angestellten in Gang zu setzen. 

Nach der Vollversammlung der 
Berufsschule entstanden viele Diskus- 
nionen über die genannten Ereignisse 
und das weitere Vorgehen der Schüler. 
Dabei machte sich eine immer str 
kere, bemerkbar zwischen 
den beiden Linien, die auf der Vi 
sammlung deutlich. hervorgetreten 
sind, Dies ist eine insgesamt positive 
Zwar zeigt sich hieran, 
daß die reaktionären Kräfte auch u 
ter den Schülern über einigen Einfluß 
verfügen — ein zwar nicht sehr großen 
aber bisher relativ geschlomen aufge 
tretener Block, Aber dies fördert auch 
andererseits die Auseinandersetzungen 
zwischen den verschiedenen Stand- 
, hauptsächlich zwischen den 

‚onen Linien, Und nur 
ır dauernden Auseinandersel- 


u 
zung können die Prinzipien demokre- 


» 
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‚achdem auf einer Versammlung. 
von Jugendvertretern und Ver- 
tüauensleuten Ende Oktober 73 schon 
‚daß ein großer Teil 
will ist, sl 


inspannen zu lassen, wurde auf der 
Versammlung am 24.1.74 die Ausein- 
andersetzung um die Entwicklung 
einer. konsequenten gewerkschaftli- 
‚chen Bewegung unter den Lehrlingen 
fortgesetzt, Der OJA war in seinen 
Bemühungen, die Diskussion um die 
‚gewerkschaftlichen Ziele der Lehrlin- 
ge abzublocken, wieder einmal nicht 
kleinlich: mit der Parole: „140 Mark 
aus dem Sack, Zack, Zack!‘ wollte 
man den anwesenden ca. 160 Kolle- 
‚gen welsmachen, daß jetzt die Stunde 
der Aktion gekommen sei. „Mittags- 
pausen verlängern, zum Verhandlungs- 
rt marschieren, Telegramme senden 
und Resolutionen verfassen”, läutete 
") Schreiber, der 
sich den Kollegen späterhin noch als 
1, „Allmächtiger"' der Ortsverwaltung 
‚offenbarte, meinte auch zustimmend: 
„Ein bißchen Hilfe von eurer Seite 
wäre uns ganz lieb (1)". 

Doch ganz offensichtlich war die 
Versammlung nicht daran interessiert, 
‚die Statisten für eine geschickt insze- 
nierte Lohnrunden-Show zu stellen: 
Die Kollegen erkannten den „Ever- 
green” der Gewerkschaftsführung, der 
jedes Jahr zur Tarifrunde aufgespielt 
wird: „Die Forderung ist aufgestellt, 
jetzt macht mal ein bißchen Wirbel, 
‚damit wir in den Verhandlungen was 
vorzuzeigen haben”. Kritik an der ge- 
genwärtigen Tarifpolitik und weiter- 
führende Diskussionen sind da natür- 
lich fehl am Platz. 

In drei (glücklicherweise kurzen) 
Referaten des OJA wurde deutlich, 
daß in diesem Gremium kein Konzept 
für die Stärkung der Bewegung unter 
‚den Lehrlingen gegen die Angriffe der 
Unternehmer vorhanden ist, sondern 
einzig und allein ein kurzfristiger Ak- 
tionismus bei den. Mitgliedern ent- 
facht werden sollte 

Aber ‚in der anschließenden Dis- 
kussion wurde diese Politik zurückge- 
wiesen. Mehrere Kollegen zeigten den 
Widerspruch auf, der zwischen den 
Worten der Gewerkschaftsführung 
und der Wirklichkeit klafft: „Es ist 
ein Hohn für die Kollegen in den Be- 
trieben, wenn hier einige Leute mäch- 
tige Sprüche klopfen, auf der anderen 
‚Seite aber die bereits erfolgten Ab- 
schlüsse bei,11% und 50 (!) Mark 
für Lehrlinge legen! Und diese Ergeb- 
nisse werden in der Gewerkschafts- 
preise auch noch als „tarifpolitischer 
Durchbruch‘ mit ‚nationaler wie. in- 
ternationaler Signalwirkung‘ (!) ge 
‚feiert. Unsere Aufgabe — nicht nur 
im Lehrlingsbereich — muß sein,hier 
‚die Bedingungen für einen erfolgrei- 
chen Kampf der Arbeiter zu schaf- 
fen. Diese Bedingungen kommen folg- 
lich nicht irgendwie zustande, son- 

is von Aus, 


fen. Diese Bedingungen kommen folg- 
lich nicht irgendwie zustande, son- 
dern werden das Ergebnis von Aus 


HAMBURG % 


einanderserzungen innerhalb der Ar- 
heiterschaft über den Aufbau einer 
‚Kampffront gegen die Angriffe der 
der Unternehmer sein.“ Mit diesem 
trag eröffnete ein Kollege unter 
starkem Beifall die Aussprache. 

Er sprach für die Richtung, die die 
Versammlung anstrebte: So kam im- 
mer wieder einhelliger Beifall, wenn 
Kollegen kritisierten, daß alle Be- 
schlüsse der letzten Versammlung von 
der Gewerkschaftsführung unter den 
‚Tisch gekehrt wurden, wenn die For- 
derung nach dem Existenzlohn für 
Lehrlinge als Ziel auch während die- 
ser Tarifrunde betont wurde, daß so- 
ange nicht aufgegeben wird, wie es 
nicht erreicht ist. Energisch verwahr- 
te man sich gegen den demagogischen 
Vorwurf Hugo Schreibers, der meinte, 
daß die Existenzlohnforderung kein 
Verständnis bei den älteren Kollegen 
finden würde. Tatsächlich ist es noch 
ein relativ kleiner Teil der Arbeiter- 
klasse, der die Notwendigkeit. dieser 
Forderung betont, was nur ein Grund 
mehr ist, die Auseihandersetzung da- 
rum zu verstärken; von der IGM-Füh- 
rung und ihren kritiklosen Nachbe- 
tern allerdings wird. diese Auseinan- 
dersetzung bis zum Vorwurf der,.Ge- 
werkschaftsfeindlichkeit” verteufeit 
und somit das Verständnis dafür bei 
breiteren Teilen der Werktätigen be- 
hindert, 

„Die Forderung nach einem Lehr- 
lingslohn, der die finanzielle Unab- 
hängigkeit der Lehrlinge gewährlei- 
stet und die werktätigen Familien 
vor den zusätzlichen Kosten bewahrt, 
die eine Ausbildung ihrer Kinder zer- 
ursacht, ist keine ‚Utopie‘, sondern 
notwendiges Kampfziel der Gewerk- 
schafıt!“, sagte ein Kollege unter laut- 
starker Zustimmung der Anwesenden. 

„Wir können unsere Aufgaben nur 
im gemeinsamen solidarischen Vorge- 
hen mit den älteren Kollegen an- 
packen; das heißt, daß wir unsere 
Vorstellungen mehr als bisher über 
den Lehrlingsbereich hinaus in die ge- 
samte Arbeiterschaft tragen müssen“. 
Die Ansätze der politischen und ge- 
werkschaftlichen Aktivität sind noch 
zu schrauf die einzelnen Betriebe be- 
schränkt. Es ist unsere Aufgabe, diese 


Zersplitterung zu überwinden und die 
zwischen-betrieblichen Kontakte und 
Diskussionen zu verstärken. Der Ein- 
Muß der Mitglieder auf die Tarifpoli- 
üik ist zu gering. Wir müssen unsere 
Interessen geschlossen. selbst in die 
Hand nehmen und uns aktiv für die 
Forderung nach mehr innergewerk 
schaftlicher Demokratie einsetzen, 
diesem Sinne wurden die Erfah- 
Forderung nach mehr Innergewerk- 
schaftlicher Demokratie einsetzen. 
In diesem Sinne wurden die Erfah- 


Getretener Quark wird 
hreit, nicht stark !” 


rungen der letzten Tarifrunden von 


Gegen die Ausschlusspolitik 
der Gewerkschaftsführui 


‚Wie es um die innergewerkschaft- 
liche Demokratie bestellt ist, zeigte 
sich auf dieser Versammlung wieder 
einmal schr deutlich: Kollegen der 
HDW wollten die Gewerkschafts-Aus- 
schlußdrohung gegen einige Mitglie- 
der ihrer Jugendvertretung anspre- 
chen. Wie schon auf der großen Funk- 
onärsversammlung am 10.1. wurde 
ihnen seitens der Versammlungal 
tung sofort das Wort entzogen. Unter 
dem stürmischen Protest der Anwe- 
senden erklärte zunächst Arp Kressi 
= und als dieser sich nicht durchset- 
zen konnte — Hugo Schreiber: „Die 
Vorkommnisse auf der HDW sind per- 
sönliche Angelegenheiten, die gehö- 
ren hier nicht zum Thema.“ 

Mehrere Kollegen weigerten sich 
daraufhin, die Diskussion fortzuset- 
zen, wenn die Vorfälle auf der HDW 
nicht zur Aussprache zugelassen wür- 
den. Geschäftsordnungsanträge wur- 
den von Hugo Schreiber und seinen 
OJA-Vasallen einfach mißachtet und 
das RednerMikrophon ganz nach 
ihrem Belieben ausgeschaltet. Gegen 
den Willen der Versammlungsleitung 
fand dann eine Abstimmung statt, 
bei der — bis auf einige OJA Anhän- 
ger — eine überwältigende Mehrheit 
die Aussprache über diesen Punkt 
beschloß, 

Dem Willen der Kollegen beugte 
sich Hugo Schreiber auch diesmal 
nicht, sondern begann stattdessen, die 
Dinge auf derHDW „aus seiner Sicht“ 
darzustelien. „Ich Din 1. Bevollmäch- 
tigter der IG Metall, und ich kann 
reden wann ich will, ob euch das 
‚nun paßt oder nicht!“ polterte er los, 
als er durch zahlreiche Zwischenrufe 
und Pfiffe darauf aufmerksam ge- 
macht wurde, daß er gar-nicht das 
Wort habe. 

Ein Kollege, der dennoch zu Wort 
kam, stellte klar und deutlich fest 
„Bei den Ausschlußdrohungen han- 
delt es sich nicht um persönliche An- 
Selegenheiten, sondern um den Ver. 
such, die Kampfkraft unserer Ge 
werkschaft zu schwächen. Auf der 
Großen Funktionärsversammlung wur 
de den HDW-Kollegen auch das Wort 
entzogen, doch ließ man dort die Ver- 
‚sammlung darüber abstimmen, nach- 
dem ersteinaml das geeignete Klima 
erzeugt wurde, Offenbar spekulierte 
die Gewerkschaftsführung dabei auf 
dem ersteinami das geeignete Klma 
erzeugt wurde, Offenbar spekulierte 
die Gewerkschaftuführung dabei auf 


die Uninformiertheit der Anwesenden. 
Hier aber weiß die Mehrheit, worum 
es geht, und wel sich di 
hung klar für die Diskussion der Aur- 
schlußpolitik entscheidet, wird eine 
nicht zugelassen! 
Unter Hugo Schreiber’s Drohung, 
die Versammlung aufzulösen, setzte 
man dann die Diskussion um die Ta- 
Hfpolitik fort. Zu einem späteren 
Zeitpunkt gelang es aber doch einigen 
Kollegen, zu diesem Thema Beiträge 
zu halten, und die Versammlung be- 
tonte in einer abschließenden, wied 
rum« „eigenmächtig” durchgeführten 
Abstimmung ihre eindeutige Solidari- 
tät mit den vom Ausschluß bedrohten] 
Kollegen, indem sie eine Resolution 
beschloß, die sich gegen den „Bei- 
ratsbeschluß“ der IGM wendet. Auch 
gingen zahlreiche Unterschriften und 
Spenden bei den HDW-Kollegen ein. 


Den richtigen Weg eingeschlagen 


Die Versammlung gab einen Ein- 
druck ab, wie der Stand der Bewe- 
gung unterden Hamburger IGM-Lehr- 
ingen zur Zeit ist. Obwohl die Zahl 
von 160 Anwesenden schon ein klei- 
ner Fortschritt gegenüber dem Okto- 
ber 73 war, besteht kein Anlaß, die 
Bewegung für „schwungvoll“ zu er- 
klären, wie es DKP und SDAJ aus 
Zweckoptimismus gerne tun. 

Positiv war das Streben der Teil- 
nehmer, eine gewerkschaftspolitische 
Auseinarlersetzung zu führen und der 
Masche der DKP/SDAJ „Jetzt aber 
ordentlich auf die Kacke haun!“ 
eige Absage zu erteilen. Über diese 
Art von Politik, wie sie die DKP 
wieder einmal an den Tag legte, gibt 
es einen Spruch: „Getretener Quark 
wird breit, nicht stark!“ (Clara Zet- 
kin). 

Auf der anderen Seite wollte die 
Super-„linke“ „KDP/ML“ die Em- 
pörung der Versammlung über das 
undemokratische, Vorgehen der Ge- 
werkschaftsführung dazu ausnutzen, 
in provokatorischer Weise ihren eige- 
nen Laden herauszuputzen. So wurde 
unter dem „tosenden” Beifall von et- 
wa acht bis zehn Teilnehmern die 
DKP und die Gewerkschaftsführung 
zum _„Hauptfeind” erklärt, dem 
KOMMUNISTISCHEN BUND vorge- 
worfen, daß er auf der HDW eine 
fortschrittliche Politik verhindere, 
weil er den Kampf in den Gewerk- 
schaften führe, und schließlich sci 
die „KPD/ML” die einzige Kraft, 
die z.B. die Forderung nach Exi- 
stenzlohn _ vertreten habe. Allein 

Ge „AFWML. ae einzige Rralı, 
die z.B. die Forderung nach Exi- 
stenzlohn vertreten habe. Allein 


letzteres ist schon eine ungeheure 
Verunglimpfung der aktiven Kollegen, 
da schließlich in vielen Detrieben 
und Versammlungen, wo diese Leute 
nicht einmal 

verteiler vor dem Toı 
aeschweige denn 
Tagenden „„Arbeiterführer” selbst td 
tig ist, diese Forderung diskutiert 
worden it 

Es war nur zu deutlich: So wie 
die DKP von der rechten Selte, »0 
versuchen diese Leute von muper- 
„links“ die Kollegen zu bearbeiten. 
Üller wie dort standen nicht die In- 
teressen der Kollegen, nicht der Wille, 
dieKampfkraft der Arbeiterjugend zu 
entwickeln im Vordergrund, son- 
dern die Stärkung und das thentra- 
liche Bekanntmachen des eigenen 
Vereins. 

Bemerkenswerterweise 1. @n die 
„Herren“ am Tisch der Versamm- 
lungsleitung, als sie merkten, daß sie 
der Versammlung nicht ihren Stem- 
pel aufdrücken konnten, dazu über, 
die einzelnen Beiträge genau zu no- 
tieren. Die Auswertung der Veran- 
staltung wird sicher dazu beitragen, 
die Kontrolle der Gewerkschaftsfüh- 
rung über den Jugendbereich zu ver- 
stärken. Diese Aufgabe wird sie nicht 
mehr in dem Maße wie früher ihrem 
Nachwucks im jetzigen OJA überlas- 
sen, sondern „selbst mit anpacken“, 
Für die fortsehrittlichen und kommu- 
nistischen Gewerkschafter werden die 
Bedingungen ihrer Arbeit also in Zu- 
kunft auch von dieser Seite her 
schwieriger werden. Das kann aber 
nur heißen, noch größere Anstren- 
‚gungen zu unternehmen, eine konse- 
quente Klasenpolitik in den Gewerk- 
schaften zu entwickeln, Diese Auf- 
gabe stellt sich sowohl in der betrieb- 
lichen Interessenvertretung, wie auch 
im Rahmen der Tarifpolitik und des 
Kampfes der Werktätigen um ihre 
demokratischen Rechte. [1 


(urzmeldung:: 
Inder innergewerkschaflichen 
Diskussion der Lehrlinge wird 
immer wieder die Forderung 
nach dem Streikrecht für Lehrlin- 
‚ge betont. Daß sich die Kapitali- 
Sfen und ihr Staat weigern, 
‚se Forderung freiwi 
len, ist sonnenklar 
siehts damit in unserer Gewerk- 
Schaft aus? Hugo Schreiber meint 
Auf der Lehrlingsversammlung: 
liebe Froinde, da herr- 


schiedene Meinungen darüber. 
Und wie sieht das im Ergebnis. 
aus? Der Vorstand verfügte, „daß 
in dieser Tarifrunde bei Kampf- 
maßnahmen die Lehrlinge nicht 
beteiligt sind.“ 

Geteilte Meinungen? 

Allerdings! Die Lehrlinge werden. 
sich durch sowas nicht von den 


Dabei ist die grundsätzliche Dis- 

Bet Deu Teenage ‚kussion immer zu verbinden mit den 
konkreten Tatsachen, da die Kollegen 

tischer_Interessenvertret: klar nur überzeugt en wenn 
Aischt werden kann sich Lü jeden | on ihren konkreten Erfahrungen an. 
Kollexen deutlich sichtbar zeigen, wer | scknäpft wird. Beim Abwehrkampf 
nuf der Seite | gegen Verschlechterung der Ausbil 


‚der Kollegen steht, und wer nur die 
Geschäfte anderer besorgt. 


Daher gilt es, diese Auseinander- 
setzung konsequent und zielstrebig 


fortzusetzen, neben den konkreten 


Diskussionspunkten vor allem den 
‚dazu klar zu 


machen und möglichst viele Kollegen 
miteinzubezichen. Dadurch kann 
die Schülervertretung auf eine breit 


und stabilere Grundlage gestellt wer- 
den, indem sie engere Beziehungen zu 


den Kollenen schafft, 


Das Ziel der Kommunisten muß es 


dung bzw. Einschränkungen der demo- 
rutschen Rechte muß der bald 
Kampf der Kollegen entwickelt 
Men Dazu gehört auch die Be 
kämpfung der reformistischen Illu- 
sionen, die gerade in der Schule sehr 
massiv vertreten werden. Nur in kon- 
Ausein- 
andersetzungen kann der politische 
‚Charakter und die Absicht bestimmter 
Maßnahmen verdeutlicht werden, 


Dabei muß es darum gehen, die 
vielfältige Spaltung unter den Kolle- 
gen zu überwinden und ein möglichst 
‚Sinheitliches Vorgehen zu erreichen. 
Dazu müssen so-viele Kollegen wie 
möglich einbezogen werden. Der 


sein, bei den Kollegen politisches Be- | Kampf gegen einzelne Maßnahmen 


wußisein zu entwickeln und so zu 


selbständigem Handeln zu bewei 
'n verschiedener 


Darauf 


atlich den Kapıl 


‚rum, den prinzipiel- 


ktor klar zu machen, die Ur- 
Sehen aufzudecken, 


t, daß eine Beseitigung 


muß zu einem Kampf aller gemacht 
werden. Die Kollegen müssen die Er- 
fahrung machen, daß sie nur durch 
Handeln, durch zelbstän- 
diges Auftreten etwas erreichen kön- 
nen. Und sie müssen genau lernen, 
wer dabei ihre Freunde und wer ihre 
Feinde sind, besonders. die mit den 
„Engelszungen“. 
= 


Jugendkomminion. 
des Meiall-Kumitees 


OSRAM, WESTBERLIN 


Am 3. Dezember 73 wurde in der 
Lehrwerkstatt bei Osram bekannt, 
daß dem BR Kündigungen gegen zwei 
fortschrittliche Lehrlinge vorlagen. 
DEM Bat ie Lekrrnnn 
fast geschlossen drei Tage lang jeweils, 
zwei Stunden, um die Rücknahme 
der Kündigungen zu erzwingen. Der 
Streik mußte danach erfolglos abge- 
brochenwerden. Aus Anlaß des Streiks 


ton 
keltung hatte den Zeitpunkt für 
Ihren Schlag gegen die Linken schr 


günstig gewählt. Nachdem die Linken 
1972 in der Lehrwerkstatt kurafristi- 
ge Erfolge errungen hatten, brach 
die Bewegung im Laufe des Jahres 
73 fast völlig zusammen. Diese Situn- 
tion nutzte die Geschäftsleitung zu 
einem Coup gegen die Linken. 


it Beginn des neuen Lehrlahren 
im April 1972 hatten auch einige 
Mitglieder bzw, Sympathisanten 


D/ML(RF’) bei Osram eine 


Gruppe 


KB-Gruppe Hamburg 


Lehre angefangen. Sie begannen so: 


Fortschrittliche Lehrlinge gefeuert 


Lehrlingsstreik totgelaufen 


fort_ recht aktiv in der Lehrwerkstatt 
zu wirbein. Ihre Politik bestand vor 
allen Dingen darin, Mißstände aufzu- 
ifen und sich gegenüber den Lehr- 
lingen als „bessere Interessenvertre- 
ter” zu profilieren. Ihre Pohtik war 
in erster Linie darauf gerichtet, daß 
ihre Organisation bei den Wahlen zur 
Jusendvertretung und zu den Ver- 
trauensleutewahlen (die ganz kurze 
Zeit nach Beinn des neuen Lehrjah- 
res stattfanden) „gut sbschneidet”, 
Die Gruppe KPD/ML war in der Tat 
bei_den Wahlen recht. erfolgreich: 
Außerdem gründeten sie eine gewerk- 
schaftliche Jugendgruppe und diverse 
„Einheitsfrontkomiteen” zu bestimm« 
ien Ereignissen im Betrieb (z.B. BR- 
jahl, _ Lehrlingstarifrunde, 1. Mi 

usw.) Sowohl die Jugendgruppe a 
auch die „inheitsfrontkomiteen 
wurden aber von der Gruppe KFD/ML 
nur dazu ausgenutzt, die eigene Or- 
anisation in den Vordergrund zu 
spielen und scheinbare Unterstützung 
ihrer Politik durch die Kollegen vor- 
eutäuschen. Es gelang ihnen auch 
einige Monate lang wirklich, eine 
Reihe von Lehrlingen für ihre Politik 
au gewinnen. Das erreichten sie aber 
nur dadurch, daß sie einen unheim 
lichen Wirbel veranstalieten. Sie ver 


nachlässigten vüllig, ihre kurzfristigen 
Erfolge auch in die Tiefe gehend zu 
festigen, d.h. unter den gewonnenen 
Lehrlingen Bewußtheit zu schaffen 
über die gesellschaftliche Situation, 
über die Notwendigkeit der poll- 
tischen Veränderung, über die Lang- 
fristigkeit des Kampfes usw. Aber nur 
durch solch eine in die Tiefe gehende 
Arbeit, zu der die Genossen bei 
Osram allerdings auf Grund der Un: 
klarheit in der eigenen Organisation 
nicht in der Lage waren, hätte es 
ihnen gelingen können, ihre kurz- 
frisigen Erfolge zu fertigen. 


res zwangsläufig. daß 
sich die neu gewonnen Lehrlinge von 
der Gruppe KPD/ML (und damit 2.7, 
ch von den Linken überhau 
abwandten, alı die ersten Schläge der 
Geschäftsleitung (GL) und der Ge- 
werkschaftsführung erfolgten. 

Die Schläge der Ausbildungs und 
ieschäftsleitung richteten sich gegen 
Lehrlinge: Die Jugendstunde wur 
de verboten, die Ausbildung „rationa- 
lisiert” (2.M, die Unterwenungen teil 
weise gestrichen), Grenzklauseln für 
die Bezahlung von einzelnen Kıank 


Forts, Salto 28 
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Faschismus in Chile: Folter, Mord und Terror 


N: wie vor wird in Chile verhaf- 
, deportiert, gefoltert und ge- 
mordet. Sofort nach dem faschis 

schen Milltärputsch am 11. September 
vergangenen Jahres überzog die Junta 
das ganze Land mit einer blutigen 
Terrorwelle, der den Berichten nur 
wenige Wochen nach dem Putsch zu- 
folge über 20 000 Menschen zum 
Opfer fielen, hingeschlachtet von 


einer Soldateska, deren oberste Be- 
fehlshaber:in den US-Konzernen und 
heimdienst CIA sitzen. 

w in blindwütiger Massenmord, 

wem Vorbild der indonesischen 

inunta von 1965 folgte 
selbst bürgerliche Zeitungen die Zahl 
der Umgebrachten auf über eine hal- 
be Millionen schätzten. 

Ende November setzte eine zweite 
Terrorwelie in Chile ein, die offen: 
sichtlich noch das Ausmaß der ersten 
übersteigt. Die in Westberlin erschei- 

nden „Chile-Nachrichten“ schrie- 
ben Mitte Dezember dazu: 

„Das chilenische Militär war in den 
ersten Monaten seiner Herrschaft 
nicht nur mit dem Terror gegen das 
‚chilenische Volk beschäftigt, es muß- 
te besondere Aufmerksamkeit auf 
die interne Abrechnung mit verfas 
sungstreuen Militärs verwenden. Die- 
‚se Abrechnung ging in den Provinzen 
relativ schnell vonsiatten, Hingegen 
dauerte sie in Santiago länger an, da 
dort der Großteil der Offiziere - so 
weit sie nicht Truppenoffiziere sind 
konzeniriert war. Während sich de- 
'her in den Provinzen sehr schnell die 
Kriegsgerichte zur Aburteilung von 
Zivilisten konstitulerten, waren die 
Militärs in Santiago noch mit Fein 
den aus ihren eigenen Reihen be- 
schäftigen. ... Inzwischen scheint die- 
‚seinterne Reinigung vollendet zu sein, 
0 daß sich jetzt auch in Santiago die 
Kriegsgerichte konstituieren. 

‚Hinzu kommt der absolut chaoti- 
sche Charakter der ersten Terrorwel- 
le, die ganz generell die Kader der chi- 
lenischen sozialistischen Parteien be- 
raf, mit provisorischen Namenslisten 
vor sich ging und an ganz zufällige 
Kennzeichen anknüpfte. Inzwischen 
aber sind Monate systematischer Ver- 


aber sind Monate syiiematischer Ver- 
höre, Folterungen und Denunziatio- 
‚nen verflossen, aus denen sich neues 
Informationsmaterial ergibt, was jetzt 
die systematische Suche nach be- 
stimmen Personengruppen ermög- 
licht. Offensichtlich war die erste 
Terrorwelle gar nicht das Wesenr 
liche für die chilenischen Militärs. 
Sie war vielmehr nur der Ausgangs- 
punkt für diese neue Welle, die de- 
finitiv jede mögliche Form zukänfti- 
ger autonomer Organlsation des chi- 
lenischen Volkes, sei es in Gewerk- 
schaften, sei es in Parteien, unmög- 
lich machen soll. Die zweite Teror- 
welle ist daher nicht kleiner als die 
erste. sie scheint ganz im Gegenteil 
gleichzeitig größer und systematischer 
zu sein. Der Militärarzt Schuster 
eher Fleischer als ein Arzt - schlägt 
hierfür eine bestimmte Systematik 
vor, die die Orgunisstionsfühigkeis 
einer möglichen sozialistischen Be- 
werung für alle Zeit unmöglich ma 
chen soll, Danach sind zu neutralt 
kleren - was nach seinen Worten be: 
deutet: umaubringen, gefangenzwser 
zen oder auszuwelsen - alle Gruppen. 
die politisch-organisatorische, admini 
strative oder intellektuelle Fühigkel 
ten haben oder haben könnten, Zu 
werschonen sind einzig und allein die 
Jenigen, deren Tätigkeit als Ausfüh 
rung von Anrodnungen verstanden 
werden kann. Die Ausweisung soll 
aber nicht der Regelfall sein, man 
will vernichten, Wer ausreist, kann 
wiederkommen: wer vernichtet Ist, 
iur weg. 

Das heißt: Die chilenische Militär 
junta will in dieser zweiten Terror 
welle das Volk auf politisch völlig 
unbewußte und zur Aufichnung un 
fähige Arbeitstiore reduzieren. Alle 
übrigen sollen Iiquidiert oder minde- 
stens woliert werden: in mittlerweile 
aufgebauten Vernichtungslagern wi 

(#.B. das Lager Chena 


Nähe von San Bernardo bei 

0; It. „Frankfurter Rund 

vom 11.12.73) und in den In 

/nierungs- und Follerlagern auf den 
KZ-Insein vor der chilenischen Küst 
Mit welcher Grausamkeit die fa 

schistisähen Folterknechte In Chile 

vorgehen, belegen einige in» Ausland 


‚gedrungene Berichte, aus denen wir 
im Folgenden exemplarisch ein paar 
Auszüge wiedergeben. 


Bericht eines chilenischen Ar- 
beiters aus einer Stadtrand- 
siedlung von Santiago 


u... Eines Sonntags kommt eine 
Militärpatroullle auf der Suche nach 
angeblichen Extremisten, die da ver- 
‚steckt wären, in die Siedlung ... Da 
ste die angeblichen Extremisten, die 


sie suchten, nicht fanden. nehmen 
sie zwölf Bewohner mit, die körper- 
lich und. seelisch gefoltert wurden. 
Sechs von ihnen mißhandelten sie 
30 sehr, daß sie sich nicht trauten,sie 
in Freiheit zu lassen, weil sie sonst 
‚hätten Fotos machen können, die ge 
zeigt hätten, wie grausam diese Dik- 
tatur ist, Die sechs Genossen wurden 
zum Zweiten Panzerregiment über- 
führt und dort einer neuen Art von 
Foltern unterworfen, zum Beispiel 
taten sie so, als würden sie sie leben 
dig begraben oder erschießen. Es war 
20 schlimm, daß — wie ein Soldat er- 
zählt hat = bei einer vorgetäuschten 
Erschießung. als sie sie mit dem Ge 
sicht gegen die Wand aufgestellt hat- 
ten, die Genossen sich auf Verab- 
redung auf die Schützen stürzten und 
dabei riefen: „Vencer 0 morir! (Sie- 
‚sen oder sterben!) Für ein sozialisti 
sches Chile!“ Und die sechs wurden 
auf der Stelle erschossen; als die An 
gehörigen die Leichen abholten, konn 
te man folgendes sehen: Dem Genor- 
sen Vorsitzenden der Siedlung fehlte 
ein Auge, sein ganzer Gesicht war ver- 
brannı, er halte keine Nägel mehr an 
Händen und Füßen, er wurde getötet 
mir einem Schuß in die Brust, der 
hinsen ein Loch über die ganze Breite 
des Rückens hinterlassen hatte, und 
die anderen Genossen sahen genauso 
aus, Nachdem sie diese sechs Genos 
sen gefoltert und erschossen hatten, 
niben die Blutsnuger noch immer 
keine Ruhe, ihre Streifzüge in ver- 
scniedene Teile der Sledlung gehen 
welter, und sie verbreiten Angst und 
terrorisieren die Kinder, junge Fraw 
en und Greise. Diesmal gelang ex ih 
‚nen, elf Genossen festzunehmen die 
Mehrzahl von ihnen wurde gemel 
det von eingeschüchterten Nachbarn, 
die sicher glaubten, daß sie sont 
Komplizen wären (Die fax 

Junta hat ein Gesetz erlameı 
Bando No, #1, nach welchem 
nige, der Verfolgten hilft, um eine 
Stufe härter bestraft wird als 
diejenigen, denen er geholfen hat 
Das ist ein besonders grausames Mit 
tel, um Kinschüchterung, Denunzia- 


tion und Terror zu verb 
(AK-Red.) 


‚Nachhererfuhrman, daß zwei Genos 
sen aus dieser Gruppe so grausam 
ermorder wurden, daß es das Mit- 
leid eines Soldaten erregte, der Sohn 
eines Arbeiters war... Der Soldat 
erzählt, bewegt von den Unmensch- 
lichkeiten, die er erlebt hat, und 
sagt: „Ich habe auch gesehen, wie 
sie den Jüngeren gefoltert haben, den 
'haben die anderen den „kleinen 
Ibarra” genannt; sie haben Ihm das 


Gesicht verbrannt mit den. Kohlen. 
mit denen ie Ihren Kaffee warm 


hielten; sie haben die Kuppen von 
seinen Fingern und Zehen zum Pla- 


zen gebracht mit Kolgenschlägen; 
während der fünf Tage, die er ver- 
haftet war, haben sie ihm nicht zu 
essen gegeben, mur Wasser und har- 


tes Broi. Einmal hab’ ich ihm was 
von meinem Kaffee abgegeben, aber 


so, daß meine Vorgesetzien mich 
nicht dabei erwischen konnten. Der 
Kleine war »0 verprägelt und ent- 
stellt, daß er aussah wie 40 Jahre, 
aber als er angebracht wurde, 
schätzte ich ihn höchstens 20, 
er sah aus wie ein Kind. Sie haben 
Ihn so schlimm gefoltert, daß er ei 
nes Tages rausplatzte und anf 

meinen Leutmanı anzuschreien: FA- 
SCHIST, MÖRDER, TÖTE MICH! 
Und der Leutnant zog die Pistole, 
hielt sie ihm an die Schläfe und 
drückte ab und der Kleine sackte 
zusammen und starb wie ein Mann.” 


Ober die Gefangenen 

in Coquimbo 

„Alle Gefangenen wurden in den 
Kommissariaten der Carabineros und 
der Fiscalia Mültar verhört. Alle Ge- 
fangenen wurden hier verhört ein 
fach aufgrund der Tatsache, duß sie 
Sympathisanten der Unidad Popular 
waren. Sie wurden mit Karabiner 
Kolben taktiert, mit Pußtrinten 
„behandelt”, Elektroschocks wurden 
(nen zugefügt, es wurden Schein 
inrichrungen praktiziert. Den Ge 
fangenen wurden Spritzen gegeben, 
deren Wirkung völlig unkoordinierie 
Bewegungen und Zersetzung der 
Arsikulation hervorriel. 

Im Hlapel hat sich ein Schuster das 
Leben genommen, er schnitt sich 
die Pulsader auf der Todetie auf. 
Er war verheirater, hatte sieben Kin. 
der und war Sekreidr der Kommu 
nistischen Partei in Iapel. Br war 
siglich bruial gefoltert worden mit 
Blekıroschocks an den Geniralen, 
Mund und Ohren. Br wurde mit deı 
Kupf nach unten aufgehängt, danach] 
wurde er in elektrisierten Wauer ge 
setzt, Scheinerschießungen funden 
atatt, 

Äber gegen Ihn lag nichts vor außer 
seiner Mitgliedschaft in einer der 


UP-Parteien. Die Verhöre drehten 
sich immer um dieselben Punkte: 
Teilnahme am „Plan 2”, Organisie 
ung von Guerdlas usw." 


(Der „Plan 2", ein angeblich „ge- 
planter Putsch der Linken”, ist eine 
Erfindung der Militärjunta, mit dem 
ste ihren Putsch zu „techtfer- 
tigen versuchte, Derartige Behauptun 
‚gen der Faschisten zur „Begründung“ 
ihres Terrors sind nicht neu; und 
teilweise organisieren nie solche Pro- 
vokationen selbst, um sie den Kom- 
munisten und anderen Linken anzu. 


lasten: z.B. der von den Nazis insze- 
nierte Reichstagsbrand, der als Vor 
wand zur Jagd auf Kommunisten 
diente; 2.B. das von den italienischen 
Faschisten verursachte Mailänder 
Blutbad im Dezember 1969, das der 
Staat zur Anarchistenjagd ausnutzte; 
usw. (AK-Red.) 


Bericht von einer Beerdigung 


u6n der Mitte der kleinen Kirche 
war ein einfacher schwarzer Sarg 
aufgebahrt, das obere Dritiel wurde 
aufgeklappt und der Tote war durch 
ein Fenster ichtber..Dr. Que-Phuorg- 
Tran-Huynh, Nordvieinamese, 33 
Jahre, war zu Tode gefoltert worden. 


Zum einen eı 


wurden Schriften Lenins aus den 
Band aufgenommen. die u 
sind, 


z ihrer 


Texie 
weit Jahrzehnten nicht mehr ver 
Alexander Schönau: „Der 
Proletariats“ und von Bei 
des Österreichischen Auf 
Jahren 1934, Wei 
Arbeiterschaft und Wehrpolitik" 


Febr 
Kun 
Inden“ 


von Panitzki 
Bolschewismus und der Aufstand 


250 Selten 


erhältlich Im ; Arbeiterbuch 
2 Hamburg 13 
Grindeihof 45 


Nachdruck von Texten zu den politischen Problemen des 
bewaffneten Kampfes der Arbeiterklasse, 


halt der Band besonders wich 
Engels und Lenin zur Krage des bewaffneten Kampfes, Insbesondere 


Darüber hinaus ist es dem Verlag „ARBEITERKAMPF“ gelungen, 
den Fragen des bewaltneten Kampfes zu beschaffen, die 
fügbar waren. So die Aufsätze von 


enthält der Band die Arbeit vor 


Die I. Internationste und der Aufstand 


Auf den Händen, besonders der 
rechten, waren tiefe Brandwunden 
sichtbar, Das Handgelenk der rech 
ten Hand war bedeckt von einer 
runden dunkelroten Wunde vom etwa 
drei cm Durchmesser, in die ein 
elektrisches Drahtnetz tiefe schwarze 
‚Spuren eingebrannt hatte, Bine dhm 
liche Wunde auf dem Handrücken 
der rechten Hand, kleinere, die auf 
ausgedrückte Zigaretten hinwiesen, 
an beiden Händen. 


Das Gesicht war kaum als mensch- 

liches wiederzuerkennen. Die Lippen 
waren fast bis auf die Knochen ver 
brannt, von der Nase war nur ein 
schwarzer Stumpf übrig. Über die 
Stirn bis zu den Schläfer hin zog 
sich ein schwarzer Reif von großer 
Regelmäßigkelt, wahrscheinlich ein 
‚gebrannt von einem elektrischen 
Stirnband. Die linke Gesichtshälfte 
war stark gerötet, die Haut des Ge 
sichts und der Hände ansonsten ge 
schwärzt, 

Ob der Tote noch Fingernägel be 
saß, war nicht zu erkennen, da die 
Finger ebenfalls schwarz waren. 
(Ähnliche Wunden laut Augenzeugen 
berichten am gunzen Körper.). 


Stärken wir den gemeinsamen 
Kampf gegen Imperialismus und 
Faschismus! 

Stärken wir die Solidarität mit 
‚dem Widerstand des chilenischen 
Volkes! 


Der Widerstandskampf des chile- 
‚nischen Volkes braucht weiterhin 
unsere entschlossene Unterstützung; 
gegen die faschistischen Menschen- 
schlächter und Folterknechte von 
Santiago; gegen deren Auftraggeber 


faschistischen Terrors der chilenk 
schen Militärjunta auch in unserem. 


Land. 
Wir rufen dazu auf, auch der mate- 
riellen Unterstützung des chileni- 
schen Widerstands nicht nachzu- 
lassen. Spenden können auf folgende 
'konten eingezahlt werden: 


Kennwort Chie-Hilfe 
c/o Füllgraf 
Deutsche Bank Hamburg-Grindel 
Kıo.Nr. 36 / 15242 


Sonya Patric Larthe 
Kto.Nr. 35 / 53062 
Deutsche Bank München 40 
Kurfürstenplatz 


Schriften von Marx. 


Jahren 190$ und 1917 in diesen 


Bedeutung heute weniger bekannt 


ufstand des Österreichischen 
Einige wichtige taktische Fragen 
Beide Aufsätze stammen aus dem 
Ernst Schneller 
sowie die beiden Texte 
und „Der 


103% 


ebenfalls 1928 


DM 64 


I. Remis 
2 Hamburg 13 
Ruischbahn 35 


zu bestellen über 


‚Arbeiterkampt Nr. 40/Februar 1974 


te 17 


Forts, vor 5 Jahren: Ussuri 


‚den nur dünn besiedelten Randgebie- 
ten Chinas, wie die der Mongolen, 
Uiguren und Tibetaner, So wurde z.B. 
von der sowjetischen Presse ein 
„Volksaufstand“ in Tibet erfunden, 
der 1972 stattgefunden hu 
und wobel über 12.000 (1) Tibetaner 


Pr 


lich mit Panzern und Artillerie un 
terdrückt worden sel 

Solche Phantasie-Produkte aus der 
antikommunistischen Küche dienen 
nieht nur zurallgemeinen Stimmungs- 
mache gegen die VR China, sondern 
deuten direkt die Absicht an, unter 
ähnlichen Vorwänden (, 
den unterdrückten nationalen Min« 


EI 


angesichts unserer Siege In der revo- 
Tutionären Wachsamkeit nachlassen, 
dürfen auf keinen Fall die Gefahr 
übersehen, daß der USA-Imperialir- 
mus und der Sowfetreyisionismus 
einen großangelegten Aggressionskrieg 
entfeseln können, Wir müssen aus: 
reichende Vorbereitungen. treffen, 
müssen darauf gefaßt sein, daß sie 


"Soldaten der Volksbefreiungsarmeo und Grenzbewohner versammeln sich im 
März 1969 um einen sowjetischen Panzer, der bei den Kämpfen um die chine- 


‚gen die VR China scheitern! 


sische Insel Dschenbao abgeschossen wurde. So werden alle Aggressionen ge- 


Soldaten der Volksbefreiungsarmes und Grenzbewohner versammeln sich im 


März. 1969 um einen sowjetischen Panzer, der bei den Kämpfen um die chine- 
sische Insel Dschenbao abgeschossen wurde. So werden alle Aggressionen ge- 


‚gen die VR China scheitern! 


‚getötet worden seien. Von diesem 
„Volksaufstand“ hatte nicht einmal 
ie in Indien beherbergte reaktionäre 
Gruppe des ehemaligen „Dalai Lama” 
von Tibet etwas gewußt. 

Ähnlich wurde eine „nationale Be- 
freiungsbewegung der Mongolen“ er- 
fünden, die von der chinesischen 
Armee in den letzten Jahren angeb- 


derheiten helfen“) einen Überfall auf 
‚China zu führen, mit der Absicht, 
zunächst einige der chinesischen 
Randgebiete in „unabhängige“ Va- 
sallenstaaten der’Sowjetrevisionisten 
zu verwandeln. 

In seiner Rede auf dem IX. Partei- 
tag der KP Chinas sagte Lin Biao; 
(April 1969) „Wir dürfen keinesfalls 


‚einen Krieg in großem Ausmaße und 
und sehr bald ‚vom Zaune brechen. 
Wir müssen sowohl darauf vorberei 
tet sein, daß sie einen Krieg mit kon 
ventionellen Waffen entfesseln, als 
auch darauf, daß sie einen großen 
nuklearen Krieg entfachen. Kurz ge- 
‚sagt, wir müssen unsere Vorbereitun- 
gen treffen.“ . 


EIN JAHR NACH DEM PARISER ABKOMMEN: 


Immer noch kein 


Frieden in 


‚Am 27. Januar 1973 wurde in Paris 
das Abkommen über die Beendigung 
des Krieges und die Wiederherstel- 
lung des Friedens in Vietnam ge- 
schlossen. 

Ein Jahr danach legte das Außer 
ministertum der DR (‚Nordvietnam’ 

ein Weißbuch vor, das über die Ver- 
letzungen des Pariser Abkommens 
durch die US-Regierung und die Sai- 
‚goner Verwaltung Auskunft gibt. 


n dem Weißbuch der DRY wird 

zunächst auf den Inhalt des Pa 
‚ser Abkommens hingewiesen: „Nach 
diesem Abkommen verpflichteten sich 
die USA, die Unabhängigkeit, Sow 
verdnicdt, Einheit und territoriale 
Integrität Vienams und das Selbst 
besimmungsrecht der süldvieiname 
sischen Bevölkerung anzuerkennen. 
fede militärische Aktiviidt In den 
‚zwei Zonen Viernams einzustellen, 
die Gesamtheit Ihrer Truppen, Mill 
tärpervonals, Waffen und Kriegma 
terlals aus Südviernam surlckaunle 
hen. ihre militärische Aktivinde und 


Vietnam 


ihre Einmischung in die inneren An 
‚gelegenheiten Südvietnams einzustel 
len und dazu beizutragen. die Kriegs 
schäden zu heilen und zum Nach- 
kriegr-Aufbau der Demokratischen 
Republik. Vietnam beizutragen. Das 
‚Abkommen erkennt die Existenz 
zweier Verwaltungen in Südviernam 
an - die revolutionäre provisorische 
Regierung der Republik Südvieinam 
und die Regierung der Republik Viet- 
nam - zweier Heere, zweier Kon- 
troll-Zonen der zwei südvietnamest 
schen Seiten und dreier politischer 
Kräfte (außer den beiden genannten 
‚och eine in Opposition zum Thieu- 
Regime stehende bürgerliche „dritte 
Kraft" - Ann, Red.), und definiert 
die geeigneten Maßnahmen zur Ver 
wirkliehung des Selbstbestimmungs 
rechts der nldviernames'schen Be: 
völkerung.” 

Weiter haldt em „Das Pariser 
Vietnam-Abkommen ist Ausdruck 
des großen Siegen, der vom wietna- 
mesischen Volk im _ patriotischen 
Kampf gegen die amerikanische Ag 
gresslon errungen wurde. 


Jedoch hat sich die US-Regierung 
der Durchfürkung des Abkommens 
stets widersetzt und dessen Verlet 
zungen durch die Saigoner Verwi 
tung begünstigt, um den amerikani 


schen Neokolonialismus in Südviet- 
nam und die Spaltung des Landes 


zu verewigen. 

Die Saigoner Verwaltung unter- 
nahm nach Inkrafttreten des Pariser 
Abkommens eine großangelegte Of- 
fensive gegen befreite Gebiete. In 
der Zeit vom 28.1.73 bis 15.12.73 
beging die Saigoner 
301.097 Verletzungen des Abkom 
mens und zwar 32.466 militärische 
Überfälle (davon 5287 zumindest 
auf Regiments-Ebene), 35.532 Artil- 
lerie-Bombardements, 14.749 Luft- 
Bombardements und 216.550 Pol 
zeiaktionen. 

Das Weißbuch der DRV weist 
weiter daraufhin, daß unter Bruch 
des Pariser Abkommens (das die Frei- 
lassung aller politischer und mill- 
tärischer Gefangenen vorsieht) noch 
200.000 politische Gefangene in den 
Gefängnissen der Saigoner Verwal 

alten werden; im vergangt 
nen Jahr wurden zudem weitere 
36.000 Menschen eingekerkert und 
‚gefoltert, 920.000 in KZ’s (gemeint 
kind wohl in erster Linie die berüch“ 
tigten. schwerbewachten. „‚Wehrdör 
„Wiüchtingslager”) gewor 


Pariser Abkommen 
ausdrücklich die Garantie der demo- 
| kratischen Freiheiten für die Bevöl- 


Verwaltung 


tungsartikeln von einer Änderung 
amerikanischen Atomstrategie 
zu lesen, In einer Pressekonferenz 
hatte der US-Kriegsminister angekün- 
digt, daß die USA einen Teil ihrer 
Raketen auf militärische Ziele der 
Sowjetunion ümorientieren wollen. 
Die „Welt“ vom 5.1,74 schätzt dies 
als einen ersten Schritt in Richtung. 
auf eine hochbedeutsame Umdispo- 
‚sition der amerikanischen Gesamtstra- 
tegie ein. Wenn der US-Kriegsminister 
eine solche erhebliche Verschärfung 
der atomaren Aggressionspolitik an- 
kündigt, dann ist zu fragen, was 
Ursache und Zweck solcher Drohun- 
gen ist, und was nun wirklich dahin- 
ter steht, 


IE: Januar war in mehreren Zei 


rige Atompolitik gehe vom Vergel 
tungsprinzip aus. (Vergeltung im zwei 
ten Schlag, second strike.) Demgemäß 
seien die US-Atomraketen auf wichti- 
ge sowjetische Städte und Industrie 


fe Entwaffnung des Feindes zum 
Ziel hat, Hierzu ist zu bemerken, daß 
die Strategie des ersten Schlags viel 
schwieriger durchzuführen ist, Mili- 
tärische Anlagen oder gar Raketensi- 
os sind viel schwieriger zu zerstören. 
und erfordern naturgemäß eine viel 
weitergehende atomare Kapazität.) 
Nun hätten sowohl die USA als auch 
die SU die Fähigkeit zum zweiten 
Schlag, beide aber nicht die zum er- 
folgreichen ersten Schlag („atoma 
res Patt‘). Im SALT-Abkommen von 
1972 hatten,sich nun die beiden, 
Mächte darauf geeinigt, an dieser Si- 
tuation des atomaren Palts nichts zu 
ändern. 

Dem konkreten Inhalt des SALT- 
‚Abkommens lag folgendes zugrunde: 
Die USA hatten zu dieser Zeit einen, 
nicht unerheblichen Vorsprung im 
Hinblick auf die Waffensysteme. Sie 
besaßen bereits Mehrsprengkopfrake- 
ten und Orbitalraketen (auf Satelli- 
tenbahnen), die die SU damals noch 
nicht besaß, Mittlerweile haben jedoch 
‚die Sowjets ebenfalls Mehrfachspreny 
köpfe, USA gestanden der SU 
wegen diesem wichtigen waffentech- 
nischen Vorsprung eine größere An- 
zahl von Langstreckenraketen zu, Es 
ist klar, daß so ein Vertrag das Weit- 


wird keiner der beiden auf seine Be- 


SALT-Vertrages 
ikanischen Vorsprung — unt 

laufen und die USA zu einer schärfe 
ren Gangart zwingen (die sie jedoch 
‚ohnehin eingeschlagen haben), und 
„rechtfertigen“ damit ihre 


gumentation ist zugeschnitten 
den Verhandlungspoker 
tes SALT-Akommen. 
Diesist jedoch nur der eine Aspekt 
und nicht einmal der entscheidende. 


kerung vorsicht, hat die Sal 
Verwaltung im vergangenen Jahr im 
Gegenteil weitere Diktatur-,Dekreie 
erlassen, wodurch z.B. die Presse 
Freiheit noch welter eingeschtänkt 


teien aufgelöst wurden. 


vor Unterzeichnung des P 
kommens die größte Luftbrücke der 


Geschütze und Munition nach Süd 


vietna 


lassen. 

‚Obwohl das Pariser Abkommen 
den vollständigen Abzug der USA 
aus Shdvietnam vorschreibt, blieben 
‚ausende von US-Militärs, getarnt alt 
„Ziviisten”, zurück, um Aufgaben 
Innerhalb der Saigoner Armee und 
Verwaltung zu übernehmen. Gegen 

handelt es sich um 24.000 
Personen aus den USA 
Die „Militär-Hilfe” der USA nach 


köpfe. Die USA gestanden der SU 
wegen diesem wichtigen waffentech- 
nischen Vorsprung eine größere An- 
zahl von Langstreckenraketen zu. Es 
ist klar, daß so ein Vertrag das Wett- 
rüsten nicht beenden konnte und es 
ja auch nicht getan hat, Insbesondere 


mühungen verzichten, die Fähigkeit 
zum ersten Schlag zu erreichen, Die 
USA stellen die Entwicklung nun so. 
hin, als würde die Rüstungspolitik der 
Sowjetunion die vereinbarten Grund- 
Iagen des für fünf Jahre abgeschlosse- 
nämlich den 


‚ner 


wurde und 27 südvietnamesische Par- 


Die US-Imperialisten organisierten 
Ab 


jeschichte, um Flugzeuge, Panzer, 
zu bringen, Die US-Repie- 


rung hat außerdem 1973 illegal wei- 
tere Waffen nach Südvietnam bringen 


Neue Atomstrategie der USA? 


Denn solche Verhandlungen haben 
auf die wirkliche Milltärpolitik nur 
einen sekundären Einfluß. Es ist na 
türlich auch nicht wahr, daß die USA 
ihre atomaren Raketen nicht auf das. 
nukleare Arsenal der Sowjetunion ge- 
richtet hätten, und daß die USA erst 
jetzt daran denken, dies zu tun. $o 
erklärte bereits am 17.2.63 der dams 
lige US-Kriegsminister MeNamara: 
ie Atomstreitmacht der USA ist 
imstande, einen nuklearen Überra- 
schungsangriff zu überstehen und mit 
genügender Wirkung zurückzuschla- 
gen, um die Raketenzielsysteme des 
Feindes zu zerstören. „.. Wir können 
gezwüngen sein, mit einem einzigen 
massiven Angriff einen Vergeltungs- 
schlag zu führen.“ Das zeigt, daß die 


jetzt angekündigte Anderung der 
‚Atomstrategie "nichts entscheidend 
Neues ist 


Außerdem liegt es auf der Hand, 
daß eine publizistisch so offen ange- 
kündigte „neue Strategie" in erster 
Linie politischen Zielen dient, 


anlagen gerichtet. Die US-Strategie | d.h. als Hinweis an die Adresse. des 
sei nicht die Strategie des ersten | „Partners“ (der Sowjetunion) zu ver“ 
Schlages (first strike), die die atoma- | stehen ist, 


‚Ankündigung der „neuen Stra 
tegie" ist insofern mit den atomaren 
Drohungen der US-Imperialisten wäh- 
rend der Berlin-Krise und der Cuba- 
Krise zu vergleichen. In beiden Fällen 
hatten die Drohungen einen gewissen 
Erfolg (kein separater Friedensvertrag. 
mit der DDR, obwohl von Chruscht- 
schow versprochen, weitere Schritte 
zur Einverleibung Westberlins durch 
‚den westdeutschen Imperialismus; 
"Abzug sowjetischer Atom-Raketen 
von Cuba). 

Das konkrete Ziel, das jetzt mit 
solchen Drohungen verknüpft ist, ist 
ganz. offensichtlich die Forderung, 
sich aus dem arabischen Raum her- 
auszuhalten und die Kissingersche 
Diplomatie nicht durch gewisse Ga- 
rantien an die arabischen Staaten zu 
geführden, die die arabischen Staaten 
zu weniger Zugeständnissen an Israel 
veranlassen könnten. Es logt ganz auf 
der Linie, die schon während des jüng- 
sten Nahostkrieges durchgeführt wur- 
de, als die USA einen weltweiten 
‚Alarm ihrer strategischen Streitkräfte 
losließen. Und der Hintergrund dieser 
Presseveröffentlichungen über ein 
gebliche neue Atomstrategie läßt sich 
dann auf die einfache Formel bringen: 
SALT-Abkommen II nur, wenn die 


lonließen. Und der Hintergrund dieser 
Presseveröffentlichungen über eine an- 
gebliche neue Atomatrategie läßt sich 
‚dann auf die einfache Formel bringen: 
SALT-Abkommen II nur, wenn die 
Sowjetunion sich momentan zurück- 
hält und nicht „auerschießt“. Der 
Vergleich mit einem anderen Junktim 
(Handelskredite und Zolipräferen- 
zen nur dann, wenn sowjetische Ju- 
den ungehindert nach Israel ausrei- 
sen können) liegt auf der Hand. In 
der Regel sind die USA mit dieser Po- 
litik gegenüber den Sowjetrevisionisten 
gut gefahren — kein Grund für sie, von 
dieser Methode abzuweichen. 

Bei all diesem Poker zwischen den 
USA und der Sowjetunion,der die 
weitere Aufrüstung dieser beiden 


eigene | Mächte geradezu erzwingt, sollte man 
Aggressionspolitik durch Gegenmaß- | aber nicht vergessen, daß beide ihre 
nahmen ihres Gegners. Die ganze Ar- | Waffen nicht nur gegeneinander ge- 


richtet haben, sondern auch jeder für 
sich die Volksrepublik China bedro- 
hen. . 
Militarismus-Kommission des, 
‚KB/Gruppe Hamburg 


Fe  —— — 


Südostasien stieg von 2,735 Mrd. Dol 
lar_ 1972/73 auf 4.069 Mrd. Dollar 
1973/74, 

Das Weißbuch weist auch darauf« 
hin, daß die US-Regierung die Vor- 
handlungen über ihren Beitrag zum 
Wiederaufbau der DRV durch tak- 
tische- Manöver immer wieder ver- 
2ögert und belastet hat, 

Eine Lösung kann nur dadurch 
erreicht werden, daß US-Regierung 
und Saigoner Verwaltung vom viet- 
namesischen Volk, mit Unterstützung 
der internationalen Solkdaritat zur 
Einhaltung des Pariser Abkommens 
gezwungen werden: die USA münsen 
jede militärische und politische Un- 
rotützung der ThiewClque, jede 
Einmischung in Südvietnam, ebenso 
wie in Laos und Kambodscha, 
ben. Die Saigoner Verwaltung muß 
alle Übergriffe auf die befreiten Ge- 
biete einstellen, alle politischen Ge 
0| fangenen freilassen und die volle Aus 
übung der demokratischen Frei 
wrantieren, 


Dolitische Entrechtung, denen ni 
mentlich das Industrioproleta 

die Landarbeiter (Campesinos) in Bo 
livien ausgesetzt sind, führte in den 
letzten Monaten 
Streiks und Protestaktionen in ver- 
schiedenen Regionen des Lander 
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Manuel Hermandez, Bergarbei- 
terführer, auf einer Massenkund- 
gebung der Mineros in Potosi 
(Bolivien), am 2. Februar 1974: 


as unbeschreibliche wirtschaft 
liche Elend und die völlige 


iat und 


(zunehmend) zu 


Unmittelbarer Anlaß der Jüngsten 


Mawenkämpfe waren Preiserhöhun 
won v 

‚gen Grundnahrungsmitteln. Die In- 
Mationsrate betrug hier allein für 1973 
rund 100 (einhundert!) Prozent. Das 
bedeutet die Verdoppelung des Mas- 
senelends! 


allem bei den lebenswichti 


Während die Preise Rekordmar- 
ken erklommen, waren die Löhne 
durch einen staatlich verordneten | 

p' für das gesamte Jahr 73 


faschistische Banzer-Re- | 
aime im Januar dieses Jahres nun 
noch einmal die Verdoppelung des | 
Preises für Mehl, Brot, Teigwaren, | 
Reis, Zucker ufd Kaffee verfügte 
und die Waren nicht mehr, sondern 
immer knapper wurden — gingen die | 
werktätigen bolivianischer' Massen im 
wahrsten Sinne des Wortes „auf die 
Basrikaden” 

Am 20.1.74 meldete die boliviani 
sche Tageszeitung „Los Tiempo 
daß 7000 Arbeiter der Industriege- 
biete um Cochabamba mehrere Aus 


>Wir sterben lieber stehend, 
als knieend zu leben !“ 


fallstraßen durch Barrikaden blockiert 
haben und Protestmärsche veranstal 
teten, Die Campesinos derselben Re- 
gion beteiligen sich mit mehreren 
tausend Mann an den milltanten Ak 
tionen. Mehrere Tage lany können die 
Arbeiter die Blockade gegen Polizei 
und Militär verteidigen. Vorüberge 
hend wird sogar der Chef der drt 
lichen Sicherheitstruppen, General 
Perez, von den Demonstranten ge- 
fangen genommen 

In den folgenden Tagen (21. bis 
24. Januar 74) verbreitert sich die 
Kampffront rasch: Vor allem die 
Industriearbeiterschaft und die tra 
ditionell kampfbewußten Bergleute 


(Mineros) in La Paz, Oruro, Potosi 
und im Altiplano (Hochebene) kom- 
men ihren Klassenbrüdern durch 
Streiks und Protestversammlungen zu 
Hilfe. Am 23. und 24. Januar hatte 
sich die Streikfront auf mehrere zehn- 
tausend Menschen ausgeweitet, nach- 
dem sich auch. beträchtliche Teile 
der Versicherungs- und Bankangestell- 
ten zum Kampf entschlossen hatten. 

Wie den Informationen der AELA 
zu entnchmen ist, schließen sich auch 
die Bauern erstmals seit 1952 (!) 


| den kämpfenden Arbeitern an (che 


dazu, „Lateinamerika heute”, Febru 
ara), 


Neben den Forderungen nach Zu 
rücknahme der verordneten Preiser 
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höhungen, nach Verbesserung von 
sozialen. Leistungen und Lohnerhö- 
hungen (die Mineros und ihre Ge- 
werkschaft z.B. verlangen 100% 
mehr)- wurden. vor allem antifaschi 
stische Losungen aufgestellt 

Aufhebung den Konlitionsverbotsn 

Freiheit für alle politischen Ge- 

fangene wa.m. 

Das Faschisten-Regime des Ober 
sten Hugo Banzer antwortete auf die 
Anklage und die Forderungen der 
werktätigen Massen mit brutalster 
Gewalt: Am 28. Januar verhängte 
die Regierung den Belagerungszu- 
stand über das Land und schickte 
Panzer und Bomber in die Region 
Cochabamba, um den Widerstand der 
Massen in einem Blutbad zu erstik- 
ken. 

Banzer brachte den Zynismus auf, 
die Empörung und die Kämpfe des 
bolivianischen Volkes, in Anspielung | 
auf die Ereignisse in Chile, einer 
"Kommunistischen Internationale'an- 
zudichten. Diese sei bemüht, „vor 
kurzem verlorene Positionen in La- | 
teinamerika (}) wiederzugewinnen 
und Bolivien zu einem internationa- | 
len Zentrum der Verschwörung (!) 
zu machen.” ($o B. wörtlich, It 
Süddeutsche Zeitung 30.1.) 

“Unbarmherzigkeit” sei das Gebot 
der Stunde, erklärte Banzer sogar 
vor der internationalen Presse und er 
versicherte, daß gegen die ’Extremi 
sten’ (sprich: das kämpfende Prolc- 
tariat „mit allen uns gesetzlich und 
notfalls - auch außerhalb des Ge 
setzes zur Verfügung stehenden Mir 
teln” vorgegangen würde.(so.lt. SZ) 

Neben dem alsbald einsetzenden 
blutigen Terror der Soldateska ver- 
suchten die Faschisten, die Bauern 
und auch die Landarbeiter gegen die 
Arbeiter (und insbesondere deren 
Führer) aufzuhetzen. Auf giner Ver- 
sammlung vor den Bauern rief Ban- 
zer: „In meiner Eigenschaft als 
Volksführer (1) gebe ich Euch die P 
role: Schlagt den ersten kommuni- 


Die werklätigen Massen Boli- 
viens hatten sich im April 1952, 
gestützt auf bewaffnete Milizen, 
gegen die brutale Herrschaft der 


heimische Bourgeoisie (die wie- 
derum "eng mit. ausländischem 
Großkapital verbunden war) er- 
hoben. Dieser heftigste Aufstand 
in der Geschichte Boliviens führ- 
te zur Enteignung des Groß- 
jgrundbesitzes, zur Verstaatli- 
chung der Bergwerke und zur 
Auflösung der Armee, die der 


stischen Agitator tot, der auf den 


en er 

Siischen Apltator (ot, der auf d 

Feklern erscheint! Ich ermächtige 
Euch dazu und übernehme die V 
antwortung. Ich werde Euch dafür 
belohnen” (I. FR vom 4.2.1974) 

Offenbar spekulierte Banzer hier 
auf die Wiederholung von Ereignissen 
| aus dem Jahre 1967: Damals war es 
| seinem Gesinnungsfreund Barrientos 
gelungen, eine Allianz. von Militär 
und Bauernschaft im sogen. Pacıo 
| Mitar — Campesinos’ zustandezu- 
ringen und sogar bewaffnete Bau- 
ernmilizen gegen streikende Bergar 
| beiter einzusetzen (siche dazu „La 
| teinamerika heute", Februar "74, 
sa 


Wie es scheint, ist diese typisch 
faschistische Taktik diesmal nicht 
lungen. Die Bedingungen des Klas- 
senkampfes und die Stellung der 
Klasenkrifte haben sich seit *67 
deutlich geändert. Die Bauern sind 
nicht auf die Arbeiter losgegangen, 
sondern haben mit ihnen in dieser 
Situation gemeinsam gegen das Ban- 
zer-Regime gekämpft 

Offenbar hat das im Sold des Fa- 
schimus stehende Militär dennoch 
den Kampf der proletarischen und 
anderen werktätigen Massen nieder- 
schlagen können. Die letzten uns 
vorliegenden Berichte (aus der bür 
gerlichen Presse) sind zwar nicht 
unbedingt eindeutig, was den Zu 
stand des antifaschistischen Wider 
standes angeht, vermitteld aber doch 
ein eindruck volles Bild über das Blut 
bad, das die Faschisten unter den 
Atbeiterm angerichtet haben 


‚In der bolivianischen Provinz Co- 
habamba sollen in der vorigen Wo- 
che (das Ist die Zeit vom 23.-30. 
Januar, Anm. d. AK-Red.), nach An 
| naben der katholischen Kommission 
| ür Gerechtigkeit und Frieden bi 
| 100 «*) Menschen geidtet worden 
sein.” (82, 5.2.1974), 


| 
Bei Großrazzien, die von 
und Militär vornehmlich in den 
beiterviertein der Industriezentren 
‚durchgeführt wurden, sollen zahlrei 
che Ant-Faschisten festgenommen 
und zu ihren Kampfgenossen In d 
Gofängnisse und KZs aeworfen wo 
den sein (It. FR vom 29.1.1974), 


| 
| 
i Großgrundbesitzer und der ein- 


Hauptgarant _ der bourgeoisen 


Hauptgarant der bourgeolsen 


Herrschaft war. 
Die Revolution von ‘52 wur 
de nicht zur proletarischen Klas- 
# senherrschaft weitergeführt, weil 
die kleinbürgerlich-nationalistl 
schen Kräfte in der politischen 
Führung der Bewegung vorhern 
schend waren. 
Die Regierungsverantw 
\E ging an die MNR (National 
Revolutionäre Bewegung). deren 
Führer Paz Estensoro in den fol 
genden 12 Jahren die Regierunge 
geschäfte entweder direkt oder 
aus dem Hintergrund führte, 
Estensoro, der 1952 nur mit 
Hilfe der Arbeiter und ihrer Ge 
werkschaften - gegen den Wi 
derstand des alten Regimen - das 
Präsidentenamt erlangen konnte, 
baute gegen die proletarisch-re 
| volutionären Kräfte erneut eine 
\E Armee auf — was die Entwaff: 
nung der proletarischen Milizen 
Bee 
Das von der MNR verwirklich- 
te Programm sicherte ihr zwar 
die Unterstützung der Landar- 


beiter (deren Status durch eine 
Bodenreform 'verbesert wurde), 


nm 


führte sie aber zunehmend in 
Gegensatz zur Arbeiterklasse und 
‚den Gewerkschaften. Die mehr 
‚oder weniger duldsame Haltung. 
gegenüber der Regierung, die na 
mentlich die COB (Dachorgani- 
sation der Gewerkschaften) ein- 
genommen hatte, wurde aber 
erst 1963 (!) aufgegeben. 


Der zunehmend pro-imperi- 
alistische Kurs des Estensoro- 
Regimes konnte nicht“ verhin- 
dern, daß nach den Wahlen 1964 
(die wieder von der MNR ge- 
(die wieder von der MNR ge 
wonnen würden) mit Bartientos 
erstmals ein Militärdiktator die 
politische Bühne Boliviens be 
trat. Mit diesem Rechts-Putsch 
wurde eine Serie von gewallss- 
men Machtwechseln an der 
Stastsspitze eingeleitet, die bis 
1971 vier Präsidenten jeweils 
nicht mehr als zwei Jahre gönn- 
te. 


Nach einigen Zwischenetap- 
pen gelang es im Oktober 1970 
dem “fortschrittlichen” General 
Juan Jose Torres, das Präsiden- 
tenamt zu ergreifen — und zwar 
mit Hilfe der werkiätigen Mas- 
sen, die mit einem. General- 
streik Ihr Votum für Torres be- 
kräftigten, 


Die Regierung Torres wurde 
im August 1971 durch.die Far 
schisten um Banzer mit einem 
Militärputsch. gestürnt, Der Wir 
derstand von Arbeitern und Stu 
denten, an die noch In lotater 
Stunde Waffen zur Verteidigung 
der Regierung Torres auspege- 
ben worden waren, brach Inner- 
halb weniger Tage zusammen. 


r 


nenn 
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ENGLAND 


Streiks und Neuwahlen 


Für den 28.2.74 hat Premierminister Heath 


'neuwahlen angesetzt 
Diesem Entschluß wi 


5.2. beschloß dann die Führung der 


schaft (NUM = National Union of Mineworkern), mit 
dem Streik am 102. um 0 Uhr zu beginnen, 


Die Bedeutung dieser Wahl liegt für 


rialisten darin, abzutesten, wie die Arbeiterklasse und das 
die vier hinter ihnen liegenden Jahre 
arbeiterfeindlicher Tory-Politik reagiert. Es gibt im Rah- 
men der Wahlmöglichkeiten zwischen den bürgerlichen 


Kleinbärgertum 


Parteien Tory und Labour und beim 


zu nehmenden revolutionären Alternative nur zwei Mög- 


lichkeiten des Ausgangs der Wahl: 


1. Angesichts der offen reaktionären Tory-Politik ent- 

‚schekdet sich der Teil enttänschter Labour-Wähler. die 
’70 den Tories zum Sieg verholfen haben, heute wieder 
für Labour, D.h. also, Labour hätte es wieder geschafft, 
sich in den Jahren der Opposition als glaubwärdige Al- 
ternative zu profilieren, zumindest aber als das „kleinere 
Übel“. Falls sich die Mehrheit der Wähler für Labour ent- 


'Tories haben unter der Führung 
Dion here tean man vn 1970 
die Geschäfte der englischen Imperia- 
ten besorgt und dabei recht deut- 
h ihren arbeiterfeindlichen Charak- 
ter gezeigt, 

Einführung des sog, „Antistreikge 

setzes“, das die Streikfreiheit auf- 
) die Registrierungspflicht für die 
jewerkschaften einführt und Gefäng- 
nis- und Geldstrafen für „illegale“ 
Streiks verhängt: (s. AK 21) 

Eine Lohnpolitik, die den Kapit 

listen bei Lohnstop bzw. Lohndik- 
tat von 7 - 8 % für die Arbeiter unge- 
heure Profite bescherte, 
Eintritt in die EG — gegen den 
Willen der Mehrheit der Englän- 
der 

Zunehmende antiko 

Hetze, Verfolgung linker Menschen 
und Organisationen in England 

Hürtere Verfolgung der Irisch Re 

publikanischen Armee (IRA) in 
Kingland und Irland 


England und Irland, 
Notstandsmaßnahmen im Rahmen 
der sog, Ölkrise usw. usf, 
‚Angesichts der 1rotz massiven Het- 

ze überwältigenden Mehrheit der 

Bergarbeiter für Streik, setzte Heath 

Neuwahlen an. Die Tories begründen 

diesen Schritt damit, daß „Extremi- 

sten" und „Kommunisten“ in den 

Gewerkschaften „den Bergarbeiter- 

streik ausnutzen, um die britliche 

Wirtschaft kaputt zu machen, die Na 

tion zu lihmen und die gewählte Re- 

gierung zu zerschmettern." (So An- 
thony Barber, Finanzminister der To- 
ties am 9.2.) Aus diesen Gründen 
würden die Tories jetzt die Entschei- 
dung „in die Hände des Volkes“ legen 


Mit dieser Demagogie hoffen die 
Tories, die Stimmung zu ihren Gun- 
sten zu beeinflussen. 

Sie bieten sich als „starke Regie 
rung“ an, die dem „Chaos“ ein Ende 
setzen will: Offen wird angekündigt, 
daß im Falle eines Tory-Sieges die 
Streikunterstützung für die Arbeiter 
familien gestrichen wird (s. AK 39). 

‚Offen werden die Bergarbeiter auf 
efordert, zurückzustecken: 

„Ich hoffe, die Bergarbeiter ver 
stehen, daß sie viel fordern können, 
und daß die Nation (!) es Ihnen be. 
reitwilig geben wird, aber wenn die 
Grenze überschritten wird, muß man 
von Ihnen oder auch einer anderen 
Gruppe fordern, zurückzustecken 
und das ist es, was gerade getan 
wird.“ 

$o Sir Douglas Home, Tory-Aur 
senminister, auf einer Wahlveranstal 
tung 

Offen wird der Streik der Bergar 
beiter als Umsturzversuch von Kom 
munisten hingestellt, Offen wird mit 
dem Einsatz von Polizei und Militär 
gegen streikende Bergleute gedroht 

Die Tories erwarten, daß der Teil 
enttäuschter Labour-Wähler, der ihnen 
bei der Wahl 70 zugute kam, sich trotz. 
dieser offen arbeiterfeindlichen Pol 
tik diesmal nicht wieder für Labour 
entscheidet. Sie erwarten, daß bei die 
ser Teil die Argumentation, die Mine 
re Englands Niege an den unverschäm- 
ten Forderungen der Gewerkschaften, 
dem Streiks und den Umsturaversu 
chen der Extremisten, verfängt 


D. b. die Tories spekulieren auf 
einen Ruck nach rechts In der engl 
schen Gesellschaft, der ihnen den 
Schein einer Legitimation für weitere 


vorausgogangen, daß sich die 
Dergarbeiter, die seit rund drei Monaten Überstunden 
verweigern, in einer Urabstimmung in der letzten Januar- 
woche mit #1 % für Vollstreik ausgesprochen hatten. Am | 2 


Di 
‚rgarbeitergewerk- 


‚nglischen Impe- 


Streiks und Kom: 


Fehlen einer ernst 


Vorantreiben 


arbeiterfeindliche Maßnahmen geben 
soll, 


Labouı 
Orientiert die Arbeiter aufs 
Parlament und schlägt nach links 


Die Labour Party ist eine sozialde- 
mokratische Partei, deren Wähler- 
schaft. traditionell in der Gewerk- 
schaftsbewegung und der Arbeiter- 
schaft wurzelt und die sich aufgrund 
dessen nicht so offen auf reaktionäre 
Parolen (Nationalismus, Faschismus 
usw.) stützen kann und die bei der 
praktischen Durchführung der Ge- 
schäfte der Kapitalisten größere Rück- 
sichten auf ihr Image als „Arheiter- 
partei” nehmen muß, d. h, mehr das 
Mittel des geschickt getarnten Betrugs 
an den Arbeiterinteressen einsetzen 
muß, 

1970 war dies Image der Labour 


1970 war dies Image der Labour 
Party als „Arbeiterpartei” ziemlich 
zerschlissen, so daß die Tories siegten, 
Darin kam einerseits die Enttäuschung 
breiter Arbeiterschichten, die sich z. 
T. in Nicht-Wahl äußerte, zum Aus 
druck. (So war die Wahlbeteiligung 
mit nur 72 % laut „Spiegel” wesent- 
lich niedriger als erwartet). Anderer 

ts aber ist es den Tories als traditio- 
neller Partei des Kleinbürgertums of- 
fenbar gelungen, einen gewissen Teil 
auch der Arbeiter für sich zu gewin 

Die Labour Party hat in den letz. 
ten Jahren und vor allem in den letz 
ten Wochen versucht, sich als „linke” 
Alternative zu profilieren, indem sie 
kräftig auf Opposition machte. 

So schwingt Wilson, Chef der La- 
bour Party, gegenwärtig radikale Re- 
den zur Inflation: „Mehr als irgendwo 
sonst beirog Heaih unser Volk mit 
den Preisen ..."” Und anläßlich der Er. 
höhung des Gehaltes eines Managers 
einer großen Firma von 55.000 Pfund 
auf 65.000 Pfund im Jahr sagte Wil 
son: „Der Bergmann der Markham 
Grube, der letzte Woche umkam, wür- 
de, wenn er noch lebte, 28 1/2 Jahre 
in der Grube brauchen, um 55.000 
Pfund zusammen zu bekommen. Sei- 
ne Lohnforderung lehnte Heath ab. 
Aber 55.000 Pfund für den Manager 
hielt man nicht für ausreichend und »0 
bekommt er noch weitere 10.000 
Pfund!” 

Außerdem verspricht Wilson die 
Abschaffung des Antistreikgesetzes, 
die Abschaffung der Preisbehörde, 
die Senkung der Mieten usw. usf. Dar 
bei läßt sich leicht beweisen, daß die 
Labour Party in der Zeit ihrer Regie- 
rung (64 + 70) haargenau die gleiche 
Politik wie die Tories verfolgte (wenn 
auch mit anderen - eben sozlaldemo- 
kratischen - Methoden), wenn wir die 
Folgen für die Arbeiter als Maßstab an 
Iegen 
® Labour bereitete den Eintritt in die 

EG vor (der jetzt lauthals von ihr 

kritisiert wird) 

© Labour legte 69 den ersten Ent 
wurf für das Antistreikgenetz vor 

© Labour gab 65 Lohnleitlinien her 
aus und ging 66 zum totalen Lohn. 
stop übe 


Diese wenigen Beispiele mögen ge 
nügen, um zu zeigen, daß sich die Poll 


tik der Labour Party nicht grundsätz. 
lich von der der Tories unferscheidet, 


vorn das auch beide glauben ma. 


scheidet, würde das bedeuten, di 
nialisten das Tempo und die Offenheit ihrer Angriffe auf 
die Arbeiterklasse in gewisser W: 
also mehr zum Mittel des sozialdemokratischen Betrugs 
greifen müssen, um 
andere Möglichkeit besteht darin, daß die un- 

glaubliche Demagogie und Erpressungsversuche der 
'Tories in den letzten Monaten (Dreitage-Woche, Not- 
standsmaßnahmen usw., s. AK 39) verfangen haben; daß 
ein größerer Prozentsatz des Kleinbürgertums, aber auch, 
der Arbeiterklasse den Lügen, die Gewerkschaften, 


die englischen Impe- 


drosseln müßten, 


1 Ziel zu kommen. 


‚nisten seien Schukl an der Misere 


‚englischen Volkes, Glauben schenkt; daß also ein größe- 
ver Teil sich einreden läßt, daß nur eine „starke Regie- 
nung“, die „hart durchgre 
Tories im Wahlkampf) die „englische Nation‘ 
kann, Die zweite Möglichkeit besteht also in einem 
ch rechts, in der zunehmenden Faschiserung der eng: 
Hichen Genschaft. 
Ein Wahlsieg der Tories wäre für die englischen Imperiali- 
sten der Startschuß für noch hemmungslosere Angriffe, 
für die gnadenlose Knebelung der Arbeiterklasse und dem 
faschistischen Formierung der engli- 
schen Gesellschaft auf dem Weg in die EG. 


(faschistische Parolen der 
retten 
ick 


‚chen möchten: beide - Labour wie 
Tory — sind Parteien der englischen 
Imperialisten und führen deren Ge- 
schäfte — mit unterschiedlichen Me- 
thoden, in der Regierung oder in der 
Opposition. 

Eine der Hauptparolen Wilsons ist 
die Forderung „England zurück an 
die Arbeit!” — denn alle Forderungen 
der Arbeiter müßten, und damit kom- 
men wir auf den Kempunkt sozialde- 
mokratischer Politik, im Parlament 
durchgefochten werden) 

Einher geht mit dieser Orientierung 
der Arbeiter auf die Verlegung der 
Auseinandersetzung mit den Unter- 
nehmern ins Parlament eine zuneh- 
mende Hetze gegen Kommunisten 
und „überholte Klassenkampfvorstel- 
lungen 

Die Sozialdemokraten wissen ganz 
genau, daß ihre einzige Chance, den 
Arbeitern das eigenständige Kämpfen 


entschlossen 


auszureden, in der Isolierung und Kri- | 


minalisierung ihrer Führer — der Kom 
munisten — liegt. Gerade dies wird 
der größeren Militanz der 


feindliche Politik der Tories - eine der 
Kardinalaufgaben einer neuen Labour 
Regierung sein. 

Bei dieser Desorientierung der Ar- 
beiterklasse unterscheiden sich La 
bour-,Linke” und Labour-Rechte nur 
im Ton. Hören wir erst Reginald Pren- 
ice - ein Rechtsaußen, der aus der 

‚werkschaftsbewegung kommt, sie- 
ben Jahre lang Rechtsberater der 
Transportarbeitergewerkschaft war (1) 
und von Wilson letztes Jahr zum Ar 
beitsminister (!) des „Schattenkabi 
netts” der Opposition ernannt worden 
ist: „Die gemäßigte und vernünftige 
Mehrheit der Gewerkschaftsmitglieder 
muß sich gegen die militante Minder 
helt, die in den Begriffen einer über 
holten Kiasenkampfes denkt, zur 
Wehr setzen. Ich unterstütze voll die 
ergarbeiter in ihrer Forderung nach 
höheren Löhnen. Ich untersrürze aber 
nicht die Argumente von Leuten, wie 
MeGahey (Mitglied der Uxekutive der 
beitergewerkschaft, außerdem 
führendes Mitglied der revistonisti 
‚Kommunistischen Partei”, CP 

AK). Er spricht, als ob das 
allen ein Til des Kampfes für den 
Umsturz der Gesellschaft sel, Es Ist 
nichts dergleichen. Die Umwandlung 


der Gesellschaft ist erwas, war wir 


durch den Stimmzettel, nicht durch 
Industrielle Aktion anstreben. 
Demgegenüber Michael Foot, Mit 


lied der „linken“ Tabour-Fraktion 
im Parlament, die sich nach der Wo- 
chenzeitung „Tribune” nennt und die 
rund 50 Abgeordnete stark ist 

Diese Abgeordneten-Gruppe hat 
sich übrigens scharf und Öffentlich g 
sen die antikommunistischen Angriffe 
auf McGahey ausgesprochen, und zwar 
sowohl gegen die Angriffe aus der kon- 
servativen Eicke (Ileath im Fernsehen, 
5. AK 39) als auch der sozialdemokra 
schen. $o lehnte sie und darüber hin- 
aus mehr als die Hälfte der Labour- 
Fraktion im Parlanient es ab, ein P 
pier der Parteiführung zu unterschrei- 
ben, in dem die Aussagen McGaheys 
scharf verurteilt werden! Ein Vorgang, 
den man sich bei der bundesrepubli- 
kanischen Ausgabe der Soziaklemo- 
kraten nicht vorstellen kann! 

Die Tribune-Gruppe scheint in Eng- 
land die Funktion inne zu haben, die 
in Westdeutschland die Jusos ausüben: 
Integration linker Kreise, die die offi- 
Bl sonlademekratische Poltik mi 
einem sozialistischen Anspruch kri 
sieren, und Bestärkung der Illusion, 
man könnte durch Arbelt und Kritik 
innerhalb der Partei, die Parteiführung 
zur Änderung des arbeiterfeindlichen 
Kurses zwingen. 

Ein wichtiger Unterschied zwischen 
der englischen und westdeutschen s0- 
ziaklemokratischen Partei scheint aber 
darin zu bestehen, daß erstens diese 
sozialistische Opposition in England 
wesentlich größer ist; zweitens, daß 
sie und die Arbeiterklasse nach dem 
II, Weltkrieg die Labour Party mehrere 
Male als Regierungspartei erleben durf- 
ten; drittens, daß sie einen erheblich 
grösseren Einfluß in der Gewerk- 
schaftsbewegung hat,bzw. sich z. T. 

ıch daraus rekrutiert 
Im Grunde kann man sagen, je 
schärfer die Kritik an der offiziellen 
Parteipolitik;"desto schwieriger wird 
die Aufgabe, „Integration” zu leisten, 
sein, desto wortradikaler müssen sol 
che Gruppierungen werden. Auf die 

iergrund ist wohl auch die of- 
fene Ablehnung der Parteiführungs- 


reverse im Parlament zu sehen. Denn 


inhaltlich unterscheiden sich — wie 
‚oben gesagt — die Aussagen der „lin 
ken” und rechten Sozialdemokraten 
nur in Nuancen. Das wird auch an den 
Aussagen Micheal Foot in einem 
„Spiegelgespräch” von Anfang Januar 
deutlich 

‚Eoot: ... wohl existiert in England 
‚en revolutionäres Potential. Aber die 
se Revolution wird, so hoffe und glau 
be ich, mit parlamentarischen Mitteln 
verwirklicht werden. ... und es besteht 
‚kein Grund, warum die gegenwärtigen 
wirtschaftlichen oder revolutiondren 
Wandiungen in England ihr Ventil (!) 
nicht im Parlament finden können. 
‚Aber niemand vermag zu prophezeien, 
waz passieren wird, falls die Drei- Tage- 
Woche aufunabsehbare Zeit beibehal 


ten wird 
Spiegel: Manche Konserratven be 
| Recpten, Kommunizten rien dsen 
Streik und hätten sich gegen diesen 
Stası dazu verschworen 
Was sagen Sie dazu? 
| Eonti Wer sich eine solche Schlußfol 
gerung zu eigen macht, int dumm. Die 
ser Arbeitskampf hat überhaupt nichts 
mis einer kommunistischen Verschwö 
fung zu tun. Kommunisten hat eı un 
fer den Kumpeln immer gegeben, das 
ist ein Teil Ihrer Geschichte, eine 
de ihrer Ausbeutung (1). Wir Linken 
haben Harold Wilnon - als er regierte 
wegen manchem Fehler harı kritt 
tert. Jet hat die Pariei jene Pollıik 


übernommen, die wir damals verira 
ten (!). Wenn wir wieder an die Macht 
‚kommen, wird Labour sehr viel radl 
kaler regieren, als damals“, 
(„Spiegel 

ren! 
‚die Arbeiter auf die „Umwandlung 
der Gesellschaft durch den Stimmaet- 

/ährend aber Prentice als typi- 

scher rechter Demagoge die Aufgabe 
übernimmt, die Arbeiter gegen die 
Kommunisten aufzuhetzen die 
vernünftige Mehrheit .... muss ... sich 
zur Wehr vetzen ..." 
hinstellen und sa 


nig, da die Kommunk 
sten kaum Einfluß hätten — was ak: 
stens zweifellos eine realistische Kin 
schätzung Ist, zweitens de 
unter anderem Ergebnis der Arbeit 
solcher Demagogen vom Schlage eines 
Prentice ist! 


DR. de cheinelge und chi 
bare” ‚ommunisti eil 
‚eines Foot ist nur die andere Seite der 
üblen Hetze und. des Arbeiterverrats 
eines Prentice! 

An Foots Aussagen wird auch sehr 
deutlich, wie bewußt die Sozialdemo- 
kraten herangehen, die Arbeiter von 
‚der Revolution abzuhalten: Er spricht 
offen davon, daß viele Bergleute infol- 
ge ihrer Ausbeutung (!) Kommunisten 
seien, er stellt diese Weltanschauung 
als notwendige Folge der tatsächlich 


vorhandenen Ausbeutung — die er 
nicht abstreitet! — dar. Ansonsten 


wird von der Sozialdemokratie der 
Kommunismus ja immer als etwas der 
Arbeiterklasse Fremdes, Aufgesetztes 
dargestellt, wozu „Agenten” und 
„‚Provokateure” die Arbeiter erst über- 
feden müßten usw. usf. 

Er sagt weiter, daß das gegenwärti- 
ge „revolutionäre Potential” in Eng- 
land aber noch sein „‚Ventil im Parla- 
ment finden kann“, Die Worte, die er 
wählt, verraten das, was er meint: Mit 
‚einem Ventil läßt man Luft ab, wenn 
zuviel (revolutionärer) Druck besteht, 
um das Platzen zu verhindern. Und 
haargenau das ist die Aufgabe der So- 
zialdemokratie: das „Platzen” des Ka- 


MeGahen wird von jubeinden Bergleuten umdrängt, als bekannt wurde, daß der Vorstand sich 
hat 


Mineitung 
1. Der für diese Ausgabe angekün- 
digte Artikel über die Politik 
der super-Tinken’ „KPD/ML" auf 
der HDW — Hamburg muß aus 
redaktionellen Gründen verscho- 
ben werden. Er wird im AK 41 

erscheinen. 
2. Ex wird offenbar von interes- 
sierter Seite ger Ge 
rücht ausgestreut, daß es in den 
zurückliegenden Wochen aus den 
Werften-Zellen des KB Übertrit 
größeren Umfanges zur 


nachdern er sich in grundlegen. 
den Fragen des Klamenkampfes 
wegen die Positionen des KB ge- 
stellt hatte — aber nicht bereit 


diesen Ausschluß bestätigt. 

Zellen-Leitung Werften 

KB-Gruppe Hambur 
N 
Aus einem technischen Vereh 
wurden die Mildunterschriften der 
beiden Fotos auf 8, 10, AK 39 mit- 
‚einander vertauscht, 


‚Arbeiter 


Forts. England 


pitalismus zu verhindern! 

Foot hat leider Recht, wenn 
Bewegung in der englischen Arbelter- 
klasse so einschätzt, daß die Kommu- 
nisten kaum Einfluß haben und die So- 
ziaklemokraten sie noch auf parla- 
mentarische Mühlen Jonken kann. Man 
muß wahrscheinlich sogar sagen, dab 
das heute — 1974 — leichter Ist, als 
10 oder 71 war. Die masenhaften 
Politischen Aktionen und Demonstra- 
tionen sind abgeflaut. Anlässe, die 
noch vor einigen Jahren ZU 
auf die Straße gebracht 


gung seit 


wicklung kam. 


Die Kämpfe gegen 
das Antistreikgesetz 


Die Jahre 69, 70 und 71 standen 
im Zeichen der Kämpfe gegen das An- 
tstreikgesetz. Die Labour-Arbeitsmi- 
nisterin Barbara Castle legte 69 den 
ersten Entwurf dieses Gesetzes vor, 
mit dem die Streikfreiheit der Ge- 
werkschaften aufgehoben und Strafen 
für „wildes” Streiken eingeführt wer- 
den sollten. 

Die Empörung über dieses Ge- 
setz war in der Arbeiterklasse so 
wroß, daß es zu zahlreichen politi- 
schen Warnstreiks und Demonstra- 
tionen kam. Organisiert wurden die- 
se Kämpfe in der Regel nicht von den 
Gewerkschaftsführungen, sondern 
von betrieblichen und überbetriebli- 
chen Shop-Steward-Komitees, Komi- 
tees also von Betrieblich gewählten 
gewerkschaftlichen Vertrauensleu- 
ten. Darüber hinaus entstanden 69. 
die sog. „Komitees zur Verteidigung 
‚der Gewerkschaften”, die im natio- 
nalen Rahmen politische Massenak- 
tionen gegen das Gesetz durchzufüh- 


(18). Im Londoner Verbindungsko- 
mitee zur Verteidigung der Gewerk- 
schaften stellte die CP den Sekretär 
und den Vorsitzenden. 

Es müßte genau untersucht wer- 
‚den, welche politischen Vorstellun- 
gen in diesen Komitees vorhanden 
waren, welchen Einfluß die verschie- 
‚denen linken Organisationen hatten 
usw., um über die Bedeutung dieser 
Massenorganisation Genaueres sagen 
zu können. Fest steht allerdings, daß 
die breiten politischen Massenkämp- 
fe ohne diese Komitees nicht denk- 
bar wären 
© Am 27.2. und 1.5.1969 folgten 

rund 200.000 Arbeiter und Ange- 
stellte dem Streikaufruf der Komi- 
tees. 


@ Es konnte eine Sonderkonferenz 
mn 


des TUC erzwungen werden, auf 
der das Gesetz abpelchnt wurde 
® Aufgrund dieser breiten Opposl 
tion sah sich die Labour Reple- 
rung gezwungen, den Gesetzentwurf 
zurückzuziehen (noch 691) 
© Nach der Rogierungsübernahme 
der Torien im Sommer 70 und 
der erneuten Vorlage des Gesetzes 
durch Arbeitsminister Robert Carr, 
riefen die Komitees zu einer Arbei- 
ferkonferenz in London auf, an der 
sish über 1.800 Gewerkschafis-Deie- 
werte aus ganz England beteiligten 
Die ganze Bedeutung dieser Tatsache 
wird daran klar, daß es sich hier 
nicht um eine offiziell von der Ge- 
rkschaftsführung _ einberufene 
Konferenz handelte, sondern um 
eine im wesentlichen von Kommuni- 
sten und Sozialisten organisierte 
© Im November 70 streikten über 
1 Million Arbeiter gegen das Ge- 
win 
© Im Januar und Februar 71 gab es 
kaum einen Tag ohne Massende- 
monstrationen und Warnstreiks, HO- 
hepunkt war eine vom TUC organi- 
sierte Demonstration durch London, 
un der ich 140.000 Menschen be 
1 
© Am Tage der Sonderkonferenz 
des TUC am 183.71 streikten 
nach dem Aufruf durch die Komi- 
tees und zwei Einzelgewerkschaften 
rund 3 Millionen Arbeiter. 
Trotzdem wurde das Gesetz 71 
verabschiedet. Der Kampf der engli- 
schen Arbeiterklasse war verraten 
worden durch die sozialdemokrati- 
sche Gewerkschaftsführung im TUC, 
die ständig versucht hatte, die 
Kampfaktionen zu hintertreiben und 
sich auf der Sonderkonferenz sogar 
gegen Kampfmaßnahmen gegen das 
Gesetz ausgesprochen hatte! 


Kämpfe der Bergarbeiter und 
Eisenbahner im Frühjahr 72 
en 


Die nächsten Stationen der engli- 
schen Arbeiterbewegung waren der 
Bergarbeiterstreik im Januar/Febru- 
ar 72 und der Eisenbahnerstreik im 
März/April 72. Hierbei ging es um 
die Frage: Schaffen es die Tories im 


Bergarbeiter 
die Bisenbahner 13,5%. Dieses Nach- 
‚geben der konservativen Regierung 
und der Kapitalisten ist nur auf der 
Grundlage der breiten Solidarität 
großer Teile der englischen Arbeiter- 
klasse zu verstehen. So solidarisier- 
ten sich Transportarbeiter, Kraftwer- 
ker, Docker, Setzer und Drucker in 
Warnstreiks mit ihren kämpfenden 
Kollegen 

Einen politischen Teilsieg aller- 
das unen die Korkallenn und 
ihre Regierung im Eisenbahnerstreik 
davon: sie setzten die erste Anwen- 
dung des Antistreikgesetzes durch, 
worauf sie beim Bergarbeiterstreik 
noch verzichtet hatten, und zwar 
zwangen sie den Eisenbahnern nach 
der Urabstimmung, die eine über- 


wältigende Mehrheit für Streik goge- 
ben eine „‚Abkühlungsperiode" 


n ihren Kampf wieder voll a 
nahmen, spricht für die ungebrochene 
gewaltige Kampfbereitschaft der Kolr 
legen, 

Daß allerdings die „Abkühlungs- 
Periode” durchgesetzt werden konnte 
und, soweit wir dies beurteilen kön: 
nen, auch weitgehend eingehalten 
wurde, zeigt, daß die Eisenbahner sich 
mit dem Gesetz, gegen das sie noch 
ein Jahr zuvor hart gekämpft hatte 
Is parlamentarisch verabschiedet 
jesetz abgefunden hatten. 


Illegalisierung „wilder“ Streiks 
und der Kampf der Docker 


Nach der Durchsetzung der „Ab- 
kühlungsperiode“ kam es Kapitalisten 
und Tories beim Dockerstreik im 
Sommer 72 darauf an, die Illeyalisie- 
rung spontaner, also nicht von der Ge- 
werkschaftsführung _ ausgerufener 
Streiks zu erzwingen. Das ist über- 
haupt das Kernstück des Gesetzen: 
Während hier in der BRD Streiks in 
der Regelerst auf Anordnung der Ge- 
werkschaftsführung begonnen wer- 
den und „wilde“ Streiks eher die 
‚Ausnahme sind, wurden in England 
bisher 95% aller Streiks (!) durch 
die Arbeiter selbst begonnen. Die 
Gewerkschaftsführung zog immer 
erst gezwungenermaßen nach mit der 
offiziellen Erklärung der Streiks. 

Das war bislang für die englischen 
Arbeiter „nicht so tragisch“, da sie, 
was die finanzielle Unterstützung 
während der Streiks angeht, nicht 
auf die Gewerkschaftsführung ange- 
wiesen waren: in England zahlen 
nicht die Gewerkschaften Streikgeld, 
sondern die staatliche Sozialfürsorge 
(siehe AK 39). 

Diese relative Unabhängigkeit der 
englischen Arbeiter von der reformi- 
stischen Führung muß von den Kapi- 
talisten abgebaut werden, wollen sie 
die Arbeiter „zur Raison“ bringen: 
Dies geschah einmal durch die Illega- 
lisierung „wilder Streiks“ durch das 
Gesetz, dies soll zum zweiten durch 
die geplante Streichung der Streikun- 
terstützung geschehen. Damit treibt 
man die Arbeiter in die Arme der Ar- 
beiterverräter in der Gewerkschafts- 
führung, deren Verläßlichkeit im Sin- 
ne der Kapitalisten man kennt. 

Die Anwendung der Bestimmung 


über „illegale“ Streiks sollte im Streik. 
Au Ge kamen neh 

Die Anwendung der Bestimmung 
über „iliegale' Streiks sollte im Streik 
der Docker, die im Sommer 72 bereits 
seit 9 Monaten gegen Massenentlas- 
‚sung und Rationalisierung kämpften 
(allerdings ohne offizielle „Geneh- 
migung“ seitens der Gewerkschafts- 
führung!), ausprobiert werden: Die 
Londoner Justiz ließ im Juli fünf 
Streikführer verhaften. Alle 40.000 
Docker legten sofort die Arbeit nie- 
der, 150.000 Arbeiter und Angestell- 
te streikten aus Solidarität, Zig-Tau- 
sende demonstrierten in ganz Eng- 
land. (Man vergleiche damit die Zah- 
len 70/71) 

Nach fünf Tagen ließ die Klassen- 
Justiz die fünf „Pentonville-Docker“ 
(nach dem Gefängnis Pentonville, in 
dem die fünf saßen) wieder frei - sie 
hatte in diesem Fall auf die kompro- 
mißlose Anwendung des Gesetzes ver- 
zichtet- es hätte angesichts der Mas- 


NEUES FASCHISTISCHES BLUTBAD DURCH ZUFALL VERHINDERT 


Über die faschistischen Umtriebe und Putschvorbereltungen in Italien, worüber | 
wir im letzten AK ausführlich berichteten und einige Hintergründe beleuchte- 
ten, erreichten uns inzwischen neue Nachrichten. 


m 23. Januar griffen faschistische 

toßtrupps mach einer MSI-Ver- 
'anstaltung in Mailand Genossen von 
„Lotta Continua” und des „Movi- 
imento Studentesco” (Studentenbe- 
wegung) an. Ein Faschist schoß und 
verletzte einen Genomsen von „Lotta 
Continus” in der Brust. Daraufhin 
entwickelte sich eine einstündige 
Schlägerei, bei der auch die Pollzei 
eingniff = seibstverständlich uf der 
Seite der Faschisten, Zehn Genomen 
wurden verhaftet, mit dem Argument, 
daß „die Linken zahlreicher waren 
als die Rechten”, Nach einigen Be- 
fchten soll die Polizei auch ge 
schossen haben, Ähnliche kriminelle 
Provokationen der Faschisten fanden 
auch In Cagliari auf Sardinien stalt 
der Nacht zum 29. 
würde durch reinen Zufall ein n 


faschistischen Blutbad verhindert, 


bei Gelingen wahrscheinlich noch weit 
größere Ausmaße als das vom 12. 
Dezember 1969 in Mailand (strage di 
stato = Blutbad des Staates mit 16 
Toten und 90 Verletzten) gehabt 
hätte, In der Nähe von Pescara an 
der mi 
war eine riesige Menge Spt 
an die 

den. Damit sollte der Schnellzug 
„Freecia del Sud” (Malland-Bar) ge- 
troffen werden, der mit 700 Personen 
besetzt war. Die Ladung war so mon- 
tiert, daß sie our bei einem von Nor- 
‚den ankommenden Zug hochgehen 
konnte, Unplanmäßig fuhr aber ein 


Sondergüteraug aus Pescara in um- 
gekehrter Richtung, kurz vor dem 
„Frecein del Sud" 


Dadurch wurde 
geschnitten, so daß 
beim kurz darauf entgegenkommen- 


Stoßkontakt der Sprengladung ex- 
plofdlerte. 

In der darauffolgenden Nacht, am 
30. Januar explodierten wiederum in 
Mailand drei Bomben innerhalb einer 
halben Stunde: gegen das Chemische 
Institut der Medizinischen Fakultät, 
gegen ein Cafe und gegen eine Schule, 

Bezeichnenderweise versuchen die 
Faschisten bei einigen ‚ihrer letzten 
Anschläge gar nicht erst, sie den Lin- 
ken In die Schuhe zu schieben. Teil: 
weise operieren se ganz offen und 
hinterlassen sogar bei einigen Atten- 
taten Ihre Symbole und Kennzeichen, 
Einerseits zeigt dies die „Sicher- 
heit”, mit der sie sich bereits bewe- 
gen und mit der sie sich auf die 
‚Komplizenschaft immer größerer Tel- 
le des Staatsapparats verlamen kön- 
nen; andererseits dokumentiert dies 
‚den festen Willen der Faschisten, mit 
m Mittel Unruhe und Chaos zu 
ten, aus dem der „Ruf des Volkes” 
nach „Ruhe und Ordnung” erschallen 


den Pemonenschnellzug. allein der 


& 


soll —" also die „dem ıkratische Legk 


senproteste einen zu hohen politi- 
schen Preis gekostet, Man verschob 
‚dies auf später, wie wir noch zeigen 
werden, 

Typisch das Verhalten der Ge- 
werkschaftsführung: Erst sieben Tage 
nach der Verhaftung und zwei Tage 
nach Freilassung der Docker erklärte 
sie den Streik für offiziell! 

Tories und Kapitalisten Anderten 
nach dem Docker-Streik Ihre Strate- 
wie: sie setzten erst einmal die un- 
mittelbare Anwendung des Gesetzes 
aus, ließen ihre Klassenjustiz aller- 
dings anlaufen, die in den folgenden 
Kämpfen „Fakten“ und „Beweise“ 
sammelte, auf deren Grundlage vor 
‚zwei Mönaten z.B. drei Streikführer 
zu mehrjährigen Gefängnisstrafen ver« 
urteilt worden sind! (siehe Kasten) 


Lohndiktat und Streikverbot — 
durchgesetzt. 


Im Oktober 72 verfügte die Re- 
wierungeinen Lohn- und Preisstop bis 
zum 1. April 73. Während in dieser 
Zeit die Löhne eingefroren waren, 
sing.die Inflation aber munter weiter. 

Dem folgte im Januar 73 das soge- 
nannte „Anttinflationsgesetz", das die 
Lohnerhöhungen auf 7 bis 8% be- 
grenzte. Die Gewerkschaftsführung 
hatte vorher lautstark protestiert, als 
65 soweit war, sagte sie die geplanten. 
und geforderten nationalen Protest- 
aktionen ab. Der „Daily Telegraph“‘, 
eine ausgesprochen reaktionäre Zei- 
tung, lobte die Gewerkschaftsfüh- 
rung: „Die Reaktionen der Gewerk- 
schaften (1) auf die neuerlichen Re- 
arriktionen für Lohnerhöhungen ge- 
stern abend, waren relativ gemäßigt 
in Ton und Inhalt. Da gab es nichts, 
war der Regierung Unbehagen berei- 
ten könnte.“ 

Die Arbeiter und Angestellten or- 
anisierten ihrerseits spontan Protest- 
aktionen, die allerdings — verglichen 
mit ähnlichen 72 oder gar 71 - rela- 
{iv schwach und zersplittert' waren 
(Zahlen siche AK 26). 


Die Kämpfe gegen die „3. Phase” 


Die Kämpfe gegen die „3. Phase” 


Größere Kämpfe begannen erst 
wieder im Herbst, als die Heath-Re- 
Berung die 3. Phase ihrer Antlinfla- 

tik einführen wolte. Der 

auf die wirtschaftliche Ex 
stenz der Arbeiterklasse war bis da- 
hin unerträglich geworden: Preiser- 
höhungen, die über 20% lagen, dem- 
egenüber seit über einem Jahr Lohn- 
erhöhungen unter 7%! 

Als erste Gruppe erkämpften sich 
die Feuerwehrleute Lohnerhöhungen, 
die bei 25 bis 30% legen. Das war 
‚das Signal für andere Arbeitergrup- 
pen, gegen die „3. Phase“ zu kämp- 
fen: Die Bergarbeiter und Eisenbah- 
ner meldeten ihre Forderungen an 
und begannen zu kämpfen. 

Die weigerten sich 
seit dem 20. November Überstunden 
zu machen. Trotz der ungaublichen 


timation” einer „entscheidenden Wen- 
de”, die in der gegenwärtigen Situ 

tion aufgrund der noch fehlend 
organisatorischen Alternative zu 
kapitalistischen Ordnung nur eine 
faschistische „Lösung” sein könnte. 
Die revisionistische „KPI", die im- 
merhin mit über 1,5 Millionen Mit- 
nliedern die stärkste „Kommunisti- 
sche Partei” in einem kapitalistischen 
Land ist, setzt sich jedenfalls mit all 
ihrem Gewicht dafür ein, daß der seit 
langem geplante Generalstreik gegen 
die Lebensteuerung und für die Si 
‚cherung der Arbeitsplätze sich „nicht 
sogen die Regierung” richten darf, 
weil das in der gegenwärtigen Situ 

tion „zu gefährlich” sei (für wen 
wohl?!), Es wird in den Reihen der 
Gewerkschaftsführungen und der 
„KPI” sogar darüber debattiert, ob 
man den Generalstreik nicht lieber 
‚ganz absagen sollte, 

Regional haben währenddeisen be- 
reits mehrere große Streiks und Do- 
monstrationen stattgefunden, In Ne- 
apel beteiligten sich an der dortigen 
Demonstration am 8, Februar 
200,000 bis 300,000 Arbeiter und 
ändere Bevölkerungsschichten, 

Zu den Enthüllungen über die 
faschistische Ausrichtung des Polizer 


und Milltärapparats (siehe unseren 


impf Nr. 40/Fobruar 1974 


Ölkrisen-Kampagne, in derep Vorlauf 

r" und Hizon 
ische 
gestellt wurden, trotz der 
m Hetze und trotz 
des Urteils von Shrewsbury stimmten 
Ende Januar 81% der Bergleute für 
Vollstreik, dieser Streik läuft seit 
dem. 102. Die Kampfbereitschaft 
dor Kumpel ist so groß, daß in man- 
chen, besonders milltanten Bezirken 
bereits am 7.2, und 8.2. selbständig 
mit dem Kampf begonnen wurde. 

‚Aus diesen Gründen kannte os 
sich die Gewerkschaftsführung auch 
nicht leisten, angesichts der Neuwah- 
len, wie von Heath gefordert wurde, 


Kraftwerker 
wie beim Berg 
arbeiterstreik 72 — Solidarität zuge: 
agt. Fliegende Streikposten der Berg- 


in den Häfen, um mit den Hafenarbei- 
tern das Löschen der ausländischen 
Kohle zu verhindern. 

In der letzten Ausgabe der Illu- 
strierten „Stern“ wird berichtet, di 
Arbeiter in der Industrie Kohle, die 
trotz Streikposten in die Fabriken 
gekommen ist, weiß kalken und sich 
weigerten, sie zu verfeuern. Gegen 
diese Kampfbereitschaft ist Heaths. 
Konfrontationskurs eine schlechte 
Waffe. Die Fortsetzung der offen ge- 
gen die ‚Arbeiter gerichteten Politik 
würde nur die Wut der Arbeiter ver- 
größern und möglicherweise die 
Kampffront verbreiten. 

In diesem Zusammenhang muß 
die Neuwahl geschen werden. Heath 
hat in den letzten vier Jahren das 
Programm der englischen Imperili- 
sten. (Integration. in die EG auf dem 
‚Rücken der Arbeiter, Ausbau des Un- 
terdrückungsapparates und der Klas- 
senjustiz) zu ihrer vollsten Zufrieden- 
heit durchgezogen — ist allerdings 
‚jetzt auf einen unerwartet hartnäcki- 
‚gen Widerstand von Teilen der Arbei- 
terklasse gestoßen. 

Für die Heath-Regierung deutet 
sich hier die Gefahr einer „Tendenz- 
Wende“ der Klassenkämpfe an, d.h. 
ihr erneutes Anschwellen. 

Angesichts der Breite und Härte 
des Konflikts scheinen für die Kapi- 
talisten die Nachteile, sowohl wirt- 
schaftlicher ( ‚der Produktion 


zu aroß. ala daß sich ein hıntslne I 
nwetfckt In ee 
{ ® 
zu groß, als daß sich ein brutales Zu- 
‚des Streiks der 
leute für sie Johnen würde. Obwohl 
kräftemäßig dazu jeder Zeit in der 
Lage wären. 
Den Kapitalisten kommt es jetzt 
darauf an, durch die Wahl abzutesten, 
inwieweit die Tories politisch abge- 
wirtschaftet haben, inwieweit die eng- 
lischen Imperialisten von der unver- 
‚hüllt arbeiterfeindlichen Politik zu 
‚einer mehr verdeckten Politik des Be- 
trages überwechsein sollten oder an- 
‚ders ausgedrückt, wie das Mischungs- 
verhältnis zwischen Druck und Be- 
trug in Zukunft sein muß, um einer- 
‚seits das Programm der Imperislisten 
weiter durchzuziehen, andererseits 
aber die Arbeiterklasse weitgehend 
rubig zu halten, L 
England-Kommission des KB/Grup- 
pe Hamburg 


Artikel im letzten AK) sind Inzwi- 
schen die Enthüllungen über den 
„Öl-Skandal“ hinzugetreten. In 

it konkret bewie 

6 die ganze sogenannte „Ök 
mit der der Arbelterklause 
dort wie hier Konmmverzicht und 
„Volksgemeinschaft” (mit den Kapk 
alisten) gepredigt wird, von den Kon- 
zernen insziniert und manipuliert 
wurde. In der Italienischen Presse 
hieß es, daß die Erdölkonzeme auf- 
rund von Preiserhöhungen der arabl- 
schen Förderländer nunmehr 300 DM 
pro Tonne Rohöl bezahlen müßten, 
und daß daraus auch der Preisanstieg 
für die Bevölkerung gerechtfertigt 
wurde, Tatsächlich weisen die be- 
konntgewordenen Billanzen der Ita- 
lienischen Ölkapitallsten aber nur 
260 DM pro Tonne aus. Die geaielte 
Lügen- und Hetzkampagne der Presse. 
und die entsprechenden Verordnun- 
gen der Regierung erkauften die Öl: 


in Italien sich mit 
jern in einer Höhe von 
Und min 


destens einer dieser I 
die di 


sahlten, nämlich 
ist. derselbe, der 
‚histischen Terrororgani- 
sationen in Italien mitfinanzert 
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Ghadafı, Bourgiba, Peron.. 
die“KPD/MK’hat Freunde überall in der Welt! 


hadafı arützı nich auf eine ziem- 

lich breite Basis im Volk .., Br 
schaffte ziemlich demokratische Ver- 
hältnisse am der Basis (!!!], was zu 
einer Volkıbewegung der breiten Mar“ 
sen zur Beseitigung der Imperialitr- 
schen ‚führte. Er be- 
waffner jetzt das gene Volk, um 
wersuche in 

‚seinem Land im Voraus zu vereiteln. 
Sein Einfiuß unter den Massen der 
übrigen arabischen Länder wächst 
und er nimmt immer mehr die Stel: 
lung eines allarablschen Führers ein.” 

Diese „Einschätzung” des. liby- 
schen Präsidenten Ghadafi war vor 
‚einigen Monaten im „Roten Morgen” 
der „KPD/ML" zu finden („RM 
z7r3, 8. 5). Der „Rote Morgen“ 
hat offensichtlich Schwierigkeiten, 
solche „nationalen“ Regimen wie das. 
Libyens und anderer „fortschrittli- 
cher” arabischer Staaten korrekt ein- | 
zuschätzen. Ganz allgemein neigt die 
„KPD/ML” dazu, den, „fortschrittli 
‚Ähen Charakter” solcher in Wahrheit | 
ZT. offen faschistischer Regimes | 
überzubewerten, zumindest hinsicht- | 
lich ihrer Rolle im „Kampf gegen 
die Supermächte”. 

So schrieb. der „Rote Morgen 
etwas. später, Ghadafi seizwar ein 
„erklärter Antikommunist” (dies 
immerhin war inzwischen erkannt 
worden!), aber trotzdem (oder etwa 
gerade deswegen? !) sei er „ein wich- 
figes Glied in der Front der aral 
schen Völker . ı > weil er eine gegen. 
das Komplott der Supermächte ge- 
richtete Politik verfolgt.” („RM” 30/ 
73,5.5). 

Über die arabischen Regimes allge- 
mein schrieb der „Rote Morgen” 
„Die Mehrheit der. arabischen 
Regierungen (soll heißen: außer Li- 
banon - Anm. Red.) wie Ägypten, 
‚Syrien und Libyen stehen geschlor- 
sen hinter den Palästinensern (!). 
Libyens Staatspräsident Ghadafl hat 
Ihnen das ‚gesamte Potential Libyens" 
‚zur Unterstützung zugesagt . . . Die 
arabischen Völker und die fortschritt- 
lichen Regierungen sind. 
denn je.” („RM" 19/73, 8.5): 

Hier werden die Talsachen völlig 
auf den Kopf gestellt: die Regimes 
von Ägypten, Syrien etc. denken gar 
nicht daran, die Palästinenser konse- 
quent zu unterstützen, schon deshalb 
nicht, weil sie eine vergleichbare re- 
volutionäre Bewegung im eigenen 
Land fürchten. Die „Geschlosenheit” 
zwischen Volk und Regime gehört 
zwar zur typischen bürgerlich-natio- 
malistischen Propaganda der arabi- 
schen Regimes, nimmt sich aber im | 
Mund von Kommunisten (oder von | 


Mund von Kommunisten (oder von 
Leuten, die die „linken“ Kommunk- 
sten überhaupt sein wollen) schr selt- 
‚sam aus. Die super-,linke” „KPD/ 
ML“ fallt mit solchen Fehl, einschät-, 
zungen“ noch hinter die Bewußtheit 
und Klassenanalyse einer nationalre- 
volutionären Befreiungsbewegung wie 
„Al Fatah” zurück, die die arabischen 


‚in ihrem Kampf aufrecht. 


Regimes immerhin realistischer ein- 
schätzt. 

Unfählg, die bürgerlichen arabi- 
schen Regimes korrekt einzuschätzen, 
fand der „Rote Morgen” nach dem 
letzten israelisch arabischen Krieg nur 
‚Formulierungen wie „Diktat der Su-, 
permächte” und „Waffenstillstands- 
diktat” (2.8. „RM"43/73 und 44/73). 
Er stellte damit auch den Grundsatz 
der Dialektik auf den Kopf, daß 
die inneren Widersprüche das 
entscheidende sind, und daß der Auße- 
re Anstoß nur mittels der inneren 
Widersprüche wirkt. Konkret ange- 
wandt: der Waffenstillstand in Nah- 
ost ist nicht in erster Linie aus des 
„Diktat der Supermächte”, sondern 
Aus den Interessen der unmittelbar 
beteiligten Bourgeoisien (vor allem 
Ägypten und Israel) zu erklären. Das 
Eingeständnis dieser Tatsache würde 
es der „KPD/ML“ aber nicht er- 
lauben, ihre Angriffe gegen die Sow- 
jetunion in der gewünschten Weise 
führen zu können. Also hängt man | 
schon lieber den arabischen Regimes. 
das Etikett „fortschritllich” um, da- | 
mit man dann umso lauter über das | 
„Diktat der Supermächte” etc. schrei- 
En kann. 

Auch im Zusammenhang mit dem | 
„Ölboykott” zeigte sich die falsche | 
Linie der „KPD/ML”. Es wurde s | 
getan, als ob der „Ölboykott” ein | 
wirklicher Angriff auf die grund- 
sätzlichen Interessen der Imperili- 
sten sei. „Der Ölboykott erweist sich 
als scharfe Waffe” („RM“ 47/73,8.1). 
„Der Ölboykott der arabischen Staa- 
Ten hat die westdeutschen Imperili- | 
sten empfindlich getroffen” („RM" 
49/73, 5. 2). „Die arabischen Länder | 
aber geben ihren Kampf nicht auf | 
und werden ihn auch nicht aufge- | 
ben! Trotz der Drohungen halten sie | 
den Ölboykoti als mächtige Waffe | 

KuRM” | 

50/73, 5. 2). „Durch ihre Teilnahme 
am Erdölboykott unterstützen die 
sogenannten Ölscheiche die arabische 
Sache gegen den Imperialismus. Sie 
verieidigen die nationalen Interessen 
Ihrer Länder. Sie spielen darum mo- 
mentan eine fortschrittliche Role.” 
(RM 49/73, 8.2). 

Sicher könnte z.B. ein Erdöl- 
boykott eine scharfe Waffe gegen die 
Imperialisten sein, wenn er von den 
Völkern der „Dritten Welt” ein- 
gesetzt würde. Gerade im arabischen 
Raum sind die Völker aber politisch 
extrem unterdrückt, an der Entwick- 
lung. politischer Selbständigkeit ge- | 
hindert (die einzige Ausnahme bil- | 
det die Befreiungsbewegung der Pa- 
Jistinenser). So konnte auch der „Öl 


\üstinenser). $o könnte auch der „Öl 
boykott” nicht zur antiimperialisti- 
schen Walfe werden, sondern nur zu 
‚cher zwischen den Impe- 
ın und ihren arabischen Kom- 
‚en um die Umverteilung der 
Profite. Sogar einen solchen „An- 
griff” auf die imperialistischen Inter- 
essen müssen die Kommunisten der 


| als mit Sozialismus! 


‚jetunion unterstützt werden, diese Hil- 


.T, reaktionären, 2.T. sogar faschi 
a ee ORT, 


imperialistischen Länder natürlich 
unterstützen, ohne aber Illusionen 
über die Bedeutung eines solchen 
„Boykotts” zu nähren. 


espemin" 


Wir hatten schon gesehen, daß 
der „Rote Morgen” Ghadafi als 
Kämpfer gegen das „Komplott der 
Supermächte” lobt. "Eine ähnliche 
Rolie wird offenbar dem tunesischen 
Präsidenten Bourgiba zugedacht, der 
sich Nyon gm die An- 
wesenheit sowjetischer Truppen im 
Naben Osten wendet. „RM 80/73, 

Der „Rote Morgen“ schreibt 
„Chinas Außenpolitik findet großen 
Anklang bei den Völkern der Dritien 
Welt ... So sugte der argentinische 
Außenminister „.“ usw, („RM" 47] 
73,5.2).Die Zustimmung des Außen- 
ministers von Argentinien (!) gilt 
also als Ausdruck der Meinung der 
Völker der „Dritten Welt“. Eine 
waghalsige Interpretation! Immerhin 
hat das argentinische Regime des Pe- 
ronismus eher mit Faschismus zu tun 


‚Allerdings kann sich die „KPD/ML“ 
hier gewissermaßen auf das chinesi- 
sche Vorbild berufen. Die Nachrich- 
tenagentur „hsinhua“ bringt es z.B. 

tig, unter der Überschrift „Völker 

'!) Europas erkennen wahre Züge des 
Sozialimperialismus“ Zitate aus der 
‚österreichischen reaktionären „Kro- 
nenzeitung“, aus dem „France Soir“ 


liche Presse kein Sprachrohr der Völ- 
ker ist und daß die bürgerliche Presse 
auch nicht der geeignete „Kronzeuge“ 
ist, um die Richtigkeit kommunisti- 
scher Ansichten zu beweisen. 

‚Auch ein argentinischer Außen- 
minister als „Kronzeuge" für die chi- 
nesische Außenpolitik wirkt eher 
'kompromittierend, als daß man ihn 
als Beweis für die Zustimmung der 
der Völker ansehen dürfte. 

Wir hatten schon im Artikel über 
die chinesische Außenpolitik (vgl. AK 
37, 5.15) darauf hingewiesen, daß 
mehrere sozialistische Staaten (Viet- 
nem, Korea) und national. Befrei- 
ungsbewegungen (FNL, Palästina, 
portugiesische Kolonien) von der Sow- 


fe auch anerkennen und zum „Kampf 
gegen die Supermächte" nicht bereit 
sind. Auf der anderen Seite gibt es 
viele „Kämpfer gegen die Supermäch- 

“ unter den antikommunistischen, 


te" unter den antıkommunistischen, 
ZT. reaktionären, z.T. sogar faschi- 
siolden Regimes wie Libyen, Tune - 
sien, Argentinien u.ä., mit denen nun 
die „KPD/ML" umso lieber die noch 
recht mageren Kampfreihen „gegen 
die Supermächte“ auffällt. 

Tatsache ist aber, daß unter diesen 
„Kämpfern gegen die Supermächte” 


verschiedene Knechte des Imperialis- 
mus und (wie Bourgiba), die in direk- 
ter Roiie den US-Imperiallumus gegen 
dessen Konkurrenten, die Sowjet- 
union heizten, und dies als „Kampf 
genen beide Supermächte” dama- 
gogisch verbrämen. Andere (wie Gha- 
dafi und Peron) predigen nach innen 
wie nach außen einen angeblichen 
„Dritten Weg“ zwischen Kommunis- 
mus und Kapitalismus, der in Wahr- 
heit Faschlimus ist und bei aller 
‚„antiimperilistischen“ _Demagogie 
och direkt dem Imperialismus dient. 

Dieser Richtung entsprechen in 
der BRD sogenannte „nationalrevolu- 
tionäre“, in der Tat antikommunisti- 
sche und faschistische Gruppen, die 
unter Parolen wie „Europäischer So- 
zialiımus“ oder „Befreiungsozialis- 
musder Völker“ auf Dummenfang ge- 
hen, und die nicht zufälig in Leuten 
wie Peron und Ghadafi gefeierte Vor- 
bilder sehen, 

Chile — die „KPD/ML "torkelt 
von „links "außen nach 
rechtsaußen 

In der „Einschätzung“ der chile- 
nischen Unidad Popular und der 
Allende-Regierung leistete sich die 
„KPD/ML" besonders wilde Fehler 
nd Schwenks. Dieser Zick-Zack-Kurs 
widerspiegelte die Tatsache, daß die 
„KPD/ML" zu keinem Zeitpunkt 
Äine Untersuchung und Analyse vor- 
genommen hatte, sondern stattdessen 
von Zeit zu Zeit Peilungen über den 
Daumen machte, unter der Devi- 
se „Was schert mich mein Geschwätz 
von gestern”. 

Zuerst meinte der „Rote Morgen“ 
noch, Allende sie „der Mann der na- 
tionalen Bourgeoisie" und sein Pro- 
gramm sei „ein Programm gegen den 
US-Imperialismus und die reaktiond- 
ren Grundherren und somit natürlich 
Torıschritlich“ („„RM“, Nov. 70) 

1973jedoch bezeichnete der „RM“ 
ie _ Führer ‚der UP-Regierung als 
„Pieudomarxistische Wasserköpfe", 
üeren Ziel es sei, „den Imperialisten 
ia nicht weh zu tun“. Die Regierung 
Allende seizum „Instrument der Kon- 
terrevolution“ geworden. („RM" 19/ 
73,84). 

"Als im Sommer 73 der gegen die 
UP-Reerung gerichtete und von den 
Faschisten unterstützte „Streik“ in 
den Bergwerken von Ei Tentiente 
inszeniert wurde, jubilierte der „Rote 
Morgen“ darüber natürlich in den 
höchsten Tönen: ..Das Volk stürmt 
vorwärts im Kampf für den wirkli- 
chen (?) Sozialiimu.” „Tausende 
von Ärzten, Lehrern und Studenten 
solidarisierten sich in Aktionen mit 
den = (uRM® 25/73, 
$5). Der Kampf des von den Faschi 
sten verhetzten Kleinbürgertumsgegen 
die UP-Regierung verwandelte sich 
durch die rote (oder eher braune? ) 
Brille der „KPD/ML* in den schön- 
sten revolutionären Volkskampf für 
den „wirklichen“ (? !) Sozialismus. 
sten revolutionären Volkskampf für 
den „wirklichen” (? 1) Sozialismus. 

Dies verlangte denn wohl doch 
eine gewisse „Richtigstellung“. Zwei 
Wochen später schrieb der „RL 
u. Im RM 25 unterlif uns aller 
dings ein Fehler. Der antlimperialisti- 
che Charakter der Regierung Allen- 
de wurde trotz. seiner Halbheiten 


KBW: WEITER UM DEN HEI 


n der Nr, 2 von „Kommunis- 

mus und Klassenkampf" des KBW 
ist eine „Auseinandersetzung”” mit 
‚dem KB zu finden. Ironischerweise 
trägt sie sogar den Titel „Eine Ant- 
wort (1) auf die Polemik der Zeit- 
schrift „Arbeiterkampf' gegen die Po- 
ik des KDW" 

Tatsächlich 
in„.KuK” jedoch in 
kreien Punkt auf unsere Krk an 
Politik und Theorie 
diglich die Frage di 
mus” im KBW wird in allgemeinster 
Weise in der „Antwort 
lich angetippt. Der Verfasser der 
‚Antwort erkennt die Existenz ökono- 
mistischer Fehler in der Politik des 
KBW an. um dies sogleich in erster 
Linie auf das notorische „Watschen- 
Männchen” des KBW, den Genomen 
Maler (ehem, KB Bremen, jetzt in 
der Führung des KBW) a 
ben. Wir haben jedoch immer wieder 
konkret ai 
stischen 
bei Maier und dem KBB gelegen 
haben, sondern auch in der Politik 
des früheren NRF, daß sie sich In 
den Resolutionen der Gründungskon 
ferenz des KW und in seiner Poli. 
tik seliher_ niedergeschlagen haben, 
Auf keinen unserer zahlreichen 
und sehr konkreten Kritik-Punkte 


in diesem Zusammenhang geht die 
„Antwort” in „KuK” ein, 

Es ist klar, daß die Führer des 
KBW zu einer umfassenden und 
sachlichen Auseinandersetzung mit 
dem KB nicht bereit sind. Um da 
von abzulenken, tun die KBW-Führer 
unsere Kritik an ihren Positionen 
pauschal mit dem Wort „Anpinke- 
ei” ab. Dieser Ausdruck widerspie- 
gelt sehr deutlich jene dümmliche 
Arroganz, wie sie in „akademischen”” 
Kreisen so häufig anzutreffen it. 
Mir einer „Anpinkelei” braucht man 
sich als „gebildeter Mensch” natür- 
lich nicht au befanen, geschweige 
denn Inhaltlich darauf einzu 
wenen, 

KUW-Führer 3.8. hat — in einem 
Vorwort zu der erwähnten „Ant- 
wort” in „Kuk” 2 - seinerseits 


‚noch einen „neuen” Begriff hinzu 
‚der KB leide an „Verfol 
war Ihm 1u hem- 


gefügt 
gungrwahn“ {H}, 
mungslosen {1} 
KBW veranlaßt.” Auch 
„Verfolgungswahn? 

eignet, wich um eine p 
Inhaltliche Auseinandersetzung 
herumzudrücken, Dies wissen z.B 
die Gewerkschaftsführer schon längst, 
die in Hamburg den Betrie 
vorsitzenden von Texaco-HV gerade 


des „Verfolgungswahns” 
mieren versuchen, 


zu diffe- 


Isitt - schon wieder eine Anpinkelei 
des Kt 

Das Bild wird vorvoll 
durch einen weiteren Vorwurf g 
den KB in der „Antwort: der KD 


dit 


in diesen Wochen mit dem Vorwurf 


betreibe „Denunziation kommunk 


tincher Politik”; dies werde „daran 
deutlich, daß die Diffamierung des 
KBW und der Volksrepublik China 
in seinem Organ einen immer brek- 
teren Raum einnimmt.” — Für was 
halten diese Herrschaften sich eigent- 
lich? Für die „Stellvertreter Gottes 
‚auf Erden”? Fast schon überflüssig 
au erwähnen, daß die „Antwort” 
mit keinem Wort auf umere 


schen Außenpolitik eingeht, die na- 
ürlich nicht etwa der „Diffamierung 
Chinas”, sondern im Gegenteil der 
Verteidigung der chinesischen 
Revolution und des sozialistischen 
‚Chinas dienen soll. 

Die Führer des KBW verwenden 
viel Energie auf die Erfindung immer 
newer Ausreden und Vorwände, um 
sich vor der inhaltlichen politischen 
Auseinandersetzung mit dem K! 
dricken, Diese Energie wäre sich 
im Interesse der kommunistischen 
Bewegung sinnvoller einsetzbar, wenn 
'ührer sich endlich zu die- 


einen Satzau 
janchenzeitung des KB 
*), um darauf 
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nicht aufgezeigt. Auch die geplante 
Aufnahme von Militärs in die Regie. 
rung ist nicht unbedingt ein Zeichen 
des Übergangs Allendeı zum Imperia“ 
Hirmus, wie wir schrieben. Auch Im 
chilenischen Miltar gibr es antlimpe- 
rialistische, bürgerliche Kräfte {1).” 

Es wurde aber daran festgehalten, 
daß die UP-Regierung „.konterrenos 
huriondre Propaganda” 'mache und 
nun auch „konterrerolutiondre Taten“ 
folgen lasse, Alt „Ieweis“ wurde 
wieder der „Streik“ bei EI Tenienie, 
angeführt, Zwar würden die „Kräfte 
des Imperialismus“ versuchen, „die 
Unzufriedenheit der chilenischen Mk 
'nenarbeiter auszunutzen“, entschel- 
‚dend seien aber die „konterrerolurlor 
nären Angriffe“ der UP-Regierung auf 
das „Volk“, der „Sireik“ bei Ei 
Teniente sei die „Reaktion auf die 
Teuerung und politische Unterdrük« 
kung“. In Chile sei „die proletarische 
‚Revolution herangenaht” („„RM" 27/ 
73,55). 

Nach dem faschistischen Putsch 
jedoch führte der „Rote Morgen” 
eine halsbrecherische Polemik gegen 
die „KPD“, die Allende als „Schach, 
figur“ der'chilenischen Kapitalisten 
und der Imperialisien bezeichnet 
hatte (in einem Flugblatt des KSV 
Böchum). Zwar ist kaum einzusehen, 
worin sich dies von der „RM“-For- 
mulierung „Instrument der Konter- 
revolution” (s.0.) wesentlich unter“ 
scheidet, aber nichtsdestotrotz wärf 
der „RM“ jetzt wacker mit Steinen. 
aus Seinem Glashaus: China habe 
doch „sehr wohl die antiimperial- 
stische Politik der Regierung Allende 
untersrätzt. Auch unsere Partei hat 
entsprechend Stellung bezogen und 
verteidigt auch jetzt die Regierung 
Allende gegen den US-Putsch.” (Wie 
„mutig“ ist das doch gelogen! Lesen 
die „KPD/ML“-Genossen den „Roten 
Morgen“ eigentlich regelmäßig? Sie 
sollten es tun!) 

Von oben herab (die „KPD/ML“ 
hatte es ja immer richtig gemacht ...) 
donnerte der „RM“ gegen die „KPD“: 

„Diese Meihode, das Fortschritt. 
‚che zu verteufeln, weil es nicht hun-, 
dersprozentig ist — und somit. die 
‚Fronı gegen den Feind zu schwächen 
— das ist die Methode des Trotzkis- 
mus!” („RM“ 38/73, 5. 6). 

Solche . liberalen Anwandlungen 
zum. feinen Differenzieren. kriegen. 
die „KPD/ML“-Führer natürlich nur, 
wenn ihnen aus Gründen der Demago- 
ie gerade mal nützlich erscheint, um 
der „KPD“ eins auszuwischen. Denn 
sonst schwingt ja bekanntlich keiner 
den Holzhammer so behend wie die 
„KPD/MLY. 

So stellte sich 2.B. im Dezember 
in Hamburg ein „KPD/ML“-Dema- 
goge bei einer Diskussion frech hin 
und warf dem KB „Opportunismus“ 
vor, weil wir Allende nicht als „b © - 
wußten Verräter am chilenischen 
Volk entlarvt“ hätten. 

Mal so und mal so, das ist die 
Volk entlarvt“ hätten. 

Mal so und mal so, das ist die 
„prinzipienfeste‘“ Diskutierweise der 
\KPD/ML“-Führer. Man merkt allau 
deutlich, daß es dabei überhaupt 
nicht mehr um die Sache geht, 
sondern nur noch darum, anderen 
Organisationen um jeden Preis „etwas 
anzuhängen“. . 


sich über den Standpunkt des KB 
zur Faschismus-Frage zu informie- 
ren, wie er (vor allem in Abgrenzung 
zum KBW!) im ARBEITERKAMPF 
und UNSER WEG, aber z.B. auch 
in den Publikationen der Kieler Ge- 
nossen umfassend entwickelt wor 


Dutzende (1) von ‚Arbeilt 2 
Seiten, was es mil dieser 
lantenströmung auf sich hat. Was 
will man dazu im Rahmen der Aus- 
einandersetzung unter den Kommu- 
nisten noch viel sagen? " 

Da ist. er aber fein raus, dir 
Here Schmierer! An einem Salz 
„beweist” er, dab man zum KB 
nicht mehr viel au sagen braucht, 
ihn womöglich am besten ganz „Agno- 
rien” (womit wiederum das” Wort 
Ignorant” sprachlich eng verwandt 
iu), 

Aus seiner Sicht hat J.8. aber 
sogar recht. Für die KBW-Führer ist 
es sicher viel bequemer und erfolg- 
versprechender, ein herausgerisenen 
Sätzchen zu vergewaltigen, als sich, 
mit „Dutzenden” von Ak-Selten, 
d.h. mit unseren Intsachlich 
Positionen und unserer Kritik am 
KBW grundsttalen und umlannd 
auseinanderausetzen, 
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Am Mittwoch, dem 9.1, und am 
Samstag, dem 12.1. fanden in 
Frankfurt Demonstrationen  Atatt, 
die jeweils verboten und unter 
größerem Polizeleinsatz auseinander: 
getrieben wurden. Dabei gab ex etli- 
he Verletzte auf Seiten der Demon- 
stranten und der Bevölkerung. Der 
Veranstalter. dieser Aktionen war 
neben mehreren westdeutschen kom- 
munistischen und fortschrittlichen 
Gruppen vor allem die CISNU (Kon- 
föderntion Iranischer Studenten/Ne 
tional Union), die sich in letzter Zeit 
‚einer verstärkte 
Verfolgung durch den westd 
Staatsapparat ausgesetzt sicht. Bereits. 
am 1.12.73 wurde eine Demonstra- 
tion in Köln gegen das Schah-Reyime, 
zu der u.a. auch die CISNU aufrief, 
verboten, Die Aktionen in Frankfurt 
richteten sich daher neben der An- 
prangerung der Komplizenschaft des 
BRD-Imperialismus mit dem fnschl- 
stischen Schi jme auch gegen 
die mehr oder weniger offenen Ver- 
botsdrohungen gegen die CISNU. Der 
Artikel befaßt sich weiter mit den 
näheren Umständen der Zerschlagung 
dieser Demonstration und einer breit 
angelegten Pressckampagne vor, wäh- 
rend und nach den Ereignissen. 


Tom 4.1.bis 13.1, fand in Frankfurt 
der alljährliche Kongress der 
CISNU statt, zu dem etwa 1.500 
Delegierte aus aller Welt kamen. 
Offenbar auf Anweisung der Bunder- 
regierung verhinderten die deutschen 
Grenzbehörden die Einreise verschie- 
dener Delegierter. Der Rechtsanwalt 
Grenzbehörden die Einreise verschie- 
dener Delegierter. Der Rechtsanwalt 
der Organisation erfuhr von der zen- 
tralen Grenzbehörde, daß der Kon- 
greß die „Belange der BRD" beein- 
trächtige und daß diese Maßnahme 
der Schwächung des Kongresses die- 
ne 
Gegen diese Unterdrückung durch 
die SPD-Regierung und gegen das 
Schah-Regime wollte die CISNU ge- 
meinsam mit westdeutschen kommu- 
nistischen und sozialistischen Orga- 
nisationen sowohl am 9.1. als auch 
am 12.1, eine Demonstration durch- 
führen. Beide Demonstrationen 
würden auf Anweisung des Auswäi 
tigen Amtes mit offen politischen 
Begründungen verboten. Im Mittel 
punkt. dieser Begründungen steht 
„Beleidigung eines ausländischen 
Staatsoberhauptes, sowie Venun 
slimpfung von Verfassungsor; 
der Bundesrepublik“ (Poliz 
hung, Ffm, 12.1.74), was sich 
darauf stützt, daß der faschistische 
Schah „Faschist” genannt worden 
war und die CISNU in einem Flug- 
blatt auf die intensive Zusammen- 
arbeit des westdeutschen „Verfas- 
sungsschutz” mit dem berüchtigten 
iranischen Geheimdienst SAVAK hin- 
gewiesen hatte, wobei es zur Praxis 
des „Verfassungsschutzes“ gehört, ira- 
nische Antifaschisten an die Henker 
im Iran auszuliefern. Weiterhin sieht 
die SPD-Regierung die „Belange der 
BRD“ gefährdet, Was darunter in 
‚Bonner Regierungakreisen“ verstan- 
den wird, schreibt die „FR” („Frank- 
furter Rundschau”) am 12.1.: „Da 
der Iran in der Energiekrise Verständ- 
nis für die Lage und die Interessen der 
Bundesrepublik gereigt habe, könne 
der Bundesrepublik an schlechten Be- 
ziehungen zum han nicht gelegen sein. 
‚Zur Wahrnehmung der deutschen In 
tereuen gehöre es auch, an die Siche 
rung der Arbeitsplätze zu denken.“ 
Itier wird die Sache also demago- 
sch so gedreht, als Hage die Verfol- 
gung oppositioneller Iraner in der 
BRD im Interesse der weftdeutschen 
Arbeiter. Dabei wird auf die sich an 
bahnende Wirtschaftskrise, mit ihren 
Folgen für die Arbeiterklasse, ange- 
spielt, die von der Mourgeolsie nach 
bewährtem Muster einer angeblichen 
„Energekrise" zugeschoben wird 
Welches sind nun die wirklichen 
lange der BRD“, was den Iran be- 
tft? Dazu. die CISNU in einer Kr 
kiärung vom 4.1 
ei denangehlichen Belangen der 
BRD... handelt eı sich wesentlich um 
ökonomische Interessen der westdeur 
schen Industrie in Persien: Zwölf Pro- 
zent der bundeirepublikanischen Öl 
importe suummen aus dem Iran. Das 
Engagement weitdewtscher Firmen in 
Persien ist selt Jahren erheblich, He 


„Belange der BRD’ 


DEMONSTRATION GEGEN DAS FASCHISTISCHE SCHAH-REGIME 


reits 1971 hatte die BRD mehr als 
eine Milliarde DM privat im Iran in- 
vestiert. Zahlreiche Großprojekte, be- 
sonders der Stahl: und Chemischen 
Industrie sind derzeit unter Feder- 
führung oder Mitwirkung deutscher 
‚Konzerne in Arbeit. In keinem Nicht- 
EWG:Land sind deutsche Banken so 
zahlreich vertreten. Die BRD ist der 
wichtigste Handelspartner Persiens 
und kaum ein Land außerhalb Euro- 
pas erhielt so märchenhafte Summen 
bundesdeutscher Entwicklungshilfe.” 
Und weiter in einem Flugblatt vom 
12.1.: „Die westdeutschen Monopole 
und Ihr Staat verstärken gegenwärtig 
Ihre Anstrengungen, um sich in den 
unterentwickelten Ländern der Drit- 
ten Welt Einflußspären und Absatz- 
märkte zu verschaffen. Ein besonde- 
rer Schwerpunkt dieser Anstrengun- 
‚gen liegt gegenwärtig am Persischen 
Golf. Die Verträge, die Bundeswirt- 
schaftiminister Friderichs in Teheran 
mit dem Schah abgeschlossen hat, ver- 
schaffen den westdeutschen Ölkon- 
zernen zum ersten Mal einen direkten 
Zugang zu den Erdölquellen im Mitt- 
leren Osten. Der westdeutsche Impe- 
rialismus, der jahrelang im Windsch 
ten des US-Imperiallsmus seine Ex- 
pansionsbestrebungen als Friedens- 
politik verkaufen konnte, it jetzt 
will er weiterhin auf dem Weltmarkt 
konkurrenzfählg. bleiben — gezwun- 
gen, als selbständige imperidlistische 
Macht aufzutreten. Immer offener 
tritt die aggressive Natur seiner Poli 
tik zu Tage. Am Persischen Golf 


Fasz 


„Nachtausgsbe“ am 14.1.74 


nimmt der westdeutsche Imperialis- 
mus direkı teil an der Unterdrückung 
des vanischen Volkes und an der Aur- 
plünderung seiner narionalen Reichtü- 
mer.“ 

Daneben beteiligt sich die BRD an 
der militärischen Ausbildung von i 
nischen Ingenieuren an Fachhoch- 
schulen des Heeres, Erst kürzlich wur- 
de darüber ein Zusatzabkommen ab- 
geschlomen. Letzteres ist als ein „Ent- 
‚gegenkommen" gegenüber dem Schah 
zu werten, der auch ständig die Aur 
schaltung der persischen Opposition 
in der DRD zur Voraussetzung guter 
Beziehung zum westdeutschen Kapı 
tal macht. An dieser Ausschaltung 
müssen aber auch die BRD-Imperili 
sten ein prinzipielles Interesse haben, 
läuft man doch sonst Gefahr, daß die 


deckt werden. Dabei wird das ver- 


Dieser schon für AK 30 angekündigte Artl 
kei kann erst jetzt erscheinen, da er 
Platzgründen verschoben werden mus 
Darunter Teicer zweifellos die Aktunliiht 
des Themas, sine grundsdtzlichere Bachu- 
tung bier allerdings erhalten 


EINSCHRANKUNG DES DEMONSTRA- 
TIONSRECHTS IN WESTDEUTSCH- 
LAND; _DEMONSTRATIONSVERBOT, 
SOBALD DIE AUSSENPOLITISCHEN 
BELANGE” DER WESTDEUTSCHEN 
IMPERIALISTEN „BEEINTRÄCHTIGT" 


schärfte Vorgehen gegen ausländische 
Antifaschisten gleichzeitig dazu ge- 
nutzt, um die Ilegalisierung der west- 
deutschen kommunistischen Bewe- 
‚gung verstärkt voranzutreiben, was 
einhergeht mit einer weiteren Be- 
schneidung der demokratischen Rech- 
te des Volkes. Denn die Verbote der 
Demonstrationen in Köln und Frank- 
fürt gegen das Schahregime unter- 
scheiden_sich von anderen Demon- 
strationsverboten dadurch, daß sie 
nicht nur formal (zu späte Anmel- 
dung der Demonstration) oder mit 
Scheinargumenten (Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit), sondern of- 
fen politisch begründet werden. Die 
„Regierungskreise“ wenden sich mit 
fen politisch begründet werden. Die 
„Regierungskreise“ wenden sich mit 
indeutig politischen Argumenten ge- 
sen die Zulassung dieser Protestakli- 
onen. die Anwendu: 

1 Der Staat ent- 
scheidet darüber, welche Demonstra- 
tionen „zulässig” sind. Damit wird 
faktisch das Demonstrationsrecht aus- 

w bi jemokra- 
Offenbar hofft die westdeutsche 
Bourgeoisie, daß sie mit ihrer Propa- 
andakampagne zur angeblichen 
„Energiekrise" den Boden für eine 
schnellere Gangart bei der Faschisie- 
rung von Staat und Gesellschaft be- 
reitet hat, Wurde doch in dieser Kam- 
pagne gerade ein Schwerpunkt auf die 
Verbreitung des Rassismus und die 
Schmiedung der Volksgemeinschaft 
(Sonntagsfahrverbot etc.) gegen die 
„Bedrohung“ durch die Ausländer ge- 
iegt. Was bietet sich da eher an, als 
gerade bei einer Demonstration kom- 
munistischer und sozialistischer Orga- 
nisationen zur Unterstützung einer 
ausländischen oppositionellen Orga- 
nisation die politische Zensur und die 
Aushölung des Demonstrationsrech- 
tes weiter voranzutreiben, wo doch 
wiederum die „Ölinteresen‘“ mit im 
Spiel sind? Damit ist ein weiterer 
richtungsweisender Schritt getan. 
Denn wenn heute die „Belange der 
BRD“ — d.h. die Belange der west- 
deutschen Kapitalisten — durch De- 
monstrationen beeinträchtigt werden 
und ein Verbotsgrund sind, Ißt sich 
‚usschließen, daß z.B. bei einer 
‚Ausdehnung der Wirtschaftskrise De 
monstrationen der Arbeiter diese Be- 
lange stören und verboten werden. 
Solche Verbote wie in Köln und 
Frankfurt sind ein Ansatz dafür, a1 - 
He Demonstrationen der politischen 
Zensur des Staates zu unterstellen, 
‚der bestimmt, wofür noch demon- 
siriert werden darf und wofür nicht. 


Die Demonstrationen 
am 9.1. und 12.1. 


Die verbotene Demonstration am 
9.1. wird von der Polizei am Sammel- 
platz. aufgelöst, woraufhin die Teil- 
nehmer in kleinen Gruppen, auf die 
zu der Zeit stark belebie Zeil gchen 
(srößte Frankfurter Geschäftsstraße), 
um mit der Bevölkerung zu dixkutie 
ren. Nachdem die Polizei mehr 
‚forderte, die Zeil zu verlasseh, 
satzt sie Wasserwerfer und Knüppel 
‚gegen kleinere Gruppen von Demon- 
stranten ein. 

‚Dabei wurden etwa 20 Demon- 
janten so erheblich verletzt, di 
von Rettungswagen (!) in die Kran- 


kenhäuser gebracht werden mußten.“ 
(„ER“ vom 10.1.) Außerdem wurden 
elliche Passanten verletzt 

Eine weitere Demonstration, die 
für Samstag angemeldet ist, wird eben- 
falls verboten. Neben den berelta ge- 
‚nannten Gründen ist dieses Verbot 
ein Meisterstück an Tatsachenverdre 
hung, Ex heißt dort, 

„Noch vor und bei der Auflösung 
dieser Demonstration (am Mittwoch) 
kam es zu einer Vielzahl von Gewalt: 
tätigkeiten gegenüber Passanten, Käu- 
fern in Warenhäusern und Polizeibe- 
amten“, und weiter: „Die Konse 
quenzen dieses Verhaltens Jäßt nur 
den Schluß zu; daß die Versammlung 
am 12.1.74 nicht ohne massive Ver- 
stöße gegen die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung verlaufen würde. Sie ist 
daher zu verbieten. 


nn 


Polizeieinsatz auf der „Zeil“ 
Anders ausgedrückt heißt di 
Polizei prügelte, also gab es „Gewalt- 
tätigkeiten"; die Pollzei wird wieder 
prügeln, also gibt es wieder „Gewalt- 
tigkeiten“® — folglich ist die Demon- 
stration zu verbieten!!! Und wie die 
Polizei prügelte! Weitere sechs Ne- 


stration zu werbieten!!} Und wie die 
Polizei prügelte! Weitere sechs De- 
monstranten mußten abtransportiert 
werden. Daß es nicht erheblich mehr 
Verletzte gab, liegt nicht an der „sanf- 
ten” Polizei, sondern daran, daß die 
Demonstranten sich immer wieder in 
kleinen Gruppen zurückzogen und 
in Nebenstraßen und Kaufhäusern 
verschwanden. „So ganz nebenbei“ 
wurden auch hier wieder die gefährli- 
‚chen GiftgasSpraydosen eingesetzt 
(siehe dazu Bericht im AK Nt. 34) 

In der inzwischen auf vollen Tou- 
ven laufenden Pressekampagne wird 
mit allen Mitteln versucht, die De- 
monstranten zu kriminalisieren. So 
wird behauptet, „die Linken“ hätten 
einen Kleiderständer in einem Kauf- 
haus angezündet. Später wird diese 
Meldung von Polizeipräsident Müller 
scheinheilig dementiert, obwohl sie 
während der Demonstration zu einem 
verschärften Vorgehen der Polizei ge- 
nutzt wurde. Im Mittelpunkt der Pro- 
Pagandakampagne steht jedoch das 

Verhalten der Bevölkerung” wih- 
fend der Demonstration. Es geht dar 
um, daß es den Demonstranten hä 
fig gelang, vor den Polizeiknüppeln 
in größeren Passantengruppen unter. 
zutauchen. Auch gab es praktisch ke 
nen Demonstrationsblock, sondern 
viele kleine Gruppen über die ganze 
Zeil verteilt. Während der Demonstri 
tionen forderte die Polizei die Bevöl- 
kerung immer wieder auf, „nach Hau- 
se zu gehen“ und „den Polizeieinsatz 
nicht zu $tören“, was jedoch nicht 
„befolgt“ wurde. Grund genug für den 
Sozialdemokraten Müller, die „Unbe- 
teiligten (!) und Neugierigen (1) 

rt zu kritisieren“, Zunächst ein- 
mal „beiehrien" die bürgerliche Prev 
se und der Pollzeipränident die Ber 
wölkerung, was so alles passieren 
kann. 

‚Das hessische Gesetz über Sicher 
‚heit und Ordnung enthält einschlägt 
‚ge Bestimmungen über die Anwen 
dung unmittelbaren polizeilichen 
Zwanges. Wer einer polizeilichen Auf: 
orderung im Zusammenhang mit ver: 
botenen Demonstrationen nicht nach 
‚kommt, wird zum „Störer" im Sinne 
des Gesetzen. Gegen ihn können War- 
serwerfer, Schlagutöcke und bei ge 
walttärigen Widerstandshandlungen 
‚auch andere Zwangsmittel wie Tri 
nengas angewendet und seine Inver- 
wahrungsnahme angeordnet werden. 

Dazu kann man die Betrof) 
‚noch wegen Störung einer Amtshand 
hung strafrechtlich belangen und sie 
vom Schauplatz abführen las 
fern man die nötigen Kräfte dan eim 
satafühdg har 
bei einem poll 
alsangeblich Unberelligrer Schaden 
davonträgt, kann gegen die Polisel 
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;inen Schaden geltend machen, 
wenn diese dreimal die Aufforderung, 
die Straße zu räumen wiederholt hat. 
Im Fall Zeil geschah es dutzendmall"“ 
(Neue Presse, vom 16.1,74) 

Dax Ziel solcher Drohungen liegt 
auf der Hand: gegenüber einer Über 
macht knüppelschwingender Polizei 
sind die Demonstranten tatsächlich 
auf die Solidarität der Bevölkenun; 
angewiesen. Deswegen fordert Müller 
auf, die Knüppelongien der Polizei zu 
unterstützen 

„Müller betonte, dies sei allerdings 
‚kein Appell: Volk ans Gewehr! \ 
sondern an die Vernunft der Bürger, 
künftig die 400 - 500 Berufsdemon- 
stranten ‚sich selbst und damit der 
Polizei zu überlassen:* („Neue Pres- 
se“, vom 16.1.74) 

Wie Müller sich das Verhalten ei 


nes Passanten konkret vorstellt, sagt 
er in einem „Spiegel“ Interview 
muß fützen.” („Spiegel“, 4/74) 
Um zu erreichen, daß die Bevölke- 
rung „Aitzt", sobald die bewaffnete 
Staatsmacht auftritt, wird ihr offen 
in der bürgerlichen Presse gedroht 
Stasismacht auftritt, wird ınr oiren 
in der bürgerlichen Presse gedroht 
und scheut man sich auch nicht, ge- 
gen sie mit Wasserwerfern und Knüp- 
peln vorzugehen, Denn es ist eine 
faustdicke Lüge, wenn die Polizei be- 
hauptet, sie hätte aus Rücksicht auf 
die Bevölkerung nicht hart durchgrei- 
fen können. Tatsichlich wurde alles 
versucht, um das Demonstrationsver- 
bot durchzusetzen, was aber aufgrund 
der „Zerstreuungs“-Taktik der De- 
monstranten nicht gelang 


Die „Solidarität” der SPD 


inken“ Frankfurter Sozialde- 
'n ließen es sich nicht neh- 
men, mit viel Wortgetöse zu den Aus 
einandersetzungen Stellung zu neh 
men. Bemerkenswert ist dabei, daß 
sich sogar der Unterbezirksvorstand 
gegen die Demonstrationsverbote aus- 
sprach. Diese Maßnahme hat einen 
bestimmten Hintergrund: Seit dem 
1. Januar 1974 untersteht die Frank- 
furter Polizei nicht mehr dem Ober- 
kommando des Oberbürgermeisters 
Arndt, sondern wurde verstaatlicht 
‚Oberster Dienstherr ist jetzt der hessi- 
sche Innenminister Bielefeld (F.D.P.) 
Anders als bei früheren Knüppelein 
sitzen der Polizei, liegt die unmittel- 
bare Verantwortung dafür aun nicht 
mehr beim SPD-,Linken“ Arndt. Das 
ist nicht unerheblich, hat doch die 
SPD ihre Politik und Vorgehensweise 
z.B. bei den Räumungen von besatz 
ten Häusern im vorigen Jahr mit ek 
nem gewissen Vertrauensschwund in 
der Bevölkerung bezahlen müssen. 30 
kam es beispielsweise bei den b 
len Zerschlagungen von Demonstrat 
onen im vorigen Sommer dazu, daß 
Passanten den von der Polizei verfolgr 
ten Demonstranten halfen und ihnen 
Schutz boten usw. Solche Vorkomm- 
nisse sind für die SPD nicht ganz un- 
‚gefährlich, luft sie doch längerfristig 
fahr, ihren Einfluß auf fortschritt- 
liche Teile der Bevölkerung zu verlie- 
ren. $0 kam es zum Beispiel anläßlich 
der traditionellen Rede von Arndt 
am 1. Mai 1973 zu größeren Unmuts- 
äußerungen der dort versammelten 
Kollegen. Daher nimmt die SPD jede 
Gelegenheit wahr, Ihr „linken' Image 
vorzukehren, um sich bei der Nevöl- 


kerung wieder ins rechte Licht zu set- 
zen, ohne sich für die Polizeleinsätze 
rechtfertigen zu müssen. Diese Leute 
haben jedoch in der Vergangenheit 
(&.B. bei der Zerstörung von Wohn- 
raum) sehr deutlich gezeigt, daß sie 
jederzeit bereit sind, mit Gewalt die 
Interessen des Kapitals zu vertreten, 


K/Gruppe Prankfurt . 
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"Kampf gegen Abbau demokratischer Rechte 


Begleitet von einer enormen Hetz- 
kampagne findet gegenwärtig an der 
Frankfurter Universität ein massiver 
Angriff auf demokratische Rechte der 
Studenten wieRede und Diskussions: 
freiheit, Streikrecht, Organisations, 
freiheit‘ usw. statt. Dieser Angriff 
wird flankiert durch Einsätze mehrerer 
Hundertschaften Polizei, Sirafanzei- 
‚gen gegen Studenten, Untlamungen 
von Tutoren. „‚Verfügungen” der bür- 
gerlichen. Klawenjwtls etc, Gogen 
diese Provokation sind mittlerweile 
tausende Studenten in den aktiven 
Streik getreten, was von der Kapltali- 
stenklasse und Ihrem Staat zur weite- 
ven Eskalation des Konflikts und zur 
Rechtfertigung Ihres Angriffs genutzt 
wurde. Ziel der Provokation ist offen- 
bar die Durchsetzung von „Refor- 
men“, die darauf zielen, eine Hand- 
langer-Elite der Kapitalisten an den 
Hochschulen heranzubilden. Entzün- 
det hatte sich der Konflikt an den 
reaktionären und provokativen Prak- 
tüken des Prof. Engels (CDU), der den 
Studenten jegliches Diskussions- und 
Kritikrecht absprach. 
Dieser Artikel lag schon für AK 39 
vor, mußte aus Platzgründen aber ver- 
schoben werden. Zur neueren Entwik- 
klung siehe Extra-Kasten. 

rofessor Engels, Mitglied des brau- 

nen „Bundes Freiheit der Wissen- 
schaft“ und ehemaliger CDU-Bundes- 
tagskandidat, zielte offenbar bewußt 
von Anfang an auf eine Provokation 
fortschrittlicher Studenten. So er- 
klärte er bereits in der ersten Stunde, 
daß diese Vorlesung eine reine „Lu- 
xusvorlesung“ sei und seine Kollegen 
ihm prophezeit hätten, daß diese dıe 
dritte Stunde nicht überstehen werde. 


Engels zur formalen Logik: „Alle 
Mädchen haben Hälse; alle Gänse 
haben Hälse, also sind alle Mädchen 
Gänse“ oder zur Organisationstheo- 
fie: „Der 1. Organisator war der 
Schwiegervater von Moses", 

‚Empört über dieses reaktionäre 
und selbstherrliche Gehabe forderten 
die Studenten immer deutlicher und 
öfter das Recht auf freie Rede und 
Diskussionsfreiheit. Gegen diese For- 
derung machte Engels entschieden 
Front, brach Vorlesungen ab und 
stellte gegen zwei Studenten Strafan- 
zeige wegen 

Zugleich 
‚des Fachbereichs Wirtschaftswisen - 
schaften eine Woche in den „Streik“, 
um ihre Solidarität mit den „Unter- 
richts-"praktiken von Engels zu be- 
kunden und die Studenten unter 
Druck zu setzen. 

Gegen diese Aussperrung beschloß 
eine Vollversammlung der Studenten 
‚der Wirtschaftswissenschaften(WiWi), 
die Engels-Vorlesung solange zu boy- 
kottieren, bis die Forderungen nach 
Redefreiheit und Rücknahme der 
Strafanzeigen erfüllt kind. Diese For- 
derungen fanden auch bei vielen Stu- 
denten aus anderen Fachbereichen 
Sympathie. 


Vorlesungen unter Polizeischutz 


Auf Anweisung der UnkSpitze 
sollten nach den Weihnachtsferien 
die Engels-Vorlesungen wieder statt 
finden. Allerdings unterdem „Schutz“ 
von mehreren Hundertschaften Be- 
reitschaftspolizei und im „strategisch 
günstig“ gelegenen Biologischen Insti« 


AHA WOLFGANG GOETHE-UNIVERSITÄT 
‚Den masınanr 


sogen zwei Studenten zurückge- 
nommen worden sind und 

solange nicht die Ankündigung, 

den Fachbereich wieder zu schlie- 
en, zurückgenommen wird. 

Diese Aktion hatte insoweit Erfolg, 
als diesmal, anstatı der 300 Studen- 
ten in der ersten Vorlesung, nur 50 
Personen, darunter Journalisten, Be- 
‚obachter und Polizeispitzel, in die 


rüberhinaus  erwirkte Kantzenbach 
beim hessischen Verwaltungsgerichts- 
hof eine für die bürgerliche Klasen- 
Justiz beispielhafte „Verfügung“, in 
der es der Studentenschaft der Frank- 
1. ‚er Uni und der Organen unter 
Androhung. eines Zwangsgeldes von 
2.000 DM untersagt wird, zu „Stö- 
rungen“, Streiks oder zum Boykott 
von Lehrveranstaltungen. aufzurufen 


EvTN) 


KAMPF DER 
2 FOLIZEI - UNIVERSITAT I 


Veranstaltung gingen, Die „lernwilli- 
gen" Studenten setzten sich fast aus- 
schließlich aus Mitgliedern des RCDS 
(Hilfstruppe der ‘CDU an der Uni 
und des ads (ebenfalls eine reaktionä- 
re Organisation) zusammen, 
SPD-Mitglied und Uni-Präsident 
Kantzenbach erklärte, daß der Poli- 
zei-, schutz“ notwendig sei, „um die 
Lehrfreiheit von Professor Engels (!) 
und die Lernfreiheit seiner Hörer 
(der RCDS- und ads-Studenten!) si- 
herzustellen“ ( „ER“, 8.1.74). 
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Techtssnfeichtlich untersagt, 


und deren Organen wird ei 


Untveraität Frankfurt 


1. Lehrvernnstaltungen der Jchann Wolfgang Goethe 


Universität Frankfurt 


m. au stören, zu wolchen 


Störungen aufsurufer,, welche Störungen auf andere 


vein 


verfügung zu beachten. 
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. Dar AUTA wird rechtanufs. 
nun 18.1.1978, 12.00 Uhr den Präsident 
And die Stulentenschaft bereit Ant, 4 


zu unterstützen oder an ihnen mitzuirken; 
‚ondere zun"Streiktoder aum "Boykott" von Lehr- 
tungen aufzurufen oder hieran mitmuwirken 


ieh verpflichtet, bis 
bestätigen, 
erlansungs- 


KaduhA 


‚Aus diesem Grunde weigerte er sich 
entgegen der Forderung der 
'n — ein Skriptum (schri 

liche Fassung der Vorlesung) zu ver 
teilen, Jegliche Zwischenfragen und 
Kritik an Inhalt und Form seiner Vor. 
Nesung wurden von Engels ıystema- 
tisch abgeblockt, Stattdemen erging 
sich Engels in — für die Studenten 
weitgehend unverständlichem - For 
melwissen und offen reaktionären 
Sprüchen wie, daß sich z.B, eine Zu: 
lassungsbeschränkung für Medizinstu- 
‚denten ganz selbatverständlich durch- 
setzen werde; denn die zukünftigen 
Ärzte seien nicht daran Interemiert, 
daß 0x viele Ärzte gebe und der Ein- 
zelne nicht mehr so viel verdiene; ex 
solle wenig Arate geben, die 
umso mehr verdienen, Darüberhinaus 
provozierte or die Studenten mit sau 
‚dummen Witzchen und Kalauern. 50 


tut, Mit Sperrgitern und Ausweis- 
Kontrollen sollten die Studenten ein- 
geschüchtert und vom demokratischen 
Kampf für Rede- und Diskussionsfrer 
heit abgehalten werden. Gegen diesen 
Polizeieinatz protestierten ca. | 000 
Studenten, indem sie unter der zen 
tralen Parole „Kampf der Polizeluni- 
versität” eine Demonstration vom 
Universitätsgelände zum Botanischen 
Institut veranstalteten, Ihr Ziel war, 
noch unentschlomene Studenten 
durch Diskussionen vom Besuch der 
EngebsVortesung abzuhalten, um »0 
die Beschlüsse der WIWI-Vollversamm: 
hung und der UnrVollversammlung 
durchzusetzen, 

Boy kotı der Engels-Vorlosung 

solange es keine Rede- und Dis 

kussionsfreiheit während der ge 
samten Vorlesung gibt 

solange nicht die Strafanzeigen 


und die Lernfreiheit_ seiner” Hörer 
(der RCDS- und ads Studenten!) si- 
herzustellen” („FR", 8.1.74). 

Am 15.1.74 wurde erneut eine 
Vorlesung unter dem „Schutz“ von 
mehreren Hundertschaften Polizei an- 
gesetzt, Diese wurde trotz des Pol 
zeiaufgebots aktiv boykottiert, indem 
2. 300 Studenten der Wirtschafts 
wissenschaften Engels nicht zu Wort 
‚kommen ließen. Obwohl bereits auf 
diesem Punkt der Auseinandersetr 
zung der Protest gegen die Engels- 
Vorlesung von einem relativ großen 
Teil der Studentenschaft unterstützt 
wurde, erklärte Kantzenbach, daß die 
Vorlesung von einem „Rollkomman- 
do  kommunistischer Studenten“ 
(„Neue Presse“ vom 16.1.) gesprengt 
worden sei. „Er betonte, daß keine 
Selektion (1) (= Auswahl, d.Red.) 
‚durch linke Gruppen (!) stattfinden 
könne, wer lesen dürfe und wer nicht 
Deshalb sei er gezwungen, auch bis 
"her nicht von Störungen betroffene 
Vorlesungen (1) bis zum Sommer. 
semesier auszusetzen.“ („Neue Pres- 
se“, 16.174). 


‚Aussperrung und Streik 


Insgesamt wurden von Kantzen 
bach (übrigens mit voller Billigung 
des hessischen Kultusministeriums) 
13 Lehrveranstaltungen eingestellt 
und damit | 500 Studenten ausge 
sperrt, womit ein weiterer Schrill zur 
bewi Eskalation der Auseinan- 
dersetzung getan wurde, Gleichzei 
tig mit dieser Maßnahme wurde die 
Kampagne zur Spaltung und Ein- 
schüchterung der Studentenschaft, die 
in der Folgezeit neben der Uni-Düro 
kratie ständig von der Hessischen 
Landesregierung bürgerlichen 
Parteien und der bürgerlichen Presse 
geschürt wurde, weiter verstärkt. So 
ie der Sozialdemokrat Kant 


in der bisherigen Form nicht dauernd 
wor fanatisierten Störtrupps (!) we 
schützt werden können, wenn die 
Masse der arbeitswilligen (1) Studen- 
ten sich weiterhin nicht in den Aus 


‚ndersetzungen angagieren (") wol 
le." („PR 17.1.7). 
Zugleich forderte er in Einklang 


mit dem braunen „Bund Freiheit 
der Wissenschaft“ und der CDU die 
Einführung eines universitären Ord- 


mungsrechts („Das Tabu des Ord 
nungsrechts muß gebrochen werden.” 
R", 17.1.), mit dessen Hüfe die 
Bourgeoisie und ihr Staat jegliche 
Kritik an bestehenden Zuständen aus 
‚den Hochschulen verbannen will, Di 


1.000 Studenten demonstrieren gegen den Poli 


izeieinsatz in der Frankfurter Uni 


‚oder an ihnen teilzunehmen. 

Gegen diese Provokation, die da- 
rauf zielt, den Studenten so elemen- 
tare demokratische Rechte wie Rede- 
freiheit, Organisationsfreiheit und 
Streikrecht zu rauben, verstärkten die 
Studenten ihren Kampf. 

Nachdem bereits auf einer Reihe 
von Vollversammlungen der größeren 
Fachschaften der Streik beschlossen 
worden war,fandam 21.1.74 auf dem 
Campus eine Vollversammlung. der 


gesamten Universität statt. Hier ver- 
worden war,fandam 21.1.74 auf dem 
Campus eine Vollversammlung. der 
‚gesamten Universität statt. Hier ver 

‚sammelten sich über 4 000 Studenten 
und stimmten ebenfalls mit großer 
Mehrheit für den Streik, Es wurde 
beschlossen, den Streik sofort zu be- 
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Die Emanzipation der Frau In Palästina 
‚Von uns kommentierte und überset 
Broschüre der PFLP zu diesem Thema 


für alle Studenten auch die noch un- 
entschlossenen Kommilitonen In den 
Kampf einzubeziehen, 

Da der Konflikt mittlerweile welt 
über die begrenzte Auseinanderset- 
zung um die Engels-Vorlesung hinaus- 
gegangen war, ging es nun auch bei 
der Urabstimmung um grundadtzlic 
re Fragen. Zur Entscheidung standen 
Fragen wie: Ablehnung des Ordnungs- 
rechts, politisches Mandat für die Stu- 
dentenvertrotung, freies Rede- und 
Diskussionsrecht in allen Lehrveran- 
staltungen, Ablehnung des Berulsvor- 
botes für Tutoren (Hilfskräfte). (In- 
Zwischen hatteman sechs Tutoren we- 
gen „Nötigung" gekündigt, da sie 
sich weigerte, bei weiteren Straf- 
anzeigen gegen Studenten mit dem 
reaktionären Prof, Gäbler zusammen- 
zuarbeiten.) 

Mit welchem Engagement die Aus- 
einandersetzung geführt wird, zeigt 
das Ergebnis der Urabstimmung. So 
beteiligten sich 10 170 Studenten 
(von 21 000) an der Abstimmung, 
eine Zahl, die bislang bei keiner Ab- 
stimmung an der Frankfurter Uni 
erreicht wurde. Dabei stimmten 
5 500 Studenten (54,2%) bei 2,2% 
Enthaltungen für den Sireik. 

Hatten Presse, Staat und Uni-Bü- 
tokratie schon während der Abstim- 
mung gehetzt, daß es dabeı nicht de- 
mokratisch zugehen würde, so wurden 
jetzt die tollsten Interpretationsver- 
Tenkungen gemacht, So schloß Kultus- 
minister Friedeburg aus der Tatsache, 
daß 5.500 nur ca, 1/4 aller Studenten. 
ausmachen, daß „dreiviertel gegen den 
Streik” seien und bezeichnete das Ab- 
stimmungsergebnis als einen „Sieg der 
Lernwilligen" (Neue Presse v. 28.1.) 


Die Offensive rollt 


Die Offensive rollt 


Spätestens seit der Verschärfung 
des Konflikts durch die Aussperrung 
von 1,500 Studenten wird die Ausel 
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Forts. Faschisten mit... . 


Die „Aktion Neue Rechte” 


Die Italienischen und deutschen Kur 
schisten 


r Jahren versucht, ihrer 
Im Dienst der Bourgeoisie ein. ‚sozla 
les" oder gar , sozlalistisches”" Mäntel 


chen umauhängen. Hitler begründete 
daseinmal vor Kapitalisten schr offen 
„Wenn man begriffen hat, daß die 
Schicksalsfräge darin besteht, daß de 
Marxismus gebrochen wird, dann muß. 
auch jedes Mittel recht sein, das zum 
Erfolg führen kann... Eine Bewegun; 
die das durchführen will, muß sich an 
die breite Masse wenden, an die Mas- 

der der Marklımus selbs 
* (Rede vor dem Hamburger 
„Nationalclub von 1919" im Februar 
1926 — nach Werner Jochmann, Im 
Kampf um die Macht..., Frank. /M 
1960) 


Im Übrigen gab es z.B. in Deutsch- 
land neben der NSDAP noch eine 
anze Anzahl kleinerer faschistischer 
Organisationen und Gruppen, die 
unter Namen wie „Nationalrevolutio- 
näre", „Sozialrevolutionäre Nationa 
listen”, „Deutsche Sozialisten” und 
ar „Nationalbolschewisten” Zutrek 
berdienste für die NSDAP leisteten. 
In den letzten Jahren gab es be- 
reits in der BRD einige ähnliche An- 
sätze, von denen die sogenannte 
„Partei der Arbeit” wohl die berüch- 
Ügste war, Einen „Aufschwung” aber 
gab es erst mit (der Gründung der 
„Aktion Neue Rechte”, die aus einer 
Vaktischen Auseinandersetzung 
innerhalb der NPD beryorging. 


Auf dem fünften Bundespartei- 
tag der NPD in Holzminden im 
November 1971 standen sich zwei 
taktische Auffassungen gegenüber 

NPD-Chef Thadden erklärte, das bis- 
herige offen terroristische Auftre- 
ten der NPD habe der Partei nicht ge- 
nutzt,sondern geschadet. „Wir werden 
uns hier zu entscheiden haben, ob wir 
eine Rechtspartei sein und bleiben 
wollen, um wieder Wähler zu gewin- 
nen, oder ob wir stattdessen zu einem 


Aktionismus übergehen wollen, der 
die Bürger erschreckt und politisch 
‚ohne nachhaltige Wirkung ist." (Thad- 


der NPD in Bayern und Mitglied 
des NPD-Parteivorstands. Thadden 
konnte sich mit seinem „gemäßig- 
ten” Kurs mur sehr kanpp durch- 
setzen (mit etwa 57% gegen 43% 
der ParteitagsStimmen), und auch 
dies mur durch die spektakuläre Be- 
kanntgabe seines Rücktritts. 
Pöhlmann trat daraufhin im Janu- 
ar 1972 aus der NPD aus, eine 
größere Zahl seiner Anhänger wurde 
aus der NPD ausgeschlossen. Im Mün- 
‚chner „Augustinerbräu”” wurde unter 
‚Führung Pöhlmanns die „Aktion Neue 
Rechte” (ANR) gegründet. Die „Par- 
tel der Arbeit” gab wenig später 
ihren Anschluß an die ANR bekannt; 
die „Aktion Oder-Neiße" (AKON) 
und die „Ahtionsgemeinschaft 17 
Juni” erklärten sich zur Zusammen; 
arbeit mit der ANR bereit; die engere 
Zusammenarbeit mit der „Deutschen 
Volksunion” (DVU) des Herrn Frey, 
Herausgeber des antisemitischen Hetz- 
blättes „Nationalzeitung” wurde da 
genen Anfang 73 offiziell gelöst, weil 
Frey als zu „lahm” angesehen wurde, 


Die ANR behauptet, gegen Kom- 
munismus und Kapitalismus glei 
chermaßen zu kämpfen. „Da sich 
Kapitallemus und Kommunismus im 
Grundsätzlichen gleichen, sind beide 
unfähig, die Probleme der modernen 
Industriegesellschaft au bewältigen. 
‚Empfohlen wird dagegen eine „Lei 
stungsgemeinschaft des schaffenden 
Volkes”, „echte Mitbestimmung der 
Arbeitenden im Betrieb durch Eigen 
bestimmung — Keine Funktionärs- 
fremdbestimmung”, „‚Vermögensbil- 
dung durch  Gewinnbeteiligung 
„Die Netie Europäische (11) Sozlalord- 
nung wird wesentlich von der Vor 
mögensbildung der Arbeitnehmerhand 
Damit wird der Bw 

Ende 


der Ausbeutung bringen. 
u zum Kommunlmus und Ka 
ist der Buropäische 8: 


(Alle 
Exerablatt 


Kigentum für alle sch, 
der ANK. Juni 72). 


Figentum für alle” ist nun aller 
dings gar so aufregend nicht, sondern 
gehört au den Standard: nal 


1er bürgerlichen Parteien, ebenso 


wie die „‚Vermögensbildung in Ar 


nehmerhand”, Von der CDU/CSU 
terscheidet sich dei ANR im We 
wentlichen nur durch ihre besonders 
wilde äntigewerkschaftliche und anlı 
kommun „Militanz” und 
besonders „radikale” Sprache. 


Es war also nur konsequent, daß 
ANR-Chef Pöhlmann zu den Land- 
tagswahlen in Baden-Württemberg. 
(April 72) und zu den kommenden 
Bundestagswahlen zur Wahl der 
CDU/CSU aufrief mit der Begrün- 
dung: „Jede Zersplitterung. der Stim- 
men ist in dieser entscheidendne 
Stunde abzulehnen.” („Nationalzei- 
tung”, 21.1.72) 

Im Übrigen ist die worgeblich 
„antikapitalistische” ANR bereit, mit 
ällen zusammenzuarbeiten, " die 
„grundsätzlich gleiche Ziele 
haben” nämlich: „Der Kampf gegen 
den Kommunismus, der Kampf gegen 
die Ostverträge, der Kampf gegen den 
Verfall in unserer Gesellschaft.” 
(Pöhlmann, +.0.) 

Die ANR macht also gar kein 
(Gehöimäs daraus, daß der Kampf 
gegen den Kapitalismus natürlich nicht 
zu ihren grundsätzlichen Zielen ge- 
hört; oder richtiger, daß diese politi 
schen Betrüger nicht gegen, sondern 
für die kapitalistischen Ausbeuter 
arbeiten 

Ansonsten dem Klassenkampf völ 
lig abgeneigt, zeigt die ANR jedoch 
großen Eifer, wenn es gegen „die 
* geht. So heißt es in 
Ihrer „neuen zelt” vom August 73, 
\und $PD „zittern vor wilden 
Aufgabe sei jetzt „Besetzung 


nahme durch die Belögschaf 
„Abwahl aller Gewerkschaftsversager 
aus den Betriebsrä- 


Als internationale Vorbilder hebt 
die ANR die „‚nationalrevolutiond 


Militärjunta in Peru, Peron in Argen 
tinien, die faschistische Terrortruppe 
Ordre Nouveau“ (Neue Ordnung) 
in Frankreich und den amerikanischen 


Rassisten George Wallace (1) hervor 
dem eine „in der Grundtendanz anlı 
kapitalistische und antimarxistische " 
Haltung bescheinigt wird, ferner die 
Italienische. faschistische Partei MSI, 
den Franco-Faschismus In Spanien 
und demagogischerweise die IRA 
(„neue zeit", Jun 72 und August 73) 


Ein „Rebell”, 


sich vorzugsweise an Jugendliche 
wendet, Als Herausgeber firmieren die 
innten „Nationalrevolutionären 
sisgruppen" (NRB). 
Diese faschistischen Demagogen 


der keiner ist 


Unter 


dem vielversprechenden 
‚Rebell erscheint ein bi 
Hetzblatt 


ähnlichen Versuchen, relativ gut, den 
faschistischen Pferdefuß nicht auf 
den ersten Blick sichtbar werden zu 


lassen, Völlig off 
faschistische Hintergr 

man den brauner 

folgt zu den sogenannten „National 
revolutionären Baslsgruppen” (NRB) 
als deren „zentrales Jugendorgan' 
dieser „Rebell“ ja erscheint 


„Deutsche Sozialisten” 
und andere Provokateure 

Die NRD, die sich auch „Deut- 
sche Sozialisten (NRB)" nennen, 
ben wa. eine „iheoretische" Zeit- 
schrift mit dem Namen „Nationale 
Verantwortung” heraus, 

Beteiligt sind daran in erster Linie 
die „Aktion Deutscher Sozialismus” 
(ADS) mit dem Schwerpunkt Frank- 
furt und die ionale Front“ aus 
München, die ANR kommt mit „Dis- 
kussionsbeiträgen” zu Wort und be- 
‚sonders gelobt wird der faschistische 
„Deutsche Studenten-Anzeiger”. 


Die „Nationale Front”, Mitheraus- 
igeber der „Nationalen Verantwor- 
tung”, ist ein besonders übler Verein. 
Als Ende Oktober 72 die Polizei 
sin Waffenlger eier „Kampleruppe 
Großdeutschland” aushob, meldete 
Bern „Rote Terror- 

it". Die „Kam; 
Großdeutschland” hai er 
Verbindung zu der 
schen (!) Terrororganisation ‚Natio- 
nale Front’ ” gehabt, deren Chef der 
„linksradikale (!) Armin K.J.” sei 
(vgl. dazu AK 24, 8. 21, „Waffenlager 
der Faschisten ausgehoben”). 

Dies ist ein deutliches Beispiel 
für die Funktionsweise der faschisti- 
schen Provokateure. Übrigens blieb 
die „Nationale Front” von der Poli- 
zei und Justiz natürlich ungeschoren; 
„Armin K.J." (in Wahrheit heißt er 
Karl Jochheim-Armin) war und blieb 
Mitarbeiter der Zeitschrift „Nationale 
Verantwortung”. 


Die Frankfurter „Aktion Deut- 
scher Sozialismus” (ADS), die eben- 
falls die „Nationale Verantwortung” 
unterstützt, behauptet „jenseits jeder 
Klassenkampfideologie” zu stehen. 
Die Ideologie des Marxismus sei 


brachten es sogar fertig, „die zu 
‚kunftrweisenden Gedanken der Pra- 
ser Reformer” zu loben, nämlich 
„die gleichgewichtige Betonung von 
Demokratie, humanem Sozialismus 
und nationaler Selbstbestimmung.” 
Sie fordern die „Sozialisierung von 
Großunternehmen” und 
hängige Arbeiterselbstverwaltung 
wo sie möglich ist", kämpfen angeb- 
lich „für eine unabhängige, demokra- 
tische, sozialistische Gesamtrepu- 


| Buk.““ 


Der DGB sei „inzwischen größter 
Unternehmer der ‚BRD' " und „die 
Gewerkschaften“  nähmen deshalb, 
„ihre eigentliche Aufgabe, den Kampf 
gegen den Kapitalismus, nicht mehr 
wahr.” Die DKP wird angegriffen als 
„Faschisten im roten Schafıpelz, 
macht- und besitzhungrige Arbeiter- 
verräter in spe, die nur die verfaulten, 
kranken Herrichenden in der BRD 
durch eine straffere, stabllere Aur 
beurung ablösen wollen.“ 

Die Faschisten geben sich sogar 
einige Mühe, sich bei den Linken an- 
zubiedern, indem sie sich gegen die 
„einseitige Verteufelung der Mao- 
isten (!) und der Nationalrevolutio- 
ire als Chaoten bei gleichzeitiger 
ung und Toleranz gegenüber der 
moskauhörigen DKP" wenden. Und 
an anderer Stelle schreiben sie, nach- 
dem sie (in Zusammenhang mit dem 
1. Mai 72 in Westberlin) gehörig 
gegen DKP und DGB gewettert ha 
ben: „Dann wären da noch die Mao 
isten und ein paar Trotzkliten, Sie 
sind am konsequentesten, was ihre 
Haltung zu den Gewerkschaften an 
‚seht. Auch sie Ichnen den DGB aus 
den obengenannten Gründen ab. Auch 
sind ste realistischer in der Einschär 
zung des sowjetischen  Imperialis 
mus {! Insofern sind sie von allen 
Mal-Demonstranten die sympathisch 
sten, Ihr Fehler legt in Ihrer überholt 
‚n und von Denkfehlern behafıeien 


kommunistischen Ideologie, die sie 
zwar den Realitäten anzupassen ver 
suchen, von der sie sich aber nic 
trennen können «.." (Alle Zitate aus 
„Rebell“ Mai-Juni 72 und 3/73). 

Die Leute vom Faschisten-,.Re 
beil” verstehen en, gemessen auch an 


‚volksfremd” (die Nazis sagten es 
meghar. aan ni ane 
„volkstremd” (die Nazıs sagten es 
deutlicher: „jüdisch”). „Die ADS 
tritt für die Enteignung aller Be- 
triebe ein, die sich in volkıfremden 


(!) Händen befinden oder deren Be 
sita zu politischem Machtmißbrauch 
benurzı wird.” „Gegenwärtige Haupt 
aufgabe wird u sein, die Kumpanei 
wischen Kaplialisten, Politikern und 
werkschaftsbonzen (!] wirksam zu 
bekämpfen." „Alle Macht gehört dem 
Volk“. „Der Staaı darf nicht länger 


ein Instrument zur Unterdrückung 
| des Volkes bleiben.” Die Geseize 
müssen „dem natirlichen Volksem- 
pfinden entsprechen.” „Jede Ver 
| hetzung und Volkszerserzung muß 
unmöglich gemacht Aus 
Aktionspr genen Impe 

mus und Reaktion" der ADS) 

Die ADS arbeitet in Frankfurt 


eng mit der italienischen Faschisten 


4. 2 Seite 25 
Organisation di_Popolo' (a 
h. „Volkskampf"!) zusammen, die 
schon eine längere Erfahrung in der 


‚reyolutionären” Maskierung des Fa- 


schismus und in der Durchführung 
arbeiterfeindlicher und antikommu- 
nistiseher Provokationen hat, und die 
auch italienische Kollegen in der BRD 
au bearbeiten versucht. „Lotta di 


Popolo” le schon 1969 gegrün 
det im Zusammenhang mit dem fa- 
schistischen Plan, Provokateure und 
Spitzel in linke Organisationen au 
schicken bzw. zur Durchführung von 
Provokationen selbst pseudor,,revolu 


tionäre" Gruppen aufzubauen (vgl 
UNSER WEG-Broschüre „Von Pine 
U zu Feltrinelli, 8. 22/23 und 8. 
39/40 und den Artikel „Vom Blut- 
E des Blut- 

" in AK 39). In Frankreich 


existierte eine _päralelle Gruppe 
„Lutte du Peuple”, die ebenfalls mit 
der ADS zusammenarbeitet 

Solche Gruppen arbeiten vorerst 
weitgehend auf  agitatorisch-propa- 
andistischer Ebene, d.h. sie ver 
suchen durch eine gezielte Breiten- 
arbeit (die ADS z.B. verteilt regel 
mäßig ihren Mist an Frankfurter Ver- 
kehrsknotenpunkten und vor mehre- 
ren Betrieben) erst einmal 
tante Kerngruppen” („Aktionspro- 
sramm” der ADS) zu gewinnen. Da- 
neben tritt aber — wie der Fall 
Jochheim-Armin zeigt — schon jetzt 
(und in Zukunft wahrscheinlich ver- 
stärkt) die direkte Provokation im 
Dienst der Bourgeoisie, die ihr die 
Vorwände für Schläge gegen die Ar- 
beiterbewegung liefern soll. (VL 
Italien!) 


Auch die NPD versucht 


es mit sozialer Demagogie 


‚Auch die NPD setzt verstärkt auf 
soziale Demagogie. Auf einem in 
Frankfurt verteilten Flugblatt („Die 
zweite NPD-Welle rollt!") konnte man 
gar sen: „Gegen kapitalistische Aus- 
beutung (!) und kommunistischen 
Klassenkampf hilft nur die nationale 
Rechte, die sich für das ganze Volk, 
nicht aber für Bonzen und Parasiten 
einsetzt.” 

Besonders geeignet scheint für 
soziale Demagogie offenbar der Ein- 
satz, der „Jungen Nationaldemokra- 
ten” (IN), Jugendorganisation der 


en- vum, sugenoorganmauon ser 


Während die NPD die Jugend an- 
geifert als „Generation ohne Ideal, 


Faschistische Schläger-Truppen werden aus verführten Jugendlichen aufgebaut 


ohne lebensrichtigen Zielbild, ohne 
Maltung, ohne Safı und Kraft, ver 
Jazzt und vergammelt” („Deutscher 


Kurier", April 73), um die alten 
Faschisten zu ködern, gehen die 
Jungfaschisten mit " saudummen 


Schnacks wie „IN ist in” unter der 
Jugend auf Dummenfang. 
Das „Manifesi” der IN wird gar 


nem Zitat von Ho ischminh 
Was allerdings 
abgestandener faschistischer Dreck 
aus der hintersten Ecke: der „Ma 
torialiımus amerikanischer Prägung” 
‚die deutsche Völksseele” 
‚Lüge von der Allein 


» 


mit 
eröffnet 


(11% gegen die 


‚Arbeiterkampf Nr, 40/Februar 1974 


Kampf dem 
Faschismus 


Nachdruck von Texten der Kommunisten aus den zwanzi- 
ger und dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 


„Neben den konkreten Untersuchungen über die heutige Wirklich“ 
keit erscheint es uns besonders wichtig, daß wir uns heute wieder 
ernsthafter und gründlicher auch mit den Untersuchungen der Kom- 
unisten der zwanziger und dreißiger Jahre auseinandersetzen. 
chon 1923 hat Giulio Aquila, dessen Schrift wir als ersten Beitrag 
in diesem Band nachdrucken, in der Zeitung ‚Kommunistische Inter- 
nationale" die damals landläufige Fehleinschätzung des Faschismus 

wie sie sich aus heute noch bei kleinbürgerlichen Faschimus-,, Theo- 


Forts. Faschisten mit... 


kriegsschuld"" sind die IN ebenso wie 


iedrigen in Kuns 
Die IN sind angeblich auch gegen 

illionärseliquen (') in CDU/CSU 
D/FDP und Gewerkschaftsbon. 

lehnen aber ansonsten. natür 
lich den Klassenkampf (der Aunge 
beuteten, nicht der Ausbeuter!) 
ab, 


In einer Flugschrift der IN heißt os 
„Kapitaliımus und Kommunlmus, 

erallimus und Marxismus, freie 
Marktwirtschaft und Planwirischaft 
haben ırorz aller ideologischen Ge 
gensätze viele Gemeinsamkeiten: Be 
de Systeme beuten in ihrer prak 
tischen Auswirkung den Menschen 
aus.” und zum Schluß kommt die 
schwachsinnige Parole: „Gegen Aus- 
beutung, gegen Klassenkampf, für 
nationale Solidarität!" 

Die IN haben ein Lehrlingspro- 
gämm, das durch folgenden Satz 


tetikern“ wiederfinden — durch eine konkrete und systematische, 
historische Untersuchung bekämpft und widerlegt 

Die anschließend abgedruckten Texte stammen aus der Halbmonats- 
schrift „Der Rote Aufbau“, später „Unsere Zeit" aus den Jahren 
1931 bis 1934. Hier werden jeweils besondere Fragen, wie das Pro- 
gramm der Nationalsozialisten, das Verhältnis Sozialdemokratie und 
aschismus, die Ideologie und Propaganda des Faschismus usw. be- 
handelt, Schr plastisch erkennt man, was das konkret heißt: Faschis- 


aus der Einleitung zu kennzeichnen 
ist: „Klassenkampfdenken kann 
‚heute keine Lösung mehr sein. Es 
gilt, die Betriebsgemeinschaft (1) mit 


DM 6,50 


350 Seiten 


URN 


"Einzeltäter" "Waffenliehhaher" und "Schizonhrene" 


num nn mung wa 


Die Formierung bewaffneter {a- 
schistischer Banden wird vom 


hend aus drei Gewehren, Muni- 
tion, Dolchen und Schlagstö- 


„Nationalsozialistische 
gruppe Großdeutschland” aufge 


= Komplizen wiederholt die Waf- 
fen dazu verwendet, um Mieter 
einzuschüchtern („FR", 8.8.72). 
Die Sache wurde herunterge- 
spielt. 

Nach „Spiegel 49/71 wur 
den allein 1970 35 Faschisten 
(meist NPD-Mitglieder) entdeckt, 
„die _ Trommelrevolver, Klein 
kalibergewehre, Karabiner und 
eine Maschinenpistole gehortet 
hatten.” Alle ‚diese Fälle sind 
offenbar soweit wie möglich | 
heruntergespielt worden und 
später „eingeschlafen”, bzw. die 
Faschisten kamen mit lächerlich 
geringen „Strafen” davon. 

So wurde 1970 in NRW eine 
bewaffnete faschistische Gruppe 
ausgehoben, die sich „Europä 
sche Befreiungsfront”” nannte. 
Führer dieser Bande war ein Herr 


das Werk „privater” und natür- 
lich „völlig unpolitischer”. Wal 
fenliebhaber” erklärt. Läßt sich 
der politische Hintergrund gar 
nicht verbergen, so spricht man 
wenigstens von „Einzeltätem” 
und möglichst gleich von 
zurechnungsfähigen”, „Schizo- 

”. Läßt sich auch die 


gruppe” und klärte das 
verständnis” erst später in win 
zig kleinen Notizen auf (vgl. 
nebenstehenden Artikel). 


Presse, Fernsehen kaum erwähn 
und möglichst schnell 
werden, während auf der ande 
ren Seile der gigantisch. aufge 
blasene „Baader-Meinhof”-Rum. 
mel aus durchsichtigen pol 
schen Gründen permanent am 
Kochen gehalten wird. 

Den _ Verbindungen der fa- 
schistischen Banden zur NPD 
ud, sowie untereinander wird 
nicht nachgegangen. 

Man hört auch aus gutem 
Grund kaum je von der Verur- 
teilung der faschistischen „Waf- 
fenliebhaber", Schon gar nicht, 


schistischen G ruppe nicht 
mehr leugnen, so taucht der Vor- 
fall nur in winzigen Notizen auf 


eine „linksradikale Terrorgrup- 
pe” gemacht. 


ter einige Beispiek für die 
Meyhode 
Im Februar 73 wurde ein 
Waffenlager“ in München ent 
deckt, bestehend u.a. aus neun 
Gewehren, 25 Pistolen oder Re 
wolvern, 21191 Schuß Munition 
und verschiedenen. „Chemil 
lien“, Die Polizei sprach von 
einem „unpolitischen» Waffen- 
fanatiker“ („FAZ",7.2.73). 
Im März wurde in München 
ein we 
deckt, bestehend u, 
Gewehren, 13 Pistolen oder Re- 
volvern und 2294 Schuß Muni- 
tion, Die Polizei sprach von ei- 
nem „privaten Walfenlager” ei 
ner „Sammien‘” („82” 24.3,73) 
Im Februar 73 wurde ein 
Waffenlager in Eslingen ent 
deckt, bestehend u.a. aus zwei 
. Maschinengewehren, drei Ma 
schinenpistolen, zwei Schnell 
feuergewehren, drei Karabinern, 
neun Pistolen oder Revolvern 
und einigen tausend Schuß Mu 
nition (vgl. Foto). Der Besitzer 
war Mitglied der NPD 
inder „Aktion Widerstand‘ 
Polizei sprach von einem 
yaten Waftenmussum“ ( 
Tat“, 8/79) 
Ein Zollbeamter, der an der 
Grenze zur DDR. Dienst tat, 
fiel dadurch auf, daß er nahe 
der DDR-Grenze In provozieren- 
: der Weise mit selbstgebastelten 
hantierte und sich dabei 
In seiner Wohnung 
wurden eine Maschinenpistole, 
mehrereGewehre, Revolver und 
große Mengen Munition und 
Sprengstoff wwie einige wi 
Der 


r 


(EEE 


nannte ihn einen „Waffenliebhaber” und ließ ihn laufen. 


Diatzheim, Vorsitzender der NPD 
in Duisburg. 

Im Februar 71 wurde in NRW 
eine weitere bewaffnete faschisth 
sche Gruppe aufgedeckt. Die 
meisten Mitglieder gehörten der 
NPD und dem NPD; „Oriner- 
dienst"-Schlägertrupp an. Die 
Gruppe hatte nach Angaben der 

mindestens 12 Mitglieder 

fundenen Waffen waren 

17 Gewehre, 13 Karabiner 

HI Pistolen, mehrere Gewehre 

mit Bajonett, Munition in großen 

Mengen, Ferner als „Zubehör 

Makate der „Aktion Wider 

stand”, Hakenkreuzfahnen und 

Arbeı ‚der Bundes 
wehr 

Im Oktober 


AB gegen sie so schweres Ge- 
schütz aufgefahren würde wie 
kriminelle Vereinigung” oder 
gar „Mochverrat”. Die Maßnah- 
men des Staatsapparates haben 
eher die Funktion, die Faschis 
ton mit sehr sanfter Strenge da 
zu zu erziehen, gefälligst in Zu 
kunft ihre Waffen besser zu ver 
jecken und bei ihren Handen- 
bildungen mit mehr Vorsicht 
und Geschick zu Werk zu gehen. 
Keinesfalls will die Bourgeoisie 
die faschistischen Banditen ent. 
heidend treffen, keinesfalls 
soll der Bevölkerung das Ausmaß 
des faschistischen Banditent 
deutlich werden, Denn wer weiß, 
wozu man sie noch brauchen 
kann, die Faschisten 


gebautelte Bomben gefuns 
Vorgang wurde heruntergenpielt 


und unter „unpolitisch” abge 
legt („Hamburger Morgenpost” 
166.72), 

Im August 72 wurde ein Waf- 
iger bei einem Frankfurter 


72 wurde eine 


NEAR 


Kampf- 


bürgerlichen Staat mit größter | cken. Der Mann, „dessen Verbin- | deckt,die ebenfalls umfangreiche 

Schonung beobachtet. dungen zu rechtsextremen Krei- | Waffenlager angelegt hatte, Die 
Faschistische Waffensamm- | sen in Frankfurt bekannt sind” | Presse sprach in großer Aufm: 

kungen werden in aller Regel für | (,.FR”) hatte zusammen mit | chung von einer „roten Terror- 


Miß- 


Bezeichnend ist für alle diese 
Beispiele, daß solche Vorfälle in 


vergessen 


Diese Watfen wurden bai einem Faschisten in Eslingen gefunden. Die Polizei 


Ihrer persönlichkeitsbildenden (? ? 1) 
Wirkung zu fördern und. zugleich 
den Erfordernissen des harten be 
ruflichen und wirtschaftlichen Weit 
bewerbs Rechnung zu tragen. ” 

Die IN haben außerdem ein Schüler- 
programm, in dem es ua, heißt 
„Das Natlonalbewußtsein muß be- 
Telts in der Schule geweckt und ge 
fordert werden“ die Schule müsse 
Schulabschlüse müssen den Leis 
fungserfordernissen der modernen 
Industriegesellschaft Rechnung tra 
gen”. „Die SMV (= Schülermitver 
waltung - Anm. AK) ist nicht be 
rechtigt, zu Fragen der allgemeinen 


Politik Erklärungen abzugeben.” 
Ein „schulisches Disziplinarrecht” 
sei „unumgänglich”; „eine Mitbe- 


Schülervertretern in 
Fragen ist abzu 


stimmung vo 
disziplinarischen 
Iehnen.“ 

Die IN haben nach eigenen Angaben 
etwa 3 000 Mitglieder (September 
73). Sie preisen sich an als „Jugend- 
organisation voller Dynamik” (Flug: 
schrift „Jugend für Deutschland”) 
und behaupten, „Generationenpro- 
bleme gibt ex bei uns nicht” (Flug 
schrift „IN ist in”). Im Übrigen 
ist wahrscheinlich gerade unter den 
IN der Trend zu den mehr aktio- 
nistischen und mehr sozialdemago- 
gischen _ „nationalrevolutionären”” 
Gruppierungen recht groß, 


„Soziale” Demagogie - 
Ausdruck der Krise 
des Kapitalismus 


Die Gruppen, die heute unter Na 
men wie  „Nationalrevolutionäre”" 
„Deutsche Sagialisten" eic: da 
Geschäft der Beorgeoisie betreiben, 
folgen sehr genau dem Vorbild des 
„Klassischen” Faschismus in Italien 
ünd Deutschland, 

Das Programm. d 
Faschisten vom Juni 1919 enthielt 
Forderungen wie Acht-Stunden-Tag, 
Garantierung von Mindestlähnen, 
Kontrolle moralisch und sachlich ge 
eigneter (7) Arbeiterkomlteen über 

iriebe der öffentlichen und pri 
en Wirtschaft”, Deschlagnahme 
von 85% der Kriegsgewinne. Als im 
September 1920 in Italien zahlreiche 
Betriebe von Arbeitern besetzt wur 
den, erklärte Mumolini „Die Arbei 

sollen nicht nur die F 
besetzen, sondern m 


italienischen 


Faschisten formieren sich („Aktion Widerstand” in Würzburg 1970) 


Progeamm der NSDAP vom 
Februar 1920 enthielt For 
wie „Abschaffung des 


ichung von Trusts und 
. „Gewinnbeteiligung an 


Demagogen 

wenn die 
reale antikapitalistische Massenbewe- 
wung es erfordert — in Worten sehr 
„kämperisch” zu geben und wor 
möglich (in Worten) die Gewerk 
schaften und, reformistischen „Ar 
beiterparteien"“ von „linka" zu über 
holen, wie vor allem das historische 
Beispiel des italienischen Faschismus 
zeigt. Entsprechend ihres Auftragen 
versuchen dabei die Faschisten die 
‚Empörung der Massen in erster Linie 
‚nicht auf die Kapitalisten, sondern 
auf die Arbeiterverräter in den Füh. 
rungen der Gewerkschaften und re- 
formistischen „Arbeiterparteien” ab- 
zulenken. 

Wir haben dafür ein anschaulichen 
Beispiel in den Demagogen der ANR, 


die einerseits zur Wahl der CDU/ 
CSU (!") aufrufen und andererseits 
lautstark die „Besetzung der Ge- 
werkschaftspaläste” und „Ahwahl 
aller Gewerkschaftsversager und Lei 
setreter aus den Betriebsräten” (und 
ihre Ersetzung durch CDU-Betriebs 


ließ, sich CSU-CHEI Strauß deutlich 
‚erkennbar mit dem Fingerzeichen der 
„Aktion Widerstand” fotografieren. 


Abgeschen von einzelnen dema- 
wogischen „Zugeständnissen” an anli- 
kapltalistische Stimmungen liegt die 
Politik der Faschisten auf der Linie 
der Kiassenversöhnung. „Wir sind 
gegen Ausbeutung und ” Klassen- 
kampf”, „Wir sind gegen Kapitalis- 
mus und” Kommunismus”. Parolen 
wie diese wenden sich vor allem an 
die zwischen Proleti ar 

er 


des Kapitalismus Immer si 


ten, aber sich noch aus Angst vor 
der 


Deklassierung”  (Prokearisie- 
‚berglauben und Rück- 
‚gegen die Arbeiterbewe 


gung und gegen den Kommunismus 
wenden 
Die Formierung „sozial’demago, 


ich- 
menden Krise des Kapitallımus zu 
verstehen, nämlich einerseits als Re 
aktion auf die Herausbildung kommu: 
nistischer Organisationen des Prole 
tariats und andererseits als Versuch, 
zunehmende soziale Unzufriedenheit 
in den kleinbürgerlichen Zwischen: 
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n1971 


Forts, RAF vor Gericht 


DD; sr ensure name 
m Knast sitzenden lichen 


| Kunze ‚wegen versuch- | 
| tem Mond It. Er sollte in ei 
ner Handtasche verpackt eine Brand 


'be zu einem Juristen-Ball in 
Mitglieder der „RAR u. - mit und berlin gebracht haben, Die An- 
ohne Urteil — war für uns nicht zu er- | Klage stützte sich auf Behauptungen 
ein, $$ Gefangene haban wir na- | von Kunzelmanns Freundin Anncke- 
tlich festgestellt; in dieser Rech- | trin Bruhn; diese war rauschgift. 
ing fehlt aber z.U, eine siebenköpfi- | süchtig und wurde von der Polizei 
ne Gruppe aus Wolfsburg und offenbar erpreßt und ausgenn | 


d Juni 73 mußte 
zolmann aufge 
tober 73 wurde er wegen Br 


tung zu 2 Monaten verurteilt 


Zu 8 Jähren wurde im Dezember 
73 Gabriele Kröcher verurteilt. Sie 
soll bei ihrer Festnahme im Jull 73 
Polizisten mit der Waffe bedroht he- 
ben 


vierköpfige Gruppe (von der Polizei 
als „Werner-KühnkGruppe" bezekh- 
„daß es Insgesamt 


das Urtei 


net). Wir schätzen 
0 


80 Gefangene der „RAF" u.. | 
dürften. Dies beinhaltet wohlge- | 
tel 


RAR de ar 
| 
I 


bar mit der 
lichen 


nellen. Vereinigung"), aber nicht Ge 
nomen, die 2.11, wagen Te 


Zu 7 Jahren wurde im November | 


Hausbosetzungen, an „Verb 73 Rudolf Putnik verurteilt; er soll 
Dem: oder isolierten | an einem Bankraub in Wesiberlin 
Aktionen im Knayt sind. Nicht, gt. \iteilgenommen haben. | 


halten sind in dieser Zul außerdem 

Genossen, die Ihre Zeit im Knast ab 

gesessen haben (wie +.B. Fritz Teufel 

Johann von Rauch und Marlanne I 

208) und verurteilte angebliche 

„RAF'“Helfer, deren Strafen zur Be 
hrung ausgesetzt wurden, 


Zu 6 Jahren Und 'Nanaren wire | 
im Dezember 73 Heinz Brockmann 
verurteilt. Die Anklage lautete auf 
Teilnahme an einer „kriminellen Ver- | 
einigung“, versuchte schwere Brand 
stiftung, Raub, Herbeiführung einer 
Explosion u.a 


Darüberhinaus Iiuft noch e 
größere Zahl von Haftbefehlen gegen | ee 
as Gericht selbst nannte die gegen 


weitere angebliche Mitglieder der 
YRAF" u4 | ihn ausgesprochene Strafe „unge 


Die bisher längste FreiheitsStrafe 
wurde im. Februar 73 gegen den 
Rechtsanwalt Horst Mahler ausge- 
sprochen: 12 Jahre. Ihm wurde die 
Gründung einer „kriminellen Vereini 
gung” („RAR") und Teilnahme an 
‚einem Banküberfall vorgeworfen. Der 
zweite Vorwurf stützte sich nur auf 
eine „Aussage” von Heinz Ruhland, 
Die Unplaubwürdigkeit Ruhlands 
wurde von Horst Mahler in seinem 
Prozeß, wie auch In anderen Prozes- 
son, nachgewiosen. (Ruhland hatte 


die „Milde” dadurch verdient, daß er 

ähnlich wie Ruhland — verschiede 
ine Genossen schwer belastet und zur 
Zusammenarbeit mit dem Staat bereit 
int 


Zu 6 Jahren und 6 Monaten wurde 
Margit Czenki im Februar 72 verur 
teilt. Sie soll an einem Bankraub teil- 
‚genommen haben. 

Zu 6 Jahren wurde im Mai 71 In- 
grid Schubert verurteilt. Sie soll bei 


ıs Bauder 


der Befreiung von Andr 


der Gruppe kurze Zeit angehört. 
(1970) geholfen haben. 

Im März 72 wurde er zu 4 1/2 Jahren ne he 

verurteilt und im August 73 bepna- | (oma nen uozeh wurde Irene 


Goergens zu 4 Jahren verurteilt, 


Zu je 4 1/2 Jahren wurden im De- 


| wöhnlich mild'': Brockmann hat sich 
digt und freigelassen als Belohnung | 


Astrid Proll auf dem Weg zum Prozeß, 
Inzwischen mußte dor Prozeß ausge- 
setzt worden, weil Astrid nach mona- 
tolanger Isolier-Haft nicht mehr „vor 
handlungstähig” ist. 


Margeit Schiller wurde im Februar 
73 zu 2 Jahren und 3 Monaten verur 
teilt, Die U-Haft bis zum Prozeß (15 
Monate) wurde angerechnet und 
Margrit Schiller vorläufig. freigelas- 
sen, jedoch Anfang dieses Jahres 
erneut festgenommen. 


Dasselbe Strafmaß wurde im De 
zember 73 gegen Marianne Herzog | 
ausgesprochen, Sie soll vom Novem- 
ber 70 bis Frühjahr 71 Mitglied des 
‚RAF" gewesen sein. Ein Banküber- 
fall in Kassel sollte ihr auch noch un- 
gehängt werden, jedoch scheiterte 
dieser Versuch. Marianne Herzog saß 
bis zum Prozeß zwei Jahre in U-Haft 
und wurde nach dem Prozeß freige - 
lassen. 

In einem Prozeß im Juni 73 gegen 
eine Gruppe, der Kaufhaus-Brand- 


Me27. 


stiftungen In Hamburg angelastet 

wurden, wurden drei Freiheitsstrafen wirkt sich sch negativ aus 

von je 2 Jahren und zweimal 9 Mo- | und soll offenbar möglichst viele Ge 

naten ver nominnen und Genoman. im Knast 
Die Prozesse goge nürbe‘ hen und zugleich ab: 

„Baader-Meinhof-Helfer” schrockend nach außen wirken. 

jetzt ebenfalls ins Rollen. Die 


Nierfolter") gegen viele Ge: 


angebliche 
kommen 
Welt 


di 60 () Brmittlungsvertahren zogen | DIE „Zweite Welle” wird 

"Sympathisanten" der „RAF" zu be- | VOTDFOIRR? 

ficken, - 
Im diesem Jahr/gab es berel drei |" Wash derckörmlah erfoipun Vor 


Verfahren gegen angebliche „Helfer 
B Monate gegen einen Buchhänd! 
6 Monate gegen einen Pfarrerfbeide 
Urteile „zur Bewährung”) und Frei 
h einer Architektin. 

Ein gewisser Homann war schon 
im April 73 zu 3 Mona. 


Iise wiak, Mar 


haftung ve Stach 
grit Schiller u.a, schrieh 
furter Allgemeine” (FAZ) 

| „Was ferat mehr als gestern Sorge 

) machen muß, sind nicht Sprengkör 
er und dürfige Pamphlete, wie sie 


pr 


zumeist von ingendwelchen mißrate 


lt Bewährung”) verurteilt | nen Sprößlingen deutscher Bürger 
yorden; sein Vorteil war, daß er zur | Aauser - Professorensöhner und Pa 
Zusammenarbeit mit dem Staat und | ytorentächtern _ für den brauch 
der bürgerlichen Presse bereit war. | des nächsten Tages zussmmengeba 


stelt werden. Gefahr droht dem Staat 
von langfristig geplanter, akribischer 
Kaderarbeit linksradikaler Gruppen, 
Organisationen und sogar anerkann 
ter politischer Partelen, 
(FAZ, 5.2.1974). 

In diesem Zusammenhang ist da- 


Es lauf 
If Poh 


n noch Prozesse gegen 

angeklagt als „Waffen 
der „RAF” und gegen Bri 
gitte Astonk, Monika Berberich, Ire 
ne Goergens, Ingrid Schubert, Hans 
Jürgen Bäcker und Eric Grusdat, die 
alle 1970 zusammen mit Horst Mah- 


ler festgenommen wurden rauf zu verweisen, daß demnächst 
| in Dortmund gegen die ehemaligen 
Der Prozeß gegen Astrid Proll, an- | Presse-Verantwortlichen der „KPH 
geblich „RAF”-Mitglied, mußte aus- | ML" („Rote Fahne”) ein Prozess u.a 
gesetzt werden, weil Astrid durch | nach dem $ 129 („kriminelle Ver 
die Haft so kaputt gemacht wurde, | einigung”) beginnen soll (vl. AK 
daß sie z.Zt. nicht mehr verhand- | 39, 8: 27). 
lungsfähig ist "Auch die „‚KPD" und die „KPD / 
Gesundheitliche und psychische | ML" sind wiederholt als „Kriminelle 
Schäden durch die Haft sind im übri- | Ve: «" diffamiert worden. 
gen bei den politischen Gefangenen | Wir wollen im nächsten AK aus 


nicht auf Einzelfälle beschränkt..Be- 
sonders die Verhängung von Einzel 


führlicher auf diesen Punkt eingehen. 


Irene Goergens, Ingrid Schubert und Horst Mahler 1971 vor Gericht. Sie sollen 
bei der Befreiung Baadeys beteiligt gewesen sein. Die Urteile: Vier Jahre gegen 
Irene Goergens, sechg Jahre gegen Ingrid Schubert, Freispruch für Horst Mahler 
in dieser Sache (später wurde Mahler in einem anderen Prozeß zu zwölf Jahren 
verurteilt). 


Tocngens zu 4 Jahren verurteilt 
Zu je 4 1/2 Jahren wurden im De- 
zember 72 Wolfgang und Ursel Hu 


digt und freigelassen als Belohnung 
für seine Zusammenarbeit mit Polizei 


Sad Jane) ber verurteilt, Sie sollen das Heidel 
berger „SPK", das mit der „RAF 
Zweimal wurden bisher Freiheits- | DW So, &htanden haben sol 


strafen von Io Jahren ausgesprochen. 
Im Juli 72 wurde Werner Hoppe „we 
gen dreifachen Totschlagversuchs” zu 
10 Jahren verurteilt, Dies ging sogar 
über den Antrag des Staatsanwaltes 


geleitet haben. 
Im selben Prozeß wurde Siegfried 
Hausner zu 3 Jahren verurteilt 


Carmen, Roll, die ebenfalls dem | 


(6 Jahre) hinaus. Werner Hoppe.war | „SPK" ‚angehört haben soll, wui 
am 1$, Juli 71 festgenommen wor- | {m Juli 73 zu 4 Jahren verurteilt. Der 
den, als Petra Schelm erschossen | Staatsanwalt hatte 9 Jahre gefordert. 
wurde. Er soll mehrere Schüsse Tül Meyer wurde 1972 wegen 


Polizisten abgegeben haben, jedoch | 
die entsprechenden Ausagen | 

Her Polinten voler Widenprüche. | 

Der Polis, der Werner Tsgenom- 


teilt. Er konnte Ende letzten Jahres 
aus dem Knast entkommen, 
Ebenfalls zu 3 Jahren wurde Ilse 


| 
Mordversuch" zu 3 Jahren verur- | 
| 
| 
I 


men hatte, Wurde während des Pro- | Bongartz Im April 72 „wegen Brand 
zowen am "76.1972 für lingere | uiftung und schwerem Diebstahl 
Zeit In eine „Sunthts’-Zelle des UG | verutet, 

eingesperrt, weil er auf dem Flur e 

nen Oberkommissar allzu laut gefragt, Zu 2 1/2 Jahren wurde Helmut | 


Pohl verurteilt wegen „Unterstützun 


worin eigentlich der Unterschied zwi 
schen einem Polizeiericht und ei | einer kriminellen " Vereinigung’ 
ner Aussage vor Gericht bestehe. Am | („RAF"). Obwohl Yas Gericht ihn 
nächsten Tag war zu lesen, der Poll- | nur für eine „Randfigur” hielt, wur 
zist sei „werwirnt de ihm. „straferschwerend" angela- 


daher „zur Erholung oliert” werden 


gewesen und habe | 
wbenden Wider: | 


t, „daß er in politischer Verblen- | 


mössen. (Die haarat dung deren (‚RAF*) Ziele unterstützt 


sen. (Die haarsträubenden ‚Wider + |, und gefördert hat.“ ( „FAZ“, 33.73) 
spröchlichkeiten im Moppe-Prozeß | Helmut Pohl wurde später freigelas 
sind in AK 21 ausführlich behandelt). | sen, jedoch Anfang dieses Jahres wie 
der verhaftet 
Ebenfalls zu 10 Jahren wurde i Johann von! Rauch, Bruder des | 


November 73 Heinrich Jansen vorur 
Dezember 70 fesige 
Heinrich Jansen 
Prozeß vorgeworfen, W 

{nahm 


von der Polizei erschoisenen Georg | 


von Rauch, wurde im Februar 72 zu 


1/2 Jahren verurteilt. Er hatte am 


nommen worden } 


wurde i seiner Festnahme eine 
August 70 und bei seiner F 


Schüsse auf Pi 


geblich bei 
Waffe getragen und Widerstand geler 
stet (was beides nicht bewiesen wer 


heisten abgepeben au 


haben. Der Staatsanwalt hatte 12 | den konnte), Johann von Rauch wur 
Jahre geford | de im September 73 aus der Hafı ent 
Iassen, die verbleibende Strafzeit (10 

Zu einer Preiheitssurafe von 9 Jahr | Monate) „zur Bewährung” ausge 


ren und einem Monat wurde Dieter | satt 


Polizeiaufmarsch vor dem besetzten Haus Eckhofstr. 39 am Tag der gewaltua-| || 


men Rlumumg. 


a een 
A nSBE Ar Da Ba | 
Pre. mn Ari ne ie 
Sinn iD era at 


gend „sansert” der Hamburger Senat 
zum Wohle der „Neuen Heimat“; Häu 
| ser werden abgerissen und gewinn 


vor allem I 


w 
Bewohau' 


nentumswohnungen zu 
pre 


Mai, nachts, 


währung augenetzie Strafen von 
einem Monat Jugendarrest und au 
Berdem je acht 
Altersheimen). 


Arbeitsauflagen (in 


Ein zweiter Prozeß gegen insgesamt 
‚cht Genossen lief im Januar. Die Ur 
teile waren noch härte 
Prozeß 
währ 


als im ersten. 

jeweils 16 Monate ohne Be 
ng gegen einen Arbeiter und ei 
nen Lehrling, einmal |4 Monate, ein 
mal ein Jahr Jugendstrafe, auch o) 
Dewährung; In den übrigen vier F 
Ic Jugendarrrest-Strafen, 

Weitere Prozesse stehen bevor, Die 
bisherigen Urteile zeigen schon, wie 
der bürgerliche Staat mit denjenigen 
umspringt, die das „Recht” der Bour 
geoiste auf Bodenspekulation und Ver 
nichtung von Wohnraum aktiv in Fra 
ge stellen. 


Haus von einer „Spezialeinheit" der | 
Polizei gestürmt und etwa 70 Bewoh: 
ner des besetzien Hauses festgenom- 


Der erste Prozeß gegen einige der| [ermngster Orvk = Verim 
Genossen, die an der Hausbesetzung| |3. Aeenu, Veriog ARDEITHAKAMPF 
teilgenommen hatten, ging im Septem-| |2 Memburg 13, Rumchbahn 36, veraniw. 
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ber 73 Ober die Bühne, Die Untele: | 
Ierncneinungeweise: _ öreimöchenitich 


cin Jahr Freiheitsstrafe ohne Bewäh 


rung gegen einen jungen Arbeiter, | preis; 60 Pig, Verlagskanen: 
neun Mi Bank, Kia, Nr, 61 8170] 
auch ohne Bewährung; dig anderen | |: Asenis, und! Postseheckkonte Ham- 


nate gegen einen Schüler | 


klagten erhielten aur De Nr. 240 BOB, 3, Neon 
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uschale Regelung, 
Mißbrauch, der antikommu- 
nistischen Verhetzung, der Unterdrük- 
kung, der Denunzlation und dem Ne- 
rufsverbot nicht nur Tür und Tor öff- 
‚net, sondern geradezu dazu dient 

‚Auf der HIV war eine ganze Reihe 
von DKP-Anhängern nicht mehr be- 
reit, diesen Kurs mitzugchen. Mög- 
lich also, daß die DKP hier und dort 
in bißchen zurücksteckt, So hat os 
zu der Stimmenthaltung der Revisio- 
nisten beim „Unvereinbarkeitsbe- 
schluß" des Vorstands gar ein wenig 
Preudo-Selbstkritik“ gegeben. Die 
HIV hat gezeigt, was von dieser 
zlebaikriik® zu haln it; Bi it 

ehrlich. 

Em -hsolidarischer als die DKP 
war die Stellungnahme der Jusos, in 
der die DGB-„Unvereinbarkeitsbe- 
schlüsse” mit den Berufsverboten ver- 
‚klichen werden und die Gefahren 
‚nannt werden, die sich aus dieser Po- 
tik für die Gewerkschaftsbewogung 
ergeben, Dennoch sind die Jusos der 
Auffassung, daß, es nicht danım ge- 
hen kann, „„..den Kampf gopen eine 
angeblich die Interessen der Arbeit- 
nehmer verratende Gewerkschaftsfüh- 
rung zu orientieren”! 


‚Außerordentliche Hauptver- 
sammlung gefordert! 


Als am Ende der HV vom 18.2. 
der Vorstand seine Schäfchen bereits 
im Trockenen glaubte, und die Lin- 
‚ken einigermaßen ratlos waren, for- 


Forts. Metall-Lehrlinge 


heitstagen eingeführt, Prämien gestri- 
chen usw. Mit diesen Maßnahmen 
gelang es der GL weitgehend, die 
‚Genossen der Gruppe KPD/ML von 
'n Kollegen zu isolieren. Im Verlauf 
des Jahres 73 brach die Arbeit der 
Gruppe KPD/ML in der Lehrwerk- 
‚statt fast völlig zusammen. 

Inıdieser Situation kamen die 
Kündigungen im Dezember völlig 
überraschend. Betroffen waren ein 
Jugendvertreter und ein Vertrauens- 
mann, Die Gründe für die Kündigun- 
gen. waren willkürlich zusammenge- 
‚sucht (Verspätung, einzelne Leistun- 
gen, Berichtsheft usw). Klar ist, 
daß die wahren Kündigungsgründe 
politischer Natur sind. Als JV bzw. 
Vertrauensmann hatten die beiden 
‚ollegen sich aktiv für die Interessen 
der Lehrlinge eingesetzt. Der Coup 
der GL galt den Vertretungsorganen 
der Lehrlinge, die den Wahlen 
1972 eine Bastion der Linken waren. 


mehrere Lehrlinge aus der Gewerk- 
schaft ausgeschlossen hatte. Und auch 
jetzt leisteten die gewerkschaftlich 
organisierten BRs bis hin zum SEW- 
BR Schützenhilfe. Zuerst versuchten 
sie, die Kündigungen s0 lange es ging 
vor den Lehrlingen geheimzuhalten. 
Aber die Lehrlinge bekamen dennoch 
Wind von der Sache, Sie legten die 
Arbeit nieder und zogen geschlomen 
zur Ausbildungsleitung und zum BR. 
Während die AL die Kündigungen 
bestätigte, wagten es die Betrieben: 
te immer noch frech zu lügen: ihnen 
sei von den geplanten Kündigungen 
nichts bekannt, Später, als sie d 
auch nicht mehr aufrecht erhalten 
konnten, forderten sie die Lehrlinge 
auf, die Arbeit unverzüglich wieder 
aufzunehmen und verwiesen auf die 
nächste BR-Sitzung, in der über die 
Sache entschieden werde. 
‚Nach diesen Erfahrungen mit dem 
BR verließen sich die Lehrlinge 

türlich nicht mehr darauf, daß der 
BR sich für ihre Interessen einsetzen 
würde. Sie legten an drei Tagen 
jeweils für ca, zwei Stunden die Ar 
beit nieder und versammelten sich, 
um die Lage zu besprechen, 

In dieser Situation erwies es sich, 
daß die Lehrlinge gehandlcapt ware 
lurch die falsche aktionistische Polı- 
tik, die die Linken (vor allen Dingen 
lie KPD/ML) bisher bei Osram 
macht hatten. Die spontane Bereit- 
schaft zur Solidarität mit den gefeu- 
erten Kollegen war sehr groß und das 
ist sicherlich auch auf die aktive Ar- 
beit der Genosen von der Gruppe 
KPD/ML (RF) zurückzuführen. An- 


deremeits ac doch 
eine gewisse zu tun 
sei. Us zeigte sich sehr bald, daß es 


ine Kollegin eine außerordent- 
„Unvereinbar- 
keitsbeschlüsse” und Heß Unterschrif- 
tonlisten dazu heramgehen, Bereits, 
beim Einsammeln der Listen wurde 
deutlich, daß diese Initiative Erfolg 
haben und die erforderlichen 200 Un- 
torschriften erreichen würde. Wir be- 
arüßen diese Initiative, weil wir jeden 
Versuch, den Vorstand zur Diskus- 
sion zu zwingen, und dem Wil- 
Ion der Mitgliedschaft Ausdruck zu 
verleihen, unterstützen. Für ausge- 
sprochen dumm und sagenhaft un- 
verfroren halten wir es allerdings, 
sich 0 wie KBW/SSG zu verhalten 


Diese Leutchen schalteten „blitz- 

schnell”, wie ex so ihre Artist und 
versuchten, die Listen für sich 
einzusammeln, als ob es das Selbst- 
verständlichste von der Welt wäre, 


Aber das ist typisch fürden 
KBW/SSG: Immer an die Spitze 
spurten, immer sich einer Bewegung 
aufsetzen wollen, immer großartige 
„Erfolge” herausposaunen, aber n ie 
in der Lage sein,, auch nur eine ein- 
ige Sache auf die Beine zu stell 
die Hand undFuß hat. Da wundert 
man sich nun im SSG-Hauptquartier 
über die Qu it tu mp, die die GEW- 
Kollegen dieser Politik erteilen. Man 
sieht förmlich, wie dem „Sekretär der 
Ortsleitung Hamburg des KBW" der 
Kopf raucht; „Erstaunlich ist nur, 
daß trotz dieser Erfolge u n se 
rer (siehe oben!) Politik unter 
Lehrern... jeder dieser Erfolge uns 
nicht ein paar Genossen bringt, 
sondern ein paar kostet” („Bericht... 
vom 1.1.74). Tja... Erstaunliche Din- 
ge, unlösbare Rätsel, circulus vituosus. 


nahme der Kündigungen zu erzwin- 
gen. Gerade für die noch relativ un- 
bewußten Lehrlinge mußte das zu der 
Schlußfolgerung führen, daß die oben 
doch am längeren Hebel sitzen und 
‚daß man eben doch nichts ändern 
kann. 

Zu dieser resignativen Stimmung 
mußte es kommen, weil die Linken 
bisher vernachlässigt hatten, bei dı 
Lehrlingen Klarheit zu schaffen über 
die gesellschaftliche Situation, spe- 
ziell über das Kräfteverhältnis zwi- 
schen Bourgeoisie und Proletarlat. 
Es war den Lehrlingen nicht in ge 
nügendem Maße klar, daß der Angriff 
der GL gegen ihre Vertretungsorgane 
‚Teil eines Großangriffs der Bourgeoi- 
sie gegen die Rechte der Arbeiterklas- 
se auf allen Ebenen ist. Klar war 
ihnen auch nicht, daß die Arbeiter- 
klasse insgesamt diesem Großangriff 
noch nicht viel entgegenzusetzen hat 
und daß darum auch mit kurzfristigen 
Erfolgen im Einzelnen nicht unbe- 
dingt zu rechnen ist 

darum kam es in dieser Situs- 


diese Zu- 


gaben zu orientieren. Genau in die 
Tichtige Richtung zielten die Beiträge 
der Lehrlinge, die noch während 
Streikversammlung auf die Vertrau- 
ensleutewahlen hinwiesen, die nochin 
diesem Frühjahr stattfinden werden. 
Wenn es schon nicht gelungen ist, 
den Schlag der Kapitalisten in diesem 
konkreten Fall zu parieren, dann 
kann es aber jetzt gelingen, den 
Wunschvorstellungen der GL bei den 
VL-Wahlen eine Absage zu erteilen. 
Desonders wichtig aber ist es, um den 
Erfolg auch langfristig zu sichern, 
eine breite Diskussion unter den Lehr“ 
lingen zu entwickeln über die polit; 
sche Lage der Arbeiterklasse und über 
‚die langfristigen Aufgaben im Klassen- 


lich nicht die Solidarität mit den 
Entlassenen vornachlässigt werden. 
Wie schon eingangs erwähnt erfolgte 
ja aus Anlaß des Streiks noch eine 
weitere Kündigung. Zwei Prozesse 
vor dem Arbeitsgericht laufen noch. 
Die Lehrlinge werden ihre gckündig- 
ten Kollegen in diesen Prozessen 
mit Zeugenaussägen unterstützen. Es 
muß noch organisiert werden, daß 
sich möglichst viele Lehrlinge daran 
beteiligen. 

In dem dritten Fall ist schon 
alles gelaufen. Die Gewerkschaft hat 
für den Kollegen einen „Kompromiß” 
mit der GL „ausgehandelt; Kir 
bekommt die volle Dezembervergb- 
tung ausgezahlt, obwohl ihm rechtlich 
nur die Mälfte „zustehen” würde, 
Man überlege sich: Nur ca. 150 DM 
kostet es heute einen Kapitalisten, 
einen „unliebsamen” Lehrling los- 
zuwerden. = 


KB-Wesiberlin 


Für die Erhaltung einer kampf- 
starken demokratischen Gewerk- 


schaftsorganisation ! 


Vor einem Jahr war der Versuch 
des Vorstandes, durch eine Satzungs- 
rung die HV abzuschaffen, knapp 
heitert. Seit dieser Zeit „regert” 
der Vorstand in allen wesentlichen 
Fragen nicht nur ohne die satzungs- 
mäßige Zustimmung der Mitglicd- 
schaft (Hauptversammlung und Ver- 
trauensleuteversammlung; siche AK 
39), er verstößt auch ständig gegen 
die Satzung: z.B. willkürliche Abset- 
zung der für Dezember 73 angesetzten 
HV, Nichteinhaltung gültiger HV-Be- 
‚schlüsse bis zu scheinbaren Neben- 
sichlichkeiten wie Verstoß gegen die 
Wahlvorschriften. In diesem Zusam- 
menhang ist es zu schen, daß der Vor- 
stand gezielt versucht, die HV „ar- 
beitsunfühig” zu machen, Nachdem 
eine Satzungsänderung auf ‚legalem 
Weg’ nicht durchgekommen ist, han- 
delt essicht jetzt darum, die demokrati- 
sche Struktur der GEW Hamburg 
auf keiten Wann“ zu senhlaumn, 
d.h. daß der Vorstand in der Praxis 
dafür sorgt, daß Minlieder Rechte 
nur noch auf dem Papier stehen, fük- 
tisch aber nicht mehr wahrgenom- 
men werden können. Ziel dabei ist, 
bei der geplanten Zentralisierung der 
BundesGEW die Abschaffung von 
der HV wie auch die Durchsetzung 
der „Unvereinbarkeitsbeschlüsse” — 
also eine weitgehende Einschrän- 
kung der innergewerkschaftlichen 
Demokratie — vorzunehmen. Darum 
ist es wichtig, daß im Hamburger 
Landesverband die demokratischen 
Prinzipien gewerkschaftlicher Ar- 
beit verteidigt werden und daß sie 
in die Satzungsänderungs-Diskussion 
‚der Bundes GEW eingebracht werden. 
Rechte Lehrerorganisationen, die 
den Charakter ständischer Berufsver- 
bände tragen, unternehmen gegenwä: 


Polizeischikane gegen ROTE HILFE Flensburg 


Die Rote Hilfe Flensburg hat uns 
folgende Notiz mit der Bitte um 
Veröffentlichung zugeschickt. 

jie Rote Hilfe Flensburg arbeitet 

seit erwa einem dreiviertel Jahr, 
Sie führte Aktionen (Stände, Flug- 
blätier), die gegen die völlige Ent- 
rechtung politischer Häftlinge, gegen 
die Isollerfolter und die Klassen- 
Justiz gerichtet waren, durch. Auch 
beteiligte sich die RH an einem 
‚Rot-Punkı-Komitee gegen die Fahr- 
preiserhöhungen in Flensburg. 

Bereits im November vergangenen 
Jahres benutzte die Polizei die Ab- 
wesenheit eines Genossen, um seine 
Wohnung zu durchsuchen und zu | 


Inhalt 


tig heftige Anstrengungen, um ihren 
Kinfluß in der Lohrerschalt 2 
ken (Gründung des „ 
dung und Erziehung” am 18.2. in 
Bonn). Gerade im Ringen mit diesen 
Verbänden, besteht unserer Auffas- 
sung nach die Pflicht einer Gewerk- 
schaft der Lehrer darin, den demokra- 
Tischen Kampf zu führen und 


len Fragen der Demokratie eine prin- 
zipielle und klare Alternative zu die- 
sen Verbänden zu bilden, die 

hierin eine verhängnisvolle Rolle un- 
ter der Lehrerschaft spielen (ganz 

zu schweigen von der „Erzichung" 


Orientierung auf den 
Schulkampf 


Es reicht nicht aus — überspitzt 
gesagt — auf Hauptversammlungen 
mit dem Vorstand in den Ring zu 
steigen, so wichtig diese Auseinander- 
setzungen auch sind, Ea iat notwen- 
dig, die biklungspolitischen Aufgaben 
der Gewerkschaft wahrzunehmen und 
eine gewerkschaftliche Basisarbeit an 
den Schulen vielfach überhaupt erst 
in Gang zu bringen, 

Die „Bildungspolitik”” 
des besteht darin, aus 
Bach 20 dene, zen Tee Ringe 
einen großen Wirbel zu machen. Mal 
ist es der NC, mal die zu großen 
Klassenstärken, jetzt Besoldungsfra- 
gen. Was dabei unterm Strich bleibt, 
ist zwar nirgendwo eine wesentliche 
Veränderung der bestehenden Miß- 
stände, aber fast immer ein "Entgegen: 
'kommen des Hamburger Senats’, eine 
"Übernahme der GEW-Vorstellungen 
in das SPD-Wahlprogramm', ein "De- 
achtlicher Erfolg der Bemühungen 
des Vorstandes’, eine Teste Zusage, 
man werde die Vorstellungen der 
GEW berücksichtigen” etc. Unserer 
Meinung nach wird hier letztendlich 
Schindluder mit den Interessen der 
Lehrer betriebeı 


verwüsten. Am Freitag, den 8.2. kam 
eserneut zu Haussuchungen und Ver- 
hören. Morgens um acht Uhr drangen 
die Bullen in drei !!! Wohnungen von 
RH-Genossen ein, druchsuchten sie 
zwei Stunden lang und verhörten die 
Genossen! Hausdurchsuchungsbefehle 
‚hatten sie nicht, sie bezogen sich auf 
den $129 „Verdacht auf Bildung 
einer kriminellen Vereinigung”. Bei 
einem Genossen brachen die Popos 
mit Nachschlüsseln ein, weckten des- 
sen Mutter, die noch schlief und 
durehsuchten die Wohnung. Einen 
Fotografen hatten sie auch dabel, der 
Dinge wie eine Campingausrüstung, 
einen Gaskocher und eine Harpune 


‚darauf hin, dab es 
ampf" gegen das 2. 
DesVNG ähnlich verhält, Das einzige, 
was die Politik des GEW-Vorstandes 
wesentlich hierbei vom rechten 
„Deutschen Lehrerverband Ham- 
burg” unterscheidet, ist die Ankün- 
digung einer Urabstimmung über die 
Durchführung eines Warnstreiks. 
was zwar ungeheuer „radikal 
klingt, bis zu dessen Durchführung 
eraber noch ein Junger Waa 

t. Bs wird ausschl die 
Frage der akt beni- 
dung eines Teils der Hamburger 
Liehrer gesehen (wogegen sich aller- 
dings auch Hamburger Elternräte 
stark machen sollen). 

Aufgabe einer Gewerkschaft d 
Lehrer wäre es indessen, für bildungs- 
politische Forderungen zu kämpfen, 
in deren Mittelpunkt klar das gemein- 
same Interesse an Schule und Ausbil- 
dung von Schülern, Eltern, Insbeson- 
dere aus der Arbeiterschaft, u nd 
Lehrern steht. Dazu ist es notwen- 
dig, das 2. BesVNG im Zusammen 
harig mit der Verschlechterung der 
Lehrerausbildung, dem Numerus. 
Clausus und dem Lehrermangel, 
mit dem neuen Unterrichts-Richt- 
linien und der Schulmisere insgesamt 
zu sehen. Insbesondere ist es notwen- 
dig, deutlich zu «machen, daß all die- 
se Maßnahmen letztlich eine Verschär- 
fung des Bildungsprivilegs gegen die 
‚Arbeiterklasse zum Inhalt haben. Ge- 
nau das muß der Kern unseres Kam- 
pfes sein, wenn wirklich Verbesserun- 
gen erreicht und eine gemeinsame 
Kampffront mit Eltern und Schülern 
aufgebaut werden soll. 

Es wird ein wesentlicher Schwer- 
punkt in der Gewerkschaftsarbeit 
‚der demokratischen Lehrer sein müs- 
sen, eine solche bildungspolitische 
Linie in der Auseinandersetzung mit 
dem Vorstand zu erarbeiten. 


Bündniskommission des KB/ 
‚Gruppe Hamburg 


Jotografierte. Sie beschlagnahmten 
legale Bücher und Broschüren und 
ein ca. 30 cm langes Stück Brenn- 
holz, Die Genossen wurden auf dem 
Polizeirevier eine dreiviertel Stunde 
lang verhört, 

Verstärken wir unsere Solidarität, 
setzen wir dem staatlichen Terror 
die revolutionäre Einheit der Arbei- 
terklasse und anderer ausgebeuteter 
Schichten entgegen. — Solidariidı 
hüft siegen - 

Nieder mit dem Bonner Pöhizeistaat! 
‚Kampf der Klassenjustiz! 
Freiheit für alle politischen 
Gefangenen! 

Hände weg von der Roten Hilfe! 
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